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VORWORT. 



Indem ich meine systematisch gegliederte Darstellung 
des Europäischen Völkerrechtes veröffentliche, beabsichtige 
ich zunächst, ein Bedürfniss Derjenigen zu befriedigen, 
welchen ein umfassendes >Lehr- und Handbuch«, z. B. 
das treffliche Werk von H e f f t e r % entweder für die 
Beschaffung zu kostspielig oder für das Studium zu um- 
fangreich ist. Das hiemit bezeichnete Bedürfniss ist aber 
ein weit verbreitetes und wird beinahe von allen Ge- 
bildeten empfunden, welche nicht dem juristischen Stande 
und Berufe angehören. Gleichwohl hat die vorhandene 
Literatur keine Leistung aufzuweisen, durch welche das 
fragliche Bedürfniss allseitig und ausreichend befriedigt 
würde. 

Im Uebrigen hoffe ich, dass das vorliegende Buch 
auch geeignet ist, als Unterrichtsmittel an solchen höheren 
Fachschulen zu dienen, in deren Lehrplane dem Studium 



«) A. W. Heffter, Das Europäische Völkerrecht der Gegenwart auf den 
bisherigen Grundlagen. Siebente Ausgabe, bearbeitet von Dr. F. H. Geffcken, 
o. Professor des öffentlichen Rechtes an der Universität Strassburg. Berlin 1882. 
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des Völkerrechtes eine Stelle angewiesen ist. Die Zahl 
derartiger Fachschulen ist aber in erfreulicher Zunahme 



begriffen, nachdem die Marine- und Handels-Akademieen 
mit gutem Beispiele vorausgegangen sind und das Völker- 
recht in die Reihe der »obligaten Lehrgegenstände« auf- 
genommen haben. Umsomehr musste bisher der Mangel 
an einem entsprechenden brauchbaren Unterrichtsmittel für 
die betreffenden höheren Fachschulen beklagt werden. 

Was die Studierenden unserer rechts- und staats- 
wissenschaftlichen Facultäten anbelangt, so wird den- 
selben das vorliegende Buch zwar weder den Besuch 
der akademischen Vorlesungen über Völkerrecht, noch 
das Studium eines umfassenden »Lehr- und Handbuches« 
des Völkerrechtes entbehrlich oder überflüssig machen, 
immerhin aber als Einleitunof in die Wissenschaft und 
namentlich als Repetitorium bei der Vorbereitung auf das 
betreffende Staatsexamen oder Rigorosum eine längst 
vermisste und gern gesehene Erscheinung sein! 

Selbst die Practiker, die Beamten des auswärtigen 
Dienstes und namentlich die Functionäre des diplomati- 
schen und consularischen Amtes, dürften ihre Theilnahme 
einem Werke kaum versagen, in welchem sie über den 
neuesten Stand der wissenschaftlichen Auffassung und 
gelehrten Bearbeitung aller ihre Berufssphäre ausfüllenden 
Fragen verlässlichen Aufschluss und gedrängte Anweisung 
zu finden vermögen. 
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Bezüglich der Anlage und Ausführung meines Wer- 
kes bemerke ich, dass ich bemüht war, nach Heffter's 
grossem Vorbilde nur das wirklich geltende Völkerrecht 
in Umrissen zur Darstellung zu bringen und nicht, wie 
Bluntschli^) dies in seinem »Rechtsbuche« gethan hat, 
das anerkannt giltige Recht mit Demjenigen zu ver- 
mischen, was nach Ansicht des Verfassers Recht sein 
sollte. Sehr treffend erklärt Geffcken in seinem Vor- 
worte zur siebenten Ausgabe des He ffter sehen Werkes: 
»Unstreitig hat die Wissenschaft das Recht und die Pflicht, 
die Mängel des geltenden Rechtes zu beleuchten und auf 
die Vervollkommnung des Bestehenden hinzuarbeiten; 
aber dies berechtigt sie nicht, dem Augenblicke vorzu- 
greifen, wo eine Rechtsanschauung wirklich zum allgemein 
geltenden Rechtssatze durch den consensus gentium ge- 
worden ist. Auf diese Weise geräth man stets in Gefahr, 
das Wünschenswerthe und oft das nur subjectiv Ge- 
wünschte mit dem Wirklichen und Möglichen zu ver- 
wechseln, und gibt dadurch der skeptischen Kritik der 
Leugner des Völkerrechtes Raum, welche derartige per- 
sönliche und oft unausführbare Forderungen zum Anlasse 
ihrer Behauptung nehmen, dass es wohl ein internationales 
Herkommen, aber kein internationales Recht gebe.« 

Was die Systematik unserer Wissenschaft betrifft, 



2) J. C. Bluntschli, Das moderne Völkerrecht der civilisirten Staaten 
als Rechtsbuch dargestellt. Nördlingen 1868. — Dritte Auflage 1878. 
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so behandelt Heffter bekanntlich in drei Büchern: 
I. das Völkerrecht oder die Grundrechte der Nationen 
in Friedenszeiten, IL das Völkerrecht im Zustande des 
Unfriedens oder die Actionenrechte der Staaten, III. die 
Formen des völkerrechtlichen Verkehres oder die Staaten- 
praxis in auswärtigen Angelegenheiten sowohl im Kriege 
wie im Frieden. Gegen diese Systematik haben sich 
jedoch längst viele und gewichtige Stimmen erklärt, wie 
insbesondere z. B. Bulmerincq*^) und v. Mohl*); Geff- 
cken') selbst betont in seiner Neubearbeitung des Heff- 
ter 'sehen Werkes, dass die Heffter 'sehe Auffassung, 
wonach >die kunstvollste Methodik in der Ausführung 
immer auf die obigen drei Kategorieen zurückführen oder 
daran erinnern werde c, sich mit gutem Grunde bestreiten 
lasse. Ich schliesse mich daher in der Systematik des 
Völkerrechtes der Autorität Geffcken s an, indem ich 
das System nach Geffcken s*^) Vorschlag folgender- 
massen gliedere: > Erstes Buch — Die Subjecte des Völker- 
rechtes c; »Zweites Buch — Die Verhältnisse der Staaten 
zu einander in ihren friedlichen Beziehungen c; »Drittes 
Buch — Der Streit der Staaten c ; — und ich hoffe, dass 



») A. Bulmerincq, Die Systematik des Völkerrechtes von Hugo Gro* 
tius bis auf die Gegenwart (Dorpat 1858), S. 201 u. f. 

*) R. V. Mohl, Encyclopädie der Staatswissenschaften (Tübingen 1872, 
js weite Auflage), S. 422. 

») A. a. O., S. 8. 

•) A. a. O., S. 8—9. 
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es mir gelungen ist, mittels der hiemit gekennzeichneten 
Gliederung des Ganzen, sowie mittels der weiteren Ein- 
theilungen der drei Bücher >eine nach den richtigen 
Grundanschauungen systematisirte Darstellung des Gel- 
tenden« hergestellt und hiedurch eine durch v. Mohl 
beklagte Hauptlücke in der vorhandenen Literatur erfolg- 
reich ausgefüllt zu haben. ^ 

Möge meinem Buche unter allen Umständen wenig- 
stens das Eine Glück beschieden sein, dass dasselbe dazu 
beiträgt, das Interesse an dem Studium des Völkerrechtes 
in immer weiteren und selbst den weitesten Kreisen 
anzuregen ! 

Marburg in Steiermark, im April 1884. 



Prof. Peter Resch. 



'*) Vergl. R. V. Mohl, Geschichte und Literatur der Staatswissenschaften 
(Erlangen 1855), I. S. 468. 
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Einleitung. 



I. Der BegrifT »des europäischen Völkerrechtes. ') 

§ I- 

Die räumliche und zeitliche Coexistenz verschiedener Staaten 
hat eine Rechtsordnung für das gegenseitige Verhältniss derselben 
zur Vorbedingung des nationalen Bestandes und des mensch- 
lichen Fortschrittes. Ohne eine derartige Rechtsordnung wäre 
die Herrschaft des Stärkeren unvermeidlich und eine höhere 
Ausbildung der Einzelnen und ganzer Völker schon aus dem 
Grunde unmöglich, weil gewisse theils erlaubte, theils gebotene 
Zwecke der Einzelnen und ganzer Völker in staatsrechtlicher 
Isolirung sich nicht erreichen lassen, sondern nur in ausser- 
staatlicher Verbindung erreicht werden können.*^) 

Die Gesammtheit der Sätze, welche die Rechtsordnung für 
das gegenseitige Verhältniss der verschiedenen Staaten bestim- 
men, ist das »Völkerrecht« (jus inter gentes).^) 



') Siehe vorläufig die Auseinandersetzungen der Heffter 'sehen »Ein- 
leitung« (a. a. O., S. I u. f.) und die daselbst angeführte Literatur. — Vergl. 
hiezu insbesondere die gedrängte, jedoch ausgezeichnete Darstellung in v. Mohl's 
Encyclopädie der Staats Wissenschaften (Zweite Auflage, Tübingen 1872), S. 402 
u. f., sowie S. 468 u. f. 

*) Si nulla est communitas, quae sine jure conservari possit, — certe et 
illa, quae genus humanuni aut populos complures inter se coUigat, jure indiget. 
Hugo Grotius. 

') Seit Bentham ist der Ausdruck »droit international« (»international 
law«) üblich geworden. 

I 



Der Ausdruck »Völkerrecht« ist für die Gesammtheit der 
hier fraglichen Sätze allerdings nicht ganz adäquat, weil nicht 
die Völker, sondern deren »organische Einheiten«, d. h. die 
Staaten, hiebei als Rechtssubjecte in Betracht gelangen. Der 
Ausdruck wird gleichwohl beizubehalten sein, weil die Worte 
»Staatenrecht« und »Staatsrecht« »durch ihren allzunahen Gleich- 
laut« leicht Verwechslung veranlassen würden. Das Wort »inter- 
nationales Recht« ist derselben Ausstellung ausgesetzt, wie der 
Ausdruck »Völkerrecht«.*) 

§2- 

Bei Feststellung der Sätze, welche die Rechtsordnung für 
das gegenseitige Verhältniss der verschiedenen Staaten bestim- 
men, kommen selbstverständlich nur Staaten von europäischer 
Gesittung in Betracht.^) 

Die gemeinschaftliche Rechtsordnung unter den Staaten 
europäischer Gesittung kann aber selbst wieder auf einer dop- 
pelten Grundlage betrachtet werden. Man kann nämlich entweder : 
I. die Sätze so feststellen, wie sie sich aus dem Gesichtspunkte 
der allgemeinen Vernunftmässigkeit ergeben; oder aber man 
kann: 2. diejenigen Sätze zusammenordnen, welche auf einer 
äusseren Auctorität beruhen. Die sub i bezeichneten Sätze 
bilden das philosophische Völkerrecht, die sub 2 bezeichneten 
Sätze bilden das positive Völkerrecht.®) 

Im vorliegenden Werke haben wir es wesentlich nur mit 
dem positiven Völkerrechte zu thun.^) 



*) Vergl. V. Mohl, Encyclopädie, S. 405. 

•) Dieser Satz gilt auch da, wo es sich um Aufstellung allgemein ver- 
nünftiger Rechtssätze handelt. Siehe v. Mohl, Encyclopädie, S. 403. 

•) Die Wissenschaft unternahm es früher, das philosophische Völkerrecht 
zu bearbeiten, als das positive System aus der Praxis des internationalen Lebens 
treu und gewissenhaft aufzubauen. Vergl. v. Kaltenborn, a. a. O., S. 28 u. f. 

') Eine gänzliche Ausschliessung des philosophischen Elementes bei einer 
Darstellung des positiven Völkerrechtes ist selbstverständlich unmöglich ; vielmehr 



§ 3- 
Das positive Völkerrecht kennzeichnet sich nach Satz i in 
§ 2 als »europäisches« Völkerrecht, umfasst jedoch nach Mass- 
gabe des gleichen Satzes ungeachtet des scheinbar beschränken- 
den Titels in seinem Herrschaftsgebiete auch die amerikanischen 
Staaten und die civilisirten Staaten überhaupt. Was die ameri- 
kanischen Staaten anbelangt, so gilt für sie das europäische 
Völkerrecht nicht nur wegen des allgemeinen Charakters ihrer 
Bildung überhaupt und ihrer Rechtsanschauung insbesondere, 
sondern namentlich auch desshalb, »weil sie das europäische 
Völkerrecht bei ihrer Entstehung als unabhängige Staaten aus- 
drücklich als auch für sie bindend anerkannt haben.« Die Be- 
hauptung, dass »das Gebiet der Herrschaft des Völkerrechtes 
die ganze Erdoberfläche sei, soweit sich Menschen berühren,« 
ist dagegen unhaltbar, weil »wir auf wilde oder halbcivilisirte 
Völkerschaften, welche selbst die Grundsätze unseres Völker- 
rechtes nicht anerkennen, diese Grundsätze nicht einfach an- 
wenden können«.^) 

Der Bestand eines positiven europäischen Völkerrechtes 
hat allerdings schon viele Zweifler und Leugner gefunden, jedoch 
immer ohne zutreffende oder ausreichende Gründe der Gegner- 
schaft.») 



»ist die gebührende Berücksichtigung der philosophischen Lehren bei jedem solchen 
Werke eine eigene wichtige Frage«. Siehj v. Mo hl, Geschichte und Literatur 
der Staatswissenschaften, I, S. 391. 

8) Siehe v. Mohl, Encyclopädie, S. 471; — und Heffter, a. a. O., S. 2. 
Ueber die »Keime des Völkerrechtes bei wilden und halbwilden Stämmen« vergl. 
J. Fallati in der Tübinger Zeitschrift für Staatswissenschaft vom Jahre 1850, 
S. 170 u. f. 

ö) Vergl. diesfalls, um von den Erörterungen der Systeme abzusehen, nament- 
lich G. F. V. Martens, Von der Existenz eines positiven europäischen Völker- 
rechtes. Göttingen 1784. — K. Th. Pütter, Beiträge zur Völkerrechtsgeschichte. 
Leipzig 1843.— K, V. Kaltenborn, a. a. O., S. 169 u. f., sowie S. 306—316. 
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Absolut hinfällig ist zunächst die Berufung auf den Mangel 
an genügsamen schriftlichen Bestimmungen, weil ja denn doch 
nicht bloss das geschriebene Gesetz eine Rechtsquelle bildet. 
Kaum minder erheblich ist sodann die Einrede, dass die vor- 
handenen Quellen zur Bildung eines vollständigen Systemes 
nicht ausreichen, weil mit dieser an und für sich ja unleugbaren 
Lückenhaftigkeit der Quellen die richtige Aufstellung und An- 
wendung des in beschränkter Weise gegebenen Rechtsstoffes 
sich wohl vereinbaren lässt. Wenn endlich der Bestand eines 
positiven europäischen Völkerrechtes aus dem Grunde verneint 
werden will, weil die Sätze desselben nicht erzwingbar seien, so 
übersieht man, dass nur »die Erzwingbarkeit dem Gedanken 
nach« und nicht »die thatsächliche Erzwingbarkeit im einzelnen 
Falle« ein Merkmal des Rechtsbegriffes istJ^) 

II. Die Quellen des europäischen Völkerrechtes.') 

§4. 
Das positive europäische Völkerrecht kann — in Ermang- 
lung einer über den selbstständigen und unabhängigen Staaten 
stehenden gesetzgebenden Gewalt — nur auf der freiwilligen An- 
erkennung der Staaten, resp. auf dem ausdrücklichen oder still- 



'<>) Siehe v. Mohl, Encyclopädie, S. 471. — Mit Recht betont v. Mohl 
einerseits, dass eine Erzwingung der völkerrechtlichen Sätze durch die Kraft eines 
einzelnen Staates oder mehrerer Staaten unbedingt möglich sei, — andererseits, 
dass thatsächlich und aus zufälligen Gründen jedes, auch das anerkannteste und 
positivste Recht nicht erzwingbar sein könne. — Aus der Zahl der neuesten 
Schriften, welche die Frage der Grundlage und Sanction des Völkerrechtes erörtern, 
sind besonders hervorzuheben: Lasso n, Princip und Zukunft des Völkerrechtes. 
Berlin 1871. — Bergbohm, Staatsverträge und Gesetze als Quellen des Völker- 
rechtes. Dorpat 1877. — Jellinek, Die rechtliche Natur der Staatenverträge, 
ein Beitrag zur juristischen Construction des Völkerrechtes. Wien 1880. 

') Vergl. (von Systemen) namentlich Heffter, a. a. O., S. 2 u. f., sowie 
S. 21 u. f. — Siehe auch v. Kaltenborn, Kritik, S. 231 u. f. 
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schweigenden Uebereinkommen einer grösseren oder kleineren 
Anzahl von Staaten, beruhen.^) 

Die Quellen des positiven europäischen Völkerrechtes sind 
daher theils: I.Verträge zwischen europäisch gesitteten Staaten, 
theils: 2. Gewohnheitsrecht^) 

Die Staaten- Verträge selbst zerfallen wieder in zwei Kate- 
gorien, nämlich in: a) allgemeine oder solche Verträge, welche 
die Gesammtheit der civilisirten Staaten binden, weil alle diese 
Staaten, mittelbar und unmittelbar, an der Entstehung und An- 
erkennung der betreffenden Verträge ihren Antheil genommen 
haben;*) b) besondere oder solche Verträge, welche nur zwischen 
einer bestimmten grösseren oder kleineren Anzahl von Staaten 
zu Stande gekommen sind.') Die Existenz eines Gewohnheits- 
rechtes muss in jedem einzelnen Falle nachgewiesen werden, 
sei es: a) durch Aufzeigung einer thatsächlichen beständigen 
Befolgung gewisser Grundsätze, sei es: b) durch Aufzeigung 
ausdrücklicher Behauptung ihrer Giltigkeit von Seiten mass- 
gebender Staaten und zwar insbesondere in völkerrechtlichen 
Actenstücken.^) 



') Vergl. auch die hicher gehörigen Ausführungen von F. A. Trende- 
lenburg (Naturrecht auf dem Grunde der Ethik. Berlin 1860) und von 
H. Ahrens (Cours du droit naturel, dd. VI. Leipzig 1868). 

3) »Die Rechtsquellen des Völkerrechtes sind Consensualgesetze, welche 
in den verschiedensten Formen, namentlich in Verträgen, zum Theile nur durch 
die übereinstimmende Handlungsweise der Staaten Anerkennung erlangt haben.« 
Heffter, a. a. O., S. 21. 

*) Die Zahl dieser allgemeinen Verträge ist eine verhältnissmässig geringe. 
Siehe Beispiele solcher Verträge bei v. Mohl, Encyclopädie, S. 471, Anm. 3. 

•) Die Bedeutung dieser besonderen Verträge für das positive europäische 
Völkerrecht im Allgemeinen beruht darauf, dass dieselben — ungeachtet der 
Selbstständigkeit ihres Entstandes — über viele Punkte ein wesentlich Gleiches 
normiren und daher insofern »eine gemeinschaftliche, thatsächlich nachweisbare 
Grundansicht vom Völkerrechte« constatiren. Vergl. v. Mohl, Encyclopädie, S. 470. 

«) Siehe v. Mohl, Encyclopädie, S. 470. 



§ s. 

Von besonderer Wichtigkeit und Unentbehrlichkeit sind 
daher für die völkerrechtliche Theorie und Praxis diejenigen 
Werke, welche die Quellenkunde des positiven europäischen 
Völkerrechtes enthalten. Unter diesen Werken selbst beanspru- 
chen aber wieder den ersten Rang die Sammlungen von Staaten- 
verträgen und von völkerrechtlichen Actenstücken. Beide Arten 
von Urkunden-Sammlungen sind theils allgemeine oder solche 
Sammlungen, welche sich nicht auf bestimmte Nationen be- 
schränken, — theils besondere oder solche Sammlungen, welche 
sich nur auf die völkerrechtlichen Verhältnisse einzelner Länder 
beziehen.') 

Von allgemeinen Vertrags-Sammlungen beansprucht eine 
grundlegende Bedeutung das bekannte grosse Werk Du Mont's®) 
mit der Fortsetzung von Barbeyrac und RousseP). Ergän- 
zungen dieses Werkes bis in die Neuzeit und die neueste Zeit 
gewähren F. A. Wenck '0) und G. F. de Martens"). Eine Aus- 
wahl der wichtigsten Verträge liefern Bar. Ch. de Martens 
et Bar. J. de Cussy '2), sowie F. W. Ghillany"). Von den 
besonderen Vertrags-Sammlungen sind namentlich hervorzuheben : 
die Sammlungen der englischen Staatsverträge von R y m e r >*) 



') Siehe über völkerrechtliche Urkunden-Sammlungen insbesondere v. Mob 1, 
Geschichte und Literatur der Staatswissenschaften, I. S. 454 — 467. 

8) Corps universel diplomatique. Amsterdam 1726 u. f. 

») 13 Theile (in Fol.). 

*^) Codex juris gentium (3 vol.). Lips. 1781. 

»') Recueil des trait^s u. s. f. (7 vol., nebst Supplementbänden bis in die 
neueste Zeit). Göttingen, seit 1790. 

'») Recueil manuel et pratique des trait^s depuis 1760. Leipzig 1846 — 57 (7 ts.). 

^*) Diplomatisches Handbuch. Sammlungen der wichtigsten Europäischen 
Friedensschlüsse, Congressacten und sonstigen Staatsurkunden vom Westphälischen 
Frieden bis auf die neueste Zeit. 2 Theile. Nördlingen 1855. 

«♦ 3. Auflage, 1739. 



und von Hertslet*^); die Sammlungen der französischen Han- 
dels- und Schifffahrtsverträge von Haute rive und Cussy^*); 
die spanische Sammlung von Ab reu und Capmany '^) mit 
Fortsetzung von Del C an tili o'^); die Sammlungen der Ver- 
träge des Hauses Savoyen, bearbeitet von Datta'^); die Ver- 
trags -Sammlungen der Vereinigten Staaten von Nordamerika 
von El Hot 20) und von Minot^'); die Sammlungen der öster- 
reichischen Verträge von Neumann ^^j und (für die Zeit seit 
Maria Theresia) von Vesque v. Püttlingen^^); die Sammlung 
der Staatsverträge Preussens von W. F. Roh r seh ei d.^*) 

Was die Sammlungen von völkerrechtlichen Actenstücken 
anbelangt, so beschränken wir uns, im Uebrigen auf von Mohl's 
Darstellung (G. u. L. d. St., I. S. 462 u. f ) verweisend, auf die 
Empfehlung des von L. K. Aegidi begründeten Sammelwerkes.^^) 

§ 6. 
Indem wir im Anschlüsse an die Autorität R. v. Mohl's 2^) 
nur zwei coordinirte Quellen des positiven europäischen Völker- 
rechtes anerkennen, nämlich (siehe oben § 4) die Verträge zwi- 
schen europäisch gesitteten Staaten und das Gewohnheitsrecht 



>*) Halbamtliche Sammlung. London 1827 u. f. 

w) Paris 1833 u. f. 

") Erschienen seit 1740. 

w) Madrid 1843. 

«) Turin 1836— 1849. 

M) Washington 1834. 

a«) Boston 1844 u. f. 

22) Erschienen 1855 u. f. 

") Wien 1854. 

") Berlin 1852 u. f. 

") Aegidi und Klauhold, Das Staatsarchiv. Sammlung der officiellen 
Actenstücke zur Geschichte der Gegenwart (Fortsetzung von Kremer-Aue n- 
rode und Hirsch). Hamburg, seit 1861 (36 Bände). 

*«) Encyclopädie, S. 469—470. 
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müssen wir es als unzutreffend und beirrend bezeichnen, wenn 
neben diesen beiden Quellen als weitere angeblich selbstständige 
Quellen des positiven europäischen Völkerrechtes bisweilen noch 
angeführt werden: i. die Protokolle der Congresse und inter- 
nationalen Ministerconferenzen, sowie Erklärungen der grossen 
Mächte, Noten, Manifeste, Correspondenzen, selbst Protestationen 
der Staaten; 2. Gesetze und Verordnungen einzelner Staaten; 
3. die Rechtssprüche internationaler Gerichte, der sogenannten 
gemischten Commissionen, der Prisengerichte, sowie die Rechts- 
gutachten, die von den Staaten mitunter in völkerrechtlichen Strei- 
tigkeiten eingeholt werden; 4. die Schriften der Rechtslehrer.*-') 

Diese sub i — 4 namhaft gemachten angeblichen » Quellen c 
des positiven europäischen Völkerrechtes kommen lediglich nur 
in Betracht als die allerdings unschätzbaren Hilfsmittel, um ent- 
weder bestehendes Vertragsrecht zu interpretiren oder behaup- 
tetes Gewohnheitsrecht zu constatiren.^^) 

Was insbesondere die Schriften der Rechtslehrer anbelangt, 
so mögen dieselben zunächst historisches Recht bezeugen. Sobald 
jedoch die Rechtslehrer nicht als Zeugen des historischen Rechtes, 
sondern als Theoretiker sprechen, kommt es auf die Prüfung ihrer 
Theorieen an. Unbedingten Anspruch auf Geltung hat nur derjenige 
theoretische Satz, der Nichts als eine Folgerung aus einem bereits 
zur völkerrechtlichen Anerkennung gekommenen Principe ist.^^) 



^'^) Selbst Berner 's — im Uebrigen ganz ausgezeichneter — Artikel über 
»Völkerrecht« scheint uns in diesem Punkte sich nicht scharf und präcis genug 
auszudrücken. Siehe Berner's Artikel »Völkerrecht« in Bluntschli's Staats- 
wörterbuch (XI, S. 76 u. f., insbesondere S. 94 — 96). — Gemischte internationale 
Gerichtshöfe (theils aus Eingeborenen, theils aus von europäischen Regierungen 
empfohlenen Europäern zusammengesetzt) wurden 1874 in Aegypten eingeführt, 
um über Streitsachen, bei welchen Parteien verschiedener Nationalitäten betheiligt 
sind, zu entscheiden. 

28) Vergl. auch das treffliche Werk von F. P e r e 1 s, Das internationale 
öffentliche Seerecht der Gegenwart (Berlin 1882), S. 3 u. f. 

*») Siehe Bern er, a. a. O., S. 96. 



in. Geschichte und Literatur des Völkerrechtes.') 

A. Die Entstehung einer Völkerrechts- Wissenschaft.^) 

§7- 
Im classischen Alterthume gab es keine Wissenschaft 
des Völkerrechtes. Selbst die römische Rechtswissenschaft kannte 
nicht einmal den Begriff eines Völkerrechtes in unserem Sinne. 
Das >jus gentium € der Römer war eben nur »die Gesammtheit 
der bei verschiedenen Völkern zufällig gleichmässig geltenden 



^) Die Literaturgeschichte und Bibliographie des Völkerrechtes ist in vor- 
züglicher Weise vertreten durch: 

1. H. L V. Ompteda, Literatur des gesammten sowohl natürlichen als 
positiven Völkerrechtes. Regensburg 1785. Zwei Theile. 

2. C. A. v. Kamptz, Neue Literatur des Völkerrechtes seit 1784 (Er- 
gänzung und Fortsetzung des v. Ompteda'schen Werkes). Berlin 181 7. 

3. R. V. Mo hl, Geschichte und Literatur der Staatswissenschaften, I, 

S. 335—470. 

Zu berücksichtigen sind ausserdem das bereits im »Vorwort« genannte W^erk 
von Kaltenborn und T. Twiss, Two introductory lectures on international 
Law (London 1856), sowie Danewski, Abriss der neuesten Völkerrechtsliteratur. 
St. Petersburg 1876. 

Mit dem Abschlüsse einer vollständigen »Literaturgeschichte des 
Völkerrechtes als Neubearbeitung, Ergänzung und Fortsetzung 
der Werke der Minister v. Ompteda und v. Kamptz« ist der Verfasser 
des vorliegenden Grundrisses dermalen beschäftigt. 

Auch die Antheilnahme, welche einzelne Völker an der wissenschaftlichen 
Ausbildung des Völkerrechtes genommen haben, ist mehrfach Gegenstand mono- 
graphischer Darstellung geworden. Vergl. z. B. Pierantoni's Geschichte der 
italienischen Völkerrechts- Literatur, übersetzt von L. Roneali (Wien 1872). 

2) Von der Geschichte der Wissenschaft des Völkerrechtes wesentlich ver- 
schieden ist die rein stoffliche Bearbeitung der Geschichte des Völkerrechtes, 
wobei lediglich die Genesis der Thatsachen entwickelt wird, welche den Gegen- 
stand der Wissenschaft bilden. 

Eine gemischte Behandlung der Geschichte des Völkerrechtes liegt dann 
vor, wenn die Geschichte der Wechselwirkung der Thatsachen und der Lehre dar- 



lö 



Rechtssätze jeglicher und zwar namentlich auch privatrecht- 
Kcher Art«. 

Diese Thatsache erklärt sich aus dem Umstände, dass im 
classischen Alterthume jene Gesittung fehlte, welche die Vor- 
bedingung für das Verständniss und die Anerkennung eines 
Völkerrechtes in unserem Sinne bildet. 

Die römische Rechtsauffassung bezeichnete bekanntlich den 
Fremden und den Feind mit demselben Worte >hostis«; und, 
wie Heffter (a. a. O., S. ii) sich ausdrückt, »ewiger Krieg den 
Barbaren« (»Cum alienigenis, cum barbaris, aeternum omnibus 
Graecis bellum est«) war das Schiboleth selbst der gebildetesten 
Nation des Alterthums, der Griechen.^) 

§ 8. 
Der Ursprung einer wissenschaftlichen Behandlung des 
Völkerrechtes kann aber auch im Mittelalter nicht gefunden 
werden. 



gelegt wird, d. h. wenn sowohl die Ansichten der Theoretiker, als auch — im 
Zusammenhange damit — die in der Staatenwelt vorgefallenen Thatsachen und 
Handlungen dargestellt werden. 

Das Hauptbeispiel einer rein stofflichen Bearbeitung der Geschichte des 
Völkerrechtes ist: R. Ward, Enquiry into the foundation and history of the law 
of nations in Europe, from the time of the Greeks and Romans to the age of 
H. Grotius. London 1795, 2 Vol. — Die Hauptbeispiele einer gemischten Be- 
handlung der Geschichte des Völkerrechtes sind: H. Wheaton, Histoire des 
progrfes du Droit des Gens en Europe depuis la paix de Westphalie jusqu'au 
Congr^s de Vienne. Avec un pr^cis historique du Droit des Gens europ^en avant 
la paix de Westphalie. I, II. Leipzig 1841 (später in verschiedenen französischen 
und englischen Auflagen erschienen). — F. Laurent (Prof. ä Gand), Histoire 
du droit des Gens. Gand 1850 u. f. (18 Bände unter dem Titel: »Etudes sur 
Thistoire de l'humanit^«). 

3) Siehe speciell z. B. Müller-Jochmus, Geschichte des Völkerrechtes 
im Alterthume. Leipzig 1848. — Wachsmuth, Jus gentium quäle obtinuit 
apud Graecos. Berol. 1822. — Osenbrüggen, De jure belli et pacis Roma- 
norum liber singularis. Lips. 1835. 
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Diese Thatsache erklärt sich nicht etwa, wie im Alter- 
thume, aus der Aberkennung eines Rechtes von Seiten des einen 
Volkes gegenüber jedem anderen Volke, sondern aus der eigen- 
thümlichen und an sich grossartigen Weltauffassung der Periode, 
wonach »die gesammte Christenheit nur ein einziges Gottesreich 
bildete, an dessen Spitze der Papst und der Kaiser standen, 
und in welchem die einzelnen Nationalstaaten nur als unter- 
geordnete Provinzen ihren Platz fandenc. Das Völkerrecht des 
Mittelalters war insofeme factisch nur ein »Völkerrecht des 
heiligen römischen Reiches«. Mit den nichtchristlichen und ins- 
besondere mit den mohamedanischen Staaten bestand ohnedies 
der unversöhnliche Krieg gegen die »Heiden«. 

Im Schriftthume des Mittelalters äussert sich demgemäss 
und zwar insbesondere im canonischen Rechte eine auf den 
gegenseitigen Verkehr christlicher Fürsten und Staaten be- 
schränkte Staatssittenlehre, jedoch kein Völkerrecht im moder- 
nen Sinne des Wortes, welchem es schon an der Hauptgrund- 
lage, d. h. an der theoretischen Anerkennung unbedingt unab- 
hängiger und von einander getrennter Staaten, fehlte.*) 

§ 9. 
Die Vorbedingung fiir die wissenschaftliche Bildung des 
Völkerrechtes oder fiir die Entstehung einer Völkerrechts- Wissen- 
schaft war erst in der neueren Zeit gegeben, als das einheit- 
liche christliche Reich durch die Reformation auch dem Gedanken 
nach sich auflöste und daher das Bedürfniss eines Rechtes für 
den Verkehr der selbstständigen und gleichgestellten Staaten sich 
in zunehmendem Masse fühlbar machte. Der unsterbliche Begrün- 
der der Völkerrechts- Wissenschaft wurde aber Hugo de Groot 



*) Vergl. V. Mo hl, Geschichte und Literatur der Staatswissenschaften, I. 
S. 343« — Siehe (neben dem Ward 'sehen Werke) insbesondere K. Th. Pütt er, 
Beiträge zur Völkerrechtsgeschichte. Leipzig 1843. 
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oder — latinisirt — Hugo Grotius durch sein grosses Werk 
über das Recht des Krieges und des Friedens.^) Der bedeutendste 
Vorläufer des Hugo Grotius war unzweifelhaft Albericus Gen- 
tilis, dessen Werk >De jure belli« denn auch nachweislich 
durch Hugo Grotius vielfach benützt worden ist.^) 

Der nächste Zweck, welchen Hugo Grotius mit seinem 
Werke verfolgte, ging dahin, der damals herrschenden Frivolität 
und Rohheit in Unternehmung und Führung von Kriegen recht- 
lich-sittliche Schranken zu ziehen und die in Italien ausgebildete 
machiavellistische Politik der Heuchelei und Vergewaltigung durch 
Grundsätze des humanen und socialen Rechtes zu ersetzen. Der 
Grundgedanke, von welchem Hugo Grotius bei Verfolgung dieses 
Zweckes und Abfassung seines Werkes sich leiten Hess, bestand 
in der Anwendung der Sätze des natürlichen Privatrechtes auf 
die internationalen Verhältnisse, wobei sowohl geschichtliche 
Thatsachen wie allgemeine rechtliche Deduction als Beweismittel 
gebraucht wurden. Gross war, sagt Ähren s, der Einfluss des 
Grotius'schen Werkes auf die theoretische und praktische Ge- 
staltung des Völkerrechtes : entstanden in der Zeit einer grossen 
geistigen Bewegung der christlichen Völker und in dieselbe tief 
eingreifend, liefert es auch den das Gemüth erfreuenden Beweis, 
dass Werke, welche sich an den ewig in der Menschheit und 
in den Völkern lebenden Sinn der Humanität wenden und aus 



*) Hauptwerk des Hugo Grotius (geb. in Delft 1583, gest. 1645) »De 
jure belli ac pacis«, in erster Auflage zu Paris 1625 erschienen. — Kaum zählbar 
sind die Commentare, Auszüge und Uebersetzungen dieses Werkes, welches er 
als Verbannter in Frankreich geschrieben hat. — Schon vor seinem Hauptwerke 
verfasste Hugo Grotius (1609) sein »Mare liberum, seu de jure quod Batavis 
competit ad indica commerciac (Lugd. Bat.). 

•) Ueber Albericus Gentilis (gest. 161 1) und sein Werk »De jure 
belli« (1588), sowie über die ersten unvollkommenen Versuche der neuzeitlichen 
Völkerrechts-Wissenschaft überhaupt vergl. K. v. Kaltenborn, Die Vorläufer 
des Hugo Grotius. Leipzig 1848. — Vergl. auch Nys, Le droit de la guerre et 
les precurseurs de Grotius. Bruxelles et Leipzig 1882. 



13 



der christlichen Religion den alle Dogmen und confessionellen 
Unterschiede überragenden göttlichen Geist der Menschenliebe 
flir das Leben fruchtbar zu machen suchen, eines gesegneten und 
nachhaltigen Erfolges im Leben der Menschheit gewiss sind.^) 
Von Hugo Grotius sind zwei verschiedene Richtun- 
gen der wissenschaftlichen Bearbeitung des Völker- 
rechtes ausgegangen. Die eine Richtung bemühte sich, das 
Ideal des Rechtsverhältnisses unter den Staaten immer tiefer zu 
erfassen und zu begründen; die andere Richtung war bestrebt, 
in vorwaltendem Anschlüsse an die historischen Thatsachen die 
allmälige Ausbildung des unter den Staaten wirklich geltenden 
Rechtes zu erforschen und festzustellen. Die folgende Darstellung 
gliedert sich demgemäss in die Darstellung theils der Geschichte 
und Literatur des philosophischen, theils der Geschichte und 
Literatur des positiven europäischen Völkerrechtes seit Hugo 
Grotius.^) 

B. Geschichte und Literatur des philosophischen Völkerrechtes seit 

Hugo Grotius J) 

§ lo. 
Unter den unmittelbaren Nachfolgern und Com- 
mentatoren des Hugo Grotius sind besonders hervor- 



') Siehe über Hugo Grotius (neben den angeführten Werken über die 
Literaturgeschichte des Völkerrechtes überhaupt) insbesondere H. Ahrens in 
Bluntschli's Staatswörterbuch (IV. S. 509 u. f.) und die daselbst verzeichne- 
ten Literaturnachweise. 

8) Vergl. Heffter, a. a. O., S. 29. 
' ') Siehe — neben den Werken von Ompteda, Kamptz und Kalten- 
born — insbesondere die classische Darstellung bei v. Mo hl, Geschichte und 
Literatur der Staatswissenschaften, I. S. 384 u. f., sowie v. Mo hl, Encyclopädie, 
S. 408 u. f. — Vergl. auch De Wal, Inleiding tot de Wetenschap van het europe- 
sche Volkenregt. Gron. 1835. — Siehe namentlich Van Hogendorp, Commentatio 
de juris gentium studio in patria nostra post H. Grotium. Amstelodami 1856. 
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zuheben: Pufendorf-), Thomasius^), Gundling*) und 
A c h e n w a 1 P). 

Eine selbstständige Richtung hat jedoch in der Völker- 
rechts-Wissenschaft nach Hugo Grotius erst der deutsche Philo- 
soph Christian Wolff eingeschlagen, indem er neben das 
Princip der Freiheit im Völkerverkehre oder neben den Grund- 
satz der Unabhängigkeit und Gleichberechtigung der verschie- 
denen Völker die Forderung einer über der Willkühr der ein- 
zelnen Rechtssubjecte stehenden Rechtsordnung setzte. Nach 
Wolff's Grundauffassung befinden sich die \''ölker und Staaten 
in einer ähnlichen Gemeinschaft, wie die Glieder eines Leibes: 
»quemadmodum in corpore humano Organa singula non desinunt 
esse Organa totius corporis humani, quia quaedam, simul sumta, 
constituunt unum organon: ita similiter homines singuli non 
desinunt esse membra maghae illius societatis, quae totius 
generis humani est, propterea quod plures conjunctim particula- 
rem quandam societatem contraxerunt. c Hiebei hat Wolff aller- 
dings übersehen, dass seine sogenannte >civitas maxima«, d. h. 
die Wolff'sche Rechtsgemeinschaft aller Völker und Staaten, 

sich beinahe identificirt mit der unfreien Einheit eines Universal- 
staates.®) 

Der berühmteste Anhänger der Wolff'schen Lehre wurde 
Emerich de Vattel, welcher in der Vorrede zu seinem ins- 
besondere bei den Praktikern hochangesehenen und weitver- 
breiteten Werke ausdrücklich erklärt, dass er die Wolff'schen 
Grundsätze nur von ihrem durch die mathematische, weitschwei- 
fige und trockene Methode bewirkten abstracten Charakter be- 



*) Jus naturae et gentium (1672). 

3) Jus naturale et gentium. Vergl. Ompteda, a. a. O., § 76. 
*) Vergl. V. Kaltenborn, Kritik, S. 50. 
•) Vergl. V. Kaltenborn, Kritik, S. 50. 

*) J^s gentium, methodo scientifica pertractatum, in quo jus gentium naturale ab 
eo, quod voluntarii, pacticii et consuetudinarii est, accurate distinguitur (1749). — Ein 



15 

-■ . II 

freien, sie kurz und deutlich fassen und sie zugleich mit der 
Praxis verweben wolle. ^) 

§ U. V 

Das Herrschgebiet der Wolff'schen Schule wurde gegen 
den Ausgang des i8. Jahrhundertes bedeutsam geschmälert und 
eingeengt durch die Lehre Kant's und seiner Anhänger.^) 

Kant geht aus von der naturrechtlichen Fiction eines ^^ 

Naturzustandes wie der Einzelnen, so der Völker : dieser Natur- 
zustand sei ein Zustand des Krieges, welcher überwunden wer- 
den müsse und zwar auf völkerrechtlichem Gebiete durch einen ' 
Staatenbund zum Schutze gegen äussere Angriffe; ein alle Völker 
umfassender universeller Staatenbund sei allerdings unmöglich, 
bei einer Mehrzahl der Staatenbünde trete aber wieder für diese 
unter einander der Naturzustand und die Möglichkeit des Krieges V 
ein; der »ewige Friede« sei daher unerreichbar, jedoch anzu- 
streben durch Vereine einzelner Staaten, welche den Zweck 
haben, den Frieden unter sich aufrecht zu halten. Unter dem 
Weltbürgerrechte versteht Kant nur das Recht eines jeden 
Menschen, sich jedem Volke des Erdballes zum Verkehre anzu- 
bieten. Kant hat demgemäss dem Völkerrechte eine schärfere 
Bestimmung des Rechtsbegriffes zu Grunde gelegt und hierin, 
sowie in der richtigeren rechtswissenschaftlichen Weise der Ent- 
wicklung liegt der Fortschritt über Wolff; Kant hat jedoch, 
indem er zu der Anwendung des natürlichen Privatrechtes auf 



Aaszng dieses Werkes: Institutiones juris naturae et gentium (1754). — Vergl. 
V. Kaltenborn, Kritik, S. 66 u. f. 

') Droit des gens, ou principes de la loi naturelle appliquds ä la conduite 
et aux affaires des nations et des souverains (zuerst 1758). — Vielfache Neu 
herausgaben und Uebersetzungen in die meisten lebenden Sprachen. — Verg.. 
V. Mohl, Geschichte und Literatur der Staatswissenschaften, I. S. 386 u. f. 

8) Kant behandelt das Völkerrecht am Schlüsse seiner 1797 zuerst 
erschienenen Rechtslehre. Vergl. v. Kaltenborn, Kritik, S. 133 u. f. 
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das Staatenrecht zurückkehrte, die Nothwendigkeit der Aufstellung 
eigener rechtlicher Grundsätze für das internationale Völkerleben 
nicht erkannt und hierin liegt ein Rückschritt sogar hinter Wolff.^) 
Die Kant'sche Lehre fand zahlreiche Anhänger nicht nur 
in Deutschland, sondern auch in Italien und Frankreich, ja — 
und zwar in extremster Richtung — sogar in Portugal. Zu den 
bedeutendsten Anhängern der Kant'schen Lehre gehören in 
Deutschland : K. S. Z a c h a r i ä ^°) ; in Italien : P. B a r o 1 i "), 
G. Tolomei *2j^ A. del Bon '^) und Fiore '*); in Frankreich: 
G. de Rayneval '^). Der portugiesische Repräsentant der Kant' 
sehen Schule ist Pinheiro-Ferreira '®), in dessen Werk »der 
Atomismus der Kant'schen Rechts- und Staatsanschauung auf 
die Spitze getrieben und zu gleicher Zeit das Völkerrecht von 
einem radical-poli tischen Standpunkte aufgefasst wird«.*^) 

§ 12. 

Ein entscheidender Fortschritt ist auf dem Gebiete 
des philosophischen Völkerrechtes erst gegen Mitte und in 
der zweiten Hälfte unseres Jahrhundertes eingetreten, seit 
H. C. V. Gagern ***) und J. Fallati '^), sowie v. Kalten- 



•) Siehe v. Mo hl, Encyclopädie, S. 409. 
w) Vierzig Bücher vom Staate, Band V. 
*') Diritto naturale privato et publico. I — V. Crem. 1837. 
") Corso di diritto naturale. I — III. Padua 1848. 
^3) Instituzioni. Venez. 1869. 

^*) Diritto internat. pubbl. (übersetzt von Prof. Pradier-Foder^. I, II. 
Paris 1868). 

»*) Institutions de Droit de la Nature et des Gens, ed. 2. I, II. Paris 1832. 

*•) Cours de Droit publ. interne et externe. I, II. Paris 1830. 

") Siehe v. Mo hl, Geschichte und Literatur der Staatswissenschaften, I. 

S. 390— 39'- 

'**) Kritik des Völkerrechtes. Leipzig 1840. 

") Die Genesis des Völkergesellschaft (in der Tübinger Zeitschrift für die 
gesammte Staats Wissenschaft, 1844, H. i — 3). 
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8^ 



»•3upiM.S4X{33JJ3^|OA osu9q3 noiiB ujdpuos '3ijpiMs;qo9JS^B«iS sso|q iqoiix puis Ud^BB^S 
u9q3SiBdoJii9 ui udzpqudpnf udspM^isz 9ip vpws JdqB i S9)q39JJ9^^o^ ssp 3anz)9[ 
-J9^ 9U19 )si 'B^iudmy ui JdUBipuj Jdp '^ 'z 9iav 'u3iuo^o3 •idqosiUBsiudiuB pun 
aaqDsiBdojna a^aiqaS^qDBj^ map ui J9uqoMUi9JQ uaqosuBqjBq J9p 3un);oJsny auiBS 
-;pAV9S 91Q« :(99 'S 'O '^'^) HH^sjunia nz9iq )^J9ai9q Spqou jqgg ')9punj39q 
S9:jqD9ja93t|0^ S9p z^nqos J9p ?si ';si u9Z)nqos nz 4qo9JU9qosu9l^ 9ui9ui9Sip SBp 

U9qpSU9p UI J9qB 419MOS •U9pjOM93 U9UOSJ9^ 9;q09JJ93l^p^ ttll qDOU 9iqD9JS;BB;S 
Uli J9P9AV. pUlS UOI^BSIUbSjO 9qDipBB)S 9UqO U9yBqOSUI9Ul9f) 9|BU0pB^ (j 



(yU^uiqsu nz z^issg spiqaQ usnsu iU9up uoa uin *u9ssb|J9A ^aiqsg 
sgSiaaijsiq aqi sqopM 'uj35JIOas;bb;s uoa ^l3 oqopjr) sbq 



u 



<J9^{P^ S9p n9p9fqn§ o9p J9po nsuosjdj a9qoii)ip9Jja3i|OA aap noA 9Ji{9q 9ip 
Jd<lT} *i3j9^ -^ *ii9q9Ji^ n9q3ip8uq9 9ip s^ *ü9no8J9 j a9i{3ix)q39JJ93i]OA n9p nz 
3iu9mo8U9q9 u9Joq99 9anf|9}§)q3B|^ J9ipspi|od )im (uasatf^) u9)pq3S|ps938t9pnBH 
— *)9aq3i9Z9q »9nms ai9XBqpnini ji9po in999)i9|99qB w n9aosj9 ^ 9q9ipq99JJ93|iOAc s^b 
J9)un)iux n9pj9iii a9QosJ9 j n9qo8i)Bmo|dip 9ip pnn j9)dn«qj9qo8;BB)s 9iq (» 

•69g I miJ9a -^ipiioj 
J9p ii9idiziiuj 91Q *jjJopn9Z)|0H 'A 'Ä -V^M oq^lUfdi) svp 9J9pao89qsui 
{^]^V>d »IP ""»«in »V^M. J^P q3u3B29q) 9Iaios *-j -n iZ 'S *9ipBdopi£3ua ^iqoj^ -a 

'g *Z *|Sj9^ *ü99bjI)99jOA ^pipd ''^^T^ ^^^''^M. ^^P "! H^^^ 9J9pUOS9q8ai J91{Bp 

pjiM pmi 9jq9i8)iiv)S 9ai9m99|pi 9ip in ;jQq99 n9;jv8)tra)s J9p )i9qn9p9iq98J9^ 

J9p UOA 9IM08 '894BB)§ 89p 9^39^2 pUQ 9j[fu99g in9p UOA 9jq9'J 9l(J {g 



•S3;qD3J433iip^ S9p usSun^ijDiifdiö^ pun 
U94juqosjo^ u3qDi|qosu3Ux-upui33jiB jap Sun^jBquig jnB qonadsuy 
jdqnudJ^S u9;bb;s usp uoq^q pun U9SS9i{q3sqB aSBjys^ 'puis 
)9upj09S SisscuisSuaidiJ^dJ sts cp 'j^qB uauuo^ 9is !)pSuBui 
sopiqaSuqo^ U9;s9j U9;ujuips9q sauia Sunz)9SsnBJo^ dip Uduqi 
pq ipAv 'ua^BB^s s\e ;qDiu jbavz u3;pS Jd^ioAuapBuio^ 

•^jspuiqsq 4qDiu SunupjQ uaSissBuisSuruaiSQj jap 
Sunja^^nqosjg 9UB)U9Uioui 9up qojnp jopo siqojBuy spusq^JS 
-j3qnjoA 9up qojnp pjjAv ss^BB^g S3up jonBp^Jog 9IQ 

•81 § 

(»•s;qD9jj9^I0A 
uidp J9)un jBqp);iiu jnu Udqd^s u^npiAipuj uoupzup 9IQ 

•4SI Siupi^B ;bb;s Jsp p^fqng saqoij 

-4qD9JJ95JIOA U9q9 JpM 'U3UOSJ3J UaqDSpBUIOldip U9p UOA J9pO 

s9jq93|j9AUo;BB;s sop u9;uiB9g usp uoa ^jtS sqopio sbq 
•opafqng oqDipqoajj^jjjoA ;sqps jsqB ;qDju 'jö^sj^jo^ usjop jnu 
pun u9;bb;s jsp oipqx •*"" P^js J94dnBqj9qos;BB4S 9IQ 

(e'UopunqjQA 3unupjos4q99^ uduiBSupuidS joup nz 
U3;bb4§ U9U9p9Tq9SJ9A 3ip U9pj9M 4qD9JJ9>noA SBp q^JnQ 



9Z 



*s9)i{39Ji92[|p^ sap spdfqng JsSudqsiq s[s u9)vb)S Jsp SucSjd^uß aap 'f 

! S9)q33J 

•j9^|o^ ssp 9)39 fqns jonsu S|v us^Bv^g Jdnda Sanuud^Jday pun Sunqs^s^ug sip *s 

! s9|q39JU9i(|o^ sdp apdfqns ${« n9)trB)S sip *i 
:u9WiaqDsqv iwp «i pq^iq «JS^JOia JIM. (t 

'UdUOSJdj J9q3ipq93XI93I[OA S|V U9)W)S J9p SI9J3(S)q39'^ n9a9dl9 U9p '£ 
fU9nOSJ9J J9q3ipq39JJ9^lOA S^B U9)BB)S ^^V ^^H^'H n9m9UI9S||B 9ip 'Z. 

! U9ai9ai93 

-||y Uli II9UOSJ9J T19q9I|;q39JJ91[lOA 9ip J9pO S9;q39JJ9^lQ^ S9p 9p9fqiis 9Ip *I 

:u9Xi9qx |wp ui uppuBq9q jim. (i 



•U9JIIUIB j pun udnpiAipuj uoa ^idq^uiui^sd^ dSiJSuBqqcun U9;jbi{3S 

-J95JIO^ J9pO U9S9MUI9UU9J[) UdJQpUB UOA pun O^dUpJOdS SlSSBUI 

-sSunjdiSdJ jspö 9;jisiubSjo q3ipi{39J pujdnisp 9^39^2 J^ujbs 
-upujdS Sunq3pjJ3 jnz ujnuo;uj9X -i^po ^^^n^D U9;ujuipsdq 
uiduid jtiB 9ip 9;BB)g UI9U19 J9;un JIM u9q9;sj9A pqdiH 

•uouosjs j oqDipqo9JJ9>ugA qoii 
-)U93p pun 4Bqp;;iujun sjb jspo SQ^qDajasjjjo^ S9p ap^fqng 3ip 
sye u94Bb;s sip jnu U94pS 9;qD3jj9>ijo^ ui9Si)n9q qa«^ 

•91 § 
(s'S9}q99JJ9HIQA S9P 9|99rqns siB U9}BV)S 9!a 



(, 'ueuieraeJSnV ^I ueuosjej ueqoix^qoej 
-ci9i[X0A eip jepo se'moajjeiixo^ sep e^oeCqns eid 



SH1H3H>I>I3X10A SHQ 3133fanS HIQ 



'Hona saxsHa 



•6Zgi suB^j 'puopBu 
j»iui 4iojp np 3pn;9j ij uoipnpoj^nj *;|nBua'3 '.vprvi 'g — 'tr — ££ 'S **0 *^ "^ 
'J9 4JJ3H P^ 950N '^3s,u3 5[0jjaf3 3ip {ll^l suBjj 'sudS söp ?iojp np sppjj) 
^9JOS )9 on'B)n9jig-^3nn j noA ipqiy 9Ui9 jsqn sndSuq^i *iSj9^ (9« 

•(ttgi pupBini *'Dip3 UA3nu) otgi siJBj 'idiniöj 
'^UHD ^P odcpncg nd 'oi^qnd 'BJddQ 'Sd^udS sp oq39J9Q sp soidpuuj {n 

'Sl^ 'S 'öipedopiCDug *iqoj^ -a '\2j9A 
npsndc^ -^^q^n — "öCgi "qsja^pj •;§ 'suaS sap ^lojp np sddpuud ssq (^t 

'{£^2^) *3^nj9)ni o^pjap op so^udmd]^ [q^ 
•(Z9gl «!Ui84«0) siBUOiCTUJd^ui owuip ip pusra^ia (»j 

'UdUdiqosJd iggi — Oggl su«j ('SIA t) 

4SI oqBSsny 9))up 3iq '(»puBa r '^^gi *n oZgi subj 'jBuopBius^ui ^lojp aq 

:öqB3snv 9)pMz s^b qosisozaisjj) gggi subj 'iBnop^ujö^ui oqoaasQ 13 (gj 

•ötgi pup«J^ -iBuopBUja^üi ODjiqnd oqDwacj »p sojusraaig (jj 

'Zi'gi — qtgi BuopojBg 'ii *i -iTJuopBUja^ui oqodJSQ ap oSipo^ (^ 

*rtgi pupBj\[ 'innopBiud^ni oqodJSQ pp so^ndindi^ (ot 

•gZgi nopuoq 'n *i 'Jd^io^g; uo^sasqs iig 
UOA aSByiiy d^d^pqjBdSuin 9}19JA2 'I9gl ^JOj^-MSfq 'mb^ |BuopBnJ9)ux (»i 
'(S^S^ '^ 8^8^) ^HM )^ Sizdpq '|Buoi;Biua4ui 4iojp np s^udui^i^ :San)pqjB9a pun 
Sunz)9SJ9q9Q sqDsispzuBJji — '(998 1) «n^Q noA pun (f9gi) oongjAkB^x noA 
;apu3Uiuio3 — *9fgl 'pnoq -ji *i -abi |BuopBUJ9)ui sq; jo s^nsrnd^a {91 

•(99gi öSpuquiB^ '-^pqv ^q p3SiA3j *mbt iBiioi)Baj9;ui uo 
S9UB)n9mmo;3 * ; u 3 ^ : ^a^ix map J9;un sjspuosdq qonB) suopB|^ jo m.vj : j puBg 
•i't'gi ^JO^-Ai3^ '(^j — i) '^ips 'S 'AVBq UBOuauiy no S9UB;u9umio3 (n 



(«clSsiiJOA s3;qD9jj95ijo^ U9qosredojn3 usApisod sop Sunjp^sjBQ 
oqospeui^^sXs oq^JSAvsu^uuou onp:^ uqsozubjj uoa '^Bq ;J3}9ii 
-sS qonqpuBji sauoqouqosaS qDijpunaS uia GcOipasBajpuy 

J9U'B5JU9UJBpnS JOp JbSoS pU9jqBM. 'SSBp '^SJ SipjnM5JJ9J^ 
•(9gJOZB4qOZ9a 9SSn-a J9p .'(sjBAIBJ 9S9l5n:|JOJ J9p f(^5lJBUIV 
BZZBUJB3 -0 49U9;IB;I J9p f(cr.OAIB3 ^3 pUH (jj, 91UI 9 nbi"}! 'V 

'(,5;J9;bj49j[ 9p '3 '(oz^P^^d ^P 'K J9raBds 9ip iqonjdsuv 
ui Sun;qoB9a 9J9puos9q qoou U9xxiq9U an4BJ9;iq u9qDSiUB3iu9UJB 

-pjOU pun U9qDSTjSu9 J9p U9;UB4U9SB4d9'^ U9S9Tp U9q92»J 

•(ei^^^lFH 'M'H pun (8iUo;e9qM-H ti ^xi^X -'^^u 
-qoi9Z9SsnB qoTpu9UJBU qois U9qBq uj[9UB^U9ui'epjo^ U9p J^v^fi 



IZ 



•(»pn^a z) Slsi '•;!?» 'z 
*(t9gi ^dJ'BAi jo oniix '1981 '30«»d jo smij.) pjojxQ 'snoi;vn jo mv| »qj. (gi 

•(»pnsa t) 

tZgi — i^gi **^ipa 'Z i (^S^i uopuoi) MBq [isuoi^viud^aj nodn sdu-B^nammo^ (^i 

'oSgl nopaoq *jx *I 'MBq |i>aoi;Biu9)ni jo sd^n^psuj (^| 
'(>£$! nopnoq 'snoi^vn jo AkB| 9ip no s9uv;n9aimo3 (d 

*)1{39JJ31llO^ 'Sn9)J1t}^ nOA q3IJp9IJJ UOA ^J^M. 9U9UIUI01[33nZ Sd^DIUQ 

ssp pudjqcM. )SJ9 sun SBp diMos '(oggi ^-id^ppPH) )q^9J*i9^lPA ^^^B ndSansd^ 

-jo^ nz ssupuiuf) *9Z|nq3§ 'n pun (tZgi jsaouuvh) ua^idzsnspauj ui S9)i{39J 

J33i|p^ nsqospsiijjd ssp n9uopn)i;sax 'uuhuhjbh iipwe '\Si9\ — '(^88^ 'HW "^ 

9 *AI *V^V *I *P9 'ol^i Sjzdisq -yBnosuassiAismDs^ jsp aipvdopXon^) iqoauaJixöA 

dqosiBdojna svQ 'jjjopuoz^iojj 'a 'j — '^^8' °^!M. '33B[jnv »ip^Z (ti 

(198I "^I^diaq) 'iu3)ui )iojp np spo^ un,p sppjj 'z39A9qsnj)9({-aimoQ sp 

i(d|y JBM S9q3nsj9ASUOi)C3ijipo3 n9q3s,i|q38)un]g sap J9|n^]J0^ U13 (h 

'9981 ;j«3wiiis öSBijnv ©IWa^Z («i 
i^6£ 'S *x 'ad^jBqosudssiMS^BB^g Jsp jn^BJa^iq pun s^qoiqosdf) *iqo j^ 'a sqsiS (• 



(9, ssiMX SJ9AB4X P«" (fii ^•Joujiiljqj ^J^qo"}! '(„ uubuj 
"PIIAV^a '(ci ^^I^^^W 3^0 .• ^suq^pz^SsnB qDipuauiBU SHBjsaip 
jpis udqcq ujopuBjSug U3p a^^uf^ -uDSuBSsSsnB ujauBJjuoiuB 
-p40^ pun ujopuBjSug uoa s3:jqD9JJ9>iio^ usqosredoana uqai; 
-isod S9p U9J3unip)SJBp)uiujies9Q udi^spudS^xioAidq pun u^^spuds 
-sBjuin sip puis OS '^SuBpquB uduopc^ 9J§i;pAuapuB sb^ 

•Si § 

(g, 'SSUpUnJ^ OVpSJ}JOpXl9Z'\\Oll A JOp dIAVOS '»S9;qD94 

-J3>I[P^ usqosredoan^ uaSi^naq ssp 3Snzpunjr)c s^uuBiunsjfij puis 
Sun^qDi-g pun ijjy aojqi ui qoijSnzao^ (u uoqooadssSsnB >;jom 
-Jo^€ Uli s^pjdq sun jiav u^q^q iqonqs^qoo-gc s.iiqDs^unjg 

UOA ZU3pU3X P^^ J915lB4Bq3 J^q^fl (01 (S'^'81 4Jnj3{UB4jj) »S9;qo94 

-J35{jo^ S9p ui9:)sXg« s^uii9qu3ddo '9 'H "I u9;oq3SjBp 
|BU34Bi\[ 3iIo;pqo94i3>IIOA SBp pjm j3yiequ9:>lonj qDpjSuf)^ 

(^j(4JOAVjo^ 9q3is) 449Sp;s9S ii0jiq9ii49 qoou saqong 
U9qDijjg94; S9p q;49^ U9p ;z;9f ui9p49SsnB :>Bq Sun;i9q4B9q 

-najfij 9qOS,U9>lDJJ9Jr) 91Q ll^qUI qDBU S|H 'UI40J qDBu iqoAvos 



oz 



-joj^ *a "3 *A ^zuisSia )JVAva939£) jnz siq pan ^jpudniinoD ';jtpiA9j (^) oi'bsSjos 

;jcS))n:)S -^qosjjajtio^ saqssi^doin^ :)sq|ds J3SS«jJ3^ raoA Sim^idqjBsg »qos^naQ 
— '(ifS^ siJBj) 6igi )jc3))n)s -adojna^i sp diudpom suoS sap ^iojq (g 

•ifgl SUBjJ '11 'l "BJ19JJ3J OJIdqUIJ 'S 'K ^P S3?OU S3p DSA-B 

•^ipa -Ano^ 'adojngj ap dujspoui suoS sap ^lojp np siopj^i '»P'J'O 'sna^jBj^ 
qon« *i3j3^ — "(88^ ^ usuaiqDSJa ^sjanz) suaS sap ^jojp np sp^jj (i 

•(r6Zi 'n ZgZi *9n3qx ^j naoiraoiiJaH P^^ 
U3Sbj)J3^ ^^junujd^ qoea U3;pzsu9p9ij ^ üi )q33JJ3^f07V Sdqosredojn^ (9 

•j n zi^ 'S 
'11 'u9)jBqDsn9ssiMS)cv)s jap jn^BJa^iq pun a^qDiqosdf) *iqoj^ 'a aqsis ^qodJ 
-Jö^io^ dqosiBdojns aAi)isod s^p ran s^jssoj^ 'f •£ a^suaipaa^ aip Jsqafl (« 



JBMZ pun ')q9)S9q s)qD3jJ93Up^ lui sqDBjdg j^uppud^Ji ui saqD 
-]3M 'udpj^AV ;uub:»ij9uc 9;s3q SBp snn^iQM sju snB 3;3iundpuB:js 
usqDspsunf uioa iqoj^ a 41UI ssnui qonqjq^q sqssiq 'J^yj^H 
UOA 5149^ 9U9U9iqDSJ3 ttgi sqieSsny jo^sjq ui SBp joqB ^si 
S95qD3J49^jp^ U9qDsredo4n9 usApisod S9p jn;BJ9:>iq U9qDspBui9;sXs 
U9;s9n9u pun u9J9n9U J9p 3iJ9M4dnBH 9;spu9;n9p9q sbq 

•(<jj9qni^ SiAvpnq uu^qof 
pun (jSU94JBj^ A qoupsHH Sjo9J[) jq9ui qoou pun (9J9q:j 
■^no *D *;H 949puos9qsu{ 4BMZ pun '4qDBUi93 ;u9ipj9A 9;jq9pS 
-S4bb;s 9qDs;n9p ^sqoBunz uuBp qois u9qBq yBqDSU9SST^ U9;9p 
-unjS9q j9Soj\[ f f UOA J9p Sunpijqsny 9J9;i9av 91p uifj 

•1^1 § 
(s(i8/i — 6ll\ '»ipqx f) »u9;pzsS9U5[ 

UT pun (Og/l — g/Zl '^IPqX 5) U9^pZSU9p9UJ UI 9^qD9JJ95[|p^ 

U9qDSiTedoang U9;s9n9U ui9p nz 9§]2j;i9g« 91p pun (og/i — Uli 
'9ii9qx Ol) »U9qBq ugS^jpSnz 'otZi 'lA H^;M sj9sre>^ ^P^X ^^P 
4i9s qois OS 'U9;i9qu9q939g J9J9puB qonn *9;qDBi\[ U9qosiBdo4n3 
49p U9Sun|puBqs;B^4S U9p sub qDi[Ujq9uaoA 's9;qD9J49>[ioA u9qDs 
-iBdoang U9;s9n9u S9p qDnsj9y\^€ 49p :U94um U9;sp;iqnj u9Ssoj]S 
S9S9ip 93{a9M;dnBji U9pu9qD9aquqi3q pun U9pu9S9ipunjJ§ 91Q 
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'(og9i] azni;nd9 sunf sisdoniCs (» 
•(9Z91) wnp S30op«;jassip mnpndS ;» swi^bu sjnf sq (g 

•1S91 '^Bg 'pSni *opB0i|dx9 
ui9po9 ap uinuopsavnb ^9 sa^nsS ja;«; sunf aAis *si|vi39j ipipnf )a sHnf (j 

•j 'n «Z"^ 'S '»ipBdojoXDug 
'Xqoj^ -A jpws '\Si9\ — 'fof — 16£ 'S 'l *ua4j«qosaassiAs;«B;s J»P anjujd^iq 
pun 9)q3ii{3S99 'moj^ -a laq 3an|p)SJBQ aqasissvp aip ajapuosaqsui — ujoq 
-ua^iB^i pun z^duiB^ *Bpa;dmo "^^ uayuqDg uap uaqau — 9j\9\^ (i 

'So£—f6z S *3ipu;5i *ujoqu3;jB;5i.*A aqaig (» 



J3UI9 91MOS '3^qD3"5 Udqosiqdosoiiiid uioa ss^qoo'g udpuoqaisq 
uaSunz^Bg usApisod jnB qDii3|p9i ssp Suiuöpuosqy u^jJBqDS 
J3UT0 ;su3ipj3y\^ 9qD{pu9Si9« STBp ^jqnqaS luqi :j3soj^ qo^i^f 
uuBqof uauqopzsq nz J9q« ;si S9;qD3aj3:>jjp^ usqDsredojna 
U9Ai)isod S9p ;jigqDSU9Ssi^ 49p J9punjS9g J9qDipU9Si9 sjy 

•2j9qi9p;9H "J P"^ J^^P^IV ^} Joss9j04j 
'(jjo4X9x SubSjio^ uuBqof pun 'pi^ ui uuBp pun 4pB;s 
-J9q|BH ui JOss9joj^ '(cI^H^^'ä pnuiBS !q9uqDS S9;qD9JJ9>|io^ 
S9p q3nqjq9q 94SJ9 SBp J9p '(j; (snBqDno2) Xqonoz P-^^H^IH 
j9puEiSu3 J9p : u9q9qnzJOAJ9q puis 'u9;i9puBq9q qDi|ss9iiqDS 
-snB J9puiui J9po jq9UJ ;qD9Xi95iio^ 9qDSi?do4n9 9Apisod SBp 
sni40JJ[) o3nH qo^u 9qoj9AV 'U9^jq9[9r) u9SiU9fu9p 49;ufj 

•£i § 

-ja3[xgA neqostsdoiua neAit^isod sep jui^vjdt^ii pnn et^qoiqosef) *3 

(g2'U9p40AV ;qo}pu9j[}OJ9A ^qoiu qoou J9p;9l »S9;qD9JJ9>(JOy\^ 
S9p uj94sXs« s9qDS^uJoqu9;|B^ a ui9 J9qB ;sT 9pun:js jnz sig 
•>9qBq 49;i9qaB9SsnB SipuB^sjjOA s:ji9J9q s95qD9JJ93{ioy\^ S9p ui94sXg 

SBp 9UI9;SXS UI9S9ip qOBU« 49SSBJJ9^ J9p SSBp 'u92ryx9g UI9p 

:|iui JBMZ pun ;ii9q;9S;iui »s9:jqD9.u9>i|o^ S9p 3ii:)buj9;sXs U9qDTi 
-q[}BqDSU9SSTAV 49U19 qDnsj9^« J9p sSuipj9j|B pJIAV »5jpu2[« s^ujoq 
-U9;iB^ A ui •U9punj9S ^qoiu qDOU 49qsiq ;jBqDSU9SSTy^ J9p 
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•(l •098 1 U33aiqüx 'Ä^W^d V^^ 
%\{09A29-y[\q\ *)i{39JS)cv)S 'iH^K '^) s3;q33JJ9ii|0^ S9p aqBSjny djvpos 9ip J^q^Q 
'ds9j *S9)q33JJd3f|o^ sap aqvSjnY s\b qjvqdsaisaidf) udiBooi^viua^ai jap »Sagj 
9ip Jsqdfl : naSunjqiijsny s^iqop^ 'a qonv oJdpaosaqsui a^^Jd^ ud^uq^Mjajqsin 
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Hieraus ergibt sich von selbst, dass auch die Rechte und 
Pflichten eines Staates gegen andere Staaten durch die frag- 
lichen Veränderungen nicht alterirt werden, und dass insbeson- 
dere die Fortdauer der Vertragsverhältnisse zwischen den Staaten 
in keiner Weise durch die Fortdauer der Regierungen bedingt 
ist, welche die Verträge abgeschlossen haben.®) 

Sogar die Acte eines Usurpators sind giltig, soweit dieser 
sich im wirklichen Besitze der souveränen Gewalt befindet und 
soferne jene sich auf Rechte und Pflichten des Staates be- 
ziehen. '^) 



theil an. Die nefteren Publicisten erklären einstimmig mit Bynkershoek: 
»Forma civitatis mutata non mntatur ipse populus. Eadem ubique respublica est!« 

^) Siehe die ausdrückliche Anerkennung dieses Grundsatzes in dem Londoner 
Protokoll der Grossmächte vom 19. Februar 1831: »D'apr^s ce principe d'un 
ordre supörieur, les Trait^s ne perdent pas leur puissance, quels que soient les 
changemens qui interviennent dans l'organisation Interieure des peuples.« 

w) Siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. $8, sowie Bluntschli, 
a. a. O., S. 74 — 75. 



Zweiter Theil. 

Unbedingte Rechte der Staaten als Völkerrecht- 

licher Personen.') 



Erster Abschnitt. 
Die Souveränetät der Staaten.^) 



Erstes Kapitel. 

Begriff, Inhalt und umfang der völkerrechtlichen Souveränetät 

im Allgemeinen.3) 

§ 25. 

Man unterscheidet die Souveränetät im staatsrechtlichen 
Sinne und die Souveränetät im völkerrechtlichen Sinne. 

Die Souveränetät im staatsrechtlichen Sinne bedeutet die 
höchste Gewalt im Staate; die Souveränetät im völkerrechtlichen 
Sinne bedeutet die Unabhängigkeit eines Staates von anderen 
Staaten. 



<) Gewöhnlich unterscheidet man mit Rücksicht auf »Allgemeine Rechte 
und Grundverhältnisse der Staaten als solcher unter einander«: i. das Recht eines 
ungestörten eigenen Daseins oder das Recht der Persönlichkeit an sich (»mit seinem 
grossartigen Inhalt: dem Rechte eines eigenen Territoriums, dem Rechte der 
Selbsterhaltung und den Rechten der Souveränetät oder der inneren und äusseren 
Machtvollkommenheit«); 2. das Recht auf Achtung der Persönlichkeit; 3. das 
Recht auf gegenseitigen Verkehr. Als Grundprincip für alle souveränen Staaten 
wird hiebei die Gleichheit des Rechtes anerkannt und daher auch vor. den 
genannten Specialrechten erörtert, Heffter, welcher die fragliche Classification 
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Die völkerrechtliche Souveränetät hat die staatsrechtliche 
Souveränetät zu ihrer Voraussetzung und tritt selbst erst hervor 
im Verhältnisse eines Staates zu anderen Staaten.*) 



vertritt, muss aber doch selbst zugeben, dass das wesentliche Kennzeichen eines 
wirklichen Staates in dessen Souveränetät besteht, und sieht sich daher gezwungen, 
das Recht der Souveränetät an verschiedenen Stellen seines Systemcs systemlos 
vorzuführen. — Bluntschli erörtert als »völkerrechtliche Eigenschaften der 
Staaten«: i. die Handlungsfähigkeit, 2. die Souveränetät und 3. die Rechts- 
gleichheit, indem er die sonst zu den »unbedingten Rechten der Staaten als 
völkerrechtlicher Personen« gezählten Rechte zerstreut an anderen Stellen seines 
Rechtsbuches behandelt. — Martens unterscheidet einerseits: i. die inter- 
nationalen Eigenschaften der Staaten, andererseits: 2. die internationalen Grund- 
rechte der Staaten. Zu den internationalen Eigenschaften der Staaten rechnet 
Martens: die Souveränetät, Handlungsfähigkeit und Gleichberechtigung. Die 
fünf internationalen Grundrechte der Staaten sind nach Martens: i. das Recht 
der Selbsterhaltung, 2. das Territorialrecht, 3. das Recht der Unabhängigkeit 
4. das Recht auf Achtung und Ehre, 5. das Recht auf internationalen Verkehr. 

Nach unserem Dafürhalten wird die Darstellung der ganzen Materie logisch 
richtigst in drei Abschnitte eingetheilt: ein erster Abschnitt behandelt — die 
Souveränetät der Staaten ; ein zweiter Abschnitt behandelt — die Rechtsgleichheit 
der Staaten; ein dritter Abschnitt behandelt — die anderweitigen Grundrechte 
der Staaten. 

Mitunter ist in der äusseren Staatenpraxis auch noch von einem sogenannten 
Convenienzrechte die Rede. Man versteht nämlich unter diesem »droit de con- 
venance« die Befugniss eines jeden Staates, im Falle coUidirender Interessen gegen 
andere Staaten so zu verfahren, wie es als dem eigenen Interesse angemessenst 
erachtet wird. Allein, wie Heffter (a. a. O., S. 60—61) bemerkt, eine solche 
Befugniss hat man nur, sofern kein wohlbegründetes Recht des anderen Staates 
entgegensteht, — und es versteht sich dann das Handeln nach eigener Convenienz 
ganz von selbst. 

2) Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 45 u. f., und S. 70—71, 
sowie Bluntschli, a. a. O., S. Ss u. f. — Siehe auch Martens, a. a. O., 
S. 286 u. f. 

•*♦) Vorzügliche Erörterungen über den Begriff der Souveränetät, zunächst 
allerdings vom staatsrechtlichen Standpunkte aus (mit reichhaltigen Literatur- 
nachweisen), enthält das Werk von Zorn »Das Staatsrecht des Deutschen Reiches« 
(Berlin u. Leipzig 1880—1883), I. S. 46 u. f. 

3* 
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§ 26. 
Die völkerrechtliche Souveränetät umfasst das Doppelrecht 
eines jeden Staates, theils: 

1. jede Aeusserung und Bethätigung eines fremden Staats- 
willens aus seinem Gebiete auszuschliessen, theils: 

2. den eigenen Staatswillen ohne Behinderung durch einen 
fremden Staat auf seinem Gebiete zu äussern und zu bethätigen.*) 

§ 27. 

Ihre Schranken findet die völkerrechtliche Souveränetät 
des Einzelstaates nur im Völkerrechte selbst. 

Jeder Staat darf Unabhängigkeit und Freiheit nur in dem- 
jenigen Masse beanspruchen, welches sich mit der im Völker- 
rechte begründeten Rechtsordnung verträgt. 

Kein Staat kann sich gegen das Völkerrecht auf seine 
Souveränetät berufen.®) 



*) Vergl. Zöpfl, Grundsätze des deutschen Staatsrechtes (5. Auflage, 1863), 

I. S. 99. — Zöpfl erklärt: »Die völkerrechtliche Souveränetät des Staates ist 

geradezu undenkbar, wo nicht schon eine staatsrechtliche Souveränetät vorhanden 

ist, gleichviel ob sie, wie in der Monarchie, bei dem Fürsten oder, wie in den 

Republiken, bei dem Volke liegt«. Anfechtbar scheint es uns übrigens, wenn 

Zöpfl (a. a. O.) behauptet, dass bei der völkerrechtlichen Souveränetät Fürst 

und Volk wirklich in staatlicher Einheit, bei der staatsrechtlichen Souveränetät 
im scharfen Gegensatze erscheinen. 

*) Eine Specialisirung des Rechtes der Souveränetät in fünf »regelmässige 
Souveränetätsrechte« siehe bei Bluntschli, a. a. O., S. 85. 

ö) Martens erklärt (a. a. O., S. 286): Das im staatsrechtlichen Sinne 
absolute Souveränetätsprincip wird in der internationalen Gemeinschaft einiger- 
massen eingegrenzt und eingeschränkt. 
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Zweites Kapitel. 

Die Souveränetät der Staaten im Verhältnisse zur Verschiedenheit der 

Staatenkategorieen. i) 

§ 28. 

Die typische Form eines selbstständigen und vollberechtigten 
Mitgliedes der internationalen Gemeinschaft ist der einfache Ein- 
heitsstaat, d. h. derjenige Staat, >der nicht mittelst eines beson- 
deren internationalen Bandes an irgend welchen anderen Staat 
geknüpft wird, sondern für sich allein einen einheitlichen politi- 
schen Organismus bildet und das Recht internationaler Reprä- 
sentation voll besitzt« : hier existirt für ein bestimmtes Volk 
und Land wie nur Ein Staat, so auch nur Eine Souveränetät.^) 

Den Gegensatz zu dem einfachen Einheitsstaate bilden die 
sogenannten »zusammengesetzten Staaten«. Von den durch die 
Theorie unterschiedenen Formen zusammengesetzter Staaten 
sind aber, wenn man an den essentiellen Merkmalen des Staats- 
begriffes festhält, nur die Formen des Bundesstaates und des 
Staatenbundes haltbar. Dagegen gereicht (wie im Staatsrechte, 



») Die Frage nach der Zahl der Staatenkategorieen ist zunächst eine 
wesentlich staatsrechtliche Frage, so dass wir diesfalls auf die Literatur des 
Staatsrechtes verweisen können. — Was die Behandlung der Frage in der völker- 
rechtlichen Literatur anbelangt, so sind im Allgemeinen zu vergleichen: Heffter, 
a. a. O., S. 45 — 51, und Bluntschli, a. a. O., S. 86—91, sowie Martens, 
a. a. O., S. 234 — 269. — Nachdem insbesondere die Lehre von der »historischen 
Stufenfolge der Staatsverfassungen« nicht in das Völkerrecht, sondern in das 
Staatsrecht gehört, beschränken wir uns hier auf die Bemerkung, dass Heffter's 
Identificirung des absoluten Staates mit dem sogenannten ancien regime unzu- 
treffend ist, indem man unter »ancien regime« die allgemeinen Gesellschafts- 
Zustände vor dem Ausbruche der französischen Revolution zu verstehen hat. 
Vergl. Heffter, a. a. O., S. 45. 

>) Der einfache Einheitsstaat hat keinen anderen Zusammenhang mit an- 
deren Staaten^ als den im Völkerrechte begründeten 
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SO auch im Völkerrechte) jede weitere Unterscheidung von zu- 
sammengesetzten Staaten nur zur Verwirrung; denn, wie Zorn 
in seinem ausgezeichneten Werke über »Das Staatsrecht des 
Deutschen Reiches« mit Recht betont: »bei Personalunion han- 
delt es sich überhaupt nicht um einen zusammengesetzten Staat, 
sondern um zwei völlig getrennte Staaten; Realunion ist gar 
kein juristisch präcisirbarer Begriff, Reich — ebenso wenig; 
Staatenstaat ist Bundesstaat, Allianz ist Staatenbund.« ^) 

Für das Völkerrecht kommt in Ansehung der zusammen- 
gesetzten Staaten, resp. bezüglich des Bundesstaates und des 
Staatenbundes, wesentlich nur die Frage in Betracht, »wo die 
Staatsgewalt liegt, welche das Gemeinwesen nach Aussen ver- 
tritt «.4) 

3) Siehe Zorn, a. a. O., I. S. 46 — 54, und die daselbst verzeichnete Li- 
teratur. Vergl. übrigens auch Jellinek, Die Lehre von den Staatenverbindungen. 
Wien 1882. — In der Personalunion haben die unirten Staaten Nichts gemeinsam, 
als die Dynastie; dieselben werden im Völkerrechte als zwei verschiedene Perso- 
nen behandelt und können auf Conferenzen und Congressen durch verschiedene 
Gesandte vertreten werden. Das Beispiel einer reinen Personalunion gibt dermalen 
die Verbindung von Holland und Luxemburg. Die Union Schwedens und Nor- 
wegens ist keine reine Personalunion. Vergl. Geffcken bei Heffter, a.a.O., 
S. 49. — Geffcken hält an dem Begrifife der Realunion fest, ohne jedoch den 
Begriff juristisch zu analysiren ; er exemplificirt denselben nur an dem Verhältnisse 
zwischen Russland und Finnland und an der Verbindung, »wie sie für die öster- 
reichischen Kronländer durch die pragmatische Union (?) von 1 734 begründet ward«. 
Wir sind mit Zorn der im Texte enthaltenen Ansicht, dass die Realunion »gar 
kein juristisch präcisirbarer Begriff« ist. Soll jedoch einmal dem Herkommen ge- 
mäss der Personalunion die Realunion gegenüber gestellt werden, so mag von 
einer Personalunion die Rede sein, wenn zwei an sich selbstständige monarchi» 
sehe Staaten nur dadurch unter einem Scepter vereinigt werden, dass in Folge 
einer zufälligen Uebereinstimmung der Successionsgesetze dieselbe Person zu 
beiden Kronen berufen wird, während die Verbindimg Realunion heisst, -wenn 
sie grundsätzlich als eine bleibende in der Art errichtet wird, dass der Herrscher 
des einen Staates jederzeit auch als Herrscher in dem anderen anerkannt werden 
muss. Vergl. Zöpfl, a. a. O., S. 126. 

^j Siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 50. 
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§ 29. 
Der Staatenbund entsteht, indem die einzelnen Mitglieder 
zwar im Besitze ihrer Souveränetät verbleiben, jedoch in deren 
Ausübung sich staatsvertragsmässig gegenseitig an bestimmt 
formulirte Beschränkungen binden. Der Bundesstaat entsteht, 
indem bestimmte Staaten auf ihre bisherige Souveränetät zu 
Gunsten einer zu constituirenden Centralgewalt verzichten, jedoch 
in der Weise, dass sie von der Centralgewalt einen Theil der 
Souveränetätsrechte zur Ausübung zurückempfangen. >Im Staaten- 
bunde beschränken sich die Einzelstaaten vertragsmässig in Aus- 
übung der Souveränetät zu Gunsten der Centralgewalt; im Bundes- 
staate beschränkt sich die Centralgewalt gesetzlich in Ausübung 
der Souveränetät zu Gunsten der Einzelstaaten. «"*) 

Die Staatsgewalt, welche das Gemeinwesen nach Aussen 
vertritt, ist im Bundesstaate die Centralgewalt.^) 

Der Staatenbund hat überhaupt keine Staatsgewalt, sondern 
nur einzelne zur Ausübung Namens des Auftraggebers delegirte 
Hoheitsrechte; er unterscheidet sich begrifflich nicht von der 
Allianz: die Vertretung nach Aussen gehört daher im Staaten- 
bunde den Regierungen der Einzelstaaten zu.') 



*) Siehe insbesondere Zorn, a. a. O., I. S. 51 — 52; vergl. jedoch auch 
Martens, a. a. O., S. 238 — 242 und S. 246 — 250. 

*) Im Deutschen Reiche haben anomaler Weise noch die Einzelstaaten 
das Gesandtschaftsrecht für Angelegenheiten, welche nicht unter die Competenz des 
Reiches fallen. Hiedurch wird jedoch der Charakter des Deutschen Reiches als 
eines Bundesstaates nicht alterirt. Vergl. Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 50. 

") Die Gesammtheit der souveränen Mitglieder des Staatenbundes ist aller, 
dings auch berechtigt, sich durch einen gemeinsamen Bundesgesandten auswärts 
vertreten zu lassen und bei sich fremde Gesandte zu empfangen. Von einem 
solchen Rechte wird jedoch nur in Ausnahmsfällen Gebrauch gemacht. Man 
erinnere sich z. B. an die Gepflogenheiten beim ehemaligen deutschen Bunde- 
Vergl. Bluntschli, a. a. O., S. 87—88. 
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§ 30. 

Der Ausdruck »Halbsouveränetät« schliesst eigentlich einen 
Widerspruch in sich, weil die Souveränetät gerade die Verneinung 
jeder äusseren Abhängigkeit eines Staates bedeutet®) Gleichwohl 
pflegt man von einer Halbsouveränetät in denjenigen Fällen zu 
reden, in welchen für einen Staat zwar die innere Souveränetät 
vorhanden, aber die Geltendmachung derselben nach Aussen 
oder anderen Staaten gegenüber durch eine höhere Macht ge- 
hemmt ist. Das wesentliche Criterium des halbsouveränen Staates 
besteht daher in der Unterordnung seiner auswärtigen Beziehun- 
gen unter eine ausländische Staatsgewalt, während derselbe im 
Bereiche des eigenen Staatsgebietes vollständig autonom ist®) 

Zu den halbsouveränen Staaten gehören die Vasallenstaaten 
und die Schutzstaaten. Die Souveränetät des Vasallenstaates ist 
von der Souveränetät eines anderen Hauptstaates abgeleitet, 
dergestalt, dass in Anerkennung und in Folge dieser Ableitung 
die völkerrechtliche Selbstständigkeit des Vasallenstaates durch 
die nothwendige Rücksicht auf den lehensherrlichen oder ober- 
herrlichen Staat beschränkt wird. Die Souveränetät des Schutz- 
staates oder desjenigen Staates, der sich im Gefühle der eigenen 
Schwäche behufs Sicherung gegen auswärtige Gefahren unter 
das Protectorat eines stärkeren Staates begeben hat, erscheint 
als eine halbe Souveränetät nicht vermöge ihrer Ableitung von 
der Souveränetät eines anderen Staates, sondern vermöge ihrer 
dauernden Beschränkung durch die übergeordnete höhere Sou- 
veränetät des Schutzherrn. '^') 



®) Siehe Zorn, a. a. O., I. S. 47. 

ö) Vergl. Ch. Stubbs, Suzerainty or the rights and duties of suzerain 
and vassal states. London 1882. 

»0) Halbsouveräne Staaten waren ehedem die Fih-stenthiimer Moldau, Wa- 
lachei und Serbien, welche durch den Berliner Vertrag von 1878 (u. zw. Moldau 
und Walachei vereinigt zum Staate Rumänien) souverän geworden sind. Noch 
heute gehören zu den halbsouveränen Staaten das Fürsten thum Bulgarien, sowie 
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Als schlechthin unzulässig muss die Zurechnung von »Co- 
lonialstaaten« zu den halbsouveränen Staaten zurückgewiesen 
werden. Der Ausdruck »Colonialstaatc bedeutet überhaupt eine 
contradictio in adjecto. Eine Colonie ist niemals ein Staat, son- 
dern nur ein Theil eines Staates.") 



Tunis und Aegypten, obwohl letzteres durch den grossherrlichen Ferman von 
1873 beinahe vollständig unabhängig geworden ist. Montenegro wird nunmehr auch 
von der Pforte als unabhängiger Staat anerkannt: es darf jedoch keine Kriegs- 
schiffe halten. — Beispiele eines Schntzverhältnisses (droit de protection) bieten in 
der Gegenwart: die Republik von Andorra (unter dem Schutze Frankreichs und 
des Bischofs von Urgel), das Fürsten thum Monaco (seit dem Pariser Frieden von 
1815 unter sardinischem Schutze) und die Republik San Marino (seit 1862 unter 
italienischem Schutze). — Vergl. überhaupt bezüglich der halbsouveränen Vasallen 
— und Schutzstaaten Martens, a. a. O., S. 250 — 260. 

'') Mit Recht bemerkt Geffcken (a. a. O., S. 48) gegen Bluntschli 
(a. a. O., S. 90) : Ceylon und Canada sind so gut integrirende Bestandtheile 
der britischen Monarchie, wie Wales und die Hebriden; dass dem Vicekönig von 
Indien eine gewisse Freiheit der Bewegung in Beziehung zu den Nachbarstaaten 
gewährt wird, ist völkerrechtlich irrelevant: rechtlich contrahirt stets nur die 
Krone Englands. 
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Drittes Kapitel. 

Insbesondere das Verhältniss zwischen dem Rechte der Sonveränetät 

und dem sogenannten Interventionsrechte J) 

§ 31. 

Unter dem sogenannten Interventionsrechte versteht man 
im Allgemeinen das Recht der Einmischung eines Staates in die 
Angelegenheiten eines anderen Staates. 

Mit dem Rechte der Sonveränetät ist dieses Interventions- 
recht an sich schlechthin unvereinbar: gleichwohl wird nach 
positivem europäischem Völkerrechte in einzelnen Fällen unter 
bestimmten Voraussetzungen ein Interventionsrecht zugestanden. 

Hiebei sind zu unterscheiden einerseits: 

1. die Einmischung in die inneren Angelegenheiten eines 
anderen Staates, andererseits: 

2. die Einmischung in die äusseren Beziehungen, welche 
zwischen bestimmten fremden Staaten bestehen. 2) 

§ 32. 

Die Einmischung in die inneren Angelegenheiten eines 
anderen Staates ibt zunächst zulässig, wenn dieselbe auf bestehen- 
dem Vertragsrechte beruht, indem z. B. bestimmte Staaten die 
Aufrechthaltung der Verfassung eines fremden Staates vertrags- 
mässie übernommen haben. 

Die fragliche Einmischung rechtfertigt sich sodann aus- 
nahmsweise theils: 



») Vergl. im Allgemeinen Heffter, a.a.O., S. 105— lio, und Bluntschli, 
a. a. O., S. 265 u. f., sowie Härtens, a. a. O., S. 299—305. — Unter den 
neuesten monographischen Behandlungen des Gegenstandes sind namentlich hervor- 
zuheben: Bartholet, Du droit d'intervention (1873). — Strauch, Zur Inter- 
ventionslehre. Heidelberg 1879. — Graf Kamarowski, Das Prinzip der Nicht- 

intervention. Moskau 1874. 

a) Heffter unterscheidet in Ansehung des Interventionsrechtes (a. a. O., 
S. 106) nach dem Gegenstande: Einmischung in Verfassungssachen und Ein 
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1. wenn durch innere Wirren in einem fremden Staate die 
positiven Rechte anderer Staaten verletzt oder deren legitime 
Interessen bedroht werden, theils: 

2. wenn die Einmischung durch die vorgängige Intervention 
eines anderen Staates provocirt wird (Contre-Intervention). 

Keinem Zweifel unterliegt schliesslich das Recht und die 
Pflicht der christlichen Staaten zur Intervention in denjenigen 
Fällen, in welchen die christliche Bevölkerung orientalischer 
Staaten barbarisch unterdrückt und misshandelt wird.^) 

§ 33. 

Die Einmischung in die äusseren Beziehungen, welche 
zwischen bestimmten fremden Staaten bestehen, gilt in zwei 
Hauptfallen als zulässig. 

Der erste Hauptfall ist derjenige, in welchem ein einzelner 
Staat eine Universalmonarchie zu begründen unternimmt oder 



mischung in Regierungsangelegenheiten ; — ausserdem der Form nach : eine eigent- 
liche Intervention, wo die fremde Macht ihre EntSchliessungen als Hauptpartei, 
äussersten Falles sogar mit Gewalt, durchzusetzen trachtet ; sodann — eine blosse 
Cooperation mit einer Gewalt oder Partei in dem fremden Staate selbst (eine 
accessorische Hilfeleistung) ; ferner • — die Ergreifung von Vorbeugungsmitteln zur 
Abwendung drohender Gefahren; endlich — die freundschaftliche Intercession für 
eigene oder fremde Interessen. 

3) Die Intervention rechtfertigt sich in diesem Falle in Folge der Gemein« 
samkeit der religiösen Interessen und in Anbetracht der Gebote der Humanität. 
Vergl. M arten s, a. a. O., S. 302. — Die Ansichten über das Recht der Staaten 
zu einer Einmischung in die inneren Angelegenheiten eines anderen Staates haben 
noch in der neuesten Zeit mehrfach und entschieden gewechselt. "Während die 
heilige Allianz das Recht der Intervention beanspruchte, ist bei den späteren 
wiederholten Umgestaltungen Frankreichs und den Folgen derselben die Nicht- 
intervention beinahe ebenso allgemein und weit ängstlicher gefordert worden. 
Auch in der Literatur fehlt es an einer Uebereinstimmung der Lehrmeinungen. — 
Sehr richtig bemerkt v. Mohl (Encyclopädie, S. 425). »Die ausserordentliche 
Folgewidrigkeit des wirklichen Staatslebens in diesem Punkte gibt Beispiele für 
jede mögliche Meinung, kann aber freilich die Lehre selbst nicht beeinträchtigen.« 
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durch eine Vereinigung mehrerer Kronen auf Einem Haupte 
eine das Dasein und die Unabhängigkeit anderer Staaten be- 
drohende Uebermacht zu gewinnen sucht;*) der zweite Hauptfall 
ist derjenige der Verletzung von Verträgen, welchen »die Kraft 
allgemein verbindlicher Völkergesetze« innewohnt.^) 

Unter keinen Umständen kann von einem Staate oder einer 
Staaten-Allianz das ausschliessliche Recht in Anspruch genom- 
men werden, über alle internationalen Verhältnisse eines be- 
stimmten Festlandes oder Erdtheiles eine Controle auszuüben.^) 



*) Einer Thronerwerbung durch ein nicht regierendes Mitglied eines fürst- 
lichen Hauses steht dagegen kein Hinderniss im Wege. Die von Frankreich im 
Jahre 1870 versuchte Bestreitung dieses Satzes war nur der dreiste Vorwand für 
eine Kriegserklärung. Die Erwerbung derselben Krone durch einen Prinzen des 
italienischen Königshauses ist bekanntlich von Frankreich nicht beanständet worden. 

*)• Vergl. Härtens, a. a. O., S. 302 — 303. 

•) Die Vereinigten Staaten von Nordamerika prätendiren die Ausübung 
einer Hegemonie über die auswärtigen Angelegenheiten aller amerikanischen 
Staaten; sie erklärten z. B. im November des Jahres 1881 der chilenischen Re- 
gierung: ^es widerstreite den unter civilisirten Nationen herrschenden Gesetzen, 
die Einverleibung von Besitzungen, die unbestrittenes Eigenthum Peru's bildeten, 
in Chile als conditio sine qua non des Friedens aufzustellen.« — Gestützt auf ihr 
angebliches Recht, in Amerika zu dominiren, protestirt die Washingtoner Regie- 
rung gegen jeden Versuch Europa's, sich in die Angelegenheiten der amerikani- 
schen Staaten einzumischen; sie gesteht sogar in jüngster Zeit den europäischen 
Staaten nicht einmal mehr das Recht zu, unter sich Vereinbarungen über die in 
Amerika gelegenen und für diejenigen Mächte, welche Besitzungen in Amerika 
haben, besonders wichtigen Welthandels- und Weltverkehrsadern zu treffen (Er- 
klärungen der Washingtoner Regierung von 1881, betreuend den geplanten Kanal, 
welcher die Landenge von Panama durchschneiden soll !). — Dieser Standpunkt, 
den die Washingtoner Regierung neuerlich einnimmt, überschreitet demgemäss 
sogar weitaus die Grenzen der sogenannten Monroe-Doctrin, d. h. der von dem 
Präsidenten der" Vereinigten Staaten Monroe in seiner Botschaft an den Congress 
vom 2. December 1823 formulirten Lehre von der Nichtintervention. Vergl. 
M arten s, a. a. O., S. 303 — 305. 
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Zweiter Abschnitt. 
Die Rechtsgleichheit der Staaten.*) 



Erstes Kapitel. 
Das Princip der Bechtsgleichheit nach seiner allgemeinen Bedeutung.*) 

§ 34. 

Das Princip der Rechtsgleichheit bedeutet den Grundsatz, 
dass jeder Staat das gleiche Recht besitzt, alle in der staatlichen 
Existenz und in der internationalen Gemeinschaft begründeten 
Rechte auszuüben. 

Der Rechtsgleichheit der Staatsbürger vor dem Staats- 
gesetze entspricht die Rechtsgleichheit der Staaten vor dem 
Völkerrechte. 

Jeder Staat hat ohne Rücksidit auf dessen eigenthümliche 
Grösse und Macht das Recht auf gleichmässige Behandlung 
nach den allgemeinen Grundsätzen des Völkerrechtes.^) 

§ SS- 
Aus dem Principe der Rechtsgleichheit der Staaten ergibt 
sich jedoch nicht die Forderung, dass alle Staaten ihre inter- 
nationalen Souveränetätsrechte auf gleiche Weise ausüben. Kein 



') Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 6i u. f., und Bluntschli, 
a. a. O., S. 91 u. f., sowie Martens, a. a. O., S. 288 u. f. 

') Siehe Heffter, a. a. O., S. 61 — 62, und Bluntschli, a. a. O., 
S. 92, sowie Martens, a. a. O., S. 288 — 289. 

3) »Man darf einem kleinen und schwachen Volke Nichts thun, was man 
einem grossen und mächtigen Volke gegenüber nicht thun würde und was wir 
nicht duldeten, wenn man es gegen uns selber unternehmen wollte.« Erklärung 
des Nordamerikaners Sumner in der Sitzung des Senates zu Washington vom 
23. März 187 1. 
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Staat ist daher gehindert, innerhalb seines Staatsgebietes den 
eigenen Staatsangehörigen oder den Inländern mehr Rechte zu 
gewähren, als den Ausländern. 

Jeder Staat ist befugt, einzelne Staaten in Ertheilung von 
Rechten vor anderen Staaten zu bevorzugen.*) 

§ 36. 

Aus dem Principe der Rechtsgleichheit der Staaten folgt 
des Weiteren nicht, dass jeder Staat den gleichen Rang bean- 
spruchen und beliebige Titel annehmen könne. 

Die Rangverschiedenheit der Staaten ist vielmehr die noth- 
wendige Folge der verschiedenen Machtstellung, welche die 

einzelnen Staaten innerhalb der internationalen Gemeinschaft 
einnehmen.^) 

Der Titel bezeichnet aber den Rang, welcher einem Staate 
den anderen Staaten gegenüber zukommt, und kann daher gleich- 
falls nicht willkürlich gewählt werden. 0) Der gewählte Titel be- 
darf vielmehr, um eine internationale Bedeutung zu erlangen, 
der Anerkennung von Seiten der übrigen Staaten.') Diese An- 



*) Ein solches System der Ausübung der eigenen Souveränetätsrechte enthält 
den fremden Staaten gegenüber nicht etwa eine Illegalität, sondern höchstens eine 
zur Retorsion berechtigende Iniquität. Vergl. Heffter, a. a. O., S. 61 — 62. 

5) Mit der Rangverschiedenheit der Staaten ist nicht zu verwechseln die 
Eintheilung der Staaten in Grossmächte und anderweitige Staaten (z. B. Mittel- 
staaten und Kleinstaaten), indem diese Eintheilung nur ein thatsächliches Macht- 
verhältniss, nicht aber einen bestimmten Rang mit daran geknüpften formalen 
Rechten bezeichnet. Vergl. v. Mo hl, Encyclopädie, S. 482. — Siehe auch 
Martens, a. a. O., S. 289. 

*) Eine Folge des verschiedenen Titels sind dann selbst wieder die ver- 
schiedenen Insignien der Staaten. Vergl. Geffcken bei Heftter, a. a. O., S. 71. 

') Im Streite über den russischen Kaisertitel gab die französische Regierung 
die treffende Erklärung ab: Les titres ne sont rien par eux-memes. Ils n'ont de 
r^alite qu'autant qu'ils sont reconnus. Les souverains eux-m^mes ne peuvent 
s'attribuer des titres ä leur choix, l'aveu de leurs sujets ne suffit pas, celui des 
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erkennung setzt voraus, dass der durch den Titel bezeichnete 
Rang derjenigen Machtstellung entspreche, welche der betreffende 
Staat innerhalb der internationalen Gemeinschaft einnimmt.®) 



autres puissances est n^cessaire et chaque conronne libre de reconnaftre ou de 
r^cuser un titre nouveau^ peut aussi l'adopter avec les modifications et les con- 
ditions, qui lui conviennent. 

®) Staaten, welche an der Geltendmachung eines Widerspruchsrecbtes ein 
Interesse haben, können daher als Widerspruchsgründe anführen, dass die con- 
ventionelle Bedeutung des Titels durch Annahme desselben ohne zureichende 
Grundlage und Mittel zu seiner würdevollen Aufrechthaltung verkleinert werde, — 
oder aber, dass in der betreffenden Annahme eine Emporhebung über andere 
Staaten und daher eine Zurücksetzung derselben enthalten sei. — Belehrend sind 
diesfalls namentlich die Verhandlungen wegen des preussischen Königstitels und 
des russischen Kaisertitels. — Im Jahre 1876 wurde die Annahme des Titels 
emer »Kaiserin von Indien« durch die Königin von England von der englischen 
Regierung allen Mächten mitgetheilt und von diesen ohne Widerspruch anerkannt. 
Auch die Erhebung Rumäniens und Serbiens zu Königreichen fand die Zustimmung 
der Mächte (1881, resp. 1882). Dagegen war es »der Gipfel der Lächerlichkeit, 
als ein Negerhäuptling auf Haiti den Kaisertitel für seine Flitterkrone« in Anspruch 
nahm. Vergl. Bluntschli, a. a. O., S. 92. 
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Zweites Kapitel. ' 

Die Rechtsgleichheit der Staaten gegenüber dem Ansprüche der 

Staaten anf Rang und Titel. >) 

§ 37. 
Den ersten Rang nehmen unter den souveränen Staaten 
diejenigen ein, denen königliche Ehren (honores regii, honneurs 
royaux) gebühren.^) 

Zu diesen Staaten gehören theils: 

1. die Kaiserthümer, die Königreiche und die Grossherzog- 
thümer, theils: 

2. die grossen Republiken, wie Frankreich, die Schweiz 
und die Vereinigten Staaten von Nordamerika.^) 



*) Siehe im Allgemeinen H e f f t e r , a. a. O., S. 62—6^, und B 1 u n t s c h 11 , 
a. a. O., S. 92 — 96, sowie Martens, a. a. O., S. 290 — 293. — Vergl. auch 
J. Chr. Hellbach, Handbuch des Rangrechtes (Ansbach 1804), und Fr. A. 
Mosheim, Ueber den Rang der europäischen Mächte (Sulzbach 18 19). — Siehe 
insbesondere in geschichtlicher Beziehung: Marshai, International vanities. 
London 1875. 

2) Als königliche Ehrenrechte gelten insbesondere z. B. die Annahme könig- 
licher Embleme in Krone, Scepter und Wappen; gewisse Ceremonialrechte ; das 
Recht der Entsendung und des Empfanges von diplomatischen Bevollmächtigten 
ersten Ranges (Botschaftern, Ambassadeurs). 

3) Der Titel »Majestät« kommt nicht allen Monarchen der Staaten ersten 
Ranges zu, wie nach Martens (a. a. O., S. 291) anzunehmen wäre, sondern 
nur den Souveränen der Kaiser- und Königreiche. — Von den grossen Republiken 
macht nur Frankreich von dem Rechte Gebrauch, Gesandte erster Classe zu ent- 
senden. — Ansprüche auf Vorrang und diesfallsige Streitigkeiten erfolgten schon 
während des Mittelalters auf den Concilien unter den Abgesandten der verschiedenen 
Nationen. Mehrfach erliessen die Päpste, z. B. Julius II. im Jahre 1504, Bestim- 
mungen über die Rangordnung der Fürsten. Einen letzten Versuch, die Staaten 
nach ihrer Bedeutung zu classificiren, unternahm man erfolglos auf dem Wiener 
Congresse. 
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Zwischen den Kaiserthümern, den Königreichen und den 
grossen Republiken besteht vollkommene Gleichheit des Ranges, 
obwohl den Kaisern und Königen selbst von den Souveränen 
mit Anspruch auf königliche Ehren, jedoch ohne Besitz des 
Kaiser- oder Königstitels, sowie von den grossen Republiken in 
ceremonieller Beziehung ein Vorzug eingeräumt wird.*) 

§ 38. 

Unter Staaten gleichen Ranges haben je die älteren die 
Präcedenz vor den jüngeren. 

Die Rangverhältnisse zwischen einzelnen Staaten können 
auch durch Vertrag oder Observanz bestimmt sein.*) 

Familien- und Verwandtschaftsverhältnisse unter den Sou- 
veränen vermögen keine Aenderung im Rangverhältnisse der 
Staaten zu bewirken.**) 

§ 39- 

Halbsouveräne Staaten, Vasallen- und Schutzstaaten, haben 
allzeit den ober- und schutzherrlichen Staaten nachzustehen. 

Dritten Staaten gegenüber begründet dagegen das Ab- 
hängigkeits-Verhältniss keine Zurücksetzung, dergestalt, dass der 



*) Insbesondere hat der Kaisertitel keinerlei formelle Vorzüge vor dem 
Königstitel. — Bluntschli versucht zwar (a. a, O., S. 92 — 93), einen Vorzug 
des Kaisertitels vor dem Königstitel theoretisch zu begründen; siehe jedoch da- 
gegen die Ausführungen von Martens, a. a. O., S. 292. — Könige haben längst 
die Gleichbedeutung ihres Titels mit dem Kaisertitel dadurch angezeigt, dass sie 
»den Namen eines Kaiserreiches oder Imperators auch mit dem vorzugsweise 
geführten königlichen Titel verbanden oder wenigstens Krone und Rechte des 
Souveräns kaiserliche nannten.« Vergl. Heffter, a. a. O., S. 63. 

5) In diesem Falle haben auch dritte Staaten das bestimmte Rang Verhältnis s 
zu beachten. Vergl. übrigens Heffter, a. a. O., S. 63. 

6) Vergl. Protokoll des Wiener Congresses vom 19. März 18 15, Art. V: 
»Les liens de parent^ ou d'alliance de famille entre les Cours ne donnent aucun 
rang ä leurs employ^s diplomatiques. II en est de m^me des alliances politiques.« 

4 



so 



halbsouveräne Staat im Verhältnisse zu denselben diejenige 
Stellung einnimmt, welche in dessen anerkanntem Titel begrün- 
det ist 

Einem halbsouveränen Staate kann daher unter Umständen 
sogar der Vorrang vor vollsouveränen Staaten zukommen.') 



') Vergl. Heffter, a. a. O., S. 63, und Bluntschli, a. a." O., S. 95, 
sowie M arten s, a. a. O., S. 292. 
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Drittes Kapitel. 

Die Rechtsgleichheit der Staaten im Verhältnisse zu den Staaten- 

systemen und den StaatencongressenJ) 

§ 40. 
Das System des Gleichgewichtes bedeutet weder das Ge- 
bot einer herzustellenden Gleichheit der Staaten in Gebiets- 
umfang oder Bevölkerungsmenge, noch das Verbot einer Ver- 
änderung im Grössenverhältnisse der vorhandenen Staaten, son- 
dern lediglich ein solches Machtverhältniss der Staaten, vermöge 



1) Von Staatensystemen kommen vornehmlich in Betracht einerseits: i. das 
System des Gleichgewichtes, andererseits: 2. die Heilige Allianz und die Pent- 
archie. — Manche unterscheiden : a) Entwürfe eines Staatensystemes, welche aus- 
schliesslich auf idealen Anschauungen beruhen und die zu Recht bestehende 
Ordnung der Dinge durchaus ignoriren ; bj Entwürfe eines Staatensystemes, welche 
auf reale Thatsachen Rücksicht nehmen und »etwas mehr mit den Anschauungen 
der Wirklichkeit harmoniren«. Hiebei werden zu den sub aj bezeichneten Ent- 
würfen alle diejenigen Pläne gerechnet, durch welche die Idee des ewigen Völker- 
friedens realisirt werden soll, während man zu den sub bj bezeichneten Entwürfen 
— neben den von uns im Texte zu erörternden Staatensystemen — auch noch 
»die Versuche zur Gründung einer Universalmonarchie«: und »die Projecte zur 
Organisation einer Völkergesellschaft auf repräsentativer Basis« rechnet. Siehe 
Martens, a. a. O., S. 2x6 — 223. — Bezüglich der sub aJ bezeichneten Ent- 
würfe vergl. aus der neuesten Literatur namentlich v. Holtzendorff's schöne 
Abhandlung über »Die Idee des ewigen Völkerfriedens« (Berlin 1882). Das Ziel 
der Gründung einer Universalmonarchie verfolgten die hervorragendsten Vertreter 
der römisch-katholischen Kirche im Mittelalter (z. B. die Päpste Gregor VII. und 
Innocenz III.) und mehrere Fürsten (z. B. Karl V., Ludwig XIV. und Napoleon I.). 
Die Projecte zur Organisation einer Völkergesellschaft auf repräsentativer Basis, 
wobei die Unterordnung der einzelnen Staaten unter einen allgemeinen Congress 
und ein internationales Tribunal gefordert wird, haben zu ihren Hauptvertretem 
Sartorius, Parieu, Lorimer und Bluntschli, sowie den genialen Ver- 
fasser des Buches »Mission actuelle des souverains par Tun d'eux« (Paris 1882). 
Als Autor dieses hochinteressanten Buches bezeichnet man den Kaiser von Brasilien. 
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dessen es keinem einzelnen Staate gestattet und ermöglicht ist, 
durch die eigene Uebermacht die anderen Staaten in ihrer In- 
tegrität und Actionsfreiheit, sowie in ihren Rechten und Inter- 
essen zu bedrohen und zu gefährden.^) 

Das hiemit bezeichnete Gleichgewicht enthält die wirk- 
samste Garantie für die Aufrecbthaltung des völkerrechtlichen 
Grundsatzes der Rechtsgleichheit der Staaten. Die Aufgabe des 
richtig bemessenen Gleichgewichtes besteht namentlich im Schutze 
der Selbstständigkeit der kleineren Staaten. Hiedurch wird zu- 
gleich mittelbar den Conflicten zwischen grossen Mächten vor- 
gebeugt, indem die Gefahr solcher Conflicte in dem Masse näher 
heranrücken müsste, in welchem die kleineren Staaten durch die 
grossen Mächte aus dem Staatensysteme elidirt und absorbirt 
würden.^) 

Jeder Staat ist hienach berechtigt, gegen eine Bedrohung 
oder Gefährdung des Gleichgewichtes zu Lande oder zur See 
einzuschreiten. Dieses Recht der Einschreitung deckt sich aller- 



') Ueber die Idee des Gleichgewichtes unter den Staaten vergl. im All- 
gemeinen: Heffter, a. a. O., S. 9 — ii und S. 13, und Bluntschli, a.a.O., 
S. 96 — 98, sowie Martens, a. a. O., S. 125 — 127 u. S. 222. — Als Hauptwerk 
gelten noch immer die »PVagmente aus der neuesten Geschichte des politischen 
Gleichgewichts in Europa« von Gentz (Leipzig 1806). Vergl. übrigens auch G. Fr. 
L e c k i e , Historical research into the nature of the balance of power in Europe. 
London 18 17. — Die erstmalige Erwähnung des »politischen« Gleichgewichtes 
findet sich im Utrechter Vertrag von 17 13 zwischen England und Spanien. 

•) Siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 10. — Lassen behauptet 
zwar in seiner 187 1 erschienenen Schrift »Princip und Zukunft des Völkerrechtes«, 
dass »kleine Staaten eine Gefährdung des Friedens, der Zankapfel der Mächtigen, 
der natürliche Anlass und Schauplatz der Kriege« seien, »durch ihre blosse Existenz 
gedrängt, mit rastlosen Kriegen die Grossen, die ihnen schaden könnten, uneinig 
zu halten«. Mit Recht fragt aber Geffcken (a. a. O.): wann haben Belgien, 
Holland, die Schweiz oder Rumänien die Uneinigkeit zwischen ihren grossen 
Nachbarn geschürt? Gerade das Interesse der kleinen Staaten ist ausschliesslich 
auf die Bewahrung des Friedens gerichtet. 
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dings nicht mit einer entsprechenden Verpflichtung.*) Solcher 
Umstand, sowie die Thatsache, dass nach geschichtlicher Er- 
fahrung die Idee des Gleichgewichtes in frivoler Weise gerade 
zum Prätexte für Angriffe auf ein wirklich vorhandenes Gleich- 
gewicht missbraucht werden kann, vermögen jedoch die Un- 
richtigkeit der Idee selbst nicht zu bescheinigen.'^) 

§ 41. 

Zu den Staatensystemen rechnet man sodann die sogenannte 
Heilige Allianz (unterzeichnet zu Paris 14. — 26. September 181 5 
durch die drei Monarchen von Russland, Oesterreich und Preussen) 
und die sogenannte Pentarchie (oder der 18 18 auf dem Aachener 
Congresse befestigte Verband der fünf Grossmächte England, 
Frankreich, Oesterreich, Preussen und Russland behufs leitender 
Zusammenwirkung bei Regelung der europäischen Angelegen- 
heiten).*^) 

Die Heilige Allianz bedeutete den letzten vergeblichen 
Versuch, das Völkerrecht unmittelbar auf die christliche Religion 
zu begründen.^) Mit dem Principe der Rechtsgleichheit der 
Staaten war dieselbe schon insoferne nicht zu vereinbaren, als 
sie vermöge ihrer ausschliesslichen Anwendbarkeit auf christliche 
Völker die nichtchristlichen Staaten aus der internationalen Ge- 
meinschaft ausschloss. Die Aufrechthaltung der Heiligen Allianz 
scheiterte jedoch rasch an den widersprechenden Interessen der 
Contrahenten und an der entgegenstehenden Macht der Dinge: 
England und der Papst sind derselben überhaupt nie beigetreten, 



^) Vergl. zwar Martens, a. a. O., S. 222; siehe jedoch dagegen Geff- 
cken bei Heffter, a. a. O., S. 10. 

*) Siehe Martens, a. a. O., S. 123 u. f. 

*) Bezüglich der Heiligen Allianz nnd der Pentarchie vergl. Heffter, 
a. a. O., S. 14 und S. 19, nnd Blnntschli, a. a. O., S. 98 — 100, resp. 
S. 100 — 102, sowie Martens, a. a. O., S. 129, S. 134 und S. 222. 

') Vergl. L. Pernice, De sancta Confoederatione oratio. Hai. 1855. 
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während die anderen europäischen Staaten ihr seither ausdrück- 
lich oder stillschweigend entsagt haben. ^) 

Die Pentarchie (Fünf-Mächte-Bund) hielt sich für berechtigt, 
nicht nur internationale Fragen zu entscheiden, sondern auch 
bei inneren Angelegenheiten anderer Staaten zu interveniren; 
und sie machte gerade von diesem in Anspruch genommenen 
Interventionsrechte einen Gebrauch , welcher die legitimsten 
Rechte und Interessen der Völker verletzte. Was insbesondere 
das Princip der Rechtsgleichheit betrifft, so bot die Pentarchie 
kein entsprechendes Bild der wirklichen Zustände Europas, weil 
die mittleren und kleineren Staaten gar nicht berücksichtigt 
waren. ^) Nach den seither eingetretenen grossartigen und durch- 
greifenden Veränderungen im europäischen Staatssysteme kann 
dermalen selbstverständlich von einer Pentarchie nicht mehr die 

Rede sein.'^) 

< 

§ 42. 
Staaten-Congresse sind internationale Versammlungen der 
Vertreter souveräner Staaten zur Berathung und Erörterung einer 
Mehrheit von Fragen, welche hiedurch insgesammt ihre einen ge- 
schichtlichen Abschnitt bezeichnende Ordnung und Erledigung em- 
pfangen sollen. Von den Staaten-Congressen hat man die Staaten- 
Conferenzen zu unterscheiden, deren Berathungs- und Erörterungs- 
gegenstand sich in der Regel auf eine bestimmte einzelne Frage 



8) Vcrgl. Blantschli, a a. O., S. 99 — 100. 

*) Vergl. Bluntschli, a. a. O., S. 100. 

'0) Man erinnere sich z. B. nur an den Pariser Frieden vom 30. März 
1856, durch dessen 7. Artikel die Hohe Pforte in die Gemeinschaft des euro- 
päischen öffentlichen Rechtes aufgenommen wurde. An die Stelle des Pariser 
Friedens trat nach dem russisch -türkischen Kriege von 1878 bekanntlich der 
Berliner Vertrag vom 18. Juli 1879. Die Hauptveränderungen im europäischen 
Staatensysteme seit 1856 bedeuten jedoch die Gründung des Königreiches Italien, 
die Stiftung des Deutschen Reiches und dessen intimes Bündniss mit Ocsterreich* 
Ungarn (September 1879). Vergl. Heffter, a. a. O., S. 15. 
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beschränkt. Congresse und Conferenzen sind im Uebrigen gleich- 
massig Organe der internationalen Gemeinschaft") 

Die Berufung von Staaten-Congressen (oder Staaten- Confe- 
renzen) kann theils: i. behufs Beilegung von Streitigkeiten erfolgen 
und dann entweder von einem der am Streite direct interessir- 
ten Staaten oder von einem vermittelnden dritten Staate ausgehen, 
theils: 2. in Abwesenheit eines Streites behufs Entscheidung 
internationaler Angelegenheiten von universeller Bedeutung ge- 
wünscht und dann — nach Massgabe des Principes der Rechts- 
gleichheit — von jedem beliebigen Staate beantragt werden. In 
dem sub i bezeichneten Falle sind die direct interessirten, sowie 
die vermittelnden Staaten und in dem sub 2 bezeichneten Falle — 
nach Massgabe des Principes des Rechtsgleichheit — überhaupt 
alle Staaten zur Theilnahme an den Congressen (und Conferen- 
zen) heranzuziehen: in beiden Fällen werden die halbsouveränen 
Staaten durch die ober- und schutzherrlichen Staaten vertreten. 
Eine leider auch noch in jüngster Vergangenheit beliebte Ver- 
sündigung gegen die Grundsätze der Gerechtigkeit und zwar 
insbesondere gegen das Princip der Rechtsgleichheit liegt dann 
vor, wenn zur Theilnahme an einem Congresse (oder einer Con- 
ferenz) gerade derjenige Staat nicht zugelassen wird, um dessen 
Schicksal es sich im gegebenen Falle handelt.'^) 



") Ueber Congresse und Conferenzen vergl. : Heffter, a. a. O., S. 464 — 465, 
nndBluntschli, a. a. O., S. 102 — 105, sowie Martens, a. a. O., S. 223 — 230. — 
M arten s statuirt (a. a. O., S. 225) einen Unterschied zwischen Congressen und 
Conferenzen: i. in den Personen, welche als Vertreter der resp. Staaten an der 
einen oder anderen Art dieser internationalen Versammlungen theilnehmen, 2. in 
den Gegenständen der Verhandlungen und 3. in den vorgesteckten Zielen. — 
Siehe jedoch dagegen Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 465. 

") Vergl. Aachener Protokoll vom 15. November 18 18: »Que si, pour 
mieux atteindre le but ci-dessus ^nonce (le maintien de la paix g^n^rale, fonde 
sur le respect religieux pour les engagements consign^s dans les trait^s) les puis- 
sances qui ont concouru au präsent acte, jugeaient n^cessaire d'etablir des r^unions 
particuliferes, soit entre les augustes souverains eux-memes, soit entre leurs ministres 
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Die Beschlüsse der Congresse (und Conferenzen) unterliegen 
der Abstimmung, wobei jedem einzelnen betheiligten Staate nur 
eine Stimme zukommt, und werden nach Stimmenmehrheit ge- 
fasst. Der Beschluss der Majorität hat jedoch — nach Massgabe 
des Principes der Rechtsgleichheit — für die Minorität keine un- 
bedingt verbindliche Kraft. Lässt sich eine Einstimmigkeit nicht 
erzielen, so müssen eben die Berufung und der Zusammentritt 
des Congresses (und der Conferenz) als verfehlt und erfolglos 
angesehen werden.'^) 



et pl^nipotentiaires respectifs, pour y traiter en commun de leurs propres int^r^ts, 
en tant qn'ils se rapportent ä Tobject de leurs d^iberations actuelles r^poque 
et l'endroit de ces r^nnions seront chaque fois pr^ablement arr^t^s au moyen de 
Communications diplomatiques, et que, dans le cas ou ces r^unions auraient pour 
object des affaires sp^ialement liees aux int^r^ts des autres ^tats de l'Europe, 
elles n'auront lieu qu'ä la suite d'une invitation formelle de la part de ceux de 
ces ^tats que les dites affaires concemeraient, et sous la r^serve expresse de leur 
droit d'y participer directement ou par leurs pl^nipotentiaires.« Ueber eine ,dem 
fraglichen Grundsatze entgegengesetzte jüngste Praxis (der Pariser Conferenz von 
1869 und der Konstantinopeler Conferenz von 1876 — 1877) vergl. Martens, 
a. a. O., S. 227 — 228. 

») Siehe Martens , a. a. O., S. 229 — 230. — Vergl. auch Zaleski, 
Die völkerrechtliche Bedeutung der Congresse. Dorpat 1874. Ueber die Idee der 
Errichtung eines Staatentribunales vergl.: Graf Kam asowski, Ueber ein Völker- 
tribunal. Moskau 1881. 
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Dritter Abschnitt. 

Anderweitige Grundrechte der Staaten als völkerrechtliclier 

Personen.') 

§ 43. 

Diejenigen Völkerrechtslehrer, welche das Recht der Sou- 
veränetät und den Anspruch auf Rechtsgleichheit als die wich- 
tigsten Grundrechte der Staaten auffuhren, bezeichnen dann als 
anderweitige Grundrechte der Staaten noch: i. das sogenannte 
Recht eines ungestörten Daseins, d. h. das Recht der Selbst- 
erhaltung und das Territorialrecht, 2. das Recht auf Ehre und 
3. das Recht auf internationalen Verkehr. Manche Autoren 
rechnen übrigens das Recht der Souveränetät zu denjenigen 
Rechten, welche sich als Folgerungen aus dem Rechte eines 
ungestörten Daseins ergeben.'^) Andere Schriftsteller rechnen die 
Souveränetät zu den internationalen Eigenschaften der Staaten 
und behandeln dann das »Recht der Unabhängigkeit«, den 
»Ausdruck der Souveränetät«, als ein selbstständiges internatio- 
nales Grundrecht.^) 

Was nun zunächst das Recht der Selbsterhaltung betrifft, 
so ist dasselbe ein unmittelbarer Ausfluss aus der Thatsache der 
Existenz des Staates. Das Recht der Selbsterhaltung involvirt 
das Vertheidigungsrecht. Letzteres darf aber niemals als Deck- 
mantel für die Bedrohung des Daseins oder für die Beeinträch- 
tigung der Rechte eines anderen Staates missbraucht werden.*) 



Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 65 u. f., und Martens, 
a. a. O., S. 69 u. f. — Siehe schon oben Note i, S. 34 — 35. 

*) Siehe Heffter, a. a. O., S. 60 und S. 65, resp. S. 70. 

3) Siehe Martens, a. a. O., S. 286 und S. 29S u. f. 

*) Siehe insbesondere Martens, a. a. O., S. 295. Mit Recht bezeichnet 
Martens als einen elenden Missbrauch der Gewalt unter der Maske des Selbst- 
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Das mit dem Rechte der Selbsterhaltung in unmittelbarstem 
Zusammenhange stehende Territorialrecht (jus territoriale) bedeu- 
tet die exclusive Herrschaft des Staates über die gesammte 
Ausdehnung seines Gebietes.^) 

§ 44- 

Als völkerrechtliche Persönlichkeit hat sodann jeder Staat, 
gleich der sittlichen Persönlichkeit des Menschen, ein Recht 
auf Ehre.*^) 

Aus diesem Rechte ergibt sich insbesondere die Ver- 
pflichtung, theils: 

1. die individuellen symbolischen Kennzeichen eines Staa- 
tes — wie z. B. Wappen, Fahne und Flagge — geziemend zu 
respectiren, theils: 

2. den physischen Personen, durch welche der Staat im 
internationalen Verkehre repräsentirt wird, wie z. B. den Staats- 
oberhäuptern und den Beamten des Staatenverkehres, die ge- 
bührende Achtung zu bezeugen.') 

Ein Angriff auf die Staatsehre begründet das Recht, Ge- 
nugthuung zu fordern.®) 



Schutzes das Verfahren Englands im Jahre 1807 gegen Dänemark, dessen Haupt- 
stadt Kopenhagen nur deshalb bombardirt wurde, weil die dänische Regierung 
die Erfüllung eines ganz unberechtigten Ansinnens der Engländer ablehnte, d. h. 
sich weigerte, die dänische Flotte, welche nach englischer Annahme Napoleon in 
die Hände fallen und gegen England benutzt werden könnte, ihnen unverzüglich 
zur Disposition zu stellen. 

6) Vergl. H e f f t e r , a. a. O., S. 65 — 67, und M a r t e n s , a. a. O., S. 297 — 298. 
Vergl. unsere diesfallsigen näheren Ausführungen im zweiten Abschnitte des 
dritten Theiles. • 

6) Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 71 — 74. 

') Siehe Martens, a. a. O., S. 305 — 306. 

») Vergl. Bluntschli, a. a. O., S. 91— -92. 
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§ 45. 

Jeder Staat hat schliesslich für sich und seine Angehörigen 
das Recht auf internationalen Verkehr in Anspruch zu nehmen : 
dieses Recht ist ja die Voraussetzung und Grundlage des Völker- 
rechtes selbst.®) 

Im Uebrigen folgt aus dem Rechte auf internationalen 
Verkehr noch nicht die Verpflichtung eines Staates, Ausländer 
unter allen Umständen auf sein Gebiet zuzulassen. Das Völker- 
recht gibt es vielmehr jedem Staate anheim, nach eigenem Er- 
messen durch Landesgesetze die Bedingungen festzustellen, unter 
welchen er den Aufenthalt von Ausländern auf seinem Gebiete 
gestatten will. Der Staat hat daher auch die Befugniss, Aus- 
länder, welche sich den landesgesetzlichen Aufenthaltsbedingun- 
gen nicht unterordnen, aus seinem Gebiete auszuweisen.'^) 

Bestritten ist die Frage, ob die vollkommene Abschlies- 
sung eines Staates vom Verkehre mit allen anderen Staaten 
völkerrechtswidrig sei. Manche verneinen die Präge;'') Andere 
bejahen dieselbe, weil kein Staat das Recht habe, den von ihm 
bewohnten Theil der Erde für die Verfolgung der Lebenszwecke 
anderer Völker ganz unzugänglich zu machen. '2) Unter keinen 

•) Vergl. namentlich Heffter, a. a. O., S. 74 — 77, und Martens, a. a. O., 
S. 306 — 308. 

^0) Siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 77, und Martens, a. a. O., 

s. 307- 

'») Siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 76. — Vergl. auch Mar- 
tens, a. a. O., S. 307 — 308. — Geffcken erklärt (a. a. O.): »Man kann noch 
nicht behaupten, dass die vollkommene Abschliessung eines Staates vom Verkehre 
mit den übrigen Staaten völkerrechtswidrig sei, wie z. B. bei China, Japan und 
Paraguay; denn dann wären es auch die Beschränkungen, denen der Verkehr in 
ersteren noch heute unterworfen ist. Die Abschliessung an sich verletzt noch 
keinen anderen Staat. Die Conflicte, welche, was die beiden ersteren betrifft, zur 
Brechung des Isolirungssystemes führten, entstanden aus positiven Vergehen (See- 
räuberei, Plünderung Gestrandeter u. s. w.).c 

»*) Vergl. V. Mohl, Encyclopädie, S. 430, und Bluntschli, a. a. O^, S. 25 
und S. 220. 



6o 



Umständen kann ein Staat, welcher sich gegen friedlichen und 
geordneten Verkehr mit anderen Staaten vollständig und grund- 
sätzlich abschliesst und zu dem Ende den Eintritt aller Ange- 
hörigen fremder Staaten in sein Gebiet und den Verkehr seiner 
Unterthanen mit Auswärtigen verbietet oder thatsächlich un- 
möglich macht, den Anspruch erheben, dass im Uebrigen die 
Normen des Völkerrechtes, soweit ihm dieselben nützlich und 
bequem sind, auf ihn angewendet werdenJ*^) 



»*) Vergl. V. Mohl, Encyclopädie, S. 426. 



Dritter Theil. 

Der eigene Reohtskreis der Staaten als völker- 
rechtlicher Personen. ') 



Erster Abschnitt, 
Der Hauptinhalt solchen Rechtskreises.^) 

§46. 
Die natürlichen Gegenstände der Staatsgewalt, in deren 
Beherrschung sie ihr eigenthümliches Wesen manifestirt, sind 
das Staatsgebiet und die diesem Staatsgebiete angehörigen Per- 
sonen, Territorium und Bevölkerung oder »Land und Leute«. 
Mögen die Dinge und Verhältnisse, welche die Staatsgewalt in 
der Verfolgung der Staatszwecke durch ihre Massregeln berührt, 
sonst unendlich mannigfaltig sein, — in allen ihren Handlungen 
wird eine Beziehung derselben als des herrschenden Subjectes 
zu diesen ihrer Gewalt unterworfenen Gegenständen hervortreten. 
Die rechtswissenschaftliche Betrachtung der Herrschaft des Staa- 
tes als der Ausübung seines Gewaltrechtes an dem Staatsgebiete 
und an den diesem Staatsgebiete angehörigen Personen gestaltet 
sich jedoch verschieden, je nachdem vom staatsrechtlichen oder 
aber vom völkerrechtlichen Standpunkte ausgegangen wird.^) 

*) Wir haben es hiebe! wesentlich mit der völkerrechtlichen Betrachtung 
der Staatsgewalt in der Beziehung zu den Objecten ihrer Herrschaft zu thun. 

2) Die beiden folgenden Abschnitte behandeln die Staatshoheit im Verhältnisse 
zu demLande oder Gebiete und die Staatshoheit im Verhältnisse zu den Personen. 

3) Vergl. C. F. v. Gerber, Grandzüge des Deutschen Staatsrechtes (3. Aufl., 
Leipzig 1880), S. 44 n. f., sowie Anhang II. 
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Die Staatsrechtswissenschaft hat den Inhalt des Rechtes 
eines jeden einzelnen Staates am Staatsgebiete und an der Person 
des Staatsbürgers darzulegen. Die Aufgabe der Staatsrechtswissen- 
schaft geht hienach dahin, zu untersuchen : inwieferne und inwie- 
weit der Inhalt des Rechtes des Staates am Staatsgebiete darin 
bestehe, dass das Territorium die örtliche Ausdehnung der Wir- 
kung seiner Staatsgewalt darstellt und dass er die Anerkennung 
desselben als örtlichen Machtgebietes in Anspruch nehmen kann; 
— resp., inwieferne und inwieweit der Inhalt des Rechtes des Staa- 
tes an der Person der Staatsbürger darin bestehe, dass alle einzel- 
nen Volksglieder durch den Staatswillen rechtlich gebunden sind. 
Die Staatsrechtswissenschaft beschäftigt sich aber nicht mit den 
Beziehungen, in welchen das Recht eines jeden einzelnen Staates 
am Staatsgebiete und an der Person des Staatsbürgers durch 
die Zugehörigkeit des Einzelstaates zur internationalen Gemein- 
schaft beeipflusst wird.*) 

Die Gebiets- oder Territorialhoheit, d. h. die Staatshoheit 
in ihrer Anwendung auf das dem Staate zugehörige Gebiet oder 
Territorium, gewinnt dagegen eine völkerrechtliche Bedeutung, 
insoferne und insoweit dieselbe durch das Völkerrecht in den 
Verhältnissen und Beziehungen der verschiedenen Staaten aner- 
kannt und geschützt wird; in analoger Weise gestaltet sich die 
Frage der Staatshoheit im Verhältnisse zu den Personen zu 
einer völkerrechtlichen Frage, insoferne und insoweit die Ange- 
hörigkeit einer Person zu einem bestimmten Staate auch von 
anderen Staaten beachtet werden muss. Indem wir nun aber die 
Staatshoheit im Verhältnisse zum Gebiete im zweiten Abschnitte 
und die Staatshoheit im Verhältnisse zu den Personen im dritten 
Abschnitte zum Gegenstande einer eingehenden Erörterung ma- 
chen, beschränken wir uns im ersten Abschnitte auf die Betrach- 
tung der beiden Fälle, in welchen einerseits: i. die Gebietshoheit 



*) Vergl. z. B. v^. Gerber, a. a. O., S. 48 u. f., sowie S. 66 u, f, 
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eines bestimmten einzelnen Staates oder mehrerer verbündeter 
Staaten unzulässig, andererseits: 2. das Recht der Person von 
deren Staatsangehörigkeit unabhängig ist. Die hienach fraglichen 
Fälle sind einerseits: i. die Freiheit des Meeres, andererseits: 
2. der Schutz der menschlichen Persönlichkeit.*) 

§47. 
Ein unbestrittener Grundsatz des heutigen positiven euro- 
päischen Völkerrechtes geht dahin, dass das offene Meer voll- 
kommen frei ist und sohin kein einzelner Staat sich Hoheitsrechte 
über dasselbe anmassen darf®) Die Benützung des offenen Meeres 
zu irgend welchen politischen oder gewerblichen oder wissen- 
schaftlichen Zwecken kommt allen Nationen zu und kann keiner 
Nation untersagt werden; auch die exclusive Benützung einzel- 
ner Meeresgebiete durch eine Nation seit unvordenklicher Zeit 
begründet ein Exclusivrecht ebenso wenig, wie Nichtausübung 
des Rechtes seit unvordenklicher Zeit dessen Verlust zur Folge 
haben kann.') Das Princip der Meeresfreiheit ergibt sich aus der 
Identität und Solidarität der Interessen sämmtlicher Nationen 
und beruht auf der von allen civilisirten Völkern getheilten Ein- 
sicht, dass das Meer ein Mittel der Verbindung zwischen ihnen 
ist und dass von seiner Freiheit ihre gesammte Stellung als 
Glieder der Völkergesellschaft abhängt^) 



•) Vergl. Bluntschli, a. a. O., S. 122 und S. 163. — Die Frage der 
Meeresfreiheit und des Rechtsschutzes der Personen wird in der Regel im unmittel- 
baren Zusammenhange mit den Erörterungen über die Staatshoheit im Verhältnisse 
zum Lande und über die Staatshoheit im Verhältnisse zu den Personen behandelt. — 
Wir erachten jedoch diese systematische Gliederung für nicht ganz zutreffend u. z. 
aus dem im Texte bezeichneten Doppelgrunde. 

•) Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 160 — 164, und Bluntschli, 
a. a. O., S. 26 und S. 179, sowie Martens, a. a. O., S. 373—378. 

') Vergl. insbesondere Pereis, Seerecht, S. 20. 

*) Vergl. insbesondere Martens, a. a. O., S. 373 — 374. 
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Der gegenwärtig allgemein anerkannte Grundsatz der Meeres- 
freiheit war ehedem ein viel bestrittener, obwohl schon das römi- 
sche Recht die Zulässigkeit eines jeden Besitzrechtes über das 
offene Meer verneinte.») Im Mittelalter und selbst noch in der 
Neuzeit erklärten nämlich einzekie Nationen das eine oder andere 
Meer als ihrer Hoheit unterworfen; und die betreffenden Staaten 
verfolgten und ergriffen dann die innerhalb ihres vorgeblichen 
Machtgebietes segelnden Fahrzeuge, forderten von ihnen die 
üblichen Schiffsgrüsse als Zeichen der Unterwürfigkeit, legten 
ihnen Abgaben auf und unterstellten sie ihrer Jurisdiction.*®) 
Eine allmälige Wendung der Anschauungen vollzog sich in 
Theorie und Praxis erst seit dem 17. Jahrhundert: als erster 
Hauptvorkämpfer für die Freiheit des Meeres trat Hugo Gro- 
tius auf.") 



•) Vergl. namentlich 1. 2. § i D. de div. rer. : — »Et qnidem natural! jure 
omnium communia sunt illa: aer, aqua profluens et mare, et per hoc litora 
maris« ; — I. 13. § 7 D. de injuriis: »Et quidem mare commune omnium est et 
litora sicuti aer.« 

^^} Eine einschneidende Bedeutung beanspruchte in der Geschichte unserer 
Frage zu Beginn des Zeitalters der grossen Entdeckungen die Einmischung der 
Päpste, indem Alexander VI. durch zwei Bullen von 1493 die Herrschaft über 
alle von Columbus entdeckten Länder und Inseln den vereinigten Kronen von 
Castilien und Aragonien, resp. alle neu entdeckten und in Zukunft neu zu ent- 
deckenden Länder und Inseln westlich von einem durch die Cap Verdischen Inseln 
laufenden Meridian denselben Kronen und denjenigen östlich von dieser Linie der 
Krone Lusitanien oder Portugal übertrug. Auf diese Uebertragung stützten beide 
Theile lange Zeit hindurch ihre Exclusivansprüche auf Neuentdeckung und Erwer- 
bung von Ländern und Meeren. Andere Nationen erhoben gleichfalls Ansprüche 
auf die Herrschaft über Meeresgebiete u. z. traten mit derlei Ansprüchen nament- 
lich hervor : die Mittelmeerstaaten, Holland, die skandinavischen Mächte und Eng- 
land. Vergl. insbesondere Per eis, Seerecht, S. 15 — 19. 

**) »Mare liberum, seu de jure quod Batavis competit ad indica com- 
mercia.« Die Schrift erschien zuerst 1609 anonym zu Utrecht; die zweite Ausgabe 
von 16 16 bekannte den Namen des Autors. — Karl I. von England forderte von 
der holländischen Regierung die Bestrafung des Hugo Grotius und veranlasste in 
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Bestritten ist, ob ein Vertrag, in welchem ein Staat auf 
die Ausübung des ihm grundsätzHch zustehenden Rechtes auf 
Benützung des Meeres für sich und seine Unterthanen verzichtet, 
als rechtsverbindlich angesehen werden könne. Unseres Dafür- 
haltens ist der Vertrag dem Mitcontrahenten gegenüber rechts- 
verbindlich nach Massgabe der allgemeinen Prinzipien über die 
Verbindlichkeit völkerrechtlicher Verträge. Ein solches Exclusiv- 
recht kann dagegen nicht begründet werden durch stillschwei- 
genden Consens aller übrigen Interessenten. '2) 

§ 48. 

Das moderne Völkerrecht erblickt im Schutze der persön- 
lichen Freiheit die höchste Aufgabe der internationalen Gemein- 
schaft; es verneint demgemäss die Zulässigkeit eines Eigenthumes 
des Menschen am Menschen und anerkennt kein Recht der 
Sclaverei, gleichviel ob solche von Einzelnen oder von Staaten 
behauptet werde. Die Regel: »Luft macht frei« (»l'air fait libre«) 
hat nunmehr in allen civilisirten Staaten Gesetzeskraft erlangt. 
Die Luft des freien Staates macht noch schneller und entschie- 
dener frei, als im Mittelalter die Luft der freien Stadt.**) 

Sobald fremde Sclaven den Boden eines freien Staates be- 
treten, wohin auch die Fahrt auf freiem Schiffe auf offener See 
gehört, werden sie sofort von Rechtswegen als Freie betrachtet 
und ohne vorgängige Freilassung von Seiten des Herrn auch 
gegen diesen in ihrer Freiheit geschützt. Kriegsschiffe gewähren 
flüchtigen Sclaven ein Asyl selbst in den Hoheitsgewässern 
eines Staates, in welchem die Sclaverei zu Recht besteht. Ueber- 



der Folge die Bearbeitung einer Gegenschrift »Mare clausuni«, welche 1635 zu 
London unter der Autorschaft von Seiden erschien. 

^*) Siehe insbesondere Pereis, Seerecht, S. 20—21. 

»3) Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 76 — 77, und Bluntschli, 
a. a:. O., S. 209 — 211, sowie Martens, a. a. O., S. 326—334. 

5 
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sfeeischer Handel mit Sciaven wird so wenig mehr geduldet, 
wie die Abhaltung von SclavenmärktenJ^) 

Von höchster Bedeutung für die Bekämpfung der Sclaverei 
war es in unserem Jahrhunderte zunächst, dass auf dem Wiener 
Congresse in einer förmlichen Erklärung vom 8. Februar 1815 
der von Afrika nach Amerika betriebene Negerhandel miss- 
billigt wurde und acht Mächte sich zur Anordnung gemeinsamer 
Massregeln verpflichteten »behufs vollständiger und definitiver 
Unterdrückung einer Plage, die so lange Afrika entvölkert, 
Europa geschändet und die Humanität betrübt hat«J*) Durch 
die Aufhebung der Sclaverei in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika (1865), in Brasilien (1871) und auf der Insel Cuba 



'*) Heffter erklärt (a. a. O., S. 76): Die Bestrebungen der europäischen 
Nationen gegen den Sclavenhandel, vornehmlich seit dem Wiener Congresse, sind 
bekannt, aber noch nicht vollendet und schwerlich zum Ziele zu bringen, so lange 
es keine Uebereinstimmung unter den Seemächten über die anzuwendenden Mittel 
und deren Modalitäten gibt ; bis dahin kann demnach zwar jeder Staat in seinem 
Gebiete und unter den Seinen oder vertragsmässig mit anderen Mächten den 
Sclavenhandel unterdrücken, — aber nicht gegen Dritte, die ihn dulden, als 
Piraterie jure gentium verfolgen. 

^*) Die seit dem Wiener Congresse fortgesetzten Unterhandlungen zwischen 
den Mächten führten zur Ausbildung zweier entgegengesetzter Systeme des Kampfes 
gegen das eingewurzelte Uebel: das eine, welches die Vereinigten Staaten und 
Frankreich bevorzugten, ging vom Principe der vollen Souveränetät eines jeden 
Staates aus und widersetzte sich der Controle durch fremdländische Regierungen 
u. z. insbesondere der Durchsuchung der Schiffe, welche mit Schwarzen befrachtet 
zu sein verdächtig waren ; das andere oder das englische System erblickte dagegen 
in der Abolition der Sclaverei eine internationale Angelegenheit und suchte dahin 
zu wirken, dass die Regierungen der erhabenen Aufgabe wegen allen kleinen 
Besorgnissen um ihre Freiheit und speciell um die Unverletzlichkeit ihrer Handels- 
flagge entsagen möchten. Vergl. Martens, a. a. O., S. 330—331. — England 
hat seitdem gegen vierzig Verträge auf Grund seines Systemes abgeschlossen. -^ 
Der 1841 mit Oesterreich, Preussen und Russland abgeschlossene Vertrag behandelt 
besonders eingehend die direct auf die Unterdrückung der Sclaverei abzielenden 
Mjvssregeln, 
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(1877) ist dem alten Sclavenhandel seine »Hauptnahrung« ent- 
zogen worden, obwohl derselbe an der Ostkiiste Afrikas noch 
immer energisch bekämpft werden muss. '^'j Eine neue versteckte 
Art des Menschenhandels zeigt sich in dem sogenannten Kuli- 
handel, wobei man unter »Kuli« (Caolies) diejenigen Chinesen 
versteht, welche die Unternehmer in den chinesischen Hafen- 
städten anwerben und nach den Vereinigten Staaten oder auf 
die Inseln des stillen Oceans verschiffen, woselbst sie in Gemäss- 
heit schriftlicher Contracte »im vollen Sinne des Wortes wie 
die Negersclaven« arbeiten müssen.'^) 



J®) Die Fälle sind auch jetzt noch nicht selten, in welchen Kreuzer Sclaven- 
liändler abfangen, welche ihre Waare nach Aegypten, Arabien und anderen Gegenden 
führen und daselbst mehr oder weniger offen losschlagen. Vergl. Martens, a. a. O., 
^' 333' Aus diesem Grunde hielten es Deutschland, Oesterreich, Russland und 
England 1879 für geboten, den Vertrag von 1841 zu erneuern. Die Bestimmungen 
dieses Vertrages liegen auch dem Vertrage zu Grunde, welchen England 1862 
mit den Vereinigten Staaten abgeschlossen hat. — Vergl. über die allmälige 
Abschaffung der Sclaverei Biot, L'abolition de l'esclavage ancien. Par. 1841. — 
Siehe auch W i s k e m a n n , Sclaverei, Leiden 1 866. 

") Vergl. Gar eis. Das heutige Völkerrecht und der Menschenhandel. 
Berlin 1879. — ^*® chinesische Regierung erliess zwar 1866 ein Gesetz zur 
Regulirung der Anmiethung der »Kuli«, wodurch den Betrügereien beim Abschluss 
der betreffenden Contracte vorgebeugt werden sollte; England und Frankreich 
widersetzten sich aber der Ausführung des Gesetzes als einer ihren vertragsmässig 
gesicherten Handelsinteressen abträglichen Massregel. — Vergl. eine in diese Frage 
einschlagende hochinteressante Entscheidung des japanischen Gerichtshofes in Kana- 
gawa vom 27. September 1872 bei Pereis, Seerecht, S. 84. 



5' 



68 



Zweiter Abschnitt. 
Die Staatshoheit im Verhältnisse zum Staatsgebiete.*) 



Erstes Kapitel. 
Begriff und Grenzen des Staatsgebietes, ^j 

§ 49. 

Als Gebiet oder Territorium bezeichnet man einen Theil 
der Erdoberfläche, gleichviel ob in Land oder Wasser bestehend, 
welcher der Hoheit eines Staates in exclusiver Weise unter- 
worfen ist. Die Staatshoheit erscheint in dieser Beziehung als 
Gebiets- oder Territorialhoheit und findet ihren Ausdruck in der 
souveränen Herrschaft über das abgegrenzte Gebiet oder Terri- 
torium und über alles Dasjenige, was sich auf dem Gebiete oder 
Territorium befindet. Quidquid est in territorio, est etiam de 
territorio.3) 

Man unterscheidet physische und intellectuelle Grenzen. 
Physische Grenzen bilden freie Meere, sowie unübersteigbare 
Berge, Steppen und Sandbänke. Die intellectuellen Grenzen be- 
stehen in nur gedachten, jedoch in der Regel durch äussere 

*) Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 145 — 178, und Bluntschli, 
a. a. O., S. 163 — 207, sowie Martens, a. a. O., S. 343 — 388. 

') Vergl. Heffter, a. a. O., S. 147 — 152, und Bluntschli, a. a. O., 
S. 163 — 164 und S. 175 — 178, sowie Martens, a. a. O., S. 343 — 449. 

3) Die Gebietshoheit ist nicht Eigenthum im privatrechtlichen Sinne, do- 
minium, wie im mittelalterlichen Feudalstaate, sondern Herrschaft oder impe- 
rium. — Der Begriff des dominium eminens gehört dem Staatsrechte an. — 
Ueber die gleichfalls dem Staatsrechte angehörigen Unterscheidungen von »terri- 
torium principale« und »territoria subordinJ^U«, tterntor^a cl?^usa et non cjaugj^f 
vergl. Heffter, a, a, O., S. 147, 
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Zeichen bekundeten Linien und beruhen theils auf unvordenk- 
lichem Besitze, theils auf ausdrücklichen Verträgen.*) 

Im Falle- des Landgebietes ist bei Gebirgen oder Höhen- 
zügen im Zweifel der Gebirgskamm oder die Wasserscheide als 
Grenzlinie anzusehen; im Falle des Wassergebietes ist zwischen 
den Eigenthumsrechten an Grenzflüssen und Landseen und dem 
Eigenthume an Meerestheilen zu unterscheiden.^) 

§ SO. 

Falls die Staaten durch einen Fluss von einander geschie- 
den sind, so wird als Grenze zwischen denselben eine die Mitte 
des Flusses entlang gezogene Linie, auf schiffbaren Strömen 
aber das Fahrwasser oder der » Thalweg c angenommen, d. h. 
das natürlich tiefste Rinnsal des Flusses, welchem abwärts se- 
gelnde Schiffe folgen.^) 

Bei Landseen geht das Hoheitsrecht der anliegenden Ufer- 
staaten gleichfalls bis in die Mitte des Wassers, falls keine an- 
dere Linie ausdrücklich verabredet ist.') 

*) Martens unterscheidet (a. a. O., S. 345 u. f.) »physische oder natür- 
liche« Grenzen (Meer und Flüsse, Gebirge, Wüsten oder Steppen und Sandbänke) 
und »künstliche oder conventionelle« Grenzen, welche durch staatlich vereinbarte 
Demarcationsacte fixirt werd^. ITiezu bemerkt Martens: Die sogenannten 
»natürlichen« Grenzen erhalten die Bedeutung einer ausreichenden Grenzbestim- 
mung zwischen den Staaten erst durch die den Lauf der Grenze regulirenden 
Verträge. Die natürlichen Grenzen empfangen hiedurch den Charakter künstlicher 
oder conventioneller Grenzen. Man kann daher sagen, dass in der Gegenwart 
nur noch vertragsmässige Grenzen anerkannt werden. 

*) Vergl. V. Mohl, Encyclopädie^ S. 479. 

6) Die Flussgrenze ist insoferne unveränderlich, als der Fluss sein Bett 
und seinen Thalweg verändern kann : verändert der Fluss von selbst seinen Lauf, 

so bleibt es dennoch bei der bisherigen Grenzlinie in dem alten Flusse. Vergl. 
Heffter, a. a. O., S. 148, und Bluntschli, a. a. O., S. 177. 

') Bei Landseen muss in Ermanglung oder Unkenntlichkeit eines Thal- 
weges die Mitte von beiden Ufern aus gemessen werden. Vergl. Bluntschli, 
a. a. O., S. 178. 
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Mit Rücksicht auf das Eigenthum an Meerestheilen kom- 
men das Küstenmeer, das Territorialmeer und die Meerengen 
in Betracht.^) 

§ 51. 

Unter Küstenmeer (Küstengewässern, territorial waters) ver- 
steht man den das Land des Uferstaates unmittelbar bespülen- 
den Meerestheil : dieser Meerestheil wird als Eigenthum des be- 
treffenden Staates anerkannt, gilt als Fortsetzung seines Ufer- 
landes und steht unter seiner Staatshoheit. Die Grenzlinie des 
Küstenmeeres wird nach älterer Annahme durch die Kanonen- 
schussweite vom Ufer aus bestimmt. Die neuerliche Vervoll- 
kommnung der Tragweite der Feuerwaffen rechtfertigt es jedoch, 
wenn man gegenwärtig allgemein annimmt, dass .sich die Gebiets- 
hoheit bis drei Seemeilen von dem äussersten Punkte der Ebbe 
erstrecke.®) 

Als Territorialmeer bezeichnet man die von den Besitzun- 
gen eines Staates eingeschlossenen Meeresgewässer, wie insbe- 
sondere z. B. die Meerbusen, Rheden und Buchten. Da schon 
das Küstenmeer den Gesetzen, Gerichten und Verwaltungs- 
massregeln des angrenzenden Landes unterworfen ist, so ver- 



*) Siehe Martens, a. a. O., S. 378 — 386. Vergl. auch Heffter, a. a. O., 
S. 164 — 168. Bluntschli unterscheidet (a. a. O., S. 181) als »einer beschränk- 
ten Gebietshoheit unterworfen« : a) den das Land bespülenden Küstensaum, /5/ die 
Seehäfen, c) die Meereseinbrüche, dj kleinere zwischen zwei Vorsprüngen des 
Landes gelegene Buchten. — Siehe insbesonders Per eis, Seerecht, S. 21 — 41. — 
Ueber Quellen und Literatur des Seerechtes verbreiten wir uns im Anschlüsse 
an die Erörterung des Schiffsrechtes. 

«) Vergl. Heffter, a. a. O., S. 164 — 166, und Bluntschli, a. a. O., 
S. 178, sowie Martens, a. a. O., S. 378—382. — Die Theorie des Völker- 
rechtes geht bei Festsetzung der Grenzen des Küstenmeeres von dem Gedanken 
aus, dass die Hoheit des Uferstaates da ihr Ende finde, wo sie thatsächlich vom 
Ufer aus nicht weiter aufrecht erhalten werden kann. — Schon Rynkershoek 
erklärte: »terrae dominium finitur, ubi finitur armorum vis« (resp. »quousque 
mari e terra imperari potest«). 
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steht sich die Unterordnung des Territorialmeeres unter die 
Hoheit des betreffenden Uferstaates ganz von selbst. Im Uebri- 
gen wird hiebei vorausgesetzt, dass die Meerbusen, Rheden und 
Buchten thatsächlich vom Territorium des nämlichen StMhj^ 
oder einer und derselben Macht umgeben seien."') 

In Ansehung der Meerengen sind zu unterscheiden: Meer- 
engen, welche unter den Kanonen nur eines Staates liegen, und 
Meerengen, welche zwei Staaten von einander scheiden. Falls 
die Meerenge unter den Kanonen nur eines Staates liegt, so 
untersteht dieselbe unbedingt der Hoheit des Uferstaates und 
wird als dessen Territorialbesitz betrachtet. Falls aber die Meer- 
enge zwei Staaten von einander scheidet und nicht mehr als 
sechs englische Meilen breit ist, so bildet die mitten durch die j 
Meerenge gezogene Linie die Grenze zwischen den beiden 
Staaten. ' ») 



•0) Siehe namentlich Martens, a. a. O., S. 382 — 384. — In der Literatur 
werden nicht selten die »Küstengewässer« und die »ferneren geschlossenen Meeres- 
gewässer« unter der gemeinsamen Bezeichnung als »Territorialmeer« zusammen- 
gefasst. Unter »geschlossenen« Meeren versteht man solche Meere, deren Zugang 
von einer Seite oder von beiden Seiten durch Strassen vermittelt wird, welche 
vom Lande aus beherrscht werden können. Vergl. Zorn, a. a. O., II. S. 540. — 
Vergl. überhaupt Pereis, Seerecht, S. 21 u. f. 

»») Siehe Martens, a. a. O., S. 384 — 386. — Vergl. auch Heffter, 

a. a» O., S. 167, und Bluntschli, a. a. O., S. 178. — Martens will unter- 
schieden wissen : ^ Meerengen, welche zwei freie Meere mit einander verbinden, 

und Meerengen, welche das Bindeglied zwischen einem geschlossenen Meere und 

einem oflfenen Meere bilden. Von einer Meerenge der letztgenannten Art wird 

dann angenommen, dass sie der absoluten Gewalt des Uferstaates unterstehe. Für 

eine Meerenge der erstgenannten Art wird dagegen gefordert, dass sie, gleichviel 

ob von einem einzigen Staate oder durch eine Mehrheit von Staaten begrenzt, 

den Handelsschiflfen aller Nationen effen stehe. 
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Zweites Kapitel. 
Erwerb und Verlust, sowie Beschränkungen der Gebietshoheit.*) 

§ 52. 

Man pflegt zwei Erwerbsarten des internationalen Eigen- 
thumes zu unterscheiden, nämlich: ursprüngliche oder originäre 
Erwerbsarten (acquisitio originaria) und abgeleitete Erwerbs- 
arten (acquisitio derivativa). Unter originären Erwerbsarten ver- 
steht man diejenigen, wobei ein Staat seine Besitzungen nach 
Aussen vergrössert, ohne hiedurch die Besitzungen eines an- 
deren Staates zu vermindern; unter abgeleiteten Erwerbsarten 
versteht man diejenigen, wobei ein Staat seine Besitzungen nach 
Aussen vergrössert durch freiwillige oder erzwungene Besitz- 
abtretung von Seiten eines anderen Staates. Als die Hauptfälle 
des originären Erwerbes internationalen Eigenthums w^erden 
unterschieden: i. die Anwachsung (accessio), 2. die Verjährung 
(usucapio), 3. die Besitzergreifung (occupatio) ; — zu den Haupt- 
fällen des abgeleiteten Erwerbes werden gerechnet: i. der Kauf, 
2. die freiwillige Abtretung oder Cession, 3. der Erwerb durch 
Eroberung (debellatio).^) 



') Vergl. zunächst über den Erwerb der Gebietshoheit Heffter, a. a. O., 
^- ^53 — ^57) "i^^ Bill nt seh 11, a. a. O., S. 164 11. f., sowie Märten s, a. a. O., 
S. 349 — 360. Siehe auch Ortolan, Des moyens cVacquerir le domaine internatio- 
nal. Paris 185 1. 

2) Die einzelnen Fälle der Anwachsung sind : das Aufsteigen des Meeres- 
bodens, die Entstehung einer Insel im Flusse und die Anschwemmung (alluvio). 
Derartige natürliche Anwachsungen werden zum Eigenthume des betreffenden 
Staates. Im Uebrigen kann ein Territorialzuwachs auch die Frucht menschlicher 
Arbeit sein (z. B. Trockenlegungen in Holland !). — Ueber Verjährung und Besitz- 
ergreifung wird ein Näheres im Texte und in den beiden folgenden Noten mit- 
getheilt. — Als eine besondere Art eines friedensrechtlichen Eigenthumserwerbes 
bezeichnet Geffckeu die Adjudication in Theilungs- und Grenzstreitigkeiten, 



73 



Was insbesondere die Verjährung als Erwerbsart des inter- 
nationalen Eigenthumes betrifft, so anerkennt das Völkerrecht 
eine Wirkung derselben nur in sehr beschränktem Umfange. 
Eine wirkliche Bedeutung beansprucht im Bereiche des Völker- 
rechtes nur der unvordenkliche Besitzstand (antiquitas, vetustas, 
cujus contraria memoria non existit). Eine vollendete Thatsache 
wird durch unvordenkliche Verjährung vor dem Völkerrechte 
legalisirt.^) 

Von eigentlichen Bestimmungen über die Erwerbung von 
Staatsgebiet sind im Uebrigen namentlich die Grundsätze über 
die Occupation herrenloser Länder hervorzuheben. Eine solche 
Besitzergreifung bildet einen allgemein zugegebenen Erwerbstitel 
und kann nicht nur bei einem etwa neu entdeckten Lande, son- 
dern auch bei einem längst bekannten, jedoch von keiner völker- 
rechtlich anerkannten Macht besessenen Gebiete stattfinden ; nur 
als privatberechtigte, nicht aber als völkerrechtlich anerkannte 
Eigenthümer werden hiebei die wilden oder barbarischen Völker- 
stämme betrachtet. Zu einer Besitzergreifung, welche völkerrecht- 



indem er (a. a. O., S. 154 — 155) bemerkt: Ein bloss comdemnatorisches Urtlieil 
schafft allerdings kein neues Recht, sondern stellt bloss das alte fest, indem es 
den klägerischen Anspruch anerkennt oder abweist; dagegen schatten solche Er- 
kenntnisse neues Recht, welche bestimmt sind, für die Zukunft Rechtstitel zu 
bilden ^ wie bei der actio communi dividundo, Rnium regundorum u. s. w. Besteht 
nun auch kein Gericht über den Staaten, so ist doch das Schiedsgericht ein 
Surrogat; ein Schiedsspruch begründet bei Gebietsstreitigkeiten die Hoheit über 
das durch denselben zugetheilte Gebiet. Die Vereinigten Staaten besitzen St. Juan 
kraft Schiedsspruchs des deutschen Kaisers. 

3) Siehe Märten s, a. a. O., S. 350—351. — Vergl. auch Ileffter, 
a. a. O., S. 36, und Bluntschli, a. a. O., S. 172. — Die Unmöglichkeit, für 
unabhängige Staaten eine bestimmte Verjährungsfrist festzustellen, die im Staate 
nur auf positiver Rechtsvorschrift beruhen kann, hat schonGrot i u s erkannt und 
beleuchtet, indem er auf die Analogie des Gewohnheitsrechtes hinweist r »Tempus 
vero, quo illa consuetudo effectum juris accipit, non est defmitum, sed arbitrarium, 
quantum satis est ut concurrat ad significandum consensum. Vergl. Geffcken 
])ei Ileffter, a. a. O., S. 37. 
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liehe Ansprüche begründen soll, gehört jedoch, dass auf dem 
Lande selbst irgend welcher Hoheitsact, z. B. die Aufstellung des 
Wappens oder einer Flagge, vollzogen und damit die fownliche 
Erklärung einer Besitzergreifung verbunden worden ist.*) 

§ 53- 

Was den Verlust des Staatsgebietes betrifft, so bedeuten 
alle abgeleiteten Arten des Besitzerwerbes durch den einen Staat 
ebensoviele Arten des Besitzverlustes flir den anderen Staat.^) 

In der Regel geht ein Staat eines Theiles seines Besitz- 
standes gegen eigenen Willen und Consens verlustig: neben dem 
Falle des Gebietsverlustes durch Eroberung mag hiebei auch der 
Abfall eines Theiles der Staatsbevölkerung in Betracht gelangen/') 

Verkauf von Staatsgebiet ist heute beinahe ebenso selten,') 
wie die freiwillige Verzichtleistung eines Staates auf seine Be- 



*) Siebe Mo hl, Encyclopädie, S. 480. — Vergl. Heffter, a. a. O., 
S. I$5 — 157, und Bluntsclili, a. a. O., S. 164 u. f., sowie Martens, a. a. O., 
S. 351—355. — Im Grunde der textlichen Ausführung leuchtet ein: i. dass 
Objecte einer Occupation nur Landstriche sein können, welche Niemandem ge- 
hören, resp. Gebiete, welche von barbarischen Völkerschaften bewohnt sind; 
2. dass die Occupation im Namen und mit Zustimmung der Staatsgewalt erfolgen 
muss; 3. dass die Occupation effectiv wird, indem der animus possidendi von 
Seiten des Staates als des occupirenden Subjectes die entsprechende äusserliche 
Kundgabe findet. Die Grenzen der Occupation werden durch die Ausdehnung 
des thatsächlichen Besitzstandes bezeichnet. Die Occupation einer herrenlosen 
Küste gibt das Recht zur Besitzergreifung des Hinterlandes, soweit letzteres noch 
nicht von Anderen besetzt ist; die blosse Occupation einer Flussmündung genügt 
dagegen noch nicht, um den Besitz des ganzen Hinterlandes zu sichern. 

5) Vergl. Heffter, a. a. O., S. 159 — 160, und Bluntsclili, a. a. O., 
S. 168 u. f., sowie Martens, a. a. O., S. 360 — 364. 

6) Man erinnere sich z. B. an Neuchätel, welches 1857 von Preussen ab- 
fiel und zu der Schweizer Eidgenossenschaft überging; an den 1860 erfolgten 
Anschluss verschiedener italienischer Staaten an Sardinien; an Texas, welches 
1845 ungeachtet des Protestes von Mexiko den Vereinigten Staaten beitrat. 

'] Neuzeitliche Beispiele kaufweiser Acquisitionen von Staatsgebiet sind : 
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Sitzungen und wie insbesondere die Preisgebung oder Dereliction 
von Landstrichen.^) 

§ 54- 
Sieht man ab von den ehemals viel gebräuchUchen, jedoch 
gegenwärtig kaum mehr üblichen Beschränkungen der Gebiets- 
oder Territorialhoheit durch Constituirung von Renten, Lehen 
und Hypotheken, so kommen diesfalls hauptsächlich nur mehr 
solche Einschränkungen vor, welche die Natur von Dienstbar- 
keiten oder Servituten haben/*') Man unterscheidet natürliche 
internationale Dienstbarkeiten (Servitutes juris gentium naturales) 
und vertragsmässige internationale Dienstbarkeiten (Servitutes 
juris gentium voluntariae) : erstere belasten jeden Staat in Folge 
gewisser von* seiner physischen Existenz neben und inmitten 
anderer Staaten unzertrennlicher Umstände; letztere beruhen aut 
gegenseitiger Uebereinkunft. Da in der Regel auch die natür- 
lichen Dienstbarkeiten vertragsmässig geordnet werden, so er- 
fordern hier nur die conventioneilen Dienstbarkeiten eine nähere 
Betrachtung und gesonderte Vorführung.'^') 

Die Erwerbung des russischen Territoriums in Amerika durch die Vereinigten 
Staaten um den Kaufpreis von 7,200.000 Doli, und die Erwerbung der dänischen 
Inseln St. Thomas und St. Juan um den Kaufpreis von 7,500.000 Doli, durch die 
Union im Jahre 1868. 

») Ein neuzeitliches Beispiel der freiwilligen Abtretung bietet die Erwer- 
bung der Jonischen Inseln durch Griechenland von Seiten Englands im Jahre 
1863. Nach Märten s (a. a. O., S. 356) fäUt unter den Gesichtspunkt der Ces- 
sion auch die Abtretung der Grafschaften Nizza und Savoyen an tVankreich durch 
die Turiner Convention vom Jahre 1860. 

ö) Ueber Staatsdienstbarkeiten vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., 
S. lOi — 105, und Bluntschli, a. a. O., S. 204—207, sowie Martens, a. a. O., 
S. 364—373. — Aus der älteren Literatur vergl. Ph. Jac. Elwert, De servi- 
tutib. s. jurib. in alieno territorio. Argent. 1674. — Aus der neueren Literatur 
vergl. N. T. Gönner, Entwickhing des Begriffes und der Grundsätze der deut- 
schen Staatsrechts-Dienstbarkeiten. Erlangen 1880. 

^0) Unter herkömmlichen Staatsdienstbarkeiten versteht man diejenigen, 
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Die vertragsmässigen oder conventioneilen internationalen 
Dienstbarkeiten zerfallen selbst wieder in zwei Kategorien: näm- 
lich in negative internationale Servituten und affirmative inter- 
nationale Servituten: bei ersteren besteht die Beschränkung 
darin, dass ein Staat seine Gebietshoheit nicht in ihrem vollen 
Umfange ausüben darf (in non faciendo); bei letzteren besteht 
die Beschränkung darin, dass ein Staat innerhalb seines Terri- 
toriums sich die Bethätigung einer fremden Staatsgewalt ge- 
fallen lassen muss (in patiendo). Hauptfälle negativer internatio- 
naler Dienstbarkeiten sind: i. Beschränkungen eines Staates in 
Ansehung des Rechtes, nach Belieben Festungen zu errichten, 
Kriegsfahrzeuge zu halten oder die Armeestandsziffer zu be- 
stimmen; 2. Beschränkungen eines Staates rücksichtlich der 
Ausübung seiner Justizhoheit gegenüber den Ausländern; 3. Be- 
schränkungen eines Staates in Ansehung seiner Kirchenhoheit 
gegenüber bestimmten Religionsbekenntnissen. Hauptfälle affir- 
mativer internationaler Dienstbarkeiten sind: i. das Recht, in 
einem fremden Staatsgebiete gewisse Regierungshandlungen durch 
die eigenen Staatsbeamten vornehmen zu lassen; 2. das Recht, 
die in einem fremden Staate gelegenen Verkehrswege zu be- 
nützen; 3. das Recht, beim Eintreten gewisser Eventualitäten 
ein fremdes Staatsgebiet und insbesondere ausländische Festun- 
gen mit Truppen zu besetzen.") 

Jede Staatsdienstbarkeit bedeutet für den Berechtigten wie 
für den Verpflichteten ein dauerndes Realrecht und geht daher 
auch auf jeden Successor der einen und der anderen Staats- 
gewalt über. Eine Staatsdienstbarkeit geht unter theils durch 



welche auf unvordenklichem Besitz beruhen: der Begründung einer Staatsdienst- 
barkeit durch Vertrag steht die Berufung auf unvordenklichen Besitz gleich, inso- 
ferne aus der fortdauernden Ausübung solcher Beschränkung ohne Widerspruch 
des beschränkten Staates auf die Anerkennung der Dienstbarkeit durch diesen 
geschlossen werden kann. Siehe Bluntschli, a. a. O., S. 204. 
") Vergl. auch Bluntschli, a. a. O., S. 205 — 206. 
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einen Befreiungsvertrag des Pflichtigen Staates mit dem berech- 
tigten Staate, theils durch Verzicht des berechtigten Staates. 
Als einen Verzicht betrachtet man auch den über ein Menschen- 
alter fortgesetzten Nichtgebrauch, wenn die Veranlassung zum 
Gebrauche wiederholt gegeben warJ-) 



'2) Siehe Bluntschli, a. a. O., S. 206. — Noch Bluntsclili geht eine 
Staatsdienstbarkeit ausserdem unter, wenn dieselbe aufgehört hat, mit der Ent- 
wicklung des Völkerrechtes verträglich zu sein, oder aber, wenn dieselbe mit der 
naturgemässen Fortbildung der Staatsverfassung oder mit den öffentlichen Zu- 
ständen und Bedürfnissen des pflichtigen Landes unverträglich und desshalb un- 
leidlich und unausführbar geworden ist. — Vergl. übrigens auch Heffter, 
a a. O., S. 106. 
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'Drittes Kapitel. 
SchiffsrechtJ) 

§ 55. 

Die von den Staateli aus ihren Gewässern in das freie 
Meer entsendeten Schiffe werden als »wandelnde Gebietstheile« 
(»territoria clausa c, >la continuation ou la Prorogation du terri- 
toire«) angesehen, welche auch in fremden Gewässern ihre Na- 
tionalität beibehalten, so lange das Eigenthum des Schiffes bei 
einem Nationalen verbleibt. Die Mannschaft der Schiffe steht 
unter dem Schutze des Staates, aus dessen Gewässern sie aus- 
geht, und ist den Gesetzen desselben auch ausserhalb des eige- 
nen Wassergebietes unterworfen. Das von einem Unterthanen 
auf dem Schiffe geborene Kind wird daher auch Unterthan des 
schiffsherrlichen Staates.^) 

Ueber die Merkmale der Nationalität eines Schiffes hat 
jeder Staat selbstständig zu bestimmen.^) 



') Bezüglich der I^iteratur des See- und Schiflfsrechtes vergl. v. Mohl, 
(ieschichte und Literatur der Staatswissenscliaften, I. S. 421 u. f. Als Hauptwerk 
der deutschen Literatur empfehlen wir in Uebereinstimmung mit der gesammten 
wissenschaftlichen Kritik das Perels'sche Seerecht, welches auch ein treffliches 
Literaturverzeichniss enthält (S. XVI — XXIL). Ueber den dermaligen Stand der 
Seerechtsliteratur vergl. auch Zorn, a. a. O., L S. 533 u. f. — In Ansehung 
der Quellen des internationalen Seerechtes (mit besonderer Rücksicht auf die 
mittelalterlichen Rechtsbücher, die codificirten Seerechte und die internationalen 
Verträge bezüglich maritimer Verhältnisse) vergl. Pereis, Seerecht, S. 7 — 13. — 
Mit Rücksicht auf die im Texte aufgestellten Ilauptgrundsätze siehe neben den 
ausgezeichneten Ausführungen von Per eis namentlich Heffter, a. a. O., 
S. 171 — 178, und Bluntschli, a. a. O., S. 185 — 203. 

') Vergl. Heffter, a. a. O., S. 171 — 172, sowie Bluntschli, a. a. O., 

S. 185 u. f. 

3) Vergl. Heffter, a. a. O., S. 171. — Siehe namentlich Per eis, See- 
recht, S. 50 — 65. — Bezüglich des deutschen Seerechtes vergl. die hochinteres- 
santen Ausführungen bei Zorn, a. a. O., II., S. 151 u, f, 



79 



Zu den besonderen Rechten, welche jedem Staate bezüglich 
der Schifffahrt zukommen, gehören (abgesehen von dem Rechte, 
zum Schutze der Nationalschifflfahrt Vorkehrungen zu treffen 
und sohin insbesondere auch in fremden Hafen- und Handels- 
plätzen Consuln mit Genehmigung der dortigen Staatsgewalt zu 
halten) namentlich: 

1. die Benützung der freien Wasserstrassen für Schifflfahrt 
und Handel; 

2. das Recht der Gesetzgebung und Gerichtsbarkeit über 
das Verhalten der Staatsangehörigen in Eigenthums- und freien 
Gewässern; ' 

3. das Recht, den nationalen Schiffen eine eigene Flagge 
vorzuschreiben und in Friedenszeiten den Gebrauch dieser Flagge, 
resp. deren Schutz, auch anderen Nationen einzuräumen.*) 

§ 56. 
Was das Verhältniss der Einzelstaaten zu fremden Schiffen 
betrifft, so muss zwischen Schiffen in den Eigenthumsgewässern 
und Schiffen auf offenem freiem Wasser unterschieden werden.*) 



*) Vergl. Heffter, a. a. O., S. 171 — 172. — Flüsse, welche durch das 
Territorium nur eines einzigen .Staates fliessen, sind von der Quelle bis zur Mün- 
dung der ausschliesslichen Hoheit desselben unterworfen. — Was diejenigen 
Flüsse anbelangt, welche mehrere Staatsgebiete durchschneiden, so haben sich 
kraft der Schlussacte des Wiener Congresses von 18 15 (Art. 108 u. f.) die be- 
trefl'enden Staaten verpflichtet, für jeden solchen Fluss conventionsweise Schiff- 
fahrtsregeln festzusetzen und zwar im Anschlüsse an die im Wiener Tractate vor- 
gezeichneten allgemeinen Grundsätze. — Diese die volle P'reiheit der Schifffahrt 
auf internationalen Flüssen garantirenden Grundsätze erhielten Anwendung auf den 
Rhein, die Elbe und die Scheide. Der Pariser Vertrag von 1856 dehnte dieselben 
auch auf die Donau aus und verordnete zugleich zum Zwecke der Beförderung 
des Schiffsverkehres auf diesem Flusse die Einsetzung einer »Europäischen Donau- 
Commission«. Der IJerliner Vertrag hat bekanntlich die Pariser Festsetzungen 
bezüglich der Donau bestätigt und erweitert. 

5) Pereis behandelt im ersten Theile seines Werkes (»Seerecht ira Zu- 
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Im Allgemeinen steht es jedem Staate frei, die Bedingun- 
gen vorzuschreiben, unter welchen er fremden Staaten und deren 
Staatsangehörigen einen SchifiTahrtsverkehr mit seinem Lande 
und in seinen Eigenthumsgewässern genehmigen will/*) Als völker- 
rechtswidrig gilt theils: i. die Aneignung eines von der Mann- 
schaft verlassenen Schiffes ehies fremden Staates, soweit nicht 
eine Eigenthumsdereliction dem Eigenthümer gegenüber erweis- 
lich ist; ^) theils: 2. die Vergreifung an den Personen und Gütern 
der Schiffbrüchigen oder die Handhabung des sog. Strandrechtes, 
welches neuzeitlich durchwegs durch den Anspruch für Rettung 
und Bergung ersetzt wird, während ein Eigenthum an den ge- 
strandeten Sachen erst durch Ablauf der Verjährung gewonnen 
werden kann.^) Sobald Schiffe in einem Meerestheile sich befin- 
den (sei es dauernd, sei es auch nur zur Durchfahrt), welcher 
einer Staatsgewalt unterworfen ist, kommen auf dieselben ver- 



stände des Friedens«), nachdem er in einem ersten Abschnitte die Souveränetät 
über das Meer erörtert hat, in sieben weiteren Abschnitten: i. die Nationalität 
der Seeschiffe, 2. die Rechtsverhältnisse der Schiffe ausserhalb ihrer heimatlichen 
Gewässer, 3. Piraterie, 4. seepolizeiliche Verhältnisse, 5. Strandrecht und Hilfe- 
leistung in Seenoth, 6. Seeceremoniel und 7. Mitwirkung von Seestreitkräften bei 
Erledigung völkerrechtlicher Streitigkeiten ausserhalb des Kriegszustandes. 

<») Selbstverständlich darf durch diese Bedingungen weder der Verkehr be- 
freundeter Nationen faktisch unmöglich gemacht, noch auch einem in Seegefahr 
befmdlichen Schiffe die Kettung nach dem Lande erschwert werden. Vergl. 
Heffter, a. a. O., S. 173. 

'*) Falls ein von der Mannschaft verlassenes Schiff durch den Eigenthümer 
wiedererlangt wird, so schuldet der Eigenthümer den Findungs- und Rettungs- 
lohn. Vergl. Heffter, a. a. O., S. 173. 

*) Von massgebender Bedeutung in Ansehung des Strandrechtes war die 
Strandungsordnung Ludwigs XIV. von 1688, indem unter dem Einflüsse derselben 
an die Stelle des Strandrechtes ein Bergungsrecht trat. Hienach gebührte den Ber- 
gern neben einem Bergungslohn auch noch mindestens ein Drittheil der gebor- 
genen Güter, während ein zweites Drittel dem Staate zufiel. Vergl. über Strand- 
recht, sowie namentlich auch über Bergung (und Hilfeleistung) durch Kriegsschiffe 
Per eis, Seerecht, S. 140 u. f, 
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möge des Territorialitätsprincipes diejenigen Rechtssätze zur An- 
wendung, welche in dem betreffenden Staate gelten ; die Geltung 
des eigenen Rechtes hört dann principiell auf und eine Anwen- 
dung desselben kann nur stattfinden, soweit eine Concession des 
Territorialstaates vorliegt: als Gewohnheitsrecht darf in dieser 
Beziehung der Satz aufgestellt werden, dass Kriegsschiffe, sowie 
solche Schiffe, welche ausschliesslich zur Beförderung von Sou- 
veränen oder diplomatischen Personen dienen, auch in Staats- 
gewässern nur ihrer eigenen Staatshoheit unterworfen bleiben 
(vorausgesetzt jedoch, dass solchen Schiffen ausdrücklich die Er- 
laubniss des Territorialstaates zum Einlaufen in seine Gewässer 
ertheilt wurde.)'') 

Gegenüber fremden Schiffen auf offenem freiem Wasser 
steht keinem Staate in friedlichen Zeiten irgend ein Recht zu 

» 

(ausser dem Rechte zur Vertheidigung gegen einen unrecht- 
mässigen Angriff und zur Abwendung rechtswidriger Beschädi- 
gungen). Abgesehen vom Falle der Piraten, welche sich über- 
haupt jedem Rechte entziehen und von allen Staaten als recht- 
los (outlaws) behandelt werden dürfen, hat daher auch kein Staat 
das Recht, ausserhalb seiner Eigenthumsgewässer fremde Schiffe 
anzuhalten oder zu durchsuchen oder in Beschlag zu nehmen, 
sofern und soweit ein solches Recht nicht etwa vertragsmässig 
begründet ist. Als gestattet gilt dagegen u. z. insbesondere nach 
englischer und nordamerikanischer Praxis die Verfolgung eines 
fremden Schiffes in die offene See, wenn sich die Mannschaft 
desselben eines Verbrechens in den Eigenthumsgrenzen eines 
Staates ^schuldig gemacht hat. "•) 



0) Siehe die mustergiltige Darstellung bei Zorn, a. a. O., II. S. 541 u. f. 

«0) Vergl. Heffter, a. a. O., S. 176—177. lieber Piraterie siehe nament- 
lich Pereis, Seerecht, S. 125 — 132, sowie Zorn, a. a. O., II. S. 602—604. — 
Die P'rage über das Recht der Anhaltung, Durchsuchung und Beschlagnahme 
fremder Nationalschifte in Friedenszeiten ist namentlich in den Verhandlungen 
über die Unterdrückung des Sclavenhandels zur praktischen Geltung gelangt. 

6 
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§ 57. 
Jeder Staat hat das Recht, für den Bereich seiner Hoheits- 
gewässer ein bestimmtes Seeceremoniel zu beanspruchen und 
nach seinem Ermessen zu regeln, resp. in diesem Gebiete auch 
die von ihm getroffenen Anordnungen den Schiffen aller Staaten 
gegenüber — eventuell mit Gewalt — zur Durchführung zu brin- 
gen; auf offenem Meere ist dagegen jeder Zwang zu internatio- 
nalen Ehrenbezeugungen rechtlich unzulässig. Von den ehedem 
üblich gewesenen Ehrenbezeugungen sind namentHch solche aus- 
ser Gebrauch gekommen, welche Denjenigen, der sie erweist, 
erniedrigen (wie z. B. das Streichen der Flagge), und solche, 
welche keine Reciprocität zulassen (wie z. B. das in Lee Vorbei- 
passiren). Die in der Gegenwart üblichen internationalen Ehren- 
bezeugungen zerfallen in zwei Kategorien, nämlich: i. den Schiffs- 
gruss (Salut) und 2. anderweitige Ehrenbezeugungen (z. B. wechsel- 
seitige Besuche, ceremonieller Empfang an Bord von Kriegs- 
schiffen nach Massgabe des Ranges des besuchenden Fremden 
und Betheiligung an nationalen Festlichkeiten in fremden Häfen. ' ') 



Vergl. z. B. Wheaton, Enquiry into the validity of the British claim to a right 
of Visitation and search of American vessels. London 1842. Siehe auch den Ver- 
trag zwischen England und den Vereinigten Staaten von 1862 über gegenseitige 
Untersuchung von des Sclavenhandels verdächtigen Schiffen in gewissen afrikani- 
schen und cubanischen Gewässern. 

*') Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 412 — 415. Siehe ins- 
besondere die Perels'sche Darstellung (Seerecht, S. 149 — 155), deren vorzüg- 
lichen Ausführungen wir auch im Texte folgen. In geschichtlicher Beziehung vergl. 
Cleirac, Us et coustumes de la mer. Bourdeaux 1661. — Das Streichen der 
Flagge ist nicht mehr, wie Neumann (a. a. O., § 21) annimmt, ein üblicher 
Schiffsgruss, sondern bezeichnet im Seegefechte die Absicht, das Schiff dem Feinde 
zu übergeben, worauf auf dem genommenen Schiffe die Flagge des unterlegenen 
Theiles unter derjenigen des Siegers gehisst wird. Bezüglich des in Lee Vorbei- 
passierens bemerkt Cleirac (a. a. O., S. 75 des Anhanges) : »Prendre le dessous 
du vent, est la plus grande soumission qui se puisse faire sur mer.« — Die Arten 
d^s Schiffsgrusses (Salut) sind nach Pereis (Seerecht, S, ijl — '5^)* '• Setzen 
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Im internationalen Verkehre setzen sich die Salute in der 
Regel zusammen aus Gruss und Gegengruss. Kein Gegengruss 
erfolgt: i. soweit es sich um einen Salut für fremde Staatsober- 
häupter und deren Familienmitglieder, Diplomaten und höhere 
Officiere handelt ; 2. auf die bei Gelegenheit nationaler Festlich- 
keiten gefeuerten Salute; 3. von Kriegsschiffen an Kapper. Be- 
züglich der Priorität gelten folgende Regeln: i. das einzelne 
Schiff" begrüsst ein fremdes Geschwader zuerst; 2. bei Begeg- 
nung einzelner Schiff*e oder von Geschwadern gibt der Rang 
des Höchstcommandirenden den Ausschlag; 3. Kauffahrteischiffe 
grüssen Kriegsschiffe zuerst'-) 

Allgemein üblich ist der Salut beim Einlaufen in einen 
fremden Hafen, beim Ankern auf einer fremden Rhede und beim 
Passiren unter den Forts oder Batterien einer fremden Küste. '^*) 



der fremden Nationalflagge; 2. Auf- und Niederholen (Dippen) der Flagge; 
3. Streichen der Segelj namentlich der Obersegel; 4. der Kanonengruss bis 
zu 21 Schuss (je nach der Veranlassung des Saluts, verbunden mit Setzen der 
Flagge der fremden Nation im Vor- oder Grosstop, Bemannen der Raaen und 
Wanten, Hurrah-Ruf, Honneurs des Seesoldaten-Detachements durch Präsentiren 
des Gewehres und Marschschlagen u. s. w.) 

12) Vergl. Pereis, Seerecht, S. 152—153. 

'3) Siehe Pereis, Seerecht, S. 154. Wünschenswerth wäre dagegen eine 
internationale Einigung über Unterlassung des Schiffsgrusses auf offener See. 



6* 
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Dritter Abschnitt. 
Die Staatshoheit im Verhältnisse zu den Personen.') 



Erstes Kapitel. 
Die StaatsgenoBsenschaft oder Staatsangehörigkeit. ^j 

§ 58- 

Principiell sind dem Staate alle Menschen unterworfen, 
welche sich im Staatsgebiete aufhalten, und sohin auch die Aus- 
länder. Unter Staatsangehörigkeit versteht man dagegen die 
nicht bloss faktische und als solche rechtlich geschützte Gewalt, 
wie sie dem Staate auch über Ausländer zukommt, sondern das 
specielle Rechtsverhältniss der Staatsgewalt zu den sein Sub- 
strat bildenden Volksgenossen. Mit der Staatsangehörigkeit ist 
nicht identisch das Staatsbürgerrecht: letzteres beruht zwar auf 
der Staatsangehörigkeit, umfasst jedoch auch die Theilnahme 
am öffentlichen Leben des Staates, welche ausser an die allge- 
meine Staatsangehörigkeit noch an besondere Voraussetzungen 
(wie z. B. männliches Geschlecht und bestimmtes Alter) durch 
die Gesetzgebung geknüpft zu sein pflegt. 3) 

Im Bundesstaate besteht die Staatsangehörigkeit gegenüber 
der souveränen Centralgewalt. Der Erwerb der Staatsangehörig- 
keit kann jedoch, wie z. B. im Deutschen Reiche, durch das 



') Wir erörtern hiebei in drei Capiteln : i. die Staatsgenossenschaft oder 
Staatsangehörigkeit im Allgemeinen, 2. die Staatshoheit gegenüber den Inländern 
im Auslande, 3. die Staatshoheit gegenüber den Ausländern im Inlande. 

2) Vergl. im Allgemeipen H e f f t e r, a. a. O., S. 1 29— 1 30, und B 1 u n t s c h 1 i, 
a. a. O., S. 211— 217. — Siehe insbesondere v. Marti tz, Das Recht der Staats- 
angehörigkeit im internationalen Verkehr (Hirth's Annalen, 1875). 

') Siehe die gründlichen uqd scharfsinnigen Erörterungen bei Zorn, 
R. ^, O., I, S, 252 u. f, 
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Medium der Einzelstaaten erfols:en. In manchen Bundesstaaten 
kommt diesfalls allerdings auch das entgegengesetzte Verhältniss 
vor, wie z. B. in der nordamerikanischen Union.*) 

In der Regel ist die Staatsgenossenschaft oder Staatsange- 
hörigkeit, wie das Staatsbiirgerrecht, auf ein bestimmtes Land 
beschränkt.'"^) 

§ 59. 

Jeder Staat hat das Recht, in Unabhängigkeit und Selbst- 
ständigkeit die Bedingungen festzusetzen, unter welchen die 
Staatsgenossenschaft oder Staatsangehörigkeit erworben und ver- 
loren wird. Hiebei berücksichtigen die verschiedenen Staaten in 
entscheidender Weise entweder den persönlichen Familienzusam- 
menhang oder aber die örtliche Beziehung zum Lande. Das 
Völkerrecht befasst sich mit der ganzen Frage nur insofern, als 
sich an die jeweilige staatsrechtliche Entscheidung gewisse inter- 
nationale Wirkungen anschliessen. 

Im Zweifel gilt die Annahme, dass die Ehefrau durch die 
Heirath in die Staatsgenossenschaft des Ehemannes eintrete. 
Eheliche Kinder folgen, daher mit der Geburt und während ihrer 
Zugehörigkeit zum Vaterhause der Staatsgenossenschaft des Va- 
ters. Uneheliche Kinder erhalten dagegen das Heimathsrecht im 
Staate der Mutter. 

Die von anderen Staaten aus öffentlich-rechtlichen Grün- 
den heimgewiesenen oder zugeschobenen Individuen müssen vom 
Heimathsstaate wieder aufgenommen werden. Als »heimathlos« 



*) Vergl. Zorn, a. a. O., I. S. 253—254. 

*) Da der Staat eine allgemeine Hingebung der Persönlichkeit verlangt, 
so sollte auch eine Staatsangehörigkeit, resp. ein staatsbürgerliches Verhältniss, 
nur Einem Staate gegenüber stattfinden. Das Gegentheil ist eine Anomalie, 
welche man in Deutschland bei Standes- und Grundherren zuliess, wenn deren 
Gebiete bei ihrer Mediatisirung unter die Hoheit verschiedener Staaten gefallen 
waren. Vergl. v. Gerber, a. a. O., S. 48. 
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gelten diejenigen Personen, deren Staatsangehörigkeit unsicher 
ist. Zur Vermeidung der Existenz von Heimathlosen dient die 
Annahme, dass aus dem Wohnorte in einem bestimmten Staate 
oder sogar aus längerem Aufenthalt in einem Lande — in Er- 
manglung anderer Gründe für einen Staatsverband — auf Staats- 
angehörigkeit geschlossen werde.^) 

§ 60. 

Die Staatsgenossenschaft oder Staatsangehörigkeit bedeutet 
übrigens nicht die individuelle Gebundenheit an das Land der 
Heimath. Die Auswanderungsfreiheit ist gegenwärtig allgemein 
als eine Consequenz des Princips der persönlichen Freiheit an- 
erkannt. Eine Ausnahme von der Regel besteht in der Haupt- 
sache nur mehr in den entsprechenden Beschränkungen für mi- 
litärpflichtige Personen in den Staaten der Conscription und der 
allgemeinen Wehrpflicht. 

Das Staatsrecht mancher Länder schreibt eine bestimmte 
Form der »Entlassung« aus dem Staatsverbande vor. Hievon ab- 



•) Man kann Eingeborene und Eingewanderte unterscheiden. Diese Unter- 
scheidung erschöpft jedoch nicht die Erwerbung der Staatsangehörigkeit. Die 
Einwohner einer abgetretenen Provinz werden vollbürtige Staatsangehörige. Vergl. 
Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 130. — Das Domicil, d. h. die häusliche 
und feste Niederlassung, verleiht nicht die Staatsangehörigkeit. Viele Gewerbe- 
treibende haben in anderen Staaten ein geschäftliches Domicil, ohne ihren natio- 
nalen Staatsverband aufzugeben. Der Code civile bestimmt in § 17 ausdrücklich, 
dass die kaufmännische Etablirung in einem fremden Lande im Zweifel nicht als 
Auswanderung anzusehen sei, weil dieselbe nicht »sans esprit de retour« erfolge. 
Vergl. Bluntschli, a. a. O., S. 212 — 213. — Grossbritannien legte den ge- 
borenen Briten sogar einen »character indelebilis« bei, indem es behauptete, dass 
das Unterthanverhältniss unlösbar sei, resp. dass ein britischer Unterthan, wenn 
er auch einem fremden Souveräne auf seine Gefahr hin Gehorsam schwöre, von 
England stets als Engländer in Anspruch genommen werde. Hieraus ergaben sich 
Conflicte namentlich mit den Vereinigten Staaten. Bekanntlich schritt England 
erst 1870 zur Aufhebung seines Principes. Vergl. Geffcken bei Heffter, 
a. a. O., S. 130. 
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gesehen ist jedoch das für die Lösung aus dem bisherigen 
Staatsverbande entscheidende Moment die Aufnahme in eine 
neue Staatsangehörigkeit. Die alte Staatsangehörigkeit dauert 
daher in völkerrechtlichem Sinne so lange fort, bis an die Stelle 
derselben die neue Staatsangehörigkeit getreten ist. 

Falls ein Auswanderer eine Pflicht verletzt, welche er nach 
den Gesetzen seines Heimathsstaates vor der gesetzlich zuläs- 
sigen Auswanderung zu erfüllen hat, so kann er ungeachtet 
seiner Aufnahme in einen neuen Staatsverband gleichwohl durch 
den Heimathsstaat innerhalb der Grenzen seiner Gerichtsbarkeit 
zu Verantwortung und Strafe gezogen werden.') 



') In England ist die Auswanderungsfreiheit schon durch die Magna 
Charta anerkannt worden, jedoch mit dem Zusätze »salva fide nostra«. Dieses 
Princip der »perpetual allegiance« wurde erst 1870 aufgehoben. Vergl. Geff- 
cken bei Heffter, a. a. O., S. 128. — Ehedem war die Auswanderungsfreiheit 
in den meisten Staaten beschränkt durch das sogenannte Abzugsrecht (Detract 
recht, Nachsteuer, gabella emigrationis, detractus personalls). Dasjenige Gut oder 
Vermögen, welches auf heimischem Boden oder in der heimischen Gemeinschaft 
(Gemeinde) erworben war, galt nach der Grundidee dieses Rechtes nicht als 
reines Privateigenthum , worüber nur der Wille des Eigenthümers verfüge. In 
Folge Dessen wurde das Auswanderungsgut zu Gunsten der Gemeinschaft (wie 
dieselbe im Gemeindeverband durch die Gemeinde, im grundherrlichen Verbände 
durch den Grundherrn und späterhin im Staatsverbande durch den Landesherrn 
repräsentirt wird) mit einer Abgabe, der sogenannten Nachsteuer oder dem Nach- 
schoss, belegt. — Die Aufhebung des Abzugsrechtes erfolgte jedoch schon seit dem 
Ausgange des 18. Jahrhundertcs und zwar gewöhnlich durch völkerrechtliche Ver- 
träge oder aber auch durch einseitiges Gesetz unter Voraussetzung der Gegen- 
seitigkeit (also eventuell mit Vorbehalt der Retorsion). Vergl. z. B. Brunner in 
V. Holtzendorff's Rechtslexicon, Art. »Nachsteuer«. 
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Zweites Kapitel. 
Die Staatshoheit gegenüber den Inländern im Aaslande. <) 

§6i. 

Während des Aufenthaltes im Auslande bleibt der Inländer 
der Staatsgewalt des Heimathsstaates unterthänig. Jeder Staats- 
angehörige hat demgemäss auch im Auslande allen Gesetzen 
und Verordnungen des Heimathsstaates nachzuleben. Hieraus 
folgt, dass ein Staatsangehöriger, welcher im Auslande ein ge- 
meines oder politisches Verbrechen begeht, im Heimathsstaate 
principiell selbst dann zur Verantwortung gezogen werden kann, 
wenn er für die nämliche That bereits im Auslande abgeurtheilt 
und bestraft worden ist^) 

Die Steuerpflicht gegen den Staat wird heutzutage regel- 
mässig vom Wohnorte und nicht von der Staatsangehörig- 
keit abhängig gemacht: insbesondere wird die Steuer von 
Grundstücken und industriellen oder Handels - Etablissements 
in dem Staate erhoben, in welchem die Steuerobjecte gelegen 
sind. '^) 

Inwiefern und inwieweit die Privatgesetze eines Staates 
für die Staatsangehörigen auch im Auslande rechtsverbindlich 
sein sollen, bestimmt die jeweilige Landesgesetzgebung: in der 
Regel beschränkt sich jedoch die Wirksamkeit der Civilgesetz- 
gebung auf die Grenzen des Inlandes, d. h. das sog. Territorial- 
princip ist in dieser Beziehung massgebend.*) 



^) ^"crgl- Heffter, a. a. O., S. 130 — 134, und Bliintschli, a. a. O., 
S. 217 — 220, sowie Martens, a. a. O., S. 335 — 339. 

2) Vergl. Martens, a. a. O., S. 336. 

3) Vergl. Bluntschli, a. a. O., S. 217 — 218. 
*) Vergl. Bluntschli, a. a. O., S. 218. 



89 



§62. 

Keinem Zweifel unterliegt einerseits: 

1. dass jeder Staat das Recht hat, seine im Auslande be- 
fmdlichen Unterthanen aus öffentlich-rechtlichen Gründen, z. B. 
behufs Erfüllung der Wehrpflicht, zurückzurufen, andererseits: 

2. dass kein Staat das Recht hat, einen von einem frem- 
den Staatsangehörigen gegen dessen Heimathsstaat angerufenen 
Schutz zu gewähren."') 

In dem sub i bezeichneten Falle des jus avocandi ist 
jedoch der fremde Staat nicht verpflichtet, den Rückruf irgend 
zu unterstützen oder bei der Ausführung desselben mitzuwirken.**) 

Was den sub 2 bezeichneten Fall betrifft, so involvirt die 
Anrufung eines fremden Staates gegen den Heimathsstaat für 
den betreffenden Staatsunterthanen das Verbrechen des Landes- 
verrathes.') 

§ 6?,- 

Der Heimathsstaat ist verpflichtet, die Rechte und Inter- 
essen seiner Angehörigen im Auslande zu schützen. 

Zur Erfüllung dieser Schutzpflicht dient insbesondere die 
diplomatische und consularische Vertretung des Staates im Aus- 
lande. 

Die Voraussetzungen für die Ausübung der Schutzpflicht 
sind gegeben, wenn Staatsangehörige im Auslande entweder 
durch den fremden Staat selbst eine völkerrechtswidrige Re- 



») Vergl. Heffter, a. a. O., S. 131. 

*) Bluntschli bemerkt (a. a. O., S. 217): Auch den wohlbegründeten 
Rückruf braucht der Aufenthaltsstaat nicht zu unterstützen, da das ganze Ver- 
hältniss nur der Beziehung des Staatsgenossen zu seinem Heimathsstaate angehört, 
der Aufenthaltsstaat aber kein Interesse daran und daher keinen Grund hat, 
die persönliche Freiheit der fremden Reisenden oder Derjenigen, die sich in 
seinem Gebiete aufhalten wollen, zu beschränken. 

'*) Vergl. Martens, a. a. O., S. 336. 
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Drittes Kapitel. 
Die Staatshoheit gegenüber den Ausländem im Inlandes) 

§ 64. 

Unzweifelhaft steht jedem Staate das Recht zu, in Unab- 
hängigkeit und Selbstständigkeit die Bedingungen festzusetzen, 
unter welchen er den Ausländern sein Staatsgebiet eröffnen will. 
Eine Zurückweisung kann schon deshalb begründet sein, weil die 
Fremden keine Subsistenzmittel aufzuweisen haben. Allgemeine 
Fremdenvertreibungen kommen neuzeitlich nur mehr äusserst 
selten vor in Verbindung mit kriegerischen Massregeln.^) 

Während ihres Aufenthaltes in dem fremden Staate gelten 
die Ausländer der territorialen Staatsgewalt gegenüber als zeit- 
weilige Unterthanen (subditi temporarii) und sind der Gerichts- 
barkeit und allen Anordnungen unterworfen, welche für die Unter- 
thanen des fremden Staates überhaupt und für die Ausländer 
insbesondere gelten. Die Ausländer haben namentlich die Ver- 



') Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 134 — 139, und Bluntschli, 
a. a. O., S. 220 — 225, sowie Martens, a. a. O., S. 339 — 342. — Bezüglich der 
Literatur des internationalen Rechtes der Privaten siehe die vorzügliche Darstellung 
bei Mo hl, Geschichte und Literatur der Staats Wissenschaften, I. S. 441 — 454. 
Aus der neueren Literatur über das sogenannte internationale Privatrecht sind 
namentlich hervorzuheben die Werke von Story, Bürge, C. G. Wächter, 
Fölix, Mass^ und S a v i g n y ; das internationale Strafrecht ist mit Auszeichnung 
bearbeitet von Berner, Bulmerincq, Cornwall, Lewis und Mohl. 

') Martens bemerkt (a. a. O., S. 339): »Die volle Autonomie der Ört- 
lichen Staatsgewalt wird in dieser Hinsicht nur durch zwei Forderungen, welche 
die internationale Gemeinschaft stellt, beschränkt, nämlich die Ausländer nicht 
für rechtlos und ausserhalb der Gesetze stehend zu erklären und sie nicht in 
ihrer Gesammtheit zu vertreiben, wie das im Alterthume, z. B. in Sparta, geschah. 
Durch die Anordnung derartiger Massregeln würde der Staat gleichsam seine 
Betheiligung am internationalen Verkehre kündigen und sich ausserhalb der inter- 
nationalen Gemeinschaft versetzen.« 
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pflichtung, sich jeder Störung der örtlichen Rechtsordnung zu 
enthalten. Falls dieselben die Straf- oder Polizeigesetze des Auf- 
enthaltsstaat e§ verletzen, so unterliegen sie allen gesetzlichen 
Folgen ihrer Delicte und haben in dieser Beziehung keine im 
Vergleiche zu den Inländern privilegirte Stellung zu prätendiren.*'') 
Exterritorialität, Verträge und Herkommen begründen eine 
Ausnahme.*) 

S 65. 

Im Uebrigen können nicht alle Leistungen, welche den In- 
ländern obliegen, auf die Ausländer ausgedehnt werden.'») 

Die Ausländer sind insbesondere weder der Finanzhoheit 
noch der Militärhoheit des fremden Staates gleich den Inländern 
unterworfen. '^) 

Hat der Ausländer alle seine Verbindlichkeiten im fremden 
Staate erfüllt, so kann weder seiner Person der Wegzug ver- 
sagt, noch sein Vermögen ihm selbst oder seinen Erben vor- 
enthalten oder beschnitten werden.^) 



3) Vergl. Martens, a. a. O., S. 340 — 341. 

'') Vergl. Ileffter, a. a. O., S. 137. Mitunter werden den Ausländern 
besondere Vergünstigungen bezüglich des Gerichtsstandes und der Procedur be- 
willigt. Hierüber ein Näheres in der Darstellung des Consulatrechtes. 

») Vergl. Martens, a. a. O., S. 341. 

•) Gewisse Abgaben sind allerdings auch von den Ausländern zu ent- 
richten, z. B. Chausseegeld, Concessionsgebühren, Patentsteuern, Wohnungssteuer, 
namentlich Verbrauchssteuern und — unter Umständen — auch die Einkommen- 
steuer. Die Militärpflicht charakterisirt sich als eine wesentlich politische Pflicht 
und ist daher von der Staatsangehörigkeit nicht zu trennen: so wenig man den 
Fremden politische Rechte einräumt, ebenso wenig darf man ihnen auch politi- 
sche Pflichten auferlegen. Für Schädigungen der Ausländer durch Krieg oder 
Aufstand besteht kein Recht auf Entschädigung durch den Aufenthaltsstaat. 

•) In früheren Jahrhunderten wurde der Wegzug von Kapitalvermögen 
und zwar insbesondere derjenige von Verlassenschaften noch vielfältig mit Ab* 
zugssteuern belastet. Die mittelalterlichen Landesherren behaupteten sogar oft ein 
selbst die ausländischen Erben ausschliessendes Anrecht auf die Verlassenschaft 
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^66. 

Jeder Staat ist berechtigt, jedoch nicht verpflichtet, flüchtige 
Ausländer bei sich aufzunehmen und denselben ein Asyl gegen 
ausländische Verfolgungen zu gewähren.^) Wie in der Regel kein 
Staat seine eigenen Unterthahen ausliefert, so besteht auch in 
Ansehung der Ausländer nicht unbedingt und ohne Weiteres 
eine Auslieferungspflicht : ^) im Uebrigen wird jedoch heutzutage 
nur selten ein Staat bei unzweifelhaft vorliegenden gemeinen 
Verbrechen die Auslieferung verweigern ; *o) dagegen erfolgt bei 
politischen oder solchen Verbrechen, welche auf politischen Be- 
weggründen beruhen, dermalen durchwegs keine Auslieferung 
mehr.") Selbstverständlich ist kein Staat gehalten, eine ihm an- 



der Fremden. Man bezeichnete dieses angebliche Recht als das jus albinagii 
(droit d'aubaine). 

*) Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 139 — 145, und Bluntschli, 
a. a. O., S. 225 — 226. Siehe insbesondere Berner, Der Wirkungskreis des 
Strafgesetzes {1853), und v. Mehl, Lehre vom Asyle (Staatsrecht, Völkerrecht 
und Politik, I. S. 637 u. f.), sowie B ulmer incq, Asylrecht (Dorpat 1854). — 
Vergl. auch Waymouth Gibbs, Extradition treaties (London 1868) und 
Billot, Traite de l'extradition (Paris 1874). 

9) Manche älteren Schriftsteller, z. B. Grotius und Vattel, behaupte- 
ten eine unbedingte Rechtsverpflichtung zur Auslieferung ; die andere extreme 
Ansicht, dass niemals ausgeliefert werden dürfe, vertritt in der neueren Literatur 
Pinheiro-Ferreira. 

'0) Rouher erklärte in einer Rede vom 4. März 1866: >Le principe de 
l'extradition est le principe de la solidarite, de la sürete r^ciproque des. gouver- 
nements et des peuples contre l'ubliquite du mal.« — Geffcken bemerkt (bei 
Heffter, a. a. O., S. 142): »Es ist ein gemeinsames internationales Interesse, 
dass kein Verbrechen ungestraft bleibe und das Asylrecht nicht missbraucht 
werde.« 

") Die ältesten Auslieferungsverträge waren umgekehrt gerade politischer 
Natur. Schwierigkeiten unterliegt oft die Entscheidung darüber, was im einzelnen 
Falle ein politisches Verbrechen ist, wenn z. B. gemeine Verbrechen aus politi- 
schen Motiven begangen werden : gerechter Weise hat hier die Auslieferung zu 
erfolgen, wenn der Aufenthaltsstaat anerkennen muss, dass nach seinen Gesetzen 
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gebotene Auslieferung ohne vorausgegangene besondere Ver- 
pflichtung anzunehmen. '2) 

Die Auslieferung setzt eine Requisition voraus, worin Recht 
und Interesse an der Bestrafung darzulegen sind. Dieselbe er- 
folgt über Entscheidung der obersten Verwaltungsinstanz oder 
aber über richterliche Cognition und findet — eventuell — an 
den Grenzen des Staatsgebietes an die auswärtige Behörde gegen 
Erstattung der Kosten statt. Die Behandlung des Ausgelieferten 
muss dem Zwecke der Requisition und den Bedingungen des 
ausliefernden Staates entsprechen.''^) 

Jedem Staate obliegt die Pflicht, Massregeln zu treffen, 
durch welche einem Missbrauche des Asylrechtes zu Handlungen 
gegen andere befreundete Staaten vorgebeugt wird: hienach 
sind als Verletzungen des Asylrechtes insbesondere solche Hand- 
lungen zu verhindern und — eventuell — zu bestrafen, welche 
der betreffende Staat als eine Verletzung der Rechtsordnung bei 
seinen eigenen Unterthanen anerkennen würde. Die Berufung auf 
unzulängliche Mittel ist hiebei unzulässig, weil ein Staat, der 
überhaupt Flüchtlinge aufnimmt, auch die Mittel zu beschaffen 
hat, um die aufgenommenen Flüchtlinge zur Beachtung der im 
Inlande bestehenden Rechtsordnung zu zwingen.'*) Eine Regie- 



ein gemeines Verbrechen vorliegt. Nach dem Vorgange des belgisch-französischen 
Vertrages vom 22. September 1856 wiederholt sich in vielen Verträgen die aus- 
drückliche Bestimmung, dass Mord, Vergiftung und Versuch dazu gegen einen 
Souverän oder ein Mitglied seiner Familie nicht als politische Verbrechen gelten. 
Vergl. Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 143. 

") Vergl. z. B. den preussisch-russischen Vertrag vom 25. Mai 18 16. 

") Eine* summarische Auslieferung ohne diplomatische Requisition erfolgt 
bei desertirten Matrosen. 

1*) Obige Sätze gelten namentlich bezüglich der politischen Flüchtlinge. 
Treffend erklärt in dieser Beziehung Bluntschli (a. a. O., S. 227): Indem 
der Staat den fremden politischen Flüchtlingen ein Asyl gewährt, ist er nicht 
von der Pflicht entbunden, den Missbrauch des Asyles zu verhindern. Der Asyl- 
staat hat auch gegenüber dem Heimath sstaate eines politischen Fluch tlinges Rück- 
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rung kann namentlich den Flüchtlingen den Aufenthalt in Grenz- 
orten untersagen und denselben ein Domicil im Inneren des 
Landes anweisen (Internirung) ; sie darf nach Umständen, bei 
gefahrlichen Symptomen, eine polizeiliche Ueber wachung einzel- 
ner Individuen anordnen; sie mag endlich gegen bestimmte 
Subjecte zur Auslieferung schreiten, wie z. B. das belgische Ge- 
setz von 1868 das Asylrecht jedem Flüchtlinge kündigt, »qui 
par sa conduite compromet la tranquillite publique cj"^) 



sichten des Friedens und der Freundschaft zu nehmen. Ein Staat, welcher den 
fremden Räubern Schlupfwinkel eröffnet, aus denen sie ihr verbrecherisches 
Handwerk mit besserem Erfolge und mit geringerer eigener Gefahr betreiben, 
macht sich sicherlich einer schweren Verletzung der Nachbarpflichten schuldig; 
und nicht weniger wird ein Staat, welcher auf seinem Gebiete feindliche Unter- 
nehmungen von fremden Flüchtlingen gegen einen benachbarten Staat begünstigt, 
dafür verantwortlich gemacht von dem bedrohten Staate. 
»*) Siehe Heffter, a. a. O., S. 144. 



ZWEITES BUCH. 



DIE VERHÄLTNISSE DER STAATEN ZU EINANDER 
IN IHREN FRIEDLICHEN BEZIEHUNGEN. 



Erster Theil. 

Die Staatsoberhäupter als Organe staatliehen 

Verkehres, ') 



Erster Abschnitt. 

Die Staatsoberhäupter im Allgemeinen und das Regräsenta- 

tionsrecht derselben im Besonderen.'-^) 

§ ^7' 

Die Staatsoberhäupter, d. h. die Fürsten in den Monar- 
chieen und die Präsidenten in den Republiken, sind, wie schon 
früher betont werden musste, nicht selbst Subjecte des Völker- 
rechtes, sondern nur die Organe des Staatenverkehres.^) 

Die Fürsten und die Präsidenten nehmen jedoch im inter- 
nationalen Verkehre nicht die gleiche Rechtsstellung ein, weil 
nur die Fürsten in den Monarchieen die Staatshoheit im Ganzen 
vertreten, während die Präsidenten in den Republiken nach 



*) Vergl. im Allgemeinen lleffter, a. a. O.» S. m — 125, und Bluntschli, 
a. a. O., S. 107 — 125, sowie Martens, a. a. O., S. 308 — 323. 

•) Ueber den Unterschied in der internationalen Rechtsstellung der beiden 
Kategorieen von Staatsoberhäuptern (Monarchen oder Fürsten und Präsidenten) 
siehe namentlich Martens, a. a. O., S. 308 — 309, — Bezüglich des Repräsen- 
tationsrechtes vergl. Bluntschli, a. a. O., S. 107 — 112, und Martens, a. a. O., 
S. 310 — 314. — Heffter behandelt das Repräsentationsrecht nicht in unmittel- 
barer Zusammenfassung der verschiedenen Einzelfragen. Siehe jedoch insbesondere 
Heffter, a. a. O., S. I17. 

3) Vergl. oben S. 26, § 17, und die dazu gehörige Anmerkung 4. 
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spruchsloser Unterordnung geniesse oder aber zugleich auch 
eine formelle Anerkennung im Wege der Aeusserung des Ein- 
verständnisses mit der Unterordnung mittelst allgemeiner Abstim- 
mung erhalten habe.^) 

Indem jedoch ein Staat mit dem thatsächlichen Oberhaupte 
eines Staates in völkerrechtlichen Verkehr eintritt, anerkennt er 
hiedurch nicht die Rechtmässigkeit der Erwerbung der Staats- 
gewalt durch denselben, sondern nur die rechtliche Wirksamkeit 
seiner dermaligen staatsrechtlichen Stellung. Die Frage der Le- 
gitimität oder Illegitimität des Ursprunges einer Staatsregierung 
ist zunächst eine staatsrechtliche Frage. So lange es übrigens 
zweifelhaft ist, ob im Falle von Staatsumwälzungen eine Person 
das wirkliche Staatsoberhaupt geworden sei, kann auch das Re- 
präsentationsrecht der betreffenden Person von anderen Staaten 
angezweifelt werden. ^^) 

§ Ö9. 
Das wirkliche Staatsoberhaupt eines Staates kann nach 
Massgabe des Repräsentationsrechtes auch alle diejenigen Ehren- 



•) Bluntschli bemerkt (a. a. O., S. 108): Wie innerhalb des Staates der 
thatsächlichen Regierung, dem »actually King«, gehorcht wird und gehorcht 
werden muss (englische Parlamentsacte von 1494), so erscheint nach Aussen die 
thatsächliche Regierung von Volk und Land als die natürliche Vertretung. — 
Das englische Ministerium constatirte 1825 in einer Note die allgemeine Uebung 
der europäischen Staaten, mit den Regierungen de facto in völkerrechtlichen 
Verkehr zu treten. Selbst der Römische Stuhl, resp. Papst Gregor XVI., hat es 
in einer feierlichen Erklärung als einen alten Gebrauch der Kirche bezeichnet, 
dass dieselbe mit Denjenigen verhandle, »qui actu summa rernm potiuntur«. — 
Siehe Beispiele bei Martens, a. a. O., S. 312 — 313. 

w) Die Anerkennung einer auswärtigen Regierung ist Sache der inländi- 
schen Regierung: erfolgt dieselbe von Seiten der inländischen Regierung, so ist 
sie auch für die Gerichte verbindlich. Nur ausnahmsweise kommt es vor, dass 
eine Staatsverfassung die Anerkennung fremder Regierungen (und Staaten) dem 
legislativen Körper vorbehält. Vergl. Schweizerische Bundesverfassung, Art. 74. 
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und sonstigen Rechte und Vorzüge beanspruchen, welche einem 
Staatsoberhaupte im internationalen Verkehre nach allgemeinem 
Herkommen zugestanden werden : eine Verweigerung der mit der 
betreflfenden Rangstellung verbundenen Titel und Anreden wäre 
eine Beleidigung des durch das Staatsoberhaupt repräsentirten 
Staates. * ') 

Die Einbusse der Regierungsgewalt bedeutet den Verlust 
des Repräsentationsrechtes: die von einem entthronten Fürsten 
abgeschlossenen Verträge entbehren daher der Rechtsverbindlich- 
keit für den betreffenden Staat.'-) 

Nach politischer Convenienz ist es üblich, dass die Staaten 
sich gegenseitig von jedem Personenwechsel im Staatsoberhaupte 
benachrichtigen. '^) 



*') Napoleon III. fand eine Beleidigung darin, dass der Kaiser Nikolaus 
ihn in einem Briefe nicht mit »Monsieur mon frfere«, sondern mit »Mon eher 
ami« angeredet hatte. Diese Beleidigung war thatsächlich eines der Motive zum 
Krimkriege. Vergl. Etüde diplomatique sur la guerre de Crim^e (par un ancien 
diplomate). Paris 1874. 

»2) Selbst wenn man annehmen wollte, dass das Recht eines entthronten 
Fürsten noch nicht erloschen und je nach Umständen wieder herzustellen sei, so 
muss doch, so lange dieses Recht nicht ausgeübt werden kann, auch die daraus 
abgeleitete Repräsentation ruhen. Vergl. Bluntschli, a. a. O., S. 109. Siehe 
einschlagende Beispiele bei Märten s, a. a. O., S. 313. 

'•'») Der Römische Stuhl betrachtete ehedem die Absendungen eigener 
Obedienzgesandtschaften von Seiten katholischer Regenten nach übernommener 
Regierung als Schuldigkeit. Vergl. Buder, De legationibus obedientiae. Jen. 1737. 
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Zweiter Abschnitt. 
Das Recht der Exterritorialität^) 

§ 70. 
Die Exemtion der Staatsoberhäupter von der Staatsgewalt 
eines fremden Staates wird von jedem Staate als ein im abso- 
luten Interesse des internationalen Verkehres begründetes Recht 
anerkannt und zugestanden:-) die Fiction der Exterritorialität, 
d. h. die Fiction, als befanden sich die Staatsoberhäupter selbst 
während des Aufenthaltes im fremden Lande doch noch, auf 
ihrem eigenen Gebiete und sohin ausserhalb des fremden Terri- 
toriums (extra territorium), ist nicht der Grund der Exemtion 
von fremder Staatsgewalt, sondern nur eine bildliche Veranschau- 
lichung für jenes Ausnahmerecht. ^) 



') Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 98 — 10 1, und Bluntschli, 
a. a. O., S. 116 — 124, sowie Martens, a. a. O., S. 314 — 321. — Einschlagende 
Erörterungen finden sich namentlich in der später vorzuführenden Literatur des 
Gesandtschaftsrechtes. Siehe auch Kaltenborn in Bluntschli 's Staatswörter- 
buch, Art. »Exterritorialität«, III. S. 474 — 476. — Durch glänzenden juristischen 
Scharfsinn ist auch in dieser Materie die (zunächst allerdings nur vom Standpunkte 
des deutschen Rechtes aus angestellte) Zorn 'sehe Untersuchung und Darstellung 
ausgezeichnet. Vergl. Zorn in Hirth's Annalen (1882, S. iio u. f.) und im 
Staatsrechte (II. S. 460), 

*) Bezüglich des Rechtsgrundes der Exterritorialität erklärt Zorn -(aller- 
dings mit directer Bezugnahme auf das Gesandtschaftsrecht): Die Exterritorialität 
ist das Recht, in Bezug auf einzelne Punkte der Rechtsordnung des Territorial- 
staates eine Exemtion zu beanspruchen. Diese Exemtion haben die Gesandten 
nicht an sich, sondern kraft der Concession des Empfangsstaates. Zwar ist die- 
selbe altes internationales Herkommen, gleichwohl aber beruht sie juristisch nur 
auf dem vom Territorialstaate gegebenen Titel: ihre Existenz, ihre Art, ihr Um- 
fang bemessen sich nicht nach »Völkerrecht«, sondern nach dem positiven Rechte 
der einzelnen souveränen Staaten. Siehe Zorn, Staatsrecht, II. S. 461 — 462. 

3j Bezüglich der Fiction der Exterritorialität bemerken Calvo: »Par une 
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Einem Staatsoberhaupte kommt jedoch das Recht der Ex- 
territorialität nur unter folgenden Voraussetzungen zu: 

1. wenn der Exterritoriale vom fremden Staate in seiner 
Eigenschaft als Staatsoberhaupt anerkannt ist;*) 

2. wenn ihm der Eintritt in das fremde Staatsgebiet nicht 
ausdrücklich untersagt wurde, wenn er sich nicht im Kriege mit 
dem fremden Staate befindet und wenn er nicht im Dienste des 
fremden Staates steht ; ^') 

3. wenn der Exterritoriale selbst sein Recht der Exterri^ 
torialität zur Geltung bringen will.^) 



espfece de fiction legale commandee en quelque sorte par la Situation elev^e 
qu'elles occupent les personnes qui represent un Etat au dehors sont g^n^rale- 
ment regard^es comme n'ayant pas quitte le territoire de leur nation et comme 
devant k ce titre echapper ä la juridiction du pays ou elles se trouvent pour 
rester exclusivement soumises anx lois de leur propre pays«; und Ortolan: 
»La fiction de Texterritorialit^ se trouve en perpetuelle contradiction avec les 
faits, — on croit avoir donn^ une formule de Solution, on n'a donnd qu'une 
image fausse, occasion de controverses multiples, sous laquelle s'^fface et disparait 
la veritable raison de d^cider. II serait temps de rejeter de la pratique comme 
de la theorie ces figures mensongferes dont le droit romain et Tancienne jurispru- 
dence avaient beaucoup trop repandu le gout.« 

^) Im Falle z. B. der Entthronung eines Souveräns während seines Auf- 
enthaltes im fremden Lande kann ihm der Aufenthaltsstaat die Anerkennung ent- 
ziehen und folglich auch das Recht der Exterritorialität versagen. 

*) Kein Staat ist verpflichtet, innerhalb seines Gebietes gegen seinen Willen 
die Niederlassung eines fremden Staatsoberhauptes zu dulden. — Im Kriege kann 
das fremde Staatsoberhaupt in Gefangenschaft genommen werden. — Manche 

« 

deutsche Fürsten dienen als Generale in der preussischen Armee. Vergl. Bluntschli, 
a. a. O., S. 113 u. f. 

*) Bluntschli erklärt treffend (a. a. O., S. 115): »Reist ein Souverän 
incognito in fremdem Lande, so wird seine souveräne Eigenschaft ignorirt und er 
als Privatperson behandelt ; im Nothfalle aber kann er das Incognito ablegen und 
sich als Souverän zu erkennen geben : von da an beansprucht er die Rechte eines 
Souveräns. Wenn der Präsident einer Republik in fremdem Lande reist, so wird 
er in der Regel als Privatperson betrachtet und behandelt; insofern er aber da- 
selbst als Repräsentant seines Staates n,uftritt, hat er dieselbe Befreiung von der 
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Die Exterritorialität selbst bezieht sich wesentlich nur auf 
drei Punkte der Rechtsordnung, nämlich auf: 

1. die Polizeihoheit, 

2. die Gerichtshoheit (Criminal- und Civilgerichtsbarkeit), 

3. die Finanzhoheit. ^) 

§ 71. 

Die Exemtion eines Staatsoberhauptes von den polizei- 
lichen Anordnungen des fremden Staates findet ihre Grenze an 
denjenigen Massregeln, welche im Interesse der gesellschaftlichen 
Sicherheit begründet sind. Alle polizeilichen Vorschriften, deren 
Nichterfüllung diese Sicherheit gefährden würde, gelten auch 
für die exterritoriale Person. Insbesondere sind daher z. B. die 
bau- und feuerpolizeilichen Vorschriften auch flir die Wohnung 
des Exterritorialen rechtsverbindlich.^) 

Ueber die strafrechtliche Immunität der Staatsoberhäupter 
besteht ein Zweifel weder in der Theorie, noch in der Praxis. 
Verbrechen des exterritorialen Staatsoberhauptes begründen je- 
doch die Ergreifung von Präventivmassregeln. Als ein dem 
Principe der Exterritorialität nicht widerstreitender und keine 
Strafverfolgung bedeutender Act der Nothwehr mag sich unter 



fremden Staatsgewalt anzusprechen, wie ein Souverän in fremdem Lande.« — 
Verg]. Heffter, a. a. O., S. 120. — Siehe auch Martens, a. a. O., S. 315. 

'') Vergl. schon Bynkershoek, Trait^ du juge competent des ambassa- 
deurs tant pour le civil, que pour le criminel, trad. par Barbeyrac (La ITaye 
1723), Chap. III, pag. 17 et suiv. 

^) Die Polizei darf, wie Bluntschli sagt, keinen unmittelbaren oder 
mittelbaren Zwang gegen die exterritoriale Person ausüben: sie ist aber nicht 
gehindert, diejenigen Massregeln zu ergreifen, welche nöthig sind, um rechts- und 
sicherheitsgefährliche Handlungen der exterritorialen Person hintanzuhalten ; und 
die exterritoriale Person ist ihrerseits verbunden, die allgemeinen polizeilichen 
Anordnungen und Einrichtungen des Landes nicht zu stören. Siehe Bluntschli, 
a. a. O., S. 116 — 117. 
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Umständen insbesondere die Beförderung der exterritorialen 
Person über die Grenzen des Staatsgebietes rechtfertigen/-*) 

In neuerer Zeit wird auch die Exemtion eines Staatsober- 
hauptes von fremder Civilgerichtsbarkeit allgemein anerkannt, 
dergestalt, dass die Landesgerichte eine bürgerliche Klage und 
insbesondere eine Schuldklage gegen das fremde Staatsoberhaupt 
in der Regel nicht annehmen und noch weniger Zwangsmittel 
gegen Person oder Vermögen desselben anwenden dürfen. Aus- 
nahmsweise ist jedoch auch das fremde Staatsoberhaupt der 
Competenz der örtlichen Gerichtsbehörden unterworfen u. z. : 
I. im Falle einer Realklage auf liegendes Gut; 2. im Falle der 
Bekleidung eines Amtes oder des Betriebes eines Geschäftes 
im fremden Lande; 3. im Falle einer ausdrücklichen Anerken- 
nung der fremden Gerichtsbarkeit durch die exterritoriale Person. 
Für Klagen, welche von einem fremden Staatsoberhaupte gegen 
eine Privatperson erhoben werden, sind die örtlichen Gerichts- 
instanzen unbedingt zuständig.*^) 



^) Dem im Auslande reisenden Staatsoberhaupte steht keine Jurisdiction 
über die Mitglieder seines Gefolges zu. Begeht eine Person aus dem Gefolge des 
Exterritorialen ein Verbrechen, so ist dieselbe durch die einheimische Staatsgewalt 
in Gefangenschaft zu setzen und behufs Abstrafung in ihre Heimath zu über- 
senden. Noch weniger ist der Exterritoriale befugt, Personen, welche im Lande 
gerichtlich verfolgt werden, durch Aufnahme in sein Gefolge der einheimischen 
Gerichtsbarkeit zu entziehen. Vergl. namentlich Bluntschli, a. a. O., S. 121 u. f., 
sowie Martens, a. a. O., S. 322 — 323. 

10) Vergl. Heffter, a. a. O., S. 118, und Bluntschli, a. a. O., 
S. 117— 120, sowie Martens, a. a. O., S. 317—321. — Ueber die Frage, 
warum die territorialen Gerichte sich die Zuständigkeit für den Fall der Inanspruch- 
nahme von fremden Souveränen oder Regierungen zusprechen, während die Juris- 
dictionsgewalt dann nicht anerkannt wird, wenn eine Privatperson gegen fremde 
Monarchen gerichtlich Klage erhebt, siehe die Betrachtung von Martens, a. a. O., 
S. 320—321. — Vergl. auch die einschlagenden Ausführungen bei Westlake, 
Private international law (2 ^d., London 1880). 
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■ ■ ■ § 72. 

Was die im Rechte der Exterritorialität enthaltenen Pri- 
vilegien finanzrechtlicher Natur anbelangt, so geniesst die exter- 
ritoriale Person die Befreiung von allen directen Staats- und 
Communalsteuern J ') 

Der Zollpflicht ist die exterritoriale Person gleichfalls nicht 
unterworfen, obwohl thatsächlich mitunter die Befreiung von der 
Abgabe nur mittelbar in Form der Rückvergütung des entrich- 
teten Zollbetrages stattfindet J^) 

Die Gebühren für die Inanspruchnahme öffentlicher Dienste, 
Anstalten und Einrichtungen sind dagegen von dem Exterrito- 
rialen geradeso, wie von jeder Staatsangehörigen Privatperson, 
zu entrichten, obwohl auch hiebei die Courtoisie bezüglich man- 
cher Arten von Gebühren eine Befreiung eintreten lässt (z. B. 
im Falle der Weg- und Brückengelder oder der Briefporti).*^) 



") Martens erklärt (a. a. O., S. 315 — 316) in wohl zu allgemeiner Fassung*. 
»Was die Abgaben und Steuern betrifft, so ist der Fürst nur von solchen befreit, 
die einen mehr oder weniger persönlichen Charakter tragen und mit der mora- 
lischen Würde eines Staatsoberhauptes coUidiren könnten. Alle übrigen Gebühren 
und Lasten ist er wie jeder Privatmann zu tragen schuldig, so z. B. Post- und 
Telegraphengebühren, Steuern von Immobilien, Abgaben für die Vollziehung von 
Kauf- und Verkaufcontracten u. s. w.c 

12) Siehe Bluntschli, a.a.O., S. 117. Vergl. auch Zorn, Staatsrecht, 
II. S. 463 — 464, und in Hirth's Annalen von 1882, S. 116. 

") Vergl. Bluntschli, a. a. O., S. 117. 
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Dritter Abschnitt. 
Die Staatsoberhäupter als souveräne Personen.') 

§ 7i' 

Während das Repräsentationsrecht und das Recht der Ex- 
territorialität den Staatsoberhäuptern überhaupt und sohin auch 
den Präsidenten der Republiken zukommen, stehen die Monar- 
chen in den Monarchieen noch ausserdem unter einander in einem 
eigenthümlichen persönlichen Zusammenhange und geniessen die- 
selben besondere Ehren- und Ceremonialrechte.^) 

Die regierenden Fürsten der verschiedenen Staaten be- 
trachten und behandeln sich zunächst usuell als Mitglieder einer 
»Familie« und beobachten nach Massgabe dieser Fiction die 
unter verwandten Personen vorkommenden Gepflogenheiten. Ge- 
krönte Häupter geben sich unter einander den Bruder- und 
Schwestertitel und räumen diesen Titel auch noch allen den- 
jenigen Personen ein, welchen königliche Ehren zukommen. Das 
Hofceremoniel hat ausserdem in seinem » Staatsgalanterie «-Theile 
noch manche anderweitige Gebräuche aufgenommen, welche den 
Charakter des Familienlebens an sich tragen, z. B. die Anzeige 
von Heirathen, Entbindungen und Todesfällen, die Beglück- 
wünschungen und Beileidsbezeugungen, die Anlegung von Hof- 
trauer wegen des Todes eines fremden Souveräns oder eines 
Mitgliedes seiner Familie.^) 



') Ueber die völkerrechtliche Stellung der Souveräne vergl. im Allgemeinen 
Heffter, a. a. O., S. 117— 121, und Bluntschli, a. a. O., S. 112 — 115. 

') Vergl. Martens, a. a. O., S. 308-— 309. 

') Ueber die »allgemeinen Ceremonialrechte im persönlichen Verkehre der 
Nationen« siehe Heffter, a. a. O., S. 407 — 415, und die daselbst angeführte 
Literatur. Heffter verbreitet sich ausserdem gesondert über »das Recht auf 
einen bestimmten Ebrenj^latz« (a.a.O., S. 410 — 411) und »über das Recht auf 
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Die Souveräne haben sodann ein Anrecht auf diejenigen 
Ehrenprädicate und Titulaturen, welche ihnen nach den Gesetzen 
ihrer Staaten oder nach dem staatlichen Herkommen beigelegt 
werden. Die herkömmlichen Prädicate sind: i. bei Kaisern oder 
Königen der » Majestätstitel c ; 2. bei Grossherzogen »Königliche 
Hoheit« (Celsitudo regia, Altesse royale); 3. bei Herzogen und 
Fürsten »Durchlaucht« (Durchlauchtigst, Serenitas, Altesse sere- 
nissime), obwohl den Herzogen dermalen auch das Prädicat 
»Hoheit« eingeräumt zu werden pflegt. Als Ehrenrecht eines 
Monarchen gilt es ausserdem, von sich in der Mehrheit zu spre- 
chen und hiebei den Ausdruck »Wir von Gottes Gnaden« an- 
zuwenden.^) 

§ 74. 

Die Familiengenossen eines Souveräns (Ehegattin, Kinder 
und sonstige Anverwandte) sind zwar die Unterthanen desselben, 



eine bestimmte Courtoisie« (a. a. O., S. 411), während er die »Correspondenz der 
Souveräne selbst« S. 460 — 462 behandelt, u. z. mit besonderer Rücksicht auf den 
Unterschied zwischen förmlichen Kanzleischreiben (lettres de chancellerie, de con- 
seil ovL de ceremonie) und den sogenannten Kabinets- und Handschreiben. Die 
ganze Materie beansprucht jedoch kaum ein juristisches Interesse. 

♦) Mehrere Monarchen haben auch und zwar zum Theil bis auf den heu- 
tigen Tag gewisse Titel beibehalten, welche ihren Vorfahren durch die Päpste 
verliehen wurden. — Der König von Frankreich hiess z. B. »roi tr^s chr^tien« 
oder »filius primogenitus ecclesiae«, der König von England nannte sich »defensor 
fidei« ; der Kaiser von Oesterreich führt als König von Ungarn das Prädicat 
»majeste apostolique« ; während sich der König von Spanien als »roi catholique« 
und der König von Portugal als »roi tr^s fidfele« bezeichnen, wurden die ehe- 
maligen Könige von Polen als »roi orthodoxe« titulirt. — Ueber die Titulaturen 
von Staatenbünden und Bundesstaaten besteht keine bestimmte Vorschrift oder 
gleichmässige Ucbung. — Der Deutsche Bund hiess im diplomatischen Verkehre 
»Durchlauchtigster Deutscher Bund« (»La s^renissime Conf(6deration Germanique«). 
Auch Republiken, wie z. B. die ehemaligen Republiken Venedig und Genua, er- 
hielten den Titel »Serenissima Respublica«. 
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haben jedoch »einen approximativen Antheil an den Prärogativen 
des regierenden Familienhauptes«.''*) 

Die Titel und Rangstufen der fraglichen Personen richten 
sich zunächst nach dem besonderen Staatsrechte de» betreflfen- 
den Staates, finden jedoch im internationalen Verkehre nur in- 
sofern und insoweit Beachtung, als sie dem herkömmlichen Ge- 
brauche entsprechen oder im Falle ihrer Erhöhung von den 
Mächten anerkannt worden sind. Die Gemahlin eines souve- 
ränen Fürsten theilt bei voUgiltiger Ehe den Titel und Rang 
desselben; über den Titel und Rang des Gemahles einer sou- 
veränen Fürstin entscheidet das Staatsrecht des betreffenden 
Staates. Die Prinzen und die Prinzessinen führen in Kaiser- 
häusern das Prädicat »Kaiserliche Hoheit«, in Königshäusern 
das Prädicat »Königliche Hoheit« und in grossherzoglichen 
Häusern das Prädicat »Hoheit«, mit Ausnahme des Erbprinzen, 
welcher als Erbgrossherzog in der Regel schon das väterliche 
Prädicat »Königliche Hoheit« führt; den Gliedern herzoglicher 
Familien kommt das Prädicat »Durchlaucht« zu: nur der Erb- 



•) Siehe Heffter, a. a. O., S. 121. — Die im Texte bezeichnete inter- 
nationale Stellung der Familiengenossen des Souveräns entspricht der staatsrecht- 
lichen Stellung des Regentenhauses. — Gerber bemerkt in dieser Beziehung 
(a. a. O., S. 83 — ^4): »Die erhabene Stellung des Monarchen wirkt auch auf die 
sämmtlichen Glieder seines Familien- und Verwandtenkreises, welche zum regie- 
renden Hause gehören. Die Mitglieder des Regentenhauses bilden eine mit eigen- 
thümlichen Rechten ausgestattete, durch die Hausgewalt des Monarchen formirte 
Fersonengemeinschaft ; sie können nicht dem Begriffe irgend einer anderen Klasse 
von Staatsbürgern unterstellt, sondern müssen als eine eigene und selbstständige 
Klasse für sich aufgefasst werden : es gehören dazu die Gemahlin des Monarchen, 
alle als ebenbürtig anerkannten Prinzen (sogenannten Agnaten) mit ihren eben 
hurtigen Gemahlinen und die Prinzessinen bis zu ihrer Verheirathung. Das Recht, 
auf welchem der specifische Charakter der Stellung der Mitglieder des Regenten- 
hauses beruht, ist das eventuelle Thronfolgerecht derselben nach Massgabe der 
bestehenden Successionsordnung, sowie das Recht, zur Regentschaft berufen zu 
werden, wenn der Fall einer solchen eintritt.« 
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prinz aus herzoglichem Hause hat Anspruch auf das Prädicat 
»Hoheit«.^) 

Die ExterritoriaHtät in fremden Staaten kommt den Fami- 
liengenossen einer souveränen Person nicht zu. Die Courtoisie 
geht jedoch in der Regel über die Rechtsnothwendigkeit hinaus 
und enthebt mitunter auch solche hohe Persdnen mancher Be- 
lästigungen, welchen andere Reisende ausgesetzt sind. Eines be- 
sondern Gastceremoniels erfreuen sich hiebei gewöhnlich die 
präsumtiven Thronfolger.^) 

§ 75. 
. Eine eigenthümliche Rechtsstellung nimmt gegenwärtig den 

souveränen Personen gegenüber das Oberhaupt der katholischen 
Kirche ein. Obwohl nämlich der Papst mit Einbusse der terri- 
torialen Grundlage des Kirchenstaates der völkerrechtlichen Un- 
abhängigkeit verlustig gegangen ist, sind demselben doch durch 
das »Garantiegesetz« von 1871 gewisse Souveränetätsrechte, wie 
z. B. das Gesandtschaftsrecht und das Recht der Exterritorialität 
für Vatican und Lateran, zuerkannt, resp. vorbehalten worden, 
»um sämmtliche Katholiken darüber zu beruhigen, dass der Ver- 
lust der weltlichen Macht nicht die geistliche Unabhängigkeit 
des Oberhauptes der katholischen Kirche beeinträchtigen werde«. 
Der Papst übt zugleich in Italien und den übrigen Staaten auf 
kirchlichem Gebiete wirklich Regierungs- und Gesetzgebungs- 
rechte aus, u. z. nach der Behauptung des Römischen Stuhles 
»auf Grund seiner oberhoheitlichen Stellung«, nach anderweitiger 
Rechtsauffassung dagegen »in Folge besonderer Erlaubniss der 
Regierungen, sei es dass diese auf allgemeinen Gesetzen der- 
selben oder auf Verträgen der Curie beruhe«.^) ^ 



*) Vergl. Bluntschli, a. a. O., S. 124 — 125. 
') Vergl. Martens, a. a. O., S. 321 u. f. 

») Siehe Geffcken bei Heffter, a.a.O., S. 96. — Vergl. v. Holt zen- 
dorff in seinem Jahrbuch, IV. S. 308 u, f., und Bluntschli, Die rechtliche 
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Das herkömmliche Prädicat des Papstes im internationalen 
Verkehre ist »Sanctitas Sua« oder »Sanctissimus Pater«. ^) 

Der Papst selbst nennt sich in den Bullen »Servus Servo- 
rum Dei« (Knecht der Knechte Gottes). '«) 



Verantwortlichkeit des römischefi Papstes (1876). — Siehe insbesondere Zorn in 
Hirth's Annalen von 1882, S. 91 — 92, und Zorn's Ausführungen über die juristi- 
sche Unmöglichkeit des Garantiegesetzes in den Preuss. Jahrb., XLII. S. 547 u. f. 

*) Das Wort »Papst« — Papa, Pontifex Romanus — bezeichnet den Bischof 
von Rom in seiner Eigenschaft als Primas, das Haupt der katholischen Kirche. 
Die Rechte des Primates pflegt man seit alter Zeit unter den Worten Primat der 
Ehre und der Jurisdiction zusammenzufassen. Unter dem Primatus honoris begreift 
man gewisse dem Papste jetzt allein vorbehaltene Ehrenrechte, während der 
Primatus jurisdictionis alle dem Papste bei der Regierung der Kirche zustehenden 
Rechte umfasst. 

*o) Die päpstlichen Insignien sind : dreifache Krone (triregnum) ; ein in ein 
gerades Kreuz auslaufender Hirtenstab; der Petrus als Fischer im Kahne sitzend 
darstellende sogenannte Fischerring ; die Ehrenbezeugung des Fusskusses ; das 
Recht, beständig das Pallium, das Zeichen der Metropolitanwürde, zu tragen u. s. w. 
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Zweiter Theil. 
Die Beamten des Staaten Verkehres. ') 



Erster Abschnitt. 

Die Beamten des Staatenverkehres im Allgemeinen und die 

verschiedenen Kategorieen derselben.-) 

§ 76. 

Zu den Beamten des Staatenverkehres gehören alle dieje- 
nigen Organe der Staatsgewalt, welche zur amtlichen Pflege der 
internationalen Beziehungen berufen sind, und sohin theils: 

I. die Beamten, welche im inneren Dienste die auswärtigen 
Angelegenheiten zu bearbeiten haben, d. h. die Beamten im Mi- 
nisterium des Auswärtigen, theils: 



Vergl. im Allgemeinen über die Literatur des Gegenstandes v. Mohl, 
Geschichte und Literatur der Staatswissenschaften, L S. 404 — 418. — Man hat 
im Uebrigen wesentlich drei Gattungen von Werken zu unterscheiden, nämlich: 
I. Werke, welche sowohl Gesandte i. e. S. als Consuln berücksichtigen; 2. Werke, 
welche ausschliesslich die Gesandten i. e. S. behandeln; 3. Werke, welche nur 
die Consuln erörtern. — Für den nächstfolgenden ersten Abschnitt kommen nur 
die Werke der ersteren Gattung in Betracht und sind diesfalls namentlich hervor- 
zuheben: Charles Bar. de Martens, Guide diplomatique (Paris et Leipzig, jetzt 
5feme ed. entiferement refondue par Geffcken), und F. de Cussy, Dictionaire 
ou manuel-lexique du Diplomate et du Consul (Leipzig J846). 

') Siehe Heffter, a. a. O., S. 415 u. f., sowie Bluntschli, a. a. O., 
S. 126 u. f. — Vergl. auch Kaltenborn's Art. »Gesandte, Gesandtschaftsrecht« 
in Bluntschli's Staatswörterbuch, IV. S. 230—246. — 'Siehe auch die ein- 
schlagenden Ausführungen in den Werken von E. C. Grenville Murray 
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2. die an fremde Staaten abgeordneten Staatsdiener oder 
die »Gesandten im weitesten Sinne des Wortes«.^) 

Die an fremde Staaten abgeordneten Staatsdieuer zerfallen 
in drei Kategorieen, nämlich in : 

1. diG Gesandten im engeren Sinne oder die sogenannten 
»charakterisirten« Gesandten (Ministres publics), d. h. Beamte, 
welche zur Besorgung der politischen und rechtlichen Angelegen- 
heiten zwischen Staat und Staat an eine auswärtige Regierung 
gesendet werden; 

2. die Consuln, d. h. Beamte zur Wahrung der Handels- 
so wie Schifffahrtsrechte und Interessen in einem fremden Lande ; 

3. die Agenten und Commissarien, d. h. Personen, welche 
zur Besorgung von Geschäften mit einem fremden Staate be- 
auftragt sind, ohne jedoch förmlich als Gesandte oder Consuln 
bestellt und anerkannt zu sein.*) 

Neben diesen sub i bis 3 bezeichneten Kategorieen der 
Gesandten im weitesten Sinne des Wortes unterscheidet man 
übrigens auch noch Abgesandte, welche ohne irgend einen ent- 

(Droits et devoirs des envoyes diplomatiques. Lond. 1853) und L. Alt (Handbuch 
des Gesandtschaftsrechtes. Berlin 1870). 

3) Ueber das Verhältniss zwischen dem Ministerium des Auswärtigen und 
den verschiedenen Kategorieen der Gesandten im weitesten Sinne des Wortes 
wird in der Erörterung des Gesandtschafts- und Consulatswesens die nähere Dar- 
legung erfolgen. — Die Organisation des Ministeriums des Auswärtigen ist in 
den verschiedenen Staaten eine verschiedene. — Interessant sind die diesfallsigen 
Einrichtungen im Deutschen Reiche: hier steht unter dem Reichskanzler als 
oberster Centralbehörde des auswärtigen Dienstes seit 1870 das auswärtige Amt 
als »oberste Reichsbehörde«: im Sinne des Reichsbeamtengesetzes; dasselbe ist 
eingetheilt in zwei Abtheilungen, von welchen die eine die diplomatischen und 
die andere die consularischen Angelegenheiten zu bearbeiten hat; an der Spitze 
des Amtes steht ein Staat ssecretär. Vergl. Zorn, a. a. O., II. S. 449. 

*) Die Agenten und Commis-sarien werden bisweilen unter der Bezeich- 
nung als »aussergewöhnliche diplomatische Agenten« zusammengefasst und als 
solche den Gesandten im engeren Sinne und den Consuln gegenübergestellt. 

Siehe Mo hl, Encyclopädie, S. 486. 

8* 
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sprechenden gesandtschaftlichen Titel doch mit Staatsgeschäften 
beauftragt sind,*) und sogenannte »Ceremonialgesandte« (mini- 
stres d'^tiquette, de cer^monie), welche lediglich die persönlichen 
Beziehungen der Höfe und Regierungen vertreten.^) 

§ 77^ 

Da wir den sogenannten »charakterisirten« Gesandten im 
zweiten Abschnitte und den Consuln im dritten Abschnitte ge- 
sonderte Erörterungen widmen, so haben wir an diesem Orte 
nur mehr auf die Agenten und Commissarien einen Blick zu 
werfen. Im Allgemeinen trifft bezüglich der hienach fraglichen 
Beamten die von den neuesten Publicisten gemachte Bemerkung 
zu, dass Nichts so unbestimmt ist, »als das Rechtsverhältniss 
eines mit keinem gesandtschaftlichen Titel charakterisirten Agen- 
ten oder Commissärs, welcher in auswärtigen Angelegenheiten 
an einen fremden Staat gesendet wird«. Für eine völkerrechtliche 
Betrachtung kommen hiebei jedenfalls gar nicht in Berücksich- 
tigung Agenten und Commissarien, welche nur Privatangelegen- 
heiten eines auswärtigen Staates oder Souveräns und nicht inter- 
nationale Angelegenheiten derselben zu besorgen haben.') 

Zu den sogenannten »Agenten« oder »diplomatischen Agen- 



5) So werden, bemerkt Kaltenborn (inBluntsclili's Staatswörterbuch , 
IV. S. 239), namentlich auch neuerlich zur Besorgung der wichtigsten Geschäfte 
z. B* Staatsminister, Adrairale, Generale, selbst Prinzen des Regentenhauses und 
andere Personen hoher Geburt, — aber auch Räthe aller Classe'n und Legations- 
secretäre ohne Gesandtschaft abgesandt : man will dabei aus irgend einem Grunde 
jedes gesandtschaftliche Ceremoniel vermeiden und doch nicht bloss in der unter- 
geordneten Stellung als Agent oder Commissär auftreten. 

6) Derartige Ceremonialgesandte werden oft zu gewissen Feierlichkeiten 
(bei Krönungen, Heirathswerbungen, Vermählungen und Taufen) entsendet und 
empfangen oder auch zu Beglückwünschungen. Siehe Bluntschli, a. a. O., 
S. 132—133. 

') Vergl. namentlich Heffter, a. a. O., 8,449—451, und Bluntschli, 
a. a. O., S. 150 — 151. 
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ten« gehören alle diejenigen Beamten, welche ohne bestimmten 
Titel und nähere Rangbestimmung und überhaupt ohne öffent- 
lichen amtlichen Charakter zur unmittelbaren Verhandlung mit 
der fremden Staatsgewalt beauftragt sind: sie treten namentlich 
da auf, wo man aus irgend einem Grunde, z. B. auch wegen 
Nichtanerkennung der Legitimität der Regierung oder wegen 
Rangstreitigkeiten oder behufs Kostenersparung, keine »charak- 
terisirte« Gesandten abordnen will. Die sogenannten »geheimen 
Agenten« (^missaires caches ou secrets) sind Abgesandte, welche 
ein Staat in das Gebiet eines anderen Staates in der Weise 
schickt, dass Thatsache und Zweck der Sendung dem fremden 
Staate selbst verheimlicht werden. Bisweilen soll jedoch eine 
solche Sendung nur für dritte Personen, resp. Staaten, ein Ge- 
heimniss sein, in welchem Falle der geheime Agent bei dem 
besendeten Staatsoberhaupte insgeheim accreditirt wird (envoy^ 
confidentiel, negociateur secret).^) 

Commissarien sind Beamte, welche zur Besorgung eines 
einzelnen, namentlich besondere technische Kenntnisse erfordern- 
den, Geschäftes in einem fremden Staate beauftragt werden. Die 
begriffliche Beschränkung, wonach Commissarien nicht in directe 
Verhandlung mit den obersten Organen der auswärtigen Staats- 
gewalt eintreten sollen, ist unzutreffend und widerspricht den 
thatsächlichen Gepflogenheiten des internationalen Verkehres. 
Die Commissarien werden übrigens neuerlich auch oft als »Be- 
vollmächtigte« bezeichnet, dergestalt, dass man z. B. bei Zoll- 
vereinsstaaten von Zollvereinsbevollmächtigten zu Zollconferenzen 
spricht, während die Zollvereinscommissarien stehende Beamte 
des einen Vereinsstaates im anderen Vereinsstaate sind.^) 



8) Siehe KaltenbominBluntschli's Staatswörterbucli, IV. S. 238 — 239. 

0) Siehe KaltenbominBluntschli's Staatswörterbiich, IV. S. 238 — 239. 
— Die Rechtsstellung der Agenten und Commissarien als »öffentlich ermächtigter 
Personen, welche, ohne den Charakter von Gesandten zu haben, von einem Staate 
oder von dessen Behörden an einen anderen Staat oder dessen Behörden abge- 
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§ 78. 

Eine Controverse besteht darüber, welche Beamte des 
Staatenverkehres zur »Diplomatie« gerechnet werden müssen."*) 

Neuerlich hat sich der Sprachgebrauch dahin fixirt, dass 
man nur den Minister des Auswärtigen eines jeden Staates und 
die höheren Beamten desselben, sowie die sogenannten »charak- 
terisirten« Gesandten in deren später zu erörternden vier Klassen 
zur Diplomatie rechnet") Im engeren Sinne bezeichnet man 
sogar nur die sogenannten »charakterisirten« Gesandten als »Di- 
plomaten«. '2) Insbesondere bildet nur die Gesammtheit der bei 
einem Staate beglaubigten sogenannten »charakterisirten« Ge- 
sandten das »diplomatische Corps«.'') 



schickt werden, um gewisse öffentliche Geschäfte daselbst abzumachen«, kann 
mit Bluntschli (a. a. O., S. 151) im Allgemeinen dahin bestimmt werden: 
derartige Personen stehen zwar unter dem besonderen Schutze des Völkerrechtes, 
haben aber auf Exterritorialität keinen Anspruch, wenn nicht und soweit nicht 
durch besondere Vergünstigung des besendeten Staates ihnen ein Privilegium ein- 
geräumt worden ist. 

>^) Vergl. Kaltenborn's Art. » Diplomatie« in Bluntschli 's Staats- 
wörterbuch, III. S. 115 — 130. 

'>) Richtig bemerkt Kaltenborn (a. a. O., III. S. 129): »Diplomaten« 
nennt man technisch weniger die blossen Agenten, welche diplomatische Geschäfte 
in unmittelbarer Verhandlung mit der fremden Staatsgewalt im Auslande, aber 
ohne amtlichen Charakter betreiben; auch regulär nicht die sogenannten Commis- 
sarien, welche bloss mit bestimmten einzelnen Geschäften und ohne directe Ver- 
handlung mit den höchsten Organen der auswärtigen Staatsgewalt beauftragt 
werden : am Wenigsten können die Consuln auf den Namen der Diplomaten An- 
spruch machen. Inwieferne bezüglich der Consuln der christlichen Mächte in den 
nichtchristlichen Staaten eine Ausnahme besteht, wird in den Erörterungen über 
das Consularwesen darzulegen sein. 

*') Vergl. Zorn in Hirth's Annalen von 1882, S. 112, und im Staats- 
rechte, II. S. 438. 

") Vergl. Kaltenborn 's Art. »Diplomatisches Corps« in Bluntschli 's 
Staatswörterbuch, III. S. 131 — 134. — Richtig bemerkt Kaltenborn (a. a. O., 
III. S. 132): Die blossen Agenten und Commissarien und ebenso die Consuln 
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Manche Publicisten subsumiren jedoch alle an fremde 
Staaten abgeordneten Staatsdiener wenigstens unter die Kate- 
gorie der »diplomatischen Organe« oder der »diplomatischen 
Agenten«.'*) 

können, weil ihnen allen der repräsentative Charakter gänzlich abgeht, falls sie 
sich auch an demselben Orte, wo ein diplomatisches Corps existirt, aufhalten, 
nicht zu demselben gerechnet werden ; auch bildet die Gesammtheit von blossen 
Commissarien an irgend einem Orte oder die Gesammtheit der Consuln fremder 
Länder an einem Handelsplätze kein sogenanntes diplomatisches Corps. Tnwieferne 
die christlichen Consuln in nichtchristlichen Staaten in ihrer Gesammtheit eine 
»Art von diplomatischem Corps untergeordneten Ranges« bilden (gleichviel ob 
sie sich in der Residenzstadt des Souveräns oder an einem blossen provinziellen 
Handelsplatze aufhalten), wird in der Erörterung des Consularwesens darzu- 
legen sein. 

") Vergl. z. ?.. Heffter, a. a. O., S. 420, und Mohl, Encyclopädie, 
S. 484. 
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Zweiter Abschnitt. 
Das GesandlschaftswesenJ) 



Erstes Kapitel. 
Das Qesandtschaftsreclit im Allgemeinen.*) 

§ 79. 

Das Gesandtschaftsrecht ist das Recht eines jeden Staates, 
Gesandte in fremde Staaten abzusenden und Gesandte fremder 
Staaten bei sich zu empfangen. Man unterscheidet demgemäss 
actives und passives Gesandtschaftsrecht. Der Staat übt als 
Absendestaat das active Gesandtschaftsrecht und als Empfangs- 
staat das passive Gesandtschaftsrecht. 3) 

Dem Rechte der Staaten, Gesandte abzusenden und zu 
empfangen, correspondirt jedoch keine Absende- und An- 



») Ueber die Literatur des Gesandtschaftswesens vergl. im Allgemeinen 
V. Mo hl, Geschichte und Literatur der Staatswissenschaften, I. S. 406 — 408. 
Aus der älteren Literatur ist namentlich hervorzuheben Bynkershoek, Traite 
du juge competent des ambassadeurs (französische Uebersetzung von Barbeyrac, 
1723). Aus der neueren Literatur verdient neben dem bereits oben citirten Werke 
von A 1 1 besondere Anerkennung M i r u s s, Das europäische Gesandtschaftsrecht, 
nebst einem Anhange von dem Gesandtschaftsrecht des Deutschen Bundes, einer 
Bücherkunde und vielen Beilagen. Leipzig 1847. — Vergl. Heffter, a. a. O., 
S. 416 — 456, und Blnntschli, a a. O., S. 126 — 150. — Eine auch für die 
völkerrechtliche Behandlung des Gegenstandes mustergiltige Darstellung des deut- 
schen Gesandtschaftsrechtes gibt Zorn in Hirth's Annalen von 1882, S. 81 — 126, 
und im Staatsrechte, IL S. 438 — 467. 

2) Ueber »Begriff und Quellen des Gesandtschaf tsrechtes c vergl. namentlich 
die der herrschenden Meinung wesentlich entgegengesetzten Ausführungen Zorn's 
in Hirth's Annalen von 1882, S. 82 u. f., und im Staatsrechte, IL S. 438 u. f. 

•'*) Vergl. Kaltenborn's Art. »Gesandte, Gesandtschaftsrecht« in B 1 u n t s c h 1 i's 
Staatswörterbuch, IV. S. 232 u. f. 
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nahmepflicht, d. h. jeder Staat entscheidet auf Grund seiner 
Souveränetät in voller Dispositionsfreiheit darüber, ob er Ge- 
sandte absenden und annehmen will oder nichts) 

Insbesondere die Annahme fremder Gesandten bedeutet 
keine rechtliche, sondern nur eine moralisch-politische Verpflich- 
tung, obwohl minder civilisirten Staaten gegenüber mitunter die 
moralisch-politische Pflicht auch rechtlich, resp. vertragsmässig, 
fixirt wird.^) 

§ 80. 
Das Gesandtschaftsrecht ist ein Ausfluss der Souveränetät 
und wird bei Aufzählung der Hoheitsrechte des Staates gewöhn- 
lich unter den Specialbegriff" der Repräsentationshoheit subsu- 
mirt. Nur souveräne Staaten können daher das Gesandtschafts- 
recht besitzen. Die Verschiedenheit der Staatsform erscheint 
hiebei als irrelevant.^) 



*) Vergl. zwar Bluntschli, a. a. O., S. 127; siehe dagegen aber Zorn 
in Hirth's Annalen von 1882, S. 86, und im Staatsrechte, II. S. 441 — 442. — 
Richtig bemerkt Wheaton (Droit international, IL S. 189): »Aucun ^tat n'est 
strictement parM oblige par le droit positiv des nations d'envoyer ou de recevoir 
des ministres pnblics quoique Tusage et la politesse des nations semblent avoir 
etabli k cet ^gard une sorte de devoir r^ciproque.« 

*) Vergl. die deutschen Handelsverträge mit Japan vom 20. Februar 1869 
(Art. 2) und mit Persien vom ii. Juni 1873 (Art. 2). 

ß) So erklärt Calvo (a. a. O., I. S. 468): »Le droit de Mgation ^tant 
inhärent k celui de souverain^te on comprend qu'il ne puisse etre exerc^ par un 
Etat dependant ou misouverain qu'autant qu'il y est specialement autorise par l'Etat 
ou les Etats dont il rel^ve.c — In gleichem Sinne bemerkt Martens-Geff- 
cken (a. a. O., S. 34 — 35): »Le droit d'envoyer et de recevoir des ministres 
publics n'apartient qu'ä la souverainete ; les etats inddpendants seuls ont donc le 
droit de l^gation actif et passif et les ^tats misouverains ne l'ont qu'autant que la 
puissance sou veraine dont ils dependent les y autorise ; les corporations et les 
particuli^rs peuvent entretenir des agents h l'^tranger, mais quelque Eminent que 
soit leur rang ou leur condition, ils ne peuvent jamais donner h, ces employ^s 
un caract^re public et ils .sont repr^sentes h Tetranger par le mihistre du souve- 
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Personen und Körperschaften, welche rechtlich einem Unter- 
thanen- Verhältnisse angehören, kann nach Massgabe des gekenn- 
zeichneten Princips das Gesandtschaftsrecht nicht zustehen: das 
staatliche Gesandtschaftsrecht wird jedoch unter Umständen ein- 
zelnen Personen und Körperschaften zur Ausübung delegirt.') 
Insbesondere haben daher auch entthronte Fürsten an sich kein 
Gesandtschaftsrecht, obwohl denselben bisweilen ein solches 
zugestanden wird, sei es aus Courtoisie, sei es in Nichtanerken- 
nung der Rechtsbeständigkeit der Entthronung.^) Dem Papste 
ist durch Artikel ii des sogenannten »Garantiegesetzes« vom 
13. Mai 1871 das active und passive Gesandtschaftsrecht zuer- 
kannt, resp. vorbehalten; u. z. gelten für die päpstlichen oder 
beim Papste beglaubigten Gesandten alle Rechtssätze, welche 
für die italienischen oder am italienischen Hofe beglaubigten 
Gesandten bestehen.^) 

Die sogenannten »halbsouveränen« Staaten haben an sich 
kein Gesandtschaftsrecht. Die Ausübung dieses Rechtes kann 
denselben allerdings von Seiten des Souzeräns concedirt werden. 
Ohne eine solche ausdrückliche Concession erfolgt jedoch die 
diplomatische Vertretung der halbsouveränen Staaten durch den 
Souzerän. '^^) 



rain dont ils rel^vent.« — Vergl. namentlich Zorn in Hirt li 's Annalen von 
1882, S. 88 u. f., und im Staatsrechte, II. S. 442 u. f. 

') Eine derartige Delegation erfolgt z. B. noch heute im Kriege bezüglich 
der Führer selbstständig operirender Heereskörper. Vergl. Zorn in Hirlh's 
Annalen von 1882, S. 89, und im Staatsrechte, II. S. 442 — 443. — Aehnlicher 
Art sind die Fälle, in welchen Gesandte von den englischen Regierungen in Ost- 
indien und Australien oder von der niederländischen Colonialregierung in Ostasien 
versendet werden. — Immer handelt es sich hiebei nicht um ein eigenes, sondern 
um ein jure delegato ausgeübtes Recht. 

®) Siehe Zorn in Hirth's Annalen von 1882, S. 89. Vergl. dagegen 
Kaltenborn, a. a. O., S. 233. 

0) Vergl. oben S. 112. 
^0) Vergl. oben S. 40 — 41. — Siehe insbesondere Zorn in Hjrth's An' 
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§ 8i. 

Im Falle der Personalunion verbleibt principiell jedem 
der unirten Staaten wie seine Souveränetät, so auch das Ge- 
sandtschaftsrecht, obwohl des letzteren thatsächliche Ausübung 
durch den «bleichen Vertreter beschlossen werden kann. Der 
Fall der sogenannten »Realunion« kommt hiebei gar nicht 
in Betracht, weil diese Art der Staatenverbindung der begriff- 
lichen Unterlage entbehrt. Im Staatenbunde verbleibt mit der 
Souveränetät auch das Gesandtschaftsrecht bei den einzelnen 
Bundesgliedern. ^ ') 

Im Bundesstaate wird das Gesandtschaftsrecht mit der 
Souveränetät von den Bundesgliedern auf die Centralgewdlt 
übertragen. In der Regel hat daher auch — wie z. B. in 
der Schweiz und in der nordamerikanischen Union — aus- 
schliesslich die Centralgewalt das Gesandtschaftsrecht. Wenn 
jedoch ausnahmsweise — wie z. B. im Deutschen Reiche — 
neben dem Gesandtschaftsrechte der Centralgewalt durch be- 
sondere Verträge ein einzelstaatliches Gesandtschaftsrecht aner- 
kannt wird, so ist wenigstens Anknüpfung und Abbruch des 
diplomatischen Verkehres für die Einzelstaaten durch die Mass- 
nahmen der Centralgewalt bedingt und überhaupt die Ausübung 
des einzelstaatlichen Gesandtschaftsrechtes der Controle der 
Centralgewalt grundsätzlich unterworfen. ^^) 

Im Falle der revolutionären Zerspaltung eines Staates 



nalen von 1882, S. 89, und im Staatsrechte, II. S. 443. — Treffend bezeichnet 
Zorn die Halbsouveränetät als einen 9Juristisch unmöglichen Verlegenheitsbegriff, 
wie die unter diese Kategorie subsumirten Staaten politische Verlegenheitsgebilde 
der Weltgeschichte sind, welche die staatsrechtliche Entwicklung stets in kurzer 
Frist ausscheidet.« 

") Vergl. oben S. 37 u. f. 

") Siehe die scharfsinnigen Auseinandersetzungen Zorn 's in Hirth's 
Annalen von 1882, S. 90 — 91, und im Staatsrechte, II. S. 443. 
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in eine Mehrheit von Theilen verbleibt das Gesandtschafts- 
recht bei der alten legitimen Staatsgewalt für die Dauer ihrer 
Existenz. •*'') 



'3) »Alles Uebrige entzieht sich in solchem Falle der juristischen Formuli- 
rung.« Siehe Zorn in Hirth's Annalen von 1882, S. 92, und im Staatsrechte, 
II. S. 446. 
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Zweites Kapitel. 
Pie Organisaüoii des diplomatischeii Dienstes.!) 



/. Die Ernennung der Gesandten!^) 

§ 82. 
Die Ausübung des Gesandtschaftsrechtes steht grundsätz- 
lich dem Träger der Souveränetät zu. Hienach ist zur Ausübung 
des frao^lichen Rechtes berufen: i. in der Monarchie der Mo- 
narch; 2. in der Republik das Volk, resp. das vom Volke zur 
Ausübung der Souveränetätsrechte eingesetzte Organ; 3. im 
monarchischen Ikmdesstaate die Corporation der Monarchen, 
resp. das diese Monarchen vertretende Organ. In Abweichung 
von diesem principiellen Standpunkte hat im Deutschen Reiche 
nach positiver Verfassungsvorschrift nicht etwa der Bundesrath, 
sondern der Kaiser das Gesandtschaftsrecht auszuüben.^) 

^) Wir unterscheiden in Ansehung der Organisation des diplomatischen 
Dienstes: i. die Ernennung der Gesandten; 2. die Hierarchie des diplomatischen 
Dienstes oder die Classen und Arten der Gesandten; 3. Beginn und Beendigung 
der diplomatischen Sendung. — Ueber das Verhältniss der Gesandten zum Mini- 
sterium des Auswärtigen, sowie über die Bedeutung des diplomatischen Corps 
verbreiten wir uns im Zusammenhange mit der Lehre von den Functionen der 
Gesandten. Unter den wenigen Monographieen, welche sich mit der Reform der 
Organisation des diplomatischen Dienstes beschäftigen, sind namentlich hervor- 
zuheben : E. de Valbezen, Observations sur notre Organisation diplomatique 
(Paris 1842), und A. v. Leutrum, Beiträge zur Gestaltung einer deutschen 
Diplomatie (Wien 1848). 

') Da die Ernennung der Gesandten ein Act. der Ausübung des Gesandt- 
schaftsrechtes im Allgemeinen ist, so muss zunäclist die Person festgestellt werden, 
welcher die Ausübung des Gesandtschaftsrechtes in der Monarchie, in der Re- 
publik und im monarchischen Bundesstaate zukommt. 

3) Siehe insbesondere die gründliche und klare Darlegung des Sach- und 
Rechtsverhaltes bei Zorn in Hirth's Annalen von 1882, S. 92 u. f!, und im 
Staatsrechte, IL S. 447 u. f. 
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Im Falle einer Regentschaft geht die Ausübimg des Ge- 
sandtschafts- wie eines jeden anderen Souveränetätsrechtes an 
den Regenten über.*) 

Die zur Ausübung des Gesandtschaftsrechtes berufene Per- 
son hat insbesondere das nächstliegende Recht der Ernennung 
der Gesandten.') 

§ 83. 

Ueber die Voraussetzungen für die Bekleidung eines diplo- 
matischen Amtes entscheidet zunächst das Staatsrecht eines 
jeden Landes in den Bestimmungen über den Staatsdienst. Hie- 
nach darf für die Gegenwart insbesondere die Frage, ob eine 
Frau als diplomatische Person fungiren könne, als eine müssige 
Schulfrage abgefertigt werden. Ein bestimmter Stand, z. B. der 
Adelsstand, ist im modernen Staate auch für die höchsten Rang- 
classen der Gesandten so wenig mehr wie für die übrigen ober- 
sten Staatsämter ein rechtliches Erforderniss.**) 



*) Die Frage nach der Rechtsstellung des Regenten oder Reichsverwesers 
und insbesondere nach dem rechtlichen Unterschiede des »Stellvertreters« vom 
Regenten ist im Uebrigen eine wesentlich staatsrechtliche PVage. In der Monar- 
chie bedeutet der Fall der Regentschaft offenbar eine unvollkommene Art der 
Thronfolge. Vergl. z. B. v. Gerber, a. a. O., S. 104 u. f. 

*) Das Staatsrecht hat im Einzelnen darzulegen, inwieferne die Ernennung 
der Gesandten und die Ausübung des Gesandtschaftsrechtes überhaupt die Be- 
fugniss des Staatsoberhauptes sei und inwieweit "der betreffende Minister die 
Verantwortlichkeit für einschlagende Begehungen und Unterlassungen zu über- 
nehmen habe. Vergl. v. Mohl, Geschichte und Literatur der Staatswissenschaften, 
I. S. 416. 

^') ^^rgl. über die »Modalitäten der Ernennung« Heffter, a. a. O., 
S. 429 — 431. — Das Hauptbeispiel einer weiblichen Diplomatin ist die Sen- 
dung der Marschallin de Guebriant, welche 164O französische ambassadrice 
extraordinaire bei dem Könige Wladislaw IV. von Polen war; der berühmte 
französische Unterhändler Chevalier d'Eon de Beaumont (gest. 21. Mai 1808) 
wurde fälschlich für ein Frauenzimmer gehalten. Siehe Kaltenborn, a. a. O., 
S. 233 — 234. — Ein Botschafter aus bürgerlicher Familie hat genau dasselbe 
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Nach internationalem Gewohnheitsrechte braucht jeder Staat 
von fremden Staaten nur solche Gesandte anzunehmen, welche 
ihm genehm sind. Der Absendestaat ist daher zu vorgängiger 
Anfrage bei dem zu besendenden Staate über die Genehmheit 
der Person eines Gesandten rechtlich verpflichtet. Der befragte 
Staat kann die Annahme der ihm bezeichneten Person ohne 
Angabe von Gründen ablehnen.') 

Die Frage, ob ein Gesandter Unterthan des Empfangs- 
staates sein könne, ist für manche Staaten — z. B. Frankreich, 
Schweden und die Niederlande — durch positive Rechtsnormen 
in verneinendem Sinne entschieden. Für Staaten, in welchen 
solche positive Rechtsnormen nicht bestehen, muss die Frage 
in bejahendem Sinne beantwortet werden. Im Uebrigen kann 
auch in Ermanglung eines positiven Verbotes des fraglichen in- 
compatiblen Verhältnisses jeder Staat den factischen Ausschluss 
seiner Unterthanen von der Bekleidung eines gesandtschaftlichen 
Amtes bei ihm selbst durch Ablehnung der betreftenden Per- 
sönlichkeit erreichen.^) 

Recht, wie ein Botschafter von fürstlicher Abkunft : denn er repräsentirt in beiden 
Fällen nicht seine persönliche und Standeswitrde, sondern den Staat. Siehe 
Blun^chli, a. a. O., S. 127. 

') Vergl. Heffter, a. a. O., S. 418 — ^419, und Bluntschli, a. a. O., 
S, 127—128, sowie insbesondere Zorn in H i r t h 's Annalen von 1882, 
S. 100 — loi, und im Staatsrechte, II. S. 453 — 454. — Schon Grotius erklärt: 
»Non onmes admitti praecipit gentium jus, sed vetit sine causa rejici. Causa esse 
potest eo qui mittit, ex eo qui mittitur, ex eo ob quod mittilur.« — Als selbst- 
verständlich erscheint insbesondere, dass kein Staat verpflichtet ist, Gesandte an- 
zunehmen, deren Vollmachten mit den Rechten und der Verfassung des eigenen 
Landes in Widerspruch stehen, z. B. päpstliche Legaten oder Nuntien mit den 
ihnen nach den Kirchengesetzen von selbst zustehenden oder ausdrücklich ertheil- 
ten exorbitanten Vollmachten, deren Ausübung mit der Souveränetät oder mit 
der kirchlichen Verfassung des besendeten Staates collidirt: es kann vielmehr in 
solchem Falle die Auflegung einer beschränkten Vollmacht verlangt werden. 
Siehe Kaltenborn, a. a. O., S. 234. 

«) Vergl. Heffter, a. a. O., S. 418, und Hluntschli, a. a. O., S. 128. — 
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§ «4. 

Ueber die Rangclasse, welcher die Gesandten eines Staates 
angehören sollen, entscheidet lediglich der Wille des Absende- 
staates. ^) 

In der Regel schickt man jedoch einander nur Gesandte 
derjenigen Rangclasse zu, welche man von dem anderen Theile 
zu empfangen gewohnt istJ^) 

Mächte mit königlichen Ehren schicken an Staaten gerin- 
geren Ranges niemals Gesandte erster Classe oder Botschafter. 
Derartige Staaten geringeren Ranges pflegen auch ihrerseits keine 
Gesandten ersten Ranges abzuschicken. Im Uebrigen kann der 
Satz, dass die Entsendung von Botschaftern nur eine Befugniss 
der Staaten mit königlichen Ehren darstelle, keinesfalls als 
Rechtssatz anerkannt werden.") 

//. Die Hierarchie des diplomatischen Dienstes.^) 

§85- 
Einen unständigen diplomatischen Verkehr kennt schon 
das Alterthum. Dieser diplomatische Verkehr vermochte sich 
jedoch aus bekannten Gründen nicht zu einer ordentlichen 



Man scheut, sagt Bluntschli, den Conflict zwischen den Rechten des Gesandten 
auf Unabhängigkeit zu Ehren des Staates, den er repräsentirt, und den Pflichten 
gegen den Staat, dem er als Unterthan zugehört. — Siehe insbesondere Zorn in 
Hirth's Annalen von 1882, S. loi. Deutsche Staatsangehörige sind von der 
Uebernahme diplomatischer Aemter eines anderen Staates beim Reiche nicht aus- 
geschlossen, da ein positives Verbot nicht besteht und nicht präsumirt werden 
darf. Siehe Zorn, Staatsrecht, II. S. 454. 

») Vergl. Heffter, a. a. O., S. 430. 

10) Vergl. Kaltenborn, a. a, O., S. 240. 

»') Vergl. Heffter, a. a. O., S. 430, und Bluntschli, a. a. O., S, 130, 

sowie Zorn in Hirth's Annalen von 1882, S. 98, und im Staatsrechte, II. S. 451. 

^) Siehe im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 428 u. f., und 

Bluntschli, a. a. O., S. 129 u. f. — Vergl. auch Kaltenborn in 
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Staatsinstitution auszugestalten. GleicKwoHl begegnen wir schon 
in der altrömischen Geschichte einem Gesandtschaftsrechte in 
Gestalt des jus fetiale und die justinianische Gesetzgebung hat 
auch das Gesandtschaftsrecht des römischen Kaiserreiches co- 
dificirt.*-^) 

Die Päpste unterhielten bereits im frühen Mittelalter am 
constantinopolitanischen und fränkischen Hofe bleibende Apo- 
crisiarier oder Responsales und etwas später beständige Legaten 
in Deutschland, Frankreich und England. Auch fing bereits 
Ludwig XL von Frankreich {1461^ — 14^3) an, stehende Gesandt- 
schaften an den Höfen von England und Burgund zu unter- 
halten. Andere weltliche Fürsten ahmten jedoch dieses Beispiel 
nur langsam nach, wenn auch allerdings im 1 6. Jahrhunderte mit 
der Entfaltung der neueren Geheimpolitik und z^igleich mit den 
stehenden Heeren das System der stehenden Gesandtschaften 
zum Zwecke gegenseitiger Beaufsichtigung und zur dauernden 
Erhaltung eines guten Einvernehmens, sowie zur F'örderung 
internationaler Interessen sich mehr und mehr entwickelte.^) 

Zur Regel wurden ständige Einrichtungen für den diplo- 
matischen Verkehr erst seit dem westphälischen Frieden von 
1648: »C'est depuis la paix de Westphalie et celle d'Utrecht et 
plus encore ä dater du ministere du cardinal de Richelieu que 
TEurope se trouv.a sous l'influence dune foule d agents diploma- 
tiques mis en action perpetuelle par la politique remuante de 
ce ministre et cet ordre de choses s'etant ddveloppe de plus 



Bluntschli's Staatswörterbuch, IV. S. 234 u. f., und Wurm, Ueber den 
Rang diplomatischer Agenten (in der Tübinger Zeitschrift für Staatswissenschaft 
von 1854, 11. 3 und 4). — Siehe insbesondere Zorn in Hirth's Annalen von 
1882, S. 95 — 99, und im Staatsrechte, II. S. 450 — 453. 

2) Vergl. Weiske, Considerations sur les Ambassadeurs des Romains, 
compares avec les modernes, Zwickau 1834. 

3) Vergl. die gedrängte, jedoch treffliche Darstellung von Kaltenborn, 
a. a. O., S. 230 u. f. 
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en plus les nations se trouvent aujourd'hui sous la surveillance 
constante et active de la diplomatie«.*) 

§ 86. 

Behufs Erledigung vielfältiger Controversen über den Rang 
der diplomatischen Amtsträger einigten sich Oesterreich, Preussen, 
Frankreich, Spanien, England, Portugal, Russland und Schweden 
bei Anlass des Wiener Congresses über einen Staatsvertrag d. d. 
19. März 1815,^) der später auf dem Aachener Congresse seine 
Ergänzung fand durch einen zwischen Preussen, Oesterreich, 
Frankreich, England und Russland abgeschlossenen Staatsvertrag 
vom 21, November 1818:^) diese beiden Staatsverträge wurden 
allgemein angenommen, dergestalt, dass gegenwärtig auf ihnen 
durchwegs die Organisation und Hierarchie des diplomatischen 
Dienstes beruht.') 

Das sogenannte diplomatische Rangreglement vom 19. März 
181 5 unterscheidet drei Classen der Gesandten, nämlich: 

1. die Botschafter (ambassadeurs), Legaten und Nuntien; 

2. die Gesandten im engeren Sinne (envoyes) oder die be- 
vollmächtigten Minister ; 

3. die Geschäftsträger (charg^s d'affaires).^) 



^) Vergl. Martens-Geffcken, a. a. O., § l. 

*) Vergl. Annexe XVII ä Tacte du congr^s de Vienac. Reglement sur le 
rang entre les agents diplomatiques. 

6) Vergl. Meyer, Corp. Jur. Confoed. Germ., I. S. 285. 

') Vergl. Kaltenborn, a. a. O., S. 239, sowie Zorn in Hirth's 
Annalen von 1882, S. 95, und im Staatsrechte, II. S. 450. 

8) Art. I des auf dem Wiener Congresse von den acht Mächten unter- 
zeichneten Protokolles erklärt: »Les employes diplomatiques sont partag^s en 
trois classes ; 

Celle des ambassadeurs, legates ou nonces, 

Celle des envoyes ministres ou autres accr^dites aupr^s des souverains, 

Celle des chargds ^'j^flf^ires j^ggr^dit^s g,upr^s des ntinistres gharg^s de^ 
affaires ^trang^res.^ 
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Auf dem Aachener Congresse wurde durch die fünf Gross- 
mächte festgesetzt, dass die Minister-Residenten (Ministres re- 
sidens) eine Mittelciasse zwischen der zweiten und dritten Ciassc 
des Wiener Reglements bilden sollen, so dass also nun vier 
Classen von Gesandten existiren.'*) 

§ 87. 

Die Botschafter nehmen den obersten Rang unter den 
weltlich«! Gesandten ein: sie werden von Souverän zu Souverän 
beglaubigt, gelten als die persönlichen Stellvertreter ihrer Sou- 
veräne und erfreuen sich in Folge dieses sogenannten Reprä- 
scntativcharakters eines besonders reich entwickelten Ehren- 
ceremonielsJ*^) Den Legaten und Nuntien des Papstes wird nach 
altem Herkommen der Vorrang vor allen weltlichen Gesandten 
eingeräumt; und das Wiener Reglement enthält die ausdrück- 
liche Bestimmung, dass hinsichtlich der päpstlichen Gesandten 
keine Neuerung eingeführt werden solle.") Dass an dem Vor- 
range der Legaten und Nuntien vor allen weltlichen Gesandten 
durch den Untergang des Kirchenstaates Nichts geändert worden 
ist, wird von allen Autoritäten des Völkerrechtes einstimmig an- 
erkannt. *^) 



*) Das rrotükoU des Aachener Congresses der fünf Grossmächte erklärt : 
»II est arrete entre Ics cinq cours qiie les ministres r^sidens accredites anpres 
d'clles formeront par rapport h leur rang une classe interm^diaire entre les mini- 
stres du second ordre et les charges d'affaires.« 

><') Vergl. Protokoll des Wiener Congresses vom 19. März 18 15, Art. 2: 
»Les ambassadeurs, l^gates ou nonces ont seuls le caract^re representatif.« Zorn 
bezeichnet (Staatsrecht, II. S. 451) den sogenannten Repräsentativcharakter als 
einen juristisch »werthlosen Begriff«. 

»') Zu Legaten (a oder de latere [seil, papae]) werden nur Cardinäle ver- 
wendet, während die Nuntien nicht Cardinäle sind. Päpstliche I^egaten^ als ausser- 
ordentliche unständige Gesandte kommen schon im Mittelalter vor. Gegenwärtig 
bilden die ständigen Nuntien die regelmässigen Organe des päpstlichen Gesandt- 

9* 
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Die Gesandten der zweiten Ciasse, d. h. die Gesandten im 
engsten Sinne oder die bevollmächtigten Minister, werden gleich- 
falls von Souverän zu Souverän beglaubigt, können aber in Ent- 
behrung des sogenannten Repräsentativcharakters nur geringere 
Ehrenrechte in Anspruch nehmen. Diese zweite Classe der 
Gesandten schlechtweg bildet die eigentliche »Haupt- und 
Regelclasse«. Auch die Internuntien gehören in die fragliche 
Classe.'^) 

Auch die Minister-Residenten werden von Souverän zu 
Souverän beglaubigt.'*) Dagegen erfolgt bei den Geschäfts- 
trägem, welche die letzte Rangclasse selbstständiger diplomati- 
scher Amtsträger bilden, eine Beglaubigung nur von und bei 
den Ministern des Auswärtigen.'*) Für die Rangstufe der Ge- 
schäftsträger ist es unerheblich, wenn ihnen der Titel »Minister« 
beigelegt wird.'*) 



schaftsrechtes. — Preussen, Russland und England haben den Vorrang der Nun- 
tien nie anerkannt. — Ueber die staatsrechtlich bedenkliche Zwitterstellung der 
Nuntien, welche zugleich diplomatische Amtsträger und Beamte der Congregatio 
de Propaganda fide sind, vergl. Zorn inHirth's Annalen von 1882, S. 97, 
und die daselbst verzeichnete Literatur, In England ist die Zulassung eines 
Nuntius gesetzlich verboten. In der Schweiz wurde die Nuntiatur von Staats- 
wegen aufgehoben. 

«) yergl. z. B. Bluntschli, a. a. O., S. 130, und Holtzendorff, 
Jahrbuch, IV. S. 310, sowie Zorn in Hirth's Annalen von 1882, S. 97. 

13) Ueber die päpstlichen Internuntien, sowie über die Veranlassung zur 
Bestellung eines österreichischen Internuntius in Constantinopel (seit Leopold I., 
1678) vergl. Kaltenborn, a. a. O., S. 236. j 

") Ueber die Stellung der Minister-Residenten vergl. namentlich Wurm, 
a. a. O., S. 558. 

**) Manche Publicisten rechnen in die Classe der blossen Geschäftsträger 
auch die mit diplomatischen Functionen beauftragten Consuln. Vergl. z. B. 
Heffter, a. a. O., S. 429. Siehe hierüber unsere Auseinandersetzungen in der 
Darstellung des Consularwesens. 

'ß) Vergl. Heffter, a. a. O., S. 429, und Bluntschli, a. a. O., S. 131, 
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III. Beginn und Beendigung der diplomatischen Sendung.^) 

§ 88. 

Den formellen Rechtstitel für den Gesandten bildet neben 
der Bestallungsurkunde das Beglaubigungsschreiben oder das 
Creditiv, worin über Person und Amtsauftrag des Gesandten 
von Staat zu Staat die officielle Mittheilung gemacht wird. Ueber 
Form und Inhalt des Beglaubigungsschreibens bestehen im 
Uebrigen keinerlei bestimmte Rechtssätze allgemeiner Art. Die 
Ueberreichung des Beglaubigungsschreibens erfolgt bei den drei 
oberen Rangclassen bei dem Staatsoberhaupte selbst u. z. bei 
den Botschaftern unter besonders feierlichen Formen. 2) 

Durch die Annahme des Beglaubigungsschreibens gelangt 
die Zulassung des Gesandten zur amtlichen Thätigkeit zum for- 
mellen Ausdrucke : mit der Annahme des Beglaubigungsschreibens 
beginnt demgemäss juristisch das Amt des Gesandten im Em- 
pfangsstaate. ^) 

Der Rang des Gesandten innerhalb des diplomatischen 
Corps richtet sich für jede Classe gemäss dem Wiener Rang- 
reglement nach dem Datum der Anzeige der Ankunft;*) die 

») Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 431 — 432 und S. 451 — 456, 
sowie Bluntschli, a. a. O., S. 133 — 135 und S. 146 — 150. — Siehe insbe- 
sondere Zorn in Hirth's Annalen von 1882, S. 10 1 — 104, und im Staatsrechte, 
II. S. 454 — 457. — Vergl. auch Kaltenborn, a. a. O., S. 244 — 246. 

») Vergl. Heffter, a. a. O, S. 431, und Bluntschli, a. a. O., 
S. 133 — 134. — Vor Ueberreichung des Creditives erfolgt die Notification der 
Ankupft des Gesandten bei dem Ministerium des Auswärtigen und zwar unter 
gleichzeitiger Mittheilung einer Abschrift des Creditives. — Ueber die ander- 
weitigen »Papiere der Gesandten c und zwar insbesondere über die Pässe und 
die »Nebenausrüstung« der »chiifre chiffrant et d^chiffrant« und der »chiffre 
banal« vergl. Kaltenborn, a. a. O., S. 244. 

3) Siehe insbesondere Zorn in Hirth's Annalen von 1882, S. 87 und 
S. 102, und im Staatsrechte, II. S. 441 und 455. 

*) Siehe Protokoll vom 19. März 18 15, Art. 4: »Les employ^s diploma* 
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mit dem Amte des Gesandten verbundenen Privilegien beginnen 
jedoch nach internationalem Gewohnheitsrechte bereits mit dem 
Eintritte in die Grenzen des über die Ankunft des Gesandten 
amtlich verständigten Empfangsstaates.^) 

§ 89. 

Darf von den unständigen Gesandtschaften, welche mit 
Ablauf der etwa vorbestimmten Zeit oder mit Erledigung des 
besonderen Geschäftes aufhören, an diesem Orte abgesehen 
werden, so erlischt der Amtsauftrag eines Gesandten zunächst 
durch den Wegfall eines der beiden Titel, auf welchen derselbe 
beruht, d. h. durch Abberufung des Gesandten von Seiten des 
Absendestaates oder durch Wegweisung des Gesandten von 
Seiten des Empfangsstaates/*) 

Die Abberufung des Gesandten von Seiten des Absende- 
staates erfolgt durch ein förmliches Abberufungsschreiben (lettre 
de rappel), welches die Form des Creditives hat und von dem 
Gesandten in einer hiezu bewilligten Audienz übergeben wird, 
wogegen er ein Recreditiv (lettre de recreance), d. h. ein Ant- 
wortschreiben auf das Rappelschreiben empfangt^) 

Die Wegweisung eines Gesandten von Seiten des Empfangs- 
staates hat in der Regel politische Conflicte unter den Staaten 
zur Voraussetzung und erfolgt gewöhnlich in Form der Zu- 



tiques prendront rang entre eux dans chaqiie classe d'apr^s la date de la notifi- 
cation officielle de leur arrivde.« 

») Vergl. Heffter, a. a. O., S. 431, und Bluntschli, a. a. O., S. 141, 
sowie Zorn in Hirt h 's Annalen von 1882, S. 102, und im Staatsrechte, II. S. 455. 

ß) Die Abberufung durch den Absendestaat ist die regelmässige Art der 
Beendigung der diplomatischen Sendung. Vergl. Bluntschli, a. a. O., S. 146. 

") Ist der Gesandte bei dem Souverän persönlich beglaubigt, so pflegt 
eine dem feierlichen Empfange entsprechende feierliche Verabschiedung des Ge- 
sandten stattzufinden. Vergl. Heffter, a. a. O., S. 455, und Bluntschli, 
a. a. O., S. 149. 
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Stellung der Pässe, worin die Aufforderung liegt, das Staatsgebiet 
zu verlassen.^) 

§ 90. 
In Monarchieen ist mit dem Ausscheiden eines der bethei- 
ligten Souveräne — gleichviel ob durch Tod oder durch Ab- 
dankung — der Rechtstitel fiir die Gesandten der drei oberen 
Rangclassen erloschen und eine neue Beglaubigung erforderlich, 
weil bei den Gesandten der drei oberen Rangclassen nach der 
positiven Vorschrift des Wiener Reglements die Beglaubigung 
stets persönlich von Souverän zu Souverän erfolgen muss. 
Anders verhält sich die Sache in den Republiken, d. h. der Tod 

oder der Rücktritt eines Präsidenten macht keine Neubeglaubigung 

» 

nothwendig. Eine Aenderung in der Person des Ministers des 
Auswärtigen alterirt die Fortdauer des Creditives auch dann 
nicht, wenn letzteres — wie im Falle der Geschäftsträger — 
nur an das Ministerium gerichtet war.^) 



*) Sehr treffend erklärt Zorn (in Hirth's Annalen von 1882, S. 103): 
Einseitig vom Empfangsstaate kann dem Gesandten der Rechtstitel des Amtes 
entzogen und damit juristisch eine Erledigung des Amtes bewirkt werden durch 
die Erklärung des Abbruches der diplomatischen Beziehungen, — durch die Auf- 
forderung, das Staatsgebiet zu verlassen, — durch gewaltsame Entfernung aus 
demselben : ob in derartigen Massnahmen eine Beendigung oder nur eine Sus- 
pension des Amtes zu finden sei, ist lediglich quaestio facti im gegebenen Falle. 
Siehe auch Zorn, Staatsrecht, II. S. 456. — Unter allen Umständen hat der 
Empfangsstaat die Pflicht, die Unverletzbarkeit des scheidenden Gesandten bei 
Verlassung des Staatsgebietes zu wahren. — Vergl. auch Heffter, a. a. O., 
S. 451 und S. 453, und Bluntschli, a. a. O., S. 148 und S. 149 — 150. 

**) Vergl. zwar Bluntschli, a. a. O., S. 146 — 148. — Siehe dagegen 
aber Zorn in Hirth's Annalen von 1882, S. 103, und im Staatsrechte, II. 
S. 456 — 457. — Heffter unterscheidet zwischen Beendigung und Suspension 
der diplomatischen Functionen und lasst »durch den Tod oder sonstigen Regie- 
rungsrücktritt des constituirenden Souveräns oder Desjenigen , an welchen die 
Mission in Staatsangelegenheiten erfolgt ist«, eine »blosse Unterbrechung der 
Functionen und des davon a}3hängigen ofticiellen Charakters« eintreten. Mit Recht 
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Die Erhebung einer Gesandtschaft auf eine höhere Rang- 
stufe bedeutet auch in dem Falle, wo der Gesandte verbleibt, 
die Creirung eines neuen Amtes und macht demgemäss auch 
eine neue Beglaubigung erforderlich.^^) 

Selbstverständliche Beendigungsgründe der amtlichen Stel- 
lung der Gesandten sind die Aufhebung des Amtes und der 
Tod des Gesandten.") 



bemerkt jedoch hiezu Geffcken (a. a. O., S. 452 — 453): »Die Unterscheidung 
von Beendigung und Suspension scheint nicht glücklich. Gewiss können die diplo- 
matischen Functionen thatsächlich suspendirt sein: allein, so lange die Mission 
nicht formell beendet ist, kann der Titular jederzeit seine Thätigkeit wieder auf- 
nehmen und seine Privilegien beanspruchen. Bei Tod der respectiven Souveräne 
tritt gerade keine Suspension der Functionen ein, sondern dieselben gehen fort 
in Erwartung der neuen Beglaubigung.« 

»0) Vergl. Martens- Geffcken, a. a. O., S. 188, und Bluntschli, 
a. a. O., S. 148, sowie Zorn in Hirth's Annalen von 1882, S. 103, und im 
Staatsrechte, II. S. 457. 

**) Im Falle des Todes eines Gesandten darf nach internationalem Her- 
kommen, welches die Kraft von Gewohnheitsrecht gewonnen hat, der Empfangs- 
staat sich in keiner Weise, ausser im äussersten Nothfalle, in die Regulirung des 
amtlichen wie persönlichen Nachlasses mischen. Der Absendestaat kann vielmehr 
zu diesem Zwecke einen besonderen Commissär entsenden. Geschieht dies nicht, 
so ist der erste Beamte der Gesandtschaft hiefür competent : in Ermanglung eines 
solchen darf die Regulirung durch den Chef oder einen Beamten einer anderen 
Gesandtschaft erfolgen. Siehe Zorn in H i r t h *s Annalen von 1882, S. 102 — 103. 
Vergl. auch Heffter, a. a. O., S. 454, und Bluntschli, a. a. O., S. 150. 
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Drittes Kapitel. 
Das diplomatische AmtJ) 



/. Die Rechtsstellung der Gesandten!') 

§ 91. 

Nach uraltem internationalem Herkommen sind die Ge- 
sandten »unverletzlich« und haben das Recht der Exterrito- 
rialität. 3) 

Der Satz von der »Unverletzlichkeit« der Gesandten hat 
jedoch seine ehemalige Bedeutung verloren, weil in den civili- 
sirten Staaten der Gegenwart Jedermann »unverletzlich« ist. 
Eine moderne Ausprägung des alten Satzes, dass die Person 
des Gesandten »sainte, sacr6e et inviolable« sei, mag etwa darin 
gefunden werden, dass in den meisten Staaten die Gesandten 
sich eines erhöhten strafrechtlichen Schutzes gegen Beleidigun- 
gen erfreuen, obwohl auch hiebei die Bestrafung vom Antrage 
des Beleidigten abhängt. Gegen Handlungen der Nothwehr ist 
ein Gesandter so wenig geschützt, wie eine andere Person; ein 



*) Wir unterscheiden in Ansehung des diplomatischen Amtes: l. die 
Rechtsstellung der Gesandten; 2. das gesandtschaftliche Ehrenceremoniel ; 3. die 
Functionen der Gesandten. 

2) Vergl. über die Rechtsstellung der Gesandten neben den einschlagenden 
Ausführungen in den citirten Special werken über das Gesandtschaftswesen Heff- 
ter, a. a. O., S. 421 u. f. (resp. S. 432 u. f.), und Bluntschli, a. a. O., 
S. 135 u. f., sowie insbesondere Zorn in Hirth's Annalen von 1882, S. 104 
u. f., und im Staatsrechte, II. S. 457 u. f. 

>) Manche Publicisten rechnen die »Unverletzbarkeit« der Gesandten 
in einem' und demselben Werke bald zu und bald nicht zu den »Rechten unter 
der Exterritorialitätsfictionc. Vergl. z. B. Heffter, a. a. O., ^S. 422 — 424 
tind S. 433. 
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Recht der Selbsthilfe hat der Gesandte gleichfalls nicht, soweit 
er sich nicht etwa im Stande der Nothwehr befindet.*) 

Die Exterritorialitätsprivilegien sind begrifflich beschränkt 
auf die Zeitdauer des Amtes und das Gebiet des, Empfangs- 
staates. In ersterer Beziehung wird allerdings, wie schon oben 
(S. 134) hervorgehoben werden musste, eine Erweiterung inso- 
ferne zugestanden, als, bei officieller Ankündigung der Ankunft 
des Gesandten, das Privileg schon vom Uebertritte über die 
Grenze beginnt' und erst beim Austritte aus dem Gebiete endigt. 
Die Beschränkung der Exterritorialitätsprivilegien auf das Gebiet 
des Empfangsstaates unterliegt dagegen keinerlei Modificationen. 
Die einen fremden Staat durchreisenden Gesandten haben da- 
selbst nicht Exterritorialität; und ebensowenig kann die Exter- 
ritorialität gegenüber einem den Empfangsstaat occupirenden 
feindlichen Staate in Anspruch genommen werden.'"') 

§ 92. 
Die Exterritorialität der Gesandten besteht, wie diejenige 
der Staatsoberhäupter, wesentlich in der Exemtion von der 
Gerichtsbarkeit der Gerichte des Empfangsstaates und in einer 
beschränkten Befreiung von den finanziellen Verpflichtungen der 
Unterthanen. Von geringer Bedeutung ist heutzutage das soge- 
nannte » Kapellenrecht c des Gesandten, welches sich staatsrecht- 
lich als eine Exemtion von der Kirchenhoheit des Empfangs- 
staates qualificirt. Bei manchen Publicisten figuriren als »Rechte 



*) Ueber die »Unverletzbarkeit« der Gesandten vergl. Heffter, a. a. O., 
S. 422 — 424 und S. 433—435, uii^ Bluntschli, a. a. O., S. 135 — 136. Siehe 
dagegen die vortrefflichen Ausführungen Zorn 's in Hirth's Annalen von 1882, 
S. 109 — HO, und im Staatsrechte, II. S. 459—460. 

*) Siehe Zorn in Hirth's Annalen Von 1882, S. 119— 120, und im 
Staatsrechte, II. S. 465 — 466. — Vergl. bezüglich des Rechtes der Exterritoriali- 
tät unsere Darstellung auf S. 104 — 108. — Siehe bezüglich der Exterritorialität 
überhaupt Gottschalk, Die Exterritorialität der Gesandten (1878). 
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der Gesandten unter der Exterritorialitätsfiction« auch noch die 
sogenannte » Selbstgerichtsbarkeit c der Gesandten, das soge- 
nannte »Asylrecht« und die sogenannte » Quartierfreiheit «.'^) 

Unter dem sogenannten »Kapellenrecht« versteht man 
die Befugniss der Gesandten, ihren eigenen Gottesdienst in be- 
sonderer Kapelle durch einen zur Gesandtschaft gehörigen 
Prediger abhalten zu lassen, wenn der Gottesdienst der betref- 
fenden Confession im Uebrigen im Empfangsstaate nicht zuge- 
gelassen ist. Dieses »Kapellenrecht« hat für fremde Gesandte 
nur mehr in denjenigen Staaten eine practische Bedeutung, in 
welchen das Princip der Religionsfreiheit noch nicht zum Staats- 
grundgesetze erhoben worden ist. Nach internationalem Her- 
kommen darf sich — eventuell — die gesandtschaftliche Kapelle 
äusserlich nicht als Kirche darstellen, während sich aus der 
rechtlichen Natur des Privileges als einer dem Gesandten und 
seinem Personale gewährten Exemtion ergibt, dass nur die im 
Genüsse der Exterritorialität befindlichen Personen ipso jure 
zur Theilnahme an dem Gottesdienste berechtigt sind.^) 

Eine eigene Gerichtsbarkeit der Gesandten über ihre Fa- 
milie und ihr Personal kann nach internationalen Grundsätzen 
nicht gefordert werden, obwohl ausnahmsweise eine solche Ge- 
richtsbarkeit in manchen orientalischen Staaten den Vertretern 
der fremden Mächte concedirt wird/) Mit der Wohnung des 



«) Vergl. z. B. Heffter, a. a. O., S. 440 (resp. S. 433 11. f.), und 
Kaltenborn, a. a. O., S. 242 — 243. 

') Eine Ausdehnung des Privileges auf andere Staatsangehörige des (Ge- 
sandten oder gar auf Angehörige des Empfangsstaates bedürfte eines ausdrück- 
lichen Rechtstitels von Seiten des Empfangsstaates, da Privilegien engst inter- 
pretirt werden müssen. Siehe Zorn in Hirth's Annalen von 1882, S. 116 — 117 
— Vergl. Heffter, a. a. O., S. 435—436. — Siehe auch Bluntschli, a. a. O., 
S. 138 — 140. 

•) Vergl. Heffter, a. a. O., S. 440—442, und Bluntschli, a. a. O., 
S. 142 u, f. — Siehe insbesondere Zorn in Hirth's Annalen von 1882, S. 119, 
und im Staatsrechte, II. S. 465. — Vergl. auch oben S. 107. 
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Gesandten ist kein Asylrecht verbunden; und ebensowenig kann 
der Gesandte sich auf die Freiheit seiner Equipage berufen, um 
FlüchtUngen durchzuhelfen, welche er in seinen Wagen aufge- 
nommen hat.®) Die sogenannte »Quartierfreiheit« der Gesandten 
(la franchise de l'hotel, jus franchisiae sive franchisiarum), welche 
man in älteren Zeiten (namentlich am päpstlichen Hofe) auf das 
ganze Stadtquartier des Hotels ausdehnte, so dass man dem- 
selben einen gewissen Charakter von Exterritorialität gab, be- 
ruhte ehedem lediglich auf einzelnen Concessionen, die jedoch 
in neuerer Zeit durchwegs zurückgenommen sind. '^) 

§ 93. 
Bezüglich der Exemtion der Gesandten von der Gerichts- 
barkeit des Empfangsstaates gelten im Allgemeinen die bezüg- 
lich der Staatsoberhäupter während ihres Aufenthaltes im frem- 
den Lande geltenden Grundsätze, auf deren frühere Erörterung 
hienach verwiesen werden kann.'') Die fremden Gesandten sind 
sammt ihren Familiengliedern, sowie dem Beamten- und Diener- 
personale von der Civil- und Criminal-Jurisdiction einschliesslich 
der Polizeigerichtsbarkeit des Empfangsstaates eximirt.'^) Diese 



") Vergl. Heffter, a. a. O., S. 433 — 434, und Bluntschli, a. a. O., 
S. 137 — 138. — In der älteren Literatur wurde mitunter ein Asylrecht behauptet; 
vergl. z. B. Chr. Thomasius, De iure asyli legator. aedib. competente. Lips. 1689. 
— »Der Empfangsstaat«, sagt Zorn (in Ilirth's Annalen, S. 118 — 119), »ist 
zur Ergreifung aller erforderlichen Massregeln berechtigt, wenn der Gesandte 
sein Haus oder die unter dem Schutze der Exterritorialität stehenden Mobiiien, 
z. B. die Equipage, dazu benützt, um flüchtige Verbrecher den Gerichten zu ent- 
ziehen. Für derartige Fälle kann jedoch eine juristische Formulirung nicht ge- 
geben werden und die zu ergreifenden Massnahmen fallen lediglich in das poli- 
tische Gebiet.« 

10) Vergl. Kaltenborn, a. a. O., S. 243. 

^>) Siehe oben S. 106 — 107, § 71. 

**) Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O. , S. 436 — 442, und 
Bluntschli, a. a. O., S. 140 u. f. — Siehe insbesondere Zorn in Hirth's 
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Exemtion von der Gerichtsbarkeit, welche auch die Exemtion 
von der Zeugnisspflicht einschliesst, findet jedoch nach inter- 
nationalem Grundsatze ihr positives Correlat darin, dass die 
Gesandten der Gerichtsbarkeit ihres Absendestaates unterworfen 
bleiben, indem nur unter dieser Voraussetzung der Empfangs- 
staat die fragliche Exemtion gewähren kann.'^) 

Die Exemtion erstreckt sich nicht auf Immobiliarstreitig- 
keiten, an welchen die betreffenden Personen betheiligt sind; 
der Grundsatz, dass auf die Exemtion verzichtet werden kann, 
gilt nur für die Civilgerichtsbarkeit und nicht für die Criminal- 
gerichtsbarkeit, wodurch jedoch Acte der Nothwehr — z. B. 
gegen hochverrätherische Conspirationen eines fremden Gesand- 
ten — keineswegs ausgeschlossen werden.'*) Falls ein fremder 



Annalen von 1882, S. iii u. f. (und die daselbst S. 112 citirte und critisirte 
völkerrechtliche Literatur), suwie im Staatsrechte, IL S. 462 u. f. — Vergl. auch 
die einschlagenden Ausführungen von Bulmerincq in v. Iloltzcndorff's 
Kechtslexicon s. v. 9 Exterritorialität«. 

") Siehe die scharfsinnigen Ausführungen Zorn 's in Hirth's Annalen 
von 1882. S. 117 — !i8, und im Staatsrechte, IL S. 464 — 465. — Zorn erklärt 
treffend : Kraft alten festen Herkommens verzichten die Staaten gegenüber fremd- 
staatlichen Gesandten principiell auf die Geltendmachung ihrer Staatshoheit in 
einzelnen Punkten, insbesondere auf die wichtigste Seite derselben, den Gerichts- 
zwang. Dieser Verzicht aber hat nicht den Sinn, als ob die Gesandten untfer 
gar keinem Gerichtszwange stünden ; ein solches Verhältniss lässt sich überhaupt 
nur für den Monarchen denken : der Verzicht der Empfangsstaaten auf die 
Geltendmachung der Gerichtshoheit hat vielmehr nach dem nämlichen festen 
Herkommen des internationalen Verkehres zur Voraussetzung, dass der erforder- 
liche Gerichtszwang über die Gesandten von dem eigenen Staate geübt wird. 
Lassen sich Gesandte eine Verletzung der Rechtsordnung im Empfangsstaate zu 
Schulden kommen, so müssen die Gerichte des Absendestaates angerufen werden. 
— »II s'agit moins en ceoi d'un veritable cas d'irresponsabilit^ pönale que d'une 
question de Jurisdiction competcnte.« Ortolan. 

»*) lieber die Frage der Ausdehnung der Exemtion auf Immobiliarstreitig- 
keiten vergl. die von Zorn in Hirth's Annalen von 1882, S. 114, citirte 
völkerrechtliche Literatur. Die Immobilien, sagt Calvo (a. a. Q., L S. 590), 
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Gesandter Unterthan des Empfangsstaates ist, so wird bisweilen 
eine Exemtion von der Gerichtsbarkeit nur dann anerkannt, 
wenn der Staat, dem gegenüber das Unterthanenverhältniss be- 
steht, ausdrücklich Verzicht auf die Gerichtsbarkeit geleistet 
hat. '^) Gesandte, welche neben ihren diplomatischen Functionen 
noch ein gewerbliches oder kaufmännisches Geschäft betreiben, 
sind in letzterer Eigenschaft der Gerichtsbarkeit des Empfangs- 
staates unterworfen.'®) 

Auch in Ansehung der gesandtschaftlichen Privilegien 
finanzieller Natur gelten im Allgemeinen die bezüglich der 
Staatsoberhäupter während ihres Aufenthaltes im fremden Lande 
geltenden Grundsätze, auf deren frühere Darlegung hienach ver- 
wiesen werden kann.'') Von der Grundsteuer und zwar auch 
bezüglich der Gesandtschaftshotels sind die Gesandten keines- 
wegs in allen Staaten befreit. '**) Dagegen geniessen die Gesandten 
und ihr Personal in den meisten Staaten die Befreiung von den 
Leistungen für Militärzwecke im Frieden.'^) 



»sont toujours regis par la loi du pays oü ils sont situ^s, iU restent absolument 
^trangers aussi bien k la fiction de lexterritorialit^ qu'au principe de l'iminunite 
personelle«, — Ueber den für die Frage des Verzichtes auf die Exemtion mass- 
gebenden Unterschied zwischen Civil- nnd Criminaljurisdiction siehe namentlich 
Zorn in Hirth's Annalen von 1882, S. 113 — 114, und die ebendaselbst citirte 
völkerrechtliche Literatur. — vSiehe ebendaselbst, S. 118 — II9, die Entscheidung 
und Literatur der Frage bezüglich des im Texte berührten Falles der Nothwehr. 

>*) Siehe Zorn in Hirth's Annalen vop 1882, S. 114, und im Staats- 
rechte, II. S. 463. 

'•) Hierüber besteht unter den Publicisten keine Meinungsverschiedenheit. 

") Siehe oben S. 108, § J^. — Vergl. Heffter, a. a. O., S. 442 — 443, 
und Bluntschli, a. a. O., S. 144 — 145. — Ueber die Art der Behandlung der 
Frage in der völkerrechtlichen Literatur vergl. Zorn in Hirth's Annalen von 
1882, S. 115—116. 

'*) Vergl. Zorn in Hirth's Annalen von 1882, S. 116. 

»») Für den Kriegsfall haben die Gesandten z. B. im Deutschen Reiche 
das l*rivilegium nicht. Siehe Zorn, Staatsrecht, II. S. 463, 
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//. Gesandtschaftliches Ehrenceremoniel. ') 

§ 94. 

Das gesandtschaftliche Ehrenceremoniel wird im Einzelnen 
durch die Landes- und Hofsitte bestimmt: der Empfangsstaat 
darf jedoch in dem Ceremoniel Nichts anordnen, was mit der 
Ehre und dem Range des Absendestaates unverträglich wäre.*) 

Von besonderem Einflüsse auf die jeweilige Eigenart des 
Ceremoniels ist der Unterschied der verschiedenen Classen, resp. 
das »specielle Rangrecht« der Gesandten.^) 

Unter Gesandten verschiedener Mächte entscheidet über 
den Vorrang zunächst die höhere Classe ohne Rücksicht auf 
den Rang der Staatsoberhäupter; unter Gesandten derselben 
Classe lässt das Wiener Reglement, wie schon oben hervorge- 
hoben werden musste, das Datum der amtlichen Bekannt- 
machung der Ankunft der Gesandten entscheiden.*) Die Ver- 
wandtschaftsverhältnisse unter den Höfen können den Rang 
ihrer Gesandten nicht beeinflussen.') Dem bekannten Vorrechte 
der päpstlichen Legaten und Nuntien vor den weltlichen 



») Höchst umfassend und peinlich detaillirt ist in dieser Beziehung gleich 
der ehemaligen Praxis auch die ältere Literatur. — Vergl, z. B. die Werke von 
Leti (Ceremoniale historico-politicum, Amsterd. 1685), Lunig (Theatrura cerc- 
moniale historico-politicum, Lips. 17 19 — 1720) und Rousset (Ceremonial diplo- 
matique des cours de l'Europe, Amsterd. et la Haye 1739). — Ueber das soge- 
nannte »Pele-m^le«, wodurch sich die Diplomaten mitunter von dem steifen und 
schwerfälligen Rangceremoniel befreien, vergl. Bern er 's Art. »Ceremoniel« in 
Bluntschli's Staats Wörterbuch, II. S. 415, 

») Siehe Bluntschli, a. a. O., S. 134 — 135. 

3) Siehe Ileffter, a. a. O., S. 443 — 444. Vergl. diesfalls insbesondere 
den folgenden § 95. 

♦) Siehe oben S. 133 — 134. 

•) Vergl. Protokoll vom 19. März 181 5, Art. 6: »Les liens de parente 
ou d'alliance de famille entre les Cours ne don»ent aucun rang \ leijrs employes 
diplomati(|qes de chac^ue glassc«« 



H4 



Gesandten der ersten Classe entspricht keineswegs ein Vor- 
recht der päpstlichen Internuntien vor den Gesandten ihrer 
Classe.^) 

§ 95- 
Als »besondere Vorrechte der Gesandten erster Classe« 
werden gewöhnlich aufgezählt: 

1. die sogenannte diplomatische Excellenz, deren sich nur 
der auswärtige Souverän selbst gegen die Gesandten nicht zu- 
bedienen braucht, wobei jedoch zu bemerken ist, dass die soge- 
nannte diplomatische Excellenz jetzt aus Courtoisie häufig auch 
bei Gesandten zweiter Classe und zwar namentlich im Verkehre 
unter einander vorkommt; 

2. das Recht eines Thronhimmels (Dais, Baldachin, Zelt 
von Sammt oder drap d'or) über dem Paradestuhl (welcher den 
Thron des Für&ten bedeuten soll) in seinem Empfangssaale, — 
das Recht, sich in Gegenwart, des fremden Souveräns zu be- 
decken, falls dieser es thut, — das Recht, mit sechs Pferden 
und mit Staatsquasten (fiocchi) zu fahren; 

3. d^s Recht der ersten Visite, d. h. das Recht, den ersten 
Besuch von allen schon anwesenden Gesandten, von den Ge- 
sandten erster Classe jedoch erst nach vorläufiger Anzeige der 
Ankunft, zu erwarten.') 

Mitunter wird den Gesandten erster Classe ein besonders 
feierlicher Empfang (Einholung), sowie auch pomphafte Antritts- 
und Abschieds-Audienz zu Theil; die Botschafter erhalten mili- 
tärische Ehrenbezeugungen und geniessen wohl auch das Recht 
einer eigenen Leibwache.^) 



•) Auf- Geheiss Palmerston's verweigerte 1848 der englische Gesandte 
im Haag dem Internuntius den Vortritt, da das den Nuntien zugestandene Privileg 
stricte zu interpretiren sei. Vergl. Geffcken bei Hefftcr, a. a. O., S. 446. 

') Vergl. Kaltenborn inBluntschli's Staatswörterbucb, IV. S. 243 — 244. 

•) Vergl. Heffter, a. a. O., S. 446. 
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Die Befugniss der Gesandten erster Classe, jederzeit mit dem 
Staatsoberhaupte des Empfangsstaates directe Verhandlungen 
führen und jederzeit zu diesem Zwecke Zulassung bei demselben 
fordern zu dürfen, kann als Rechtssatz nicht behauptet werden.^) 

§ 96. 

Den Gemahlinnen der Gesandten sind im Allgemeinen 
cigenthümliche Ceremonialrechte nicht zugestanden, obwohl man 
ihnen aus Höflichkeit dieselben Ehrenplätze unter den Datnen 
anweist, welche die betreffenden Gemahle unter den Männern 
einnehmen. Nur die Gemahlin des Botschafters hat das Vorrecht 
des Tabourets, d. h. das Vorrecht, sich auf einem purpurnen Sessel 
ohne Lehne in den Zirkeln von Kaiserinnen und Königinnen nieder- 
zulassen. Am englischen Hofe haben jedoch die englischen Coun- 
tesses bereits den Vorrang vor den »Ambassadricen«.*") 

Die Kinder und andere Familienglieder der Gesandten, 
welche sich bei ihnen befinden, werden in ceremonieller Hinsicht 
lediglich wie Fremde gleicher Standeskategorieen behandelt.^*) 

Die Gesandtschaftssecretäre in ihren verschiedenen Rang- 
kategorieen haben auf ein bestimmtes Ceremoniel im auswär- 
tigen Staate keinen Anspruch.") 

///. Die Functionen der Gesandten.^) 

§ 97. 
Die Functionen der Gesandten bestehen nach Massgabe 
der Bestimmung und Aufgabe des diplomatischen Dienstes: 



») Siehe Zorn in Hirth's Annalen von 1882, S. 97. 
'0) Vergl. Gessner, De j. uxoris legati. Hai. 1851. 
n) Siehe Heffter, a. a. O., S. 447. 
«*) Siehe Heffter, a. a. O., S. 447. 

.») Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 425 u. f., und (insbe- 
sondere bezüglich des der Regierung des Empfangsstaates gegenüber zu beob- 

10 
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1. in der allgemeinen Pflege der internationalen Beziehungen 
von Staat zu Staat; 

2. in der Beobachtung der politischen, militärischen und 
wirthschaftlichen Verhältnisse des Empfangsstaates und in der 
betreffenden Berichterstattung an den eigenen Staat, sowie in 
der Controle über die Durchführung der zwischen Empfangsstaat 
und Absendestaat bestehenden Staatsverträge; 

3. in der Vertretung der Interessen und in der gleich- 
zeitigen Beaufsichtigung der im Empfangsstaate des Gesandten 
sich aufhaltenden Staatsangehörigen des eigenen Staates. 2) 



achtenden Verhaltens) Bluntschli, a. a. O., S. 145, sowie Kaltenborn's Art. 
»Diplomatie« in Bluntschli 's Staatswörterbuch, III. S. 115 — 130. — Siehe 
jedoch namentlich Zorn in Hirth's Annalen von 1882, S. 121— 125, und im 
Staatsrechte, IL S. 466 — 467. — Von den zahlreichen Werken über gesandt- 
schaftliche Functionen überhaupt und über Unterhandlungskunst insbesondere sind 
neben der citirten neueren Literatur des Gesandtschaftswesens noch folgende 
ältere Werke hervorzuheben: Vera y Zuninga, El embaxador. Hisp. 1621. — 
Calli^res, De la mani^re de n^gocier avec les souverains. Par. 1756. — 
Pecquet, De l'art de n^gocien Par. 1737. — Mably, Abbe, Les Principes 
de negociation. A la Haye 1737. 

2) »Die Functionen der Gesandten lassen sich der Natur der Sache nach 
nur zum kleinen Theile durch positive Rechtsvorschriften circumscribiren.* 
Zorn, Staatsrecht, II. S. 466. — Sehr geringschätzend äussert sich über die ge« 
sandtscliaftlichen Thätigkeiteu Bynkershoek: »Les ambassadeurs qui resident 
pendant long temps dans une Cour etrangfere comme fönt aujourd'hui la plupart 
n'ont presque rien h faire et ne passent gufere leur temps qu'en festins, en spec- 
tacles ou autres sortes de divertissements, se contentant d'^crire quelque fois ä 
leur Prince pour lui apprendre qu'ils sont encor en vie et qu'ils pensent ä lui 
quelque fois.« — Sinnig und treffend äussert sich dagegen Holtzcndorff 
(Principien der Politik, S. 238), indem er den Zusammenhang zwischen dem all- 
mählig eintretenden Umschwung in der Verfassung der Heere und den Verände- 
rungen in den Vorstellungen über die Diplomatie beleuchtet, bezüglich der Auf- 
gabe der Gesandten dahin: Dem alten Werbesysteme mit der Spiessruthe und 
den Profossen entsprach das diplomatische System der gegenseitigen Belügung, 
dem zu Folge in der That ein Gesandter definirt werden durfte als »ein Mann, 
der irj's Ausland gesendet wird, um für das Vaterland zu lügen c. Den nationalen 
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In der Regel erhält diesfalls jeder Gesandte von seiner 
Regierung besondere Instructionen.*) 

Manche Functionen der Gesandten beruhen übrigens auf 
der positiven Gesetzgebung ihres Landes; so bestimmt z. B. die 
Gesetzgebung des Deutschen Reiches: 

1. dass die Gesandten auf Anweisung des auswärtigen 

■ 

Amtes, an welches die Requisitionen der Gerichte gehen, ge- 
richtliche Zustellungen an Personen zu vermitteln haben, welche 
in ihrem Amtsbezirke wohnen oder sich aufhalten; 

2. dass die Gesandten Urkunden von Behörden ihres Amts- 
bezirkes legalisiren und Pässe zu Reisen in das Deutsche Reichs- 
gebiet ausstellen können; 

3. dass die Gesandten, falls ihnen vom Reichskanzler hiezü 
Specialauftrag ertheilt ist, als Civilstandesbeamte für Deutsche 
und Schutz'genossen ihres Bezirkes fungiren.^) 

§ 98. 

Die Zugehörigkeit zum diplomatischen Corps begründet 
für den einzelnen Gesandten keine besonderen und selbstständigen 
Functionen."^) 

Die Mitglieder des diplomatischen Corps an einem fremden 
Hofe stehen in gar keiAer geschäftlichen Beziehung zu einander; 



Heeren, als der organisirten Friedensbewahrung, entspricht das Gesandtschafts- 
wesen als die Magistratur der internationalen Gerechtigkeit, deren Grundlage 
keine andere sein kann, als die Pflege des Völkerrechtes und das Bewusstsein 
der alle civilisirten Staaten verbindenden Interessengemeinschaft. Aufgabe des 
Gesandten ist daher: nicht nur unsere eigenen Ansprüche gegen das Ausland, 
sundern auch die gerechten Ansprüche des Auslandes gegen uns zu vertreten und 
das Verständniss auswärtiger Institutionen zu vermitteln. 

3) Durch derartige Instructionen des Gesandten wird das Mass seiner Ver- 
antwortlichkeit gegen den eigenen Staat bestimmt. Vergl. Heffter, a. a. O., S. 431. 

4) Vergl. Zorn in Hirth's Annalen von 1882, S. 121, und im Staats- 
rechte, II. S. 467. 

*) Vergl. Kaltenborn in Hluntschli's Staats Wörterbuch, III. S. 132. 

10* 
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jeder einzjelne Gesandte hat einzeln seine Geschäfte mit dem 
besendeten Hofe zu betreiben. Im Uebrigen mag durch aus- 
drückliche Verabredung der Staaten es ausnahmsweise geschehen, 
dass mehrere oder auch alle Mitglieder des diplomatischen Corps 
in gemeinsame Verhandlung mit der fremden Staatsgewalt treten ; 
auch mögen die Umstände ein gemeinschaftliches Auftreten 
rechtfertigen, sofern es der einzelne Gesandte für angemessen 
hält und falls er durch seine Instructionen nicht daran gehindert 
ist. Gleichwohl kann das diplomatische Corps, welches in neuerer 
Zeit unter Führung des ältesten Mitgliedes (»Doyenc) oder durch 
dieses letztere vertreten da und dort amtlich thätig wurde, weder 
zur Zeit als juristische Einheit betrachtet werden, noch sich 
jemals zu einer solchen Einheit entwickeln, da für dasselbe, ab- 
gesehen von den doch immer divergirenden Interessen der 
Staaten, »eine einheitliche juristische Basis gar nicht zu con- 
struiren ist.«®) 

Regulär bilden die Mitglieder des diplomatischen Corps 
nur bei gewissen ceremoniellen Gelegenheiten eine äusserliche 
Gemeinschaft (z. B. bei Hoffesten, bei Krönungen, bei feierlichen 
Gratulationen am Namens- oder Geburtstage des Souveräns, am 
Neujahrstage, nach Errettung, des Staatsoberhauptes aus einer 
Lebensgefahr oder bd dessen Rückkehr nach einer längeren 
Abwesenheit).^) 

§ 99. 
Die Leitung des diplomatischen Dienstes erfolgt durch das 
Staatsoberhaupt, respective den Minister des Auswärtigen.^) 

Zu den allgemeinen Pflichten des Gesandten gehört in erster 



«) Vergl. Zorn in.Hirth's Annalen von 1882, S. 82. 

'') Siehe Kaltenborn,in Bluntschli's Staatswörterbuch, III. S. 133. 

8) Alle Verfügungen des Staatsoberhauptes in Angelegenheiten des aus- 
wärtigen Dienstes bedürfen im constitutionellen Staate der Gegenzeichnung des 
verantwortlichen Minii^ter? des Auswärtigen, 
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Linie die sogenannte Residenzpflicht, d. h. die Pflicht, am Amts- 
sitze sich aufzuhalten.^) 

Der Gehorsam der diplomatischen Beamten ist durch die 
Gesetzgebung mancher Staaten in ganz besonderer Weise mit 
ähnlicher Strenge, wie der militärische Gehorsam, theils durch 
strafrechtliche Normen, theils durch disciplinarische Vorschriften 
geschützt. '^) 



*) In der Regel bestehen in den einzelnen Staaten für die Gesandten be* 
sonders genaue Vorschriften über Beurlaubung und Stellvertretunrg. Vergl. z. B. 
bezüglich des Deutschen Reiches Zorn iit Hirth's Annalen von 1882, S. 108. 

>o) Vergl. über die diesfalls z. B.. im Deutschen Reiche geltenden Vor* 
Schriften Zorn, Staatsrecht, II. S. 4S9. 
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Dritter Abschnitt. 
Das Consularwesen. *) 



Erstes Kapitel. 
Das Consnlarweseii im Allgemeinen.') 

§ lOO. 
Einrichtungen, welche eine Aehnlichkeit mit unseren heuti- 
gen Consularinstitutionen aufzuweisen haben, finden sich schon im 
Alterthume, So waren z. B. die Proxenen (rpo^svot) der Griechen 



») Ueber die Literatur des Consularwesens vergl. v. Mo hl, Geschichte 
und Literatur der Staats Wissenschaften, I. S. 408 — ^415, und Zorn in Hirth's 
Annalen von 1882, S. 408. — Unter den älteren Werken über das Consular- 
wesen zeichnen sich namentlich A. v. Miltitz (Manuel des Consuls, 1837) durch 
staunenswerthe Vollständigkeit und Gelehrsamkeit und H. B. Oppenheim (Lehr- 
buch, 1854) durch den Versuch eines allgemeinen positiven" Consularrechtes aus. 
— Unter den neueren Werken sind namentlich hervorzuheben: d.e Clercq et 
de Vallat (Guide pratique des consulats. 4. ed. 1880., 2 Bde] und König 
(Handbuch des deutschen Consularwesens. 2. Aufl. 1878). — Bemerkenswerth 
und verdienstlich sind ausserdem: F. Martens (Das Consularwesen im Orient, 
übersetzt von Skerst. 1874), femer W. Beach -Lawrence (Commentaires sur 
les ^l^ments du droit international. 4. Bd. 1880). — Vergl. auch die Art. über 
Consularwesen von B. König in v. H oltzendorff's R.-Lex. (3), IL S. 529 u. f. 

*) Vergl. Heffter, a. a. O.. S. 471 u. f., und Bluntschli, a. a. O., 
S. 151 u. f. — Siehe insbesondere Zorn in Hirth's Annalen von 1882, S. 409 
u. f., und im Staatsrechte, IL S. 468 u. f. — Das Consularrecht ist, wie Zorn 
bemerkt (Staatsrecht, IL S. 472), bis jetzt weit weniger als das Gesandtschafts- 
recht international gemeinsames Recht geworden. Da jedoch die Interessen der 
Staaten auch in dieser Materie identisch und vielleicht gemäss der modernen 
Verkehrsentwicklung noch schwerwiegender sind, als dies beim diplomatischen 
Dienste der Fall, so ist zu wünschen und zu hoffen, dass auch das Consularrecht 
mehr und mehr ein international gemeinsames werden wird. Die entwickeltste 
Consulargesetzgebung hat Frankreich. 



J 
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»Nationalgriechen«, welche zwar in der Regel nur auf Grund von 
Privatfreundschaften mit Ausländern sich bethätigten, aber doch 
auch bisweilen schon von fremden Staaten direct beauftragt 
wurden. Die Römer beschränkten sich dagegen darauf, den 
fremden Kaufleuten durch den Praetor peregrinus einen gewissen 
Schutz des Rechtes zu gewähren.^) # 

Im christlichen Mittelalter räumte man den Fremden die 
Befugniss ein, auch im Auslande nach ihren vaterländischen 
Gesetzen beurtheilt zu werden. Während diese Beurtheilung 
jedoch in der ersten Periode des Mittelalters regulär durch aus- 
ländische Richter erfolgte,*) entwickelte sich im späteren Mittel- 
alter und zwar insbesondere seit Beginn der Kreuzzüge und in 
Folge des durch die Kreuzzüge bewirkten grossartigen Verkehrs- 
aufschwunges das Institut der consularischen Jurisdiction.*) Von 
den italienischen Republiken und von den Seestädten Cataloniens 



') Ein dunkler singulärer Anfang späterer mittelalterlicher Institutionen 
mag schon im Alterthume darin gefunden werden, dass König Amasis von Aegyp- 
ten (im 6. Jahrhunderte v. Chr. G.) den griechischen Kaufleuten in seinen Landen 
das Recht einräumte, ihre Streitigkeiten durch selbstgewählte Richter nach heimi- 
schen Gesetzen entscheiden zu lassen. 

*) Ein westgothisches Gesetz verordnete, dass transmarinische Kaufleute in 
Streitigkeiten unter sich nach ihren eigenen Gesetzen und zwar vor den telona- 
riis (bajalis, praepositis, prioribus mercatorum) Rede stehen sollen, Seit dem 
lo. Jahrhunderte werden in allen wichtigeren italienischen Handelsstädten eigene 
Handelsgerichte erwähnt, welche in Sachen der Schiff"er und Kaufleute, auch der 
fremdländischen, entscheiden (consules mercatorum et marinariorum oder consules 
maris u. s. w.) ; sie wurden zum Theile als Schiedsrichter von den See- und Kauf- 
leuten selbst gewählt und dann obrigkeitlich bestätigt. ' In Venedig wurde gegen 
den Ausgang des 12. Jahrhundertes ein Tribunal unter dem Namen »Magistratur 
der Fremdenrichter« eingesetzt, bis im 13. Jahrhunderte Consuln der Kaufleute 
und deren Stellvertreter unter dem Namen sopraconsoli für Handelsstreitigkeiten 
eingeführt wurden, — so auch für die deutschen Kaufleute, die ein eigenes Quartier 
in Venedig bewohnten (Visdomini de Fontico dei Tedeschi). 

*) Vergl. Kaltenborn's Art. »Handelsconsulate« in Bluntschli's 
Staatswörterbuch, IV. S. 657. 
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und Frankreichs sowie Deutschlands wurden zum Schutze ihrer 
Handelsetablissements in der Fremde eigene Behörden mit richter- 
licher Gewalt, consules, eingesetzt und von den auswärtigen 
Staaten privilegirt.'*) 

Die exorbitanten Privilegien der Consuln aus der zweiten 
Periode des Mittelalters mussten jedoch für die fremden Staaten 
allmählig in dem Masse unleidlich werden, in welchem mit der 
Ausbildung des modernen Staates im i6. Jahrhunderte der 
Grundsatz von der Territorialität des Rechtes sich feststellte 
und sohin der Gedanke zur Anerkennung gelangte, dass in 
jedem Staate für Alle, die sich in seinem Territorium aufhalten, 
nur ein und dasselbe Recht gleichmässig für Fremde wie fiir 
Einheimische giltig sein dürfe. Mit der Entwicklung der inneren 
Rechtsordnung in den verschiedenen Staaten, durch welche den 
Fremden ein ausreichender Rechtsschutz auch durch fremdlän- 
dische Behörden verbürgt wurde, und mit der Verallgemeine- 
rung des Systemes der stehenden Gesandtschaften seit dem Aus- 
gange des i6. Jahrhundertes verminderte sich zugleich und entfiel 
schliesslich das Bedürfniss nach Consuln mit den bisherigen exor- 
bitanten Privilegien. Indem sohin das Institut der consularischen 
Jurisdiction allmählig seine Bedeutung verlor, schwächte sich 
dasselbe in den christlichen Staaten zu dem heutigen Institute 
der Consuln ab; und nur in den nichtchristlichen Staaten, ins- 
besondere des Orientes, hat die alte Consularjurisdiction ihre 
Existenz bis auf den heutigen Tag zu behaupten vermocht') 

*) Barcelona hatte im 15. Jahrhunderte bereits 55 solcher Consuln mit 
festem Aufenthalte in überseeischen Plätzen. Aehnliche Stellung hatten die Alder- 
männer der Hansa in deren Niederlassungen in England, Dänemark, Norwegen, 
Schweden und den Niederlanden ; ebenso die englischen gubernatores in den 
Hansastädten, Norwegen und Dänemark seit Anfang des 15. Jahrhundertes. Durch 
königliches Edict von 1563 wurden in Paris und 1566 in den vorzüglichsten See- 
und Handelsstädten Frankreichs britische Consuln angestellt. Siehe Kai tenborn, 
a. a. O,, S. 658. 

') Vergl. Heffter, a. a. O., S. 472—474. 
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§ lOI. 

Wenn die heutigen Consuln oben in § ^6 als »Beamte 
zur Wahrung der Handels- sowie Schifffahrtsrechte und Inter- 
essen in einem fremden Lande« definirt worden sind, so ent- 
spricht diese Definition jedenfalls sowohl der historischen Gene- 
sis des Consularamtes, als auch der thatsächlichen Gestaltung 
der Sachlage in der Gegenwart. In der völkerrechtlichen Lite- 
ratur kehrt denn auch in beinahe sämmtlichen Ausführungen 
über das Consularwesen der Satz wieder: »Les consuls sont des 
agents du gouvemement charges de prot^ger a T^tranger le 
commerce et la navigation de leurs nationaux.« Auch die das 
Consularwesen betreffenden Gesetze, Reglements und Verträge 
beschränken die Functionen der Consuln in der Regel ausdrück- 
lich auf die Wahrung der inländischen Handels- und Schifffahrts- 
rechte und Interessen im Auslände.^) 

Gleichwohl kann, wie ein scharfsinniger Jurist der Gegen- 
wart betont, die Bezeichnung der Consuln als »Handelsagenten 
des Staates« nur nach der Regel »a potiori fit denominatio« 
zugegeben werden. Die Functionen, welche heute regelmässig 
von den Consuln geübt werden, lassen sich keineswegs alle auf 
Gesichtspunkte des Handels zurückfuhren; in einer Reihe von 
Staaten haben die Consuln ohne jede innere Beziehung zum 
Handel sogar volle Civil- und Criminalgerichtsbarkeit: das Con- 
sularamt ist neuerdings sowohl rücksichtlich der äusseren Ord- 
nung, als auch rücksichtlich des inneren Dienstes in enge Ver- 
bindung mit dem diplomatischen Amte gesetzt und mehrfach 
sind beide Aemter in einer Person verbunden worden. Manche 
Consulargesetzci heben zwar die Beziehung der Consuln zu 
»Handel, Verkehr und Schifffahrt« speciell hervor, legen aber 
doch principiell den Consuln ebenso, wie dies bei den diploma* 
tischen Amtsträgern der Fall ist, die Pflicht auf, das Interesse 



*) Siehe Zorn in Hirth's Annalen von 1882, S. 409- 4 lo. 
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des Staates in seinem ganzen Umfange zu schützen und zu 
fördern.^) 

Wir werden daher im Anschlüsse an unsere Auseinander- 
setzungen über die Beamten des Staatenverkehres im Allgemeinen 
mit Zorn erklären können: Diplomaten und Consuln sind die- 
jenigen Organe der Staatsgewalt, welche die internationalen 
Beziehungen des Staates amtlich zu pflegen berufen sind, und 
zwar die Consuln in erster Linie speciell vom Gesichtspuncte 
der Handelsinteressen aus.'^) 

§ 102. 

Die Consuln haben gleich den Gesandten oder den diplo- 
matischen Amtsträgern den Charakter von Staatsbeamten, indem 
sie berufen sind, die Staatsgewalt ihres Absendestaates im frem- 
den Staatsgebiete auszuüben. Mitunter wird bei Entscheidung 
der Frage, ob die Consuln Staatsbeamte seien, der weiter unten 
zu erörternde Unterschied zwischen Berufsconsuln und VVahl- 
consuln in der Weise als massgebend angesehen, dass man zwar 
die Berufsconsuln, jedoch nicht die Wahlconsuln, zu den Staats- 
iDeamten rechnet: diese Entscheidung ist jedoch unzutreffend, 
d. h. auch die Wahlconsuln haben den Charakter von Staats- 
beamten, weil ihnen obrigkeitliche Functionen zu dauernder Aus- 
übung übertragen sind. Als unzulässig erscheint es hienach ins- 
besondere, die Consuln in erster Linie als »Rathgeber« ihrer 
Nationalen im Auslande zu betrachten und zu bezeichnen: die 
Consuln fungiren zunächst und principiell als Vertreter der all- 
gemeinen Staatsinteressen; sie sind nicht etwa Geschäftsführer 
des Einzelnen, so dass sie für denselben Auskünfte über persön- 
liche Verhältnisse einzuziehen oder Handelsbeziehungen anzu- 
knüpfen hätten.*') 



ö) Siehe Zorn, Staatsrecht, 11. S. 468—469. 
»0) Siehe Zorn in Hirth's Annalen von 1882, S. 410. 



Als Staatsbeamte bedürfen die Consuln zunächst des Amts- 
auftrages von Seiten des eigenen Staates. Um jedoch amtlich 
thätig zu werden, benöthigen die Consuln auch die Concession 
des fremden Staates. Der Amtsauftrag wird in Form eines Pa- 
tentes (lettre de provision) ertheilt, während die Concession er- 
folgt in Form des tExequatur« (im Orient »Berat« genannt).'^) 

lieber das Recht. Consuln zu entsenden und zu empfangen, 
gelten die gleichen Grundsätze wie über das active und passive 
Gesandtschaftsrecht. '^) 



*') Siehe bezüglich der Literatur und Entscheidung der Frage insbesondere 
Zorn in Hirth's Annalen von 1882, S. 411 — 412. 

^*) Ueber das »Exequatur« folgt ein Näheres in der Erörterung über die 
Organisation des Consulardienstes. 

1') Insbesondere den sogenannten halbsouveränen Staaten muss das Recht, 
Consuln zu entsenden und zu empfangen, abgesprochen werden. Vergl. Zorn in 
Hirth's Annalen von 1882, S, 413, und Geffcken bei Heffter, a. a. O., 
S. 475.. 
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Zweites Kapitel. 
Die Organisation des GonsnlardienstesJ) 

§ 103. 

Die selbstständigen Consularbeamten werden durch das 
Staatsoberhaupt ernannt und . zwar im constitutionellen Staate 
unter Contrasignatur des verantwortlichen Ministers des Auswär- 
tigen. Die Ernennung des Consuls erfolgt jedoch nicht durch 
ein förmliches Beglaubigungsschreiben oder Creditiv, sondern, 
wie schon oben hervorgehoben wurde, durch den Bestallungs- 
brief oder das Patent (lettre de provision). Was die Hierarchie 
des Consulardienstes anbelangt, so stufen sich die selbstständi- 
gen Consularbeamten in der Rangordnung ab als: i. General- 
consuln, 2. Consuln, 3. Viceconsuln.^) 

Zwischen Generalconsuln und Consuln besteht kein cssen^ 
tiell innerer Unterschied. Die Generalconsuln sind Leiter des 
ganzen Consularwesens in einem Lande oder einem grösseren 
Bezirke ; die Consuln sind zur Besorgung der Geschäfte an einem 
bestimmten Handelsplatze berufen und — eventuell — dem Ge- 
neralconsul untergeordnet. Die Viceconsuln werden entweder 
den Consulaten eines grösseren Amtsbezirkes zur Hilfeleistung 
und etwaigen Vertretung des betreffenden Chefs zugetheilt oder 
aber an einem fiir den bestellenden Staat minder wichtigen 
Platze aufgestellt.'^) 

') Vergl. Heffter, a. a. O., S. 474 — 475, und Blttntschli, ä. a. O., 
S. 152 u. f. — Vergl. insbesondere Zorn in Hirth's Annalen von 1882, 
S. 417 — 427, und im Staatsrechte, II. S. 475 — 482. — Vergl. auch Kaltenborn, 
a. a. O., S, 660. 

2) Den Consulaten sind regelmässig noch Unterbeamte unter den verschie- 
densten Bezeichnungen beigegeben, z. B. als Kanzler oder Dragomans oder Secretäre. 

3) Der Titel eines Generalconsuls wird jedoch mitunter auch nur zu per- 
sönlicher Auszeichnung und sohin ohne jede sachliche Bedeutung verliehen. 
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Von den Generakonsuln, Consuln und Viceconsuln sind 
die Consularagenten insoferne principiell zu unterscheiden, als 
die Consularagenten den Auftrag für ihr Amt nicht gleich den 
übrigen Kategorieen von Consularbeamten direct vom Staate, 
sondern lediglich vom Consul empfangen. Die Consularagenten 
haben demgemäss kein Recht auf selbstständige Thätigkeit, 
sondern charakterisiren sich als Privatbevollmächtigte der Con- 
suln. Folgerichtig können denn auch den Consularagenten von 
den Consuln keine Functionen übertragen werden, welche einen 
obrigkeitlichen Charakter haben oder sich als Ausübung von 
Hoheitsrechten des Staates qualiiiciren.^) 

§ 104. 

Ungleich wichtiger, als die im vorigen Paragraphe erör- 
terte Unterscheidung der Consuln nach der Abstufung in der 
Rangordnung, ist der bereits oben berührte Unterschied zwi- 
schen Berufsconsuln (consules missi) und Wahlconsuln (consules 
electi).*) 

Der Consulardienst wird von den Berufsconsuln als eigent- 
licher und ausschliesslicher Beruf, dagegen von den Wahlconsuln 
nur als Nebenbeschäftigung ausgeübt. Während sodann die Be- 
rufsconsuln für das Amt in besonderer Weise vorgebildet wer- 
den, sind die Wahlconsuln in der Regel Kaufleute oder Gewerbe- 
treibende. Mit schliesslicher specieller Rücksicht auf die eigen- 
artige Bezeichnung beider Kategorieen von Consuln (consules 
»missi« und consules »electi«) ist zu constatiren, dass die Be- 



*) Vergl. Martens-Geffcken , ä. a. O., S. 226: »Les agents consulai- 
res n'ont point de caract^re public et agissent sous la responsabilit^ du chef, 
dont ils tiennent leur brevet.« 

*) In der Regel stellt die Gesetzgebung der verschiedenen Länder bezüg- 
lich der Ernennung zum Consul nur für die Bekleidung eines Beruf sconsulates 
bestimmte Voraussetzungen auf, 
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rufsconsuln zu dem Amte entsendet, dagegen die Wahlconsuln 
aus am Orte befindlichen Personen ausgewählt werden.^) 

Die französische Gesetzgebung kennt nur Berufsconsuln. 
In allen anderen Staaten besteht zur Zeit das sogenannte ge- 
mischte System. Die Zukunft dürfte dem französischen Systeme 
schon aus dem Grunde zuzuschreiben sein, weil dasselbe eine 
practisch zweckmässige und wünschenswerthe Ergänzung in kaut 
männischen Consularagenten finden kann.*) 

§ 105. 
Damit der Consul im fremden Lande amtlich fungiren darf, 
benöthigt er das Exequatur des Empfangsstaates, d. h. die 
officielle Genehmigung des Empfangsstaates fiir den Consul, 
amtliche Functionen seines Absendestaates ausüben zu dürfen. 
Das Exequatur wird unter Einsendung des Anstellungspatentes 
vom Empfangsstaate auf diplomatischem Wege erbeten. Kein 
Staat ist rechtlich verpflichtet, das Exequatur zu gewähren: 
dasselbe kann an Bedingungen geknüpft und allzeit zurückge- 
zogen werden.^) 

«) Siehe Zorn in Hirth's Annalen von 1882, S. 420 — 421, und im 
Staatsrechte, II. S. 478 — 479. 

') Geffcken bemerkt in dieser Beziehung (bei Heffter, a. a. O., 
S. 475): Die Berufsconsuln — als Unterthanen des Landes, das sie vertreten, 
und durchgängig besoldete Beamte, denen verboten ist, Geschäfte zu betreiben, — 
sind offenbar insofern besser fiir ihre Functionen geeignet, als sie für dieselben vor- 
gebildet sind und den nationalen Behörden, wie ihren Angehörigen unabhängig 
gegenüber stehen. Die Wahlconsuln, durchwegs aus dem Kaufmannsstande (?) ge- 
nommen, können ihr Geschäftsinteresse oft schwer von ihren consularischen Pflichten 
scheiden und bleiben in allen Beziehungen Unterthanen des Landes. Andererseits sind 
die Wahlconsuln — als dem Handelsstande angehörig und mit den örtlichen Ver- 
hältnissen vertraut — besonders geeignet für rein commercielle Zwecke; und da es 
kaum möglich ist, tiberall bezahlte Consuln anzustellen, wo Handelsinteressen 
wahrzunehmen sind, so haben fast alle grösseren Staaten sich für ein gemischtes 
System entschieden. 

•) Siehe insbesondere Zorn, dessen gediegenen Ausführungen wir im 



159 



. Die Abberufung der Consuln erfolgt gleich der Ernennung 
durch das Staatsoberhaupt/**) 

Der Ausbruch eines Krieges hat den Abbruch aller fried- 
lichen und sohin auch der consularischen Beziehungen ipso jure 
zur Folge; bei anderweitigem Abbruche der diplomatischen 
Beziehungen hat der Consul eine besondere Weisung seiner 
Regierung abzuwarten. Eine Veränderung in der Person des 
Staatsoberhauptes oder in der Art der Staatsform alterirt die 
consularischen Beziehungen nicht; dagegen hebt' der Unter- 
gang eines Staatswesens die consularischen Beziehungen auf 
Eine Beendigung dieser Beziehungen kann schliesslich eintreten 
durch Zurückziehung des Exequatur von Seiten des Empfangs- 
staates oder durch Ausschluss der Consuln von einem bestimm- 
ten Orte oder dem gesammten Staatsgebiete J°) 



Texte folgen, in Hirth's Annalen von 1882, S. 426—4*7, und im Staatsrechre, 
II. S. 481—482. 

•) Mit der Abberufung eines Consuls, welche der Regierung des Empfangs- 
staates anzuzeigen ist, erlischt auch die Wirksamkeit des Exequatur von Rechts- 
wegen. Siehe Bluntso^ili, a. a. O., S. 161. 

«0) Vergl. Heffter, a. a. O., S. 479. Der Consul hat, sobald ihm der 
Widerruf des Exequatur zur Kenntniss gekommen ist, seine amtlichen Functionen 
einzustellen; gehört der Consul nicht dem Lande des Consulatsitzes an, so ist 
der Empfangsstaat verpflichtet, auch für den sicheren Abzug des Consuls zu sor- 
gen. Siehe Blunt.schli, a. a. O., S. 161. 
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Drittes Kapitel. 
Das consiilariBche Amt. *) 

§ io6. 

Dass die diplomatischen Privilegien den Consuln nicht 
zustehen, gilt gegenwärtig als ein in Theorie und Praxis unbe- 
strittener Grundsatz: dagegen ist die positive Frage nach der 
persönlichen Rechtsstellung der Consuln eine dermalen absolut 
ungelöste und der Regelung auf dem Wege internationaler Ver- 
einbarung dringend bedürftige.-) 

Was insbesondere zunächst die Gerichtsbarkeit anbelangt, 
so sind die fremden Consuln principiell der Gerichtsbarkeit des 
Empfangsstaates unterworfen, falls nicht in besonderen Staats- 
und Consularverträgen ein Anderes bestjmmt wird.^) Auch der 



*) Vergl. im Allgemeinen He ffter, a.a.O., S. 475 — 480, und Bin nt sc hl i, 
a. a. Ö., S. 153 — 161. — Siehe insbesondere Zorn in Ilirth's Annalen von 1882, 
S. 427 u. f., und im Staatsrechte, 11. S. 482 — 533. — Vcrgl. auch Kalt pn- 
born, a. a. O., S. 660 — 663. 

') Heffter bemerkt (a. a. O., S. 478): Zu den Vorrechten der Consuln 
in den europäischen christlichen Staaten gehört wesentlich nur eine Unverletz- 
barkeit der Person, welche es ihnen möglich macht, ihren Consulargeschäflen 
ohne persönliche Hinderung nachzukommen; durch Verträge ist diese Unvcrlctz« 
barkeit bald unbedingt, bald mit Beschränkung — insbesondere unter Ausnahme 
schwerer Verbrechen — anerkannt worden. — Bluntschli erklärt (a. a. O., 
S. 159 — 160): Die internationale und die völkerrechtliche Bedeutung des Con- 
sulates erfordert eine schonende Rüaksicht auf die Würde des Amtes und die 
Sicherung seiner Wirksamkeit: insbesondere ist eine Verhaftung des Consuls nur 
im Nothfalle zulässig und sind seine Amtspapiere vor unberufener Durchsicht zu 
bewahren. - Wie Zorn (Staatsrecht, II. S. 484) hervorhebt, sind solche allge 
meine Redewendungen von »besonderem Schutze des Völkerrechtes« und »beson- 
derer Courtoisie« juristisch werthlos: eine Blumenlese derartiger Phrasen bietet 
Zorn in Hirth's Annalen von 1882, S. 428 — 429. 

3) In der Regel beschränkt sich das den Consuln staatsvertragsmässig 
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Satz, dass die Consuln einen völkerrechtlichen Anspruch auf 
Befreiung von Steuern und anderweitigen Lasten des Empfangs- 
staates besitzen, lässt sich als genereller Satz juristisch nicht 
erweisen.*) Ebensowenig kann die Unverletzbarkeit der consula- 
rischen Archive und amtlichen Papiere als ein durch inter- 
nationales Gewohnheitsrecht festgestelltes Privileg der Consuln 
behauptet werden, nachdem z. B. England den Anspruch prin- 
cipiell nicht anerkennt'"*) 

In der Regel ist den Consuln gestattet, zu dienstlichen 
Zwecken sich der Hoheitszeichen ihres Staates zu bedienen. 
Die Consuln haben demgemäss insbesondere das Recht, an ihren 
Amtsräumen das Staatswappen anzubringen und auf ihren Häu- 
sern und Dienstfahrzeugen die Nationalflagge zu hissen. Solche 
Hoheitszeichen stehen gewöhnlich unter besonderem strafrecht- 
lichem Schutze.®) 

§ 107. 

Die Consuln verwalten nach Massgabe des ihnen ertheilten 
Amtsauftrages und der im Exequatur enthaltenen Concession des 



zugestandene Privileg darauf, dass Berufsconsuln nur wegen Verbrechens verhaftet 
werden dürfen. — Vergl. z. B. bezüglich des Deutschen Reiches die gründlichen 
Ausführungen Zorn 's in Hirth's Annalen von 1882, S. 429 — 432. — Ueber 
die exceptionelle vollständige Exemtion der Consuln und ihrer Nationalen von 
der inländischen Gerichtsbarkeit in gewissen aussereuropäischen Staaten wird in 
§ 108 die Rede sein. 

*) Das deutsche Recht gibt z. B. nur die einzige generelle Vorschrift, dass 
fremde Berufsconsuln, soferne sie die Staatsangehörigkeit ihres Absendestaates be- 
sitzen und an ihrem Domicil weder Grundstücke haben, noch ein kaufmännisches 
Geschäft oder ein Gewerbe betreiben, von der militärischen Quartierleistungspflicht 
befreit sind, wenn Reciprocität gewährt wird. Siehe Zorn, Staatsrecht, II. S. 487. 

*) Nur besondere Staatsverträge vermögen ein Anderes zu bestimmen. 
Vergl. z. B. bezüglich des Deutschen Reiches Zorn, Staatsrecht, II. S. 485 — 486. 

•) Siehe Zorn in Hirth's Annalen von 1882, S. 433, und im Staats- 
rechte, 11. S. 486, 

II 
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Empfangsstaates das Imperium ihres Staates und haben als Staats- 
behörden das Recht, mit den Staatsbehörden des Territorial- 
staates amtlich zu verkehren.') Da die Consuln die Staatsgewalt 
repräsentiren, so stehen denselben ihre Staatsangehörigen als 
Unterthanen gegenüber.^) Neben den Staatsangehörigen kommen 
nach den Gesetzen und Verträgen mancher Staaten als consu- 
larische Unterthanen ausserdem noch in Betracht theils: i. die 
Schutzgenossen, d. h. Personen, welche die Staatsangehörigkeit 
des Consuls nicht besitzen, denen aber durch Vertrag mit dem 
Staate des Consuls der Consularschutz zugesichert wurde f) theils : 
2. die sogenannten de facto-Unterthanen. '^) 

Die Functionen der Consuln beruhen im Allgemeinen auf 
der dreifachen Verpflichtung: i. das Interesse ihres Staates — 
namentlich in Bezug auf Handel, Schifffahrt und Verkehr — 
thunlichst zu wahren und zu fördern; 2. die Beobachtung der 
diesfalls bestehenden Staatsverträge genau zu überwachen; 3. den 
ihrem Schutze befohlenen Personen Rath und Beistand zu ge- 
währen. Im Anschlüsse an diese dreifache fundamentale Ver- 
pflichtung pflegt dann die Consulargesetzgebung der verschie- 
denen Staaten die Amtsthätigkeit der Consuln in keineswegs 



') Mit (ien Centralbchörden des Empfangsslaates verkehren die Consuln in 
der Kegel nicht direct : wo ein diplomatischer Vertreter accreditirt ist, vermittelt 
dieser den Verkehr. Siehe Zorn in Hirth's Annalen von 1882, S. 436. 

*) Siehe Zorn, Staatsrecht, II. S. 488. 

ö) In diesem Verhältnisse stehen z. B. zum Deutschen Reiche : Oesterreich- 
Ungarn, die Schweiz und Luxemburg. Vergl. Zorn, Staatsrecht, II. S. 489. 

'®) Nach deutschem Rechte umfasst der Begriff der de facto- Unterthanen, 
welches eigenthtimliche Rechtsverhältniss sich übrigens auf Consulargebiete mit 
deutscher Gerichtsbarkeit beschränkt, drei Kategorieen von Personen, nämlich : 

1. Personen, welche oder deren Eltern früher deutsche Staatsangehörige waren; 

2. Personen, welche im ethnograhschen Sinne »deutsche« Nationalität besitzen; 

3. Personen, welche eine untere Beamtenstellung im diplomatischen oder Con- 
sulardienste bekleiden oder bekleidet haben (Dragomans, Kawassen, Jassakdschis). 
Siehe Zorn i^ Ilirth's Annalen von 1882, S. 439 u. f, 
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übereinstimmender Weise zu specialisiren. Mitunter enthalten 
auch noch Staatsverträge Specialbestimmungen über solche Func- 
tionen der Consuln, welche im Consulargesetze nicht begrün- 
det sind.") 

Relativ gleichmässigst lauten die Bestimmungen der ver- 
schiedenen Gesetzgebungen und Staatsverträge über die Func- 
tionen der Consuln in Bezug auf die Handelsmarine; derartige 
Bestimmungen betreffen z. B. insbesondere: i. die Verpflichtung 
der Capitäne, sich nach Ankunft in einem Hafen sofort bei 
ihren Consuln zu melden und über die Reise Bericht zu erstat- 
ten, sowie jede Veränderung in der Nationalität des Schiffes 
und in der Musterrolle der Mannschaft dem Consul anzuzeigen; 
2. die Verpflichtungen der Consuln in den Fällen der Desertion 
von Matrosen, der Strandung von Schiffen und des Eintrittes 
von Seeschäden ; 3. die Jurisdiction der Consuln über die Schiffs- 
mannschaft. *2) Mitunter, z. B. nach deutschehi Rechte, sind die 
nationalen Schiffe principiell der Polizeigewalt des Consuls 
unterstellt, welcher dem Territorialstaate gegenüber dafür ver- 
antwortlich ist, dass dessen Ordnung durch ein Schiff nicht ge- 
stört werde : zur Ausübung seiner Polizeigewalt kann der Consul 
eventuell auch die Hilfe eines deutschen Kriegsschiffes requiri- 
ren.*^) In den meisten Staaten ist dem Consul überhaupt eine 



»») Eine erschöpfende Aufzählung der durch das deutsche Consulargesetz 
und Vertragsrecht den Consuln übertragenen Functionen gibt Zorn in Hirth's 
Annalen von 1882, S. 442 u. f., und im Staatsrechte, II. S. 492 u. f. — Zu den 
allgemeinen Pflichten der Consuln gehört namentlich die Residenzpflicht der 
selben. — Zu den allgemeinen Rechten der Consuln gehört namentlich der An 
Spruch der Berufsconsuln auf Gehaltsbezug und derjenige der Wahlconsuln auf 
Gebührenbezug. 

*2) Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 477 — 478, und Bluntschli, 
a. a. O., S. 156 u. f.; siehe jedoch insbesondere die einschlagenden Ausführungen 
in der classischen Darstellung des deutschen Seerechtes in Friedenszeiten von 
Zorn, Staatsrecht, II. S. 533 u. f. 

»') Siehe Zorn, Staatsrecht, XI. S. 544—545- 

Ji* 
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Stellung zur Kriegsmarine seines Landes gegeben und zwar 
theils der Controle, theils der Courtoisie wegen.'*) 

§ 108. 

Eine eigenthümliche Rechtsstellung behaupten durch Her- 
kommen oder Vertrag die Consuln christlicher Staaten in nicht- 
christlichen Ländern (insbesondere z. B. in der Türkei, den ost- 
asiatischen Reichen und den polynesischen Inselstaaten). Die 
Fremden sind hier beinahe vollständig von der Territorialstaats- 
gewalt eximirt und nur der Hoheit ihrer Consuln unterworfen. 
Indem der Territorialstaat auf die Bethätigung seiner Souverä- 
netätsrechte im weitesten Umfange verzichtet, ist die »Exterri- 
torialität« in den hier fraglichen Staaten auf die sämmtlichen 
Angehörigen des betreffenden anderen Staates ausgedehnt.'-^) 

Die Consuln üben in den fraglichen Staaten in der Regel 
die volle Civil- und Criminalgerichtsbarkeit aus über ihre inner- 
halb des Gerichtsbezirkes wohnenden oder sich aufhaltenden 
Consularuntergebenen. '®) Für Streitigkeiten unter Christen ver- 
schiedener NationaUtät pflegt eine Combination der betreffenden 
Consularbeamten einzutreten.'') In Aegypten ist neuerdings durch 
Vereinbarung der Mächte die Consulargerichtsbarkeit zu Gunsten 
neuer gemischter Gerichtshöfe wesentlich eingeschränkt worden. '^) 



") Vergl. Kaltenborn, a. a. O., S. 663. 

") Siehe Zorn in Hirth's Annalen von 1882, S. 436 u. f. und S. 462 
u. f., und im Staatsrechte, II. S. 483 und S. 505 — 506. 

I») Vergl. im Allgemeinen H e f f t e r, a. a. O., S. 476 u. f., und B 1 u n t s c h 1 i, 
a. a. O., S. 160. — Was die Organisation der Consulargerichtsbarkeit anbelangt, 
so war die französische Gesetzgebung das Vorbild für die übrigen Staaten: das 
französische Recht beruht auf dem Colb er t 'sehen Memoire von 1681. — - Siehe 
Zorn in Hirth's Annalen von 1882, S. 462—476, und im Staatsrechte, II. 

«• 505— 524- 

«') Siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 478. 

I«) Vergl. Asser, Administration de la justice en Egypte (in Revue de 
droit international, 1870, S. 564— 572), und Dutrieux, La question judiciaire 
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Den christlichen Consuhi in nichtchristlichen Staaten wird 
schliesslich ein gewisses Ehrenceremoniel eingeräumt, über dessen 
Art und Ausdehnung jedoch kein gleichmässiges Gewohnheits- 
oder Vertragsrecht besteht. In der Regel werden derartige 
Consuln von dem Staatsoberhaupte des Empfangsstaates persön- 
lich in einer Audienz empfangen; auch pflegen dieselben bei 
feierlichen Gelegenheiten mit Gefolge aus ihrer »Nation« aufzu- 
treten. Die Gesammtheit dieser Consuln der verschiedenen 
christlichen Staaten an demselben Platze bildet ein Consularcorps 
nach Analogie des diplomatischen Corps. ^^) 



en Egypte (in Revue de droit international, 1876, S. 573 — 602). — Die Regie- 
rung Aegyptens verhandelte mit den europäischen Mächten in den 1860er Jahren 
über Beseitigung der Consulargerichtsbarkeit : zuerst arbeitete eine französisch- 
ägyptische Commission seit 1867 die Reformentwürfe aus, welche sodann durch 
eine internationale Commission von Vertretern der Grossmächte und der nord- 
amerikanischen Union unter dem Vorsitze des ägyptischen Ministers des Auswär- 
tigen in Kairo (28. October 1869 bis 27. Jänner 1870) definitiv festgestellt 
wurden. — Siehe die präcise Darstellung von Zorn in Hirth's Annalen von 
1882, S. 479—483, und im Staatsrechte, II. S. 524—531. 
^'^) Vergl. Kaltenborn, a. a. O., S. 663. 



Dritter Theil. 
Internationale Vertrags Verhältnisse. ') 



Erster Abschnitt. 
Begriff, Arten und äussere Form der internationalen Verträge.^) 

§ 109. 

Internationale Verträge (Staatsverträge oder Staatenverträge) 
sind an sich factische Vereinbarungen zwischen zwei oder mehre- 
ren Staaten über Gegenstände des politischen und socialen 
Lebens. 3) 

Den Rechtscharakter gewinnen die internationalen Verträge 
dadurch, dass die zwischenstaatliche Vereinbarung zum Gesetze 
oder zur Verordnung erhoben wird. Als Gesetz oder Verordnung 



') Ueber die Literatur des internationalen Vertragsrechtes vergl. v. Mohl, 
Geschichte und Literatur der Staatswissenschaften, I. S. 433 — 435- — Aus der 
neuesten Literatur sind namentlich folgende Monographieen hervorzuheben: 
E. Meier, Ueber den Abschluss von Staatsverträgen (Leipzig 1877), — Jelli- 
nek, Die rechtliche Natur der Staatenverträge (Wien 1880), — und F. Laghi, 
Teoria dei trattati intemazionali (Parma 1882). — Bezüglich der Vertragssamnt 
lungen siehe oben § 8, S. 6 — 7. 

2) Vergl. Heffter, a. a. O., S. 178 u. f., und Bluntschli, a. a. O., 
S. 231 u. f., sowie Martens, a. a. O., S. 389 u. f. — Siehe insbesondere 
Zorn, »Die deutschen Staatsverträge«, in der Zeitschrift für die gesammte Staats- 
wissenschaft von 1880, S. I u. f., und im Staatsrechte, IL S. 419 u. f. — Vergl. 
auch Bern er 's Art. »Staaten vertrage« in Bluntschli*s Staats Wörterbuch, IX. 
S. 630 u. f. 

') Vergl. diesfalls im folgenden § iio die Erörterung über die Arten der 
Staatsverträge. 
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gestalten sich nämlich die Sätze der zwischenstaatlichen Verein- 
barung zum Befehle an die Unterthanen. Um den juristischen 
Charakter der internationalen Verträge zum richtigen Ausdrucke 
zu bringen, wird daher auch in manchen Staaten die Publication 
eines internationalen Vertrages immer durch ein beigefügtes Ge- 
setz oder eine beigefügte Verordnung vorgenommen.^) 

Den »Verbindlichkeiten aus internationalen Verträgen« stellt 
man gewöhnlich als »VerbindHchkeiten ohne Vertrag« gegenüber 
die internationalen Verbindlichkeiten aus erlaubten und uner- 
laubten Handlungen (Verbindlichkeiten quasi ex contractu und 
Verbindlichkeiten ex delicto)."^) 

§ HO. 
Mit der Frage nach den Arten der Staatsverträge be- 
schäftigte sich schon Hugo Grotius®). Was die neueren Publi- 
eisten anb'elangt, so unterscheidet Heffter drei Kategorieen von 
Verträgen, nämlich: i. Constitutiv-Verträge, durch welche die 
Staaten gewisse Rechte erwerben; 2. regulatorische Verträge, 
durch welche politische und sociale Beziehungen der Staaten 
normirt werden; 3. Gesellschaftsverträge, wodurch die Staaten 
sich zu gemeinsamer Thätigkeit oder gemeinsamen Zwecken 
verbinden.^) Bluntschli hält zunächst »völkerrechtliche Ver- 



*) Siehe die scharfsinnigen Ausführungen in Zorn 's Staatsrecht, II. 
S. 421—423. 

») Siehe insbesondere Heffter, a. a. O., S. 215 u. f., und Märten s, 
a. a. O., S. 428 — 430. 

•) Nach Hugo Grotius zerfallen die internationalen Verträge in zwei 
Classen, nämlich in: i. Verträge, durch welche nur Dasjenige bestimmt wird, 
was an sich schon nach natürlichem Rechte gilt, und : 2. Verträge, welche den 
naturrechtlichen Obligationen Etwas hinzufügen und dem Naturrechte unbekannt 
sind. Vergl. Grotius, De jure belli ac pacis, Lib. II. Cap. XV, § 5. 

^) Siehe Heffter, a. a. O., S. 195 — 202. — Zu den Constitutiv- Verträgen 
(Accords) rechnet Heffter: Abtretungs- und Verzichtsverträge mittelst Kaufes, 
Tausches oder schenkungsweise vollzogen; Gronzverträge ; Theilungsverträge ; 
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träge im eigentlichen Sinne« und »uneigentliche — weil nicht 
beiderseits durch Staaten geschützte — völkerrechtliche Ver- 
träge« auseinander und theilt sodann die »völkerrechtlichen 
Verträge im eigentlichen Sinne« ein in: i. die sogenannten 
Staatenverträge, d. h. die Verträge zwischen zwei oder mehreren 
Staaten von öffentlich-rechtlichem Inhalte; 2. die zwischen unter- 
geordneten Aemtern oder Gliedern verschiedener Staaten inner- 
halb ihrer Amts- oder Rechtssphäre abgeschlossenen Verträge 
über öffentliche Verhältnisse.^) 

Manche Völkerrechtslehrer unterscheiden als zwei Haupt- 
classen von Staatsverträgen: i. die Conventionen oder Ueber- 
einkünfte im engeren Sinne, welche nur auf einzelne Leistungen 
gerichtet sind und mit diesen vorübergehen (wie z. B. ein Kauf- 
vertrag); 2. Allianzen oder Bündnisse, welche unter den Con- 
trahenten irgend ein mehr oder minder dauerndes Verhältniss 
begründen, weshalb man sie — im Gegensatze zu den vorüber- 
gehenden und die Staaten nicht enger verbindenden Conventio- 
nen — auch Gesellschaftsverträge genannt hat. Mitunter werden 



Schuldverträge; Bestellung von Staatsdienstbarkeiten ; Lehnsverträge, bei denen 
kein jus curiae eingreift; Erbverträge und dergleichen. — Zu den regulatorischen 
Verträgen rechnet Heffter: i. Verträge souveräner Mächte, welche lediglich 
ein friedliches und freundschaftliches Verfahren gegen einander zum Zwecke 
haben; 2. Verträge, wodurch man sich einen bestimmten socialen Verkehr oder 
gewisse Begünstigungen dabei oder eine Gemeinsamkeit gewisser Rechte ein- 
räumt ; 3. Verträge, wodurch man sich wegen geivisser politischer Anordnungen, 
Einrichtungen und Massregeln verständigt und verpflichtet. 

8) Als »uneigentliche völkerrechtliche € Verträge gelten nach Bluntschli 
(a. a O., S. 248 — 249): I. Verträge zwischen souveränen Personen oder Dynastieen 
unter sich oder mit fremden Staaten über persönliche oder dynastische Ansprüche 
auf Landesregierung oder Thronfolge ; 2. Verträge des Staates mit fremden Privat- 
personen über öffentliche Rechtsverhältnisse, wenn dieselben ausnahmsweise unter 
den Schutz des Völkerrechtes gestellt sind; 3. Verträge des Staates mit der 
Kirche über Staats- und kirchenrechtliche Verhältnisse, insbesondere die Concordate 
der Staaten mit dem päpstlichen Stuhle. 
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hiebei die Bünde oder Conföderationen, durch welche die ver- 
bündeten Staaten sich zu einer Gesammtmacht mit organischen 
Einrichtungen gestalten, neben den Conventionen und den mit 
organischen Gesammteinrichtungen nicht ausgerüsteten Bünd- 
nissen als eine selbstständige dritte Hauptclasse von Staats- 
verträgen aufgefasst. Die nämlichen V^ölkerrechtslehrer sprechen 
dann daneben wohl auch von > diplomatischen t Verträgen, welche 
die durch die Haltung oder das Uebergewicht einer Macht be- 
drohten völkerrechtlichen Verhältnisse aufrecht zu erhalten die 
Absicht haben, und von »kosmopoHtischen« Verträgen, welche 
zur Sicherung der weltbürgerlichen Rechte der Individuen ab- 
geschlossen werden. °) 

Wir selbst unterscheiden im Anschlüsse an unsere Defini- 
tion der internationalen Verträge politische und sociale Verträge. 
Zu den socialen Verträgen, welche die Befriedigung der socialen 
Interessen und Culturbestrebungen sowohl ganzer Nationen, als 
auch engerer Gesellschaftsclassen und der Individuen bezwecken, 
gehören insbesondere alle Staatsverträge über Handel, Fluss- 
und Seeschiffiahrt. Eine Signatur für die eigenthümliche Tendenz 
der Gegenwart bedeutet die relative Abnahme der politischen 
Verträge im Gegensatze zur verhältnissmässigen Zunahme der 
internationalen Verträge socialen Charakters.*^) 



«») vSiehe z. B. Bern er, a. a. O., 8/647—648. — Die »diplomatischen« 
Verträge wollen besonders Verwicklungen verhüten, welche das »politische Gleich- 
gewicht« zu stören geeignet wären. — Zu den »kosmopolitischen« Verträgen 
rechnen die betreffenden Publicisten : die Verträge über Freizügigkeit und Aus- 
wanderung, welche dem Individuum nach und nach die weltbürgerliche Benutzung 
des Erdballes sichern; Verträge gegen den Sclavenhandel ; Verträge über den 
Rechtsschutz der eigenen Unterthanen in fremden Staaten und Verträge zur Ge- 
währleistung des Strafrechtes und des Privatrechtes ausserhalb des eigenen Staats- 
gebietes. 

w) Siehe insbesondere die mit unserer Auffassung wesentlich übcreinstim- 
menden Ausführungen von Martens, a. a. O., S. 414 — 415. 
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§ III. 

Eine bestimmte äussere Form ist für die internationalen 
Verträge nicht vorgeschrieben. Principiell muss daher auch die 
Möglichkeit eines mündlich geschlossenen Staatsvertrages zuge- 
standen werden. Gleichwohl wird factisch und zwar selbst bei 
Vereinbarungen und Verträgen zwischen absoluten Souveränen 
an der schriftlichen Form festgehalten.'*) 

Ein den Verträgen unzweifelhaft ebenbürtiger Act ist eine 
Declaration, wie z. B. die Pariser Seerechts-Declaration. ^^) Unter 
den sogenannten »Tractatenc versteht man gewöhnlich nur die 
Aufzeichnung Desjenigen, worüber sich die unterhandelnden 
Staaten vorläufig verständigt haben, d. h. den noch nicht ver- 
pflichtenden Entwurf zu einem Vertrage.") Nach anderen Völker- 
rechtslehrern bezeichnet man dagegen mit dem Namen »Trac- 
tatec die unter besonders solennen Formen und bei hervor- 
ragenden Gelegenheiten abgeschlossenen Verträge, z. B. die 
»Friedens-Tractatec nach beendetem Kriege.'*) 

Ein Rechtssatz ist das sogenannte »Alternat«, d. h. Staaten 
gleichen Ranges haben das Recht, in der für sie selbst bestimm- 



»') Vergl. Heffter, a. a. O., S. i88 u. f., und Bluntschli, a. a. O., 
S. 238 — 240, sowie Märten s, a. a. O., S. 410 — 412. 

^2) Mit Recht erklärt Martens (a. a. O., S. 411): Wenn manche Staats- 
männer behaupten, dass eine Declaration nur gewisse allgemeine Principien ver- 
künde, deren Vernünftigkeit die declarirenden Staaten durch die Unterzeichnung 
constatiren, ohne sich jedoch zur stricten Beobachtung derselben zu verpflichten, 
so stehen dieser Ansicht die Thatsachen entgegen. 

") Vergl. z. B. Bluntschli, a. a. O., S. 238. 

'*) Siehe Martens, a. a. O., S. 411 — 412. — Martens stellt in dieser 
Beziehung den »Tractaten« die »Conventionen« gegenüber. — Die' Tractate, 
sagt Martens, beginnen mit der Eingangsformel »Im Namen der Heiligen 
Dreifaltigkeit«, wenn sie unter christlichen Mächten geschlossen werden, oder, 
wenn mit aer Pforte, »Im Namen Gottes des Allmächtigen« ; die Conventionen 
sind weniger feierlich gehalten und beginnen directe mit der Angabe der Motive, 
worauf die Vertragspunkte und endlich die Unterschriften folgen. 
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ten Vertragsurkunde zuerst zu unterschreiben und die eigenen 
Titel voranzustellen. Neuerdings wird jedoch bei der Unterschrift 
die alphabetische Reihenfolge beobachtet. Die Eintheilung in 
Paragraphe, Artikel, Separatartikel, Schlussprotokolle u. s. w. 
hat keinerlei juristische Bedeutung: der ganze Inhalt des Ver- 
trages bildet, wo nichts Anderes vereinbart ist, ein juristisch un- 
theilbares und gleichwerthiges Ganzes.'^) 



«) Siehe Zorn, Staatsrecht, IL S. 435—43^- 
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Zweiter Abschnitt. 

Abschluss der internationalen Verträge; Betheiligung dritter 
Staaten an den Verträgen; Verstärkung oder Sicherung der 

internationalen Verträge.') 



Erstes Kapitel. 
Der Abschluss der internationalen Verträge. >) 

§ 112. 

Die nächstliegende Doppelfrage betrifft einerseits: 

1. die möglichen Subjecte der internationalen Verträge, 
andererseits : 

2. den möglichen Inhalt der internationalen Verträge.^) 
Als Subjecte von Staatsverträgen können nur souveräne 

oder solche Staaten in Betracht gelangen, welche bezüglich der 
Rechtssetzung unbeschränkt sind, weil in dem Abschlüsse der 
Vereinbarung unter den Staaten das bindende Versprechen liegt, 



') Nach unserem Dafürhalten stehen die Betheiligung dritter Staaten an 
den Verträgen und die Verstärkung oder Sicherung der internationalen Verträge 
in integrirendem Zusammenhange mit der Frage des Vertragsabschlusses. In den 
Lehrbüchern des Völkerrechtes scheint diesfalls etwas systemlos verfahren zu 
werden. Bezüglich der H e ff ter'schen Darstellung der Lehre von den internatio- 
nalen Verträgen betont Geffcken (a. a. O., S. 179) ausdrücklich, dass die 
Ordnung des Stoffes eine wenig glückliche sei, »da Allgemeines und Besonderes 
durcheinandergehen. « 

*) Vergl. Heffter, a. a. O., S. 181 u. f., und Bluntschli, a. a. O., 
S. 231 u. f., sowie Martens, a. a. O., S. 393 — 407. — Siehe insbesondere 
Zorn in der Tüb. Zeitschrift von 1880, S. 16 u. f., und im Staatsrechte, IL 
S. 423 — 435. — Vergl. bezüglich des deutschen Rechtes auch die einschlagenden 
Abhandlungen von Gorius und Probst in Hirth's Annalen von 1874 und 
1875, resp. von 1882. 

') Vergl. Martens, a. a. O., S. 393. 
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den Inhalt der Vereinbarung zum Rechte zu erheben. Die, soge- 
nannten halbsouveränen Staaten, welche bezüglich der Rechts- 
setzung von einer übergeordneten Gewalt abhängen, haben dem- 
gemäss nicht die Fähigkeit, internationale Verträge abzuschliessen. 
In den Staatenverbindungen bemisst sich die Vertragsfähigkeit 
nach der Innehabung der Souveränetät: während im Staatenbünde 
und im Falle der Personalunion die Einzelstaaten zum Abschlüsse 
von internationalen Verträgen berechtigt sind, kommt das frag- 
liche Recht im Bundesstaate der Centralgewalt zu.*) 

Den Inhalt der internationalen Verträge kann alles Das- 
jenige bilden, was fähig ist, Rechtssatz zu sein. Selbstverständ- 
lich ist jeder Vertrag seinem Wesen nach nur für die contrahi- 
renden Theile selbst verbindlich, d. h. kein Staat, der einen Ver- 
trag abschliesst, kann hiedurch eine dritte Macht ohne deren 
specielle Ermächtigung obligiren. Ebenso versteht sich von 
selbst, dass ein Recht, welches seiner Natur nach nur einem 
bestimmten einzelnen Staate eingeräumt werden kann, nach 
dessen einmaliger vertragsmässiger Uebertragung nicht noch 
einmal auf einen anderen Staat transferirbar ist."^) 

§ 113- 
Bezüglich der Art und Weise des Abschlusses von inter- 
nationalen Verträgen besteht zunächst die Regel, dass behufs 
Vereinbarung und textueller Formulirung des Inhaltes eine schrift- 



*) Siehe Zorn, Staatsrecht, II. S. 424 — 425. 

*) Siehe Zorn, Staatsrecht, II. S. 420, und Martens, a. a. O., 
S. 405 — 407, Vergl. auch Heffter, a. a. O., S. 181 u. f., und Bluntschli, 
a. a. O., S. 234 — ^237. — ■ Treftend erklärt Zorn (a. a. O., S. 420): »In den 
Systemen des Völkerrechtes werden in Uebertragung der privatrechtlichen Schablone 
auf das öffentliche Recht bestimmte Voraussetzungen bezüglich des Inhaltes der 
Staatsverträge als juristische behauptet. Der Vertragsinhalt darf hienach nicht 
unmöglich und nicht unsittlich und der Abschluss nicht mit Zwang erwirkt sein. 
Alle diese Erörterungen sind für das öffentliche Recht ganz unbrauchbar«. — Indem 
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liehe oder mündliche Communication zwischen den betreffenden 
Staaten gepflogen wird: bei wichtigeren Materien werden zu 
diesem Behufe stets Bevollmächtigte zusammentreten, für welche 
der Umfang ihrer Vertretungsbefugniss durch die vom Staats- 
oberhaupte schriftlich oder mündlich ertheilte Vollmacht begrenzt 
wird. Der von den Bevollmächtigten festgestellte Inhalt der 
Verträge qualificirt sich rechtlich als ein Vertragsentwurf und 
wird als solcher von den Bevollmächtigten unterzeichnet, worin 
nichts Anderes liegt, als das von den Bevollmächtigten kraft 
ihrer Vollmacht ertheilte Versprechen, den festgestellten Ent- 
wurfstext denjenigen weiteren Stadien zuzuführen, in welchen 
die Erhebung desselben zum Rechte, resp. des Vertragsentwurfes 
zum bindenden Vertrage, erfolgen soll. Der vereinbarte und 
unterzeichnete Entwurf geht sodann aus den Händen der Be- 
vollmächtigten an den Vollmachtgeber, d. h. das Staatsober- 
haupt, zurück und hat die weiteren Stadien zu passiren, um den 
Rechtscharakter zu erlangen.*^) 

wir uns der vorstehenden Erklärung Zorn 's unbedingt anschliessen, verweisen 
wir bezüglich der einschlagenden Materien (z. B. »zulässige causa« und »Willens- 
freiheit der Contrahenten«) auf die bctreßenden Ausführungen bei Heffter, 
Bluntschli und Martens. 

•) Siehe Zorn in der Tüb. Zeitschrift von 1880, S. 20 — 21, und im' 
Staatsrechte, II. S. 476. — Die Vollmacht zur Vertretung muss eine ausdrück- 
liche sein. Das Beglaubigungsschreiben einer diplomatischen Person legt ihr nur 
ihren diplomatischen Charakter bei und spricht ihre Befugniss nur im Allgemeinen 
aus : soll dieselbe zur Abschliessnng eines Staatsvertrages befähigt sein, so bedarf 
sie einer hierauf abzielenden besonderen Vollmacht (plein-pouvoir ad hoc). Ein 
ohne. Vollmacht im Namen eines Staates gegebenes Versprechen heisst »Sponsion«. 
— Jellinek charakterisirt (a. a. O., S. 55) die Unterzeichnung des formulirten 
Vertragsentwurfes als eine »Sponsion«, obwohl eine solche im gewöhnlichen 
Sinne — wie soeben erwähnt wurde — ohne alle Ermächtigung gemacht wird. 
Geffcken billigt diese Charakteristik: denn, sagt er, selbst wenn die Unter- 
händler sich genau in den Grenzen ihrer Instructionen gehalten haben, können 
sie doch nur hoifen und nicht bestimmt wissen, dass ihre Vollmachtgeber ratifi- 
ciren werden, weil unberechenbare Umstände dies zu verhindern vermögen. 
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Im absoluten Staate erlangt der Vertragsentwurf den Rechts- 
charakter durch die einfache Genehmigung oder »Ratification« 
des Staatsoberhauptes. Von der erfolgten Genehmigung oder 
Ratification wird dem anderen Contrahenten die entsprechende 
Mittheilung gemacht. Mit dem Austausche der Ratifications- 
urkunden ist der Vertrag perfect, zum Rechte erhoben, »abge- 
schlossen«.') 

Im constitutionell-monarchischen Staate muss zwischen »Staats- 
verträgen über Materien der Verordnungsgewalt« und »Staats- 
verträgen über Materien der Gesetzgebungsgewalt« unterschieden 
werden. Bei Staatsverträgen über Materien der Verordnungs- 
gewalt verhält sich im constitutionell-monarchischen Staate die 
Sache allerdings genau ebenso wie im absoluten Staate: der 
»Abschluss« liegt in der Ratification durch das Staatsoberhaupt, 
welche den Vertragsentwurf zum Vertrage, d. h. zum bindenden 
Rechte, macht. Anders verhält sich dagegen im constitutionell- 
monarchischen Staate die Sache bei Staatsverträgen über Ma- 
terien der Gesetzgebungsgewalt. ^) 

§ 114. 
Ein in die Sphäre der Gesetzgebung fallender Staatsvertrag 
bedarf im constitutionell-monarchischen Staate zur definitiven 
Feststellung seines Inhaltes der Genehmigung der Volksvertre- 



Gleichwohl, bemerkt Geffcken, ist die Unterzeichnuny; kein rechtlich irrelevanter 
Act, so dass man sich bis zur RatiBcation noch immer im Stadium der Unter- 
handlung befände ; vielmehr ist diese mit dem Augenblicke abgeschlossen, wo die 
Bevollmächtigten ihre Namen unter den Entwurf setzen : sie bekunden damit 
ihre Ueberzeugung, dass die Absicht ihrer Vollmachtgeber erreicht ist, — hinfort 
kann an dem Inhalte des Verabredeten Nichts mehr geändert werden, die Rati- 
fication kann nur einfach gegeben oder verweigert werden, sie muss »pleine et 
enti^re« sein. Siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 191. 

') Siehe Zorn in der Tüb. Zeitschrift von 1880, S. 22 — 23. 

«) Siehe Zorn in der Tüb. Zeitschrift von 1880, S. 23. 
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tung. Der von den Bevollmächtigten formulirte Vertragsentwurf 
muss daher im Namen des Staatsoberhauptes an die Volksver- 
tretung geleitet werden zum Zwecke seiner verfassungsmässigen 
Behandlung. Die Volksvertretung kann den Entwurf entweder 
pure ablehnen oder pure annehmen oder aber »amendiren«, 
d. h. abändern.^) 

Wird der Vertrag pure abgelehnt, so ist Nichts, was den 
Charakter von Recht trüge, zu Stande gekommen, weder völker- 
rechtlich noch staatsrechtlich: es ist überhaupt kein »Abschluss« 
erzielt. Wird der Entwurf pure angenommen, so geht derselbe 
an die Regierung zurück; und es liegt nunmehr die Sache so, 
wie im absoluten Staate nach Abschluss des ersten Stadiums. 
Jede Abänderung des Entwurfes charakterisirt sich als eine mit 
einer neuen Offerte verbundene Ablehnung.*^*) 

Ist die definitive Feststellung des Entwurfsinhaltes durch 
Zustimmung der Volksvertretung erzielt, so erfolgt — wie beim 
Gesetzesentwurfe die Sanction so beim Vertragsentwurfe — die 
Ratification. Eine Ratification vor eingeholter Zustimmung der 
Volksvertretung wäre rechtswidrig und sohin ungiltig: die ohne 
diese Voraussetzung eingetretene Ratification vermöchte über- 
haupt nicht, den Vertragsentwurf zum Vertrage zu erheben, 
dergestalt, dass gar keine Veranlassung dazu besteht, im Falle 
der Verweigerung der Zustimmung der Volksvertretung zu einem 
ohne diese Zustimmung vorgängig ratificirten Vertragsentwurfe 
die Nullität und Nichtigkeit eines »Vertrages« zu bestreiten. 
Die Ratification von Staatsverträgen ist der der Sanction von 



») Siehe Zorn in der Tüb. Zeitschrift von 1880, S. 23—24, und im 
Staatsrechte, II. S. 431 u. f. — Vergl. auch Märten s, a. a. O., S. 399 — 400. 

»0) Siehe Zorn in der Tüb. Zeitschrift von 1880, S. 25. — Schliesst sich 
die Regierung der Abänderung des Vertragsentwurfes an, so beginnt eine neue 
Unterhandlung, worauf nach Einigung mit dem anderen Contrahenten ein neuer 
Entwurf unterzeichnet wird. — Vergl. auch Geffcken bei Heffter, a. a. O., 
S. 191- 192. 
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Gesetzen analoge Act: sie enthält nach Aussen dem anderen 
Contrahenten gegenüber die feierliche Versicherung, dass der ver- 
einbarte Vertragsentwurf den Rechtscharakter empfangen habe, 
und nach Innen den Recht constituirenden Imperativ oder den 
Gesetzesbefehl. ^ ^) 



•') Siehe Zorn in der Tüb. Zeitschrift von 1880, S. 25 u. f. — Anderer 
Ansicht ist Geffcken, welcher (a. a. O., S. 192) erklärt: »Eine Regierung, 
welche für die staatsrechtliche Giltigkeit eines Vertrages der Genehmigung eines 
anderen Factors im Staatsleben bedarf, wird nicht leicht ratificiren," ehe dieselbe 
erfolgt ist; thut sie es aber in der Erwartung, dass die Zustimmung nachträglich 
gegeben werde, und wird diese verweigert, so ist nicht etwa, wie Zorn behauptet, 
der Vertrag null und nichtig, sondern er besteht völkerrechtlich und der andere 
Contrahent hat ein liquides Recht, Erfüllung zu fordern und — eventuell — zu er- 
zwingen (z. B. durch Repressalien). Diesen Conflict kann man nicht mit Zorn 
durch Berufung auf den bekannten Satz beseitigen, dass jeder Contrahent die 
Dispositionsfähigkeit Desjenigen, mit dem er unterhandelt, zu prüfen hat. Eine 
Regierung muss allerdings wissen, welche Stadien der vereinbarte Entwurf bei 
dem anderen Contrahenten durchlaufen wird; und sie kann sich nicht beklagen, 
wenn der zu schliessende Vertrag in einem dieser Stadien scheitert: wenn sie 
aber demselben gegenüber ausdrücklich die Verantwortlichkeit übernimmt, • eines 
dieser Stadien zu überspringen, wie dies durch die Ratification vor Zustimmung 
eines dazu berechtigten Factors geschieht, so hält der andere Contrahent sich 
lediglich an sie.« — Die Ansicht, dass die Ratification den Vertrag rückwärts in 
Kraft^setze, ist unhaltbar. Siehe Geffcken bei Heffter, a.a.O., S. 192 — 193. 
Vergl. über den Grundsatz »ratihabitio retrotrahitur ad initium negotii« auch 
Martens, a. a. O., S. 403. 
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Zweites Kapitel. 
Die Betheilignng dritter Staaten an den Verträgen. *) 

§ IIS. 
Was die Betheiligung dritter Staaten an den Verträgen 
anbelangt, so kommen als Hauptformen derselben in Betracht: 

1. die gütliche Verwendung (bons oftices) und die eigent- 
liche Vermittelung (m^diation), 

2. der Anschluss (adh^sion), 

3. der Beitritt (accession).^) 

§ 116. 

Im Falle der »gütlichen Verwendung« wendet eine dritte 
Macht ihre »guten Dienste« bei den Parteien an, um diese zum 
Abschlüsse eines Vertrages zu bewegen oder um die zwischen 
denselben bereits eröffneten Unterhandlungen zu fördern: eine 
solche Verwendung kann sowohl aus eigenem Antriebe, als auch 
auf Ansuchen der Parteien erfolgen; und sie kann ferner ent- 
weder ohne Verpflichtung oder aber auf Grund eines gegebenen 
Versprechens eintreten.^) 

Im Falle der »Vermittelung« nimmt eine dritte Macht in 
aller Form an den Unterhandlungen Antheil, um durch ihre 
Vorschläge eine Vereinbarung der Parteien zu Stande zu brin- 



^) Siehe Heffter (»über die Mitwirkung Dritter bei der Vertragsschlies- 
sung«), a. a. O., S. 193 — 195, und Martens, a. a. O., S. 407 — 410, sowie 
Bern er, a. a. O., S. 641 — 643. 

') Ueber die Intervention, welche Martens auch in Behandlung der hier 
fraglichen Materie berücksichtigt, siehe oben § 31 — 23^ S. 42 — 44. 

') Ein besonderes Rechtsverhältniss wird durch die gütliche Verwendung 
nur dann hervorgerufen, wenn für eine bestimmte Rathsertheilung (consilium) 
eine Verantwortlichkeit ausdrücklich übernommen worden ist. Siehe Heffter, 
a. a. O., S. 193 — 194. 
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gen. Der Vermittler erhält als solcher kein Garantierecht für 
den unter seiner Vermittelung abgeschlossenen Vertrag; und er 
kann auch kein Recht aus solchen Stipulationen ableiten, welche 
auf seinen Betrieb in den Vertrag aufgenommen sind. Das Amt 
des Vermittlers erlischt, sobald der Zweck desselben erreicht 
oder entschieden verfehlt ist.*) 

Von dem Leister guter Dienste unterscheidet sich dem- 
gemäss der Vermittler schon dadurch, dass er mit selbstständi- 
gen Ausgleichungsvorschlägen hervortritt, während der Leister 
guter Dienste sich darauf beschränkt, allgemeinhin Versöhnung 
und Eintracht einzurathen und die eigenen Vorschläge der Par- 
teien bald bei der einen, bald bei der anderen Partei zur An- 
nahme zu empfehlen.^) 

§ "7- 

Der »Anschluss« (adhesion) bedeutet die förmliche Erklä- 
rung einer Macht, dass sie den Inhalt eines bereits bestehenden 
Vertrages Anderer als auch für sich selbst geltend anerkenne: 
eine solche Erklärung erfolgt in der Regel auf Einladung der 
ursprünglichen Paciscenten und bezieht sich entweder auf gewisse 
in dem betreffenden Vertrage declarirte Rechtsprincipien oder 
aber auf einige von der dritten Macht mit oder ohne Clausel 
zu übernehmende Theilverpflichtungen.*^) 

Auf den Anschluss in dessen minder solenner Form folgt 
nicht selten der »Beitritt«.^) 

*) Eine sogenannte »bewaffnete Vermittelung« bedeutet die Eröffnung 
eines Kriegszustandes. Vergl. Heffter, a. a. O., S. 194 — 195. 

*) Siehe Berner, a. a. O., S. 642 — 643. 

«) Interessante und instructive Beispiele des »Anschlusses« siehe bei 
Martens, ä. a. O., S. 409. 

') Auch Geffcken anerkennt, dass der Unterschied zwischen Accession 
und Adhäsion ungleich wichtiger ist, als die von Heffter (a. a. O., S. 194 — 195 
beliebte Unterscheidung dreier Arten des Beitrittes eines dritten Interessenten zu 
einem bereits abgeschlossenen Vertrage. 

J2* 
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Unter »Beitritt« (accession) versteht man den formellen 
und feierlichen Eintritt einer dritten Macht in ein schon be- 
stehendes Vertragsverhältniss anderer Staaten »bei Uebernahme 
desselben nach seiner gesammten Ausdehnung, also genau der- 
selben Pflichten und Rechte, wie sie den ursprünglichen Haupt- 
contrahenten zukommen«. Der Beitritt kann unter dem Vertrage 
selbst erklärt werden. Mitunter spricht man jedoch den Beitritt 
auch durch eine besondere Accessionsacte aus, welche dann 
durch eine Acceptationsacte als angenommen bezeichnet wird.^) 



«) Siehe Martens, a. a. O., S. 409 — 410, und Berner, a. a. O., S. 643. 
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Drittes Kapitel. 
Die Verstärkang oder Sicherung der internationalen Verträge.') 

§ ii8. 

Wird von der Garantie im engeren Sinne, d. h. von der 
durch einen sogenannten Garantievertrag begründeten völker- 
rechtlichen Gewährleistung, vorläufig abgesehen, so sind die ander- 
weitigen Mittel, welche ehedem zur \"erstärkung und Sicherung 
der internationalen Verträge dienten, entweder überhaupt in Weg- 
fall gerathen oder aber dermalen nur mehr einer beschränkten 
Anwendung theilhaftig.^) 

Zu den gänzlich in Wegfall gerathenen Garantieen im 
weiteren Sinne gehören namentlich: 

1. religiöse Feierlichkeiten bei Schliessung der Verträge 
selbst (z. B. das Küssen des Kreuzes oder der Genuss der Ho- 
stie), sowie die eidliche Bekräftigung der Verträge; 

2. die Verpflichtung zum Einlager oder Einreiten (jus ob- 
stagii), sowie das Erbieten, sich im Falle der Nichterfüllung 
ehrlos schelten oder sich durch Schandgemälde verhöhnen zu 
lassen ; 

3. die Verpflichtung zu einer Conventionalstrafe für den 
Fall der unterbliebenen Erfüllung.^) 

Zu denjenigen Garantieen im weiteren Sinne, welche der- 
malen nur mehr einer beschränkten Anwendung theilhaftig sind, 
gehören namentlich die Bestellung von Unterpfändern und die 



*) Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 206 — 210, und Bluntschli, 
a. a. O., S. 241 — 247, sowie M arten s, a. a. O., S. 417 — 423. 

*) Vergl. diesfallsige Specialschriften bei v. Ompteda, a. a. O., § 276, 
und V. Kamptz, a. a. O., § 250. 

3j Vergl. Berner's Art. »Völkerrechtliche Garantie« in Bluntschli 's 
Staatswörterbuch, IV. S. 65--96. 
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Ueberlieferimg von Geiseln. Verpfändungen, die sich im Noth- 
falle sogar auf das Vermögen der Unterthanen erstrecken können, 
pflegen nur noch bei Anleiheverträgen einzutreten. Den Gebrauch 
von Geiseln beschränkt die heutige Völkersitte auf Kriegszeiten.*) 

§ 119. 
Das moderne Hauptmittel für die Verstärkung oder Siche- 
rung der internationalen Verträge ist die Garantie oder Bürg- 
Schaft. Hiebei muss jedoch sofort unterschieden werden zwischen 
einer Garantie, durch welche ein Staat einem änderten Staate 
Hilfe verspricht, um ein bestimmtes Verhältniss aufrecht zu 
erhalten, und einer Garantie, durch welche mehrere Mächte 
einen völkerrechtlichen Rechtszustand unter ihren selbstständi- 
gen Schutz nehmen: im ersteren Falle tritt der Garantieact als 
accessorischer Vertrag zu dem Hauptvertrage hinzu; im letzte- 
ren Falle charakterisirt sich der Garantievertrag selbst als Haupt- 
vertrag. Die anderweitigen Eintheilungen der internationalen 
Garantie berücksichtigen theils: i. die Verschiedenheit des Gegen- 
standes, auf welchen sich die Garantie bezieht; theils: 2. die 
Verschiedenheit der Form, in welcher die Garantie auftritt.^) 



•) Ein seltenes Beispiel der Verpfandung beweglicher Sachen behufs Siche- 
rung der Vertragserfüllung bildet die Verpfändung der polnischen Kronjuwelen 
an Preussen. Vergl. Günther, Europäisches Völkerrecht in Friedenszeiten 
(Altenburg 1793), 11. S. 153 u. f. — Ueber die gewaltsame Pfandnahme fremden 
Staatsgebietes zur Sicherung für völkerrechtliche Forderungen an den Staat, dem 
dieses Gebiet zugehört, siehe Bluntschli, a. a. O., S. 242. — Vergl. über- 
haupt Martens, a. a. O., S. 419. 

*) Vergl. Heffter, a. a. O., S. 208 — 210, und Bluntschli, a. a. O., 
S. 242 — 247, sowie Martens, a. a. O., S. 420 — 423. — Aus der älteren Lite- 
ratur siehe Neyron, Essai sur les garanties. Ooett. 1777. — Mitunter wird 
zwischen Garantie und Bürgschaft unterschieden. »Der Garant verbindet sich, die 
verpflichtete Hauptpartei zur Erfüllung anzuhalten, beziehungsweise den Berech- 
tigten in der Durchführung seiner Forderung zu unterstützen ; der Bürge dagegen 
ist verpflichtet, selber subsidiär oder unter Umständen sogar gleichzeitig neben 
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Nach der Verschiedenheit des Gegenstandes, auf welchen 
sich die Garantie bezieht, unterscheidet man: 

1. die Garantie der Aufrechthaltung eines bestimmten Zu- 
standes, z. B. der Neutralität; 

2. die Garantie der Erfüllung einer bestimmten Leistung, 
z. B. der Bezahlung einer Schuld; 

3. die Garantie des Fortbestandes einer bestimmten Staats- 
verfassung,^) 

Nach der Verschiedenheit der Form, in welcher die 
Garantie auftritt, unterscheidet man zwei Arten der Garantie, 
nämlich : 

1. die einfache Garantie, bei welcher ein bestimmter ein- 
zelner Staat die Erfüllung eines zwischen fremden Staaten ab- 
geschlossenen Vertrages verbürgt, und: 

2. die zusammengesetzte Garantie, resp.: 

a) die gegenseitige Garantie, wobei sich die Staaten gegen- 
seitig die Unverletzlichkeit ihres Besitz- und Rechtsstandes 
verbürgen, und: 

b) die Collectiv-Garantie , d. h. die solidarische Bürgschaft 
mehrerer Staaten für die Aufrechthaltung eines gewissen 
Zustandes oder die Unantastbarkeit der Besitzungen und 
Rechte eines bestimmten Staates.') 

§ 120. 

Wenn die Garantie des dritten Staates nur zur Verstär- 
kung oder Sicherung eines Hauptvertrages dient, so rechtfertigt 
sich das Einschreiten des Garanten nur dann, wenn der vor- 



dem Hauptverpflichteten anstatt desselben die Leistung zu erfüllen.« Siehe 
Rlantschli, a. a. O., S. 247. 

•) Siehe Beispiele der hier fraglichen drei Hauptarten internationaler Bürg- 
schaft bei Martens, a. a. O., S. 420 — 421. 

') Vergl. Martens, a. a. O., S. 421 — 422, und Berner in Bluntschli's 
Staatswörterbuch, IV. S. 68 — 69. 
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gesehene Fall des Bedürfnisses nach Hilfe eingetreten ist und 
der Garant von der berechtigten Vertragspartei um Hilfe an- 
gegangen wird.^) Wenn dagegen mehrere Mächte einen völker- 
rechtlichen Rechtszustand unter ihren selbstständigen Schutz 
genommen und garantirt haben, so sind die Garantiemächte 
auch ohne vorgängige Anrufung ihrer Hilfe von Seiten des 
garantirten Staates zum Einschreiten berechtigt^) Im Falle einer 
Garantie mehrerer Mächte wird zwischen Collectiv-Garantie und 
Collectiv- und Separatgarantie unterschieden, indem bei letzterer 
Art der Garantie mehrerer Mächte jeder Garant ohne Rücksicht 
auf die Nichterfüllung seiner Genossen zum Eintreten verpflich- 
tet istjo) 

Wenn der Garantievertrag über das Mass der zu leistenden 
Hilfe schweigt, so muss man den Garanten für verpflichtet hal- 
ten, nöthigenfalls mit seiner Gesammtmacht zu Gunsten des 
gewährleisteten Rechtes aufzutreten: alsdann ist eine »vollstän- 
dige« Garantie vorhanden, welche in den Garantie vertragen ge- 
wöhnlich unter der Formel gegeben wird, dass man »alle zu 
Gebote stehenden Mittel« oder »alle seine Kräfte« zur Aufrecht- 
haltung des in Schutz genommenen Rechtes aufbieten wolle. Im 
Uebrigen verpflichtet auch die Uebernahme einer »vollständigen« 
Garantie den Garanten nur subsidiarisch, d. h. der Garantirte 
muss zunächst mit seinen eigenen Kräften sich vertheidigen, 
bevor er die Hilfe des Garanten in Anspruch nehmen kann. 



«) Ueber die Frage, ob, falls die Hilfe des Garanten angerufen wird und 
zwischen dem Garanten und dem Garantirten über den Umfang und die Bedeu- 
tung des garantirten Rechtes eine Meinungsverschiedenheit eintritt, alsdann der 
Garant der Auslegung des Garantirten oder der Garantirte der Auslegung des 
Garanten sich zu fügen habe, und welche Regeln als Folgesätze der beiderseitigen 
Rechtsstellung für das Verhalten unter solchen Umständen abzuleiten, seien, siehe 
Berner in Bluntschli's Staatswörterbuch, IV. S. 69 — 70. 

•) Vergl. Bluntschli, a. a. O., S. 243 — 244. 
»0) Siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 120. 
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Der Garant ist aller Verbindlichkeit enthoben, sobald er sein 
Mögliches gethan hat, und kann daher insbesondere von dem 
Garantirten nicht zum Schadenersatze angehalten werden, wenn 
es ihm nicht gelingt, dem gewährleisteten Rechte Geltung zu 
verschaffen. ' ') 

Die Hauptparteien, in deren Interesse der Garantievertrag 
als blosser Nebenvertrag abgeschlossen worden ist, können all- 
zeit die Garanten ihrer Währschaftspflicht entbinden und hie- 
durch den Garantievertrag auflösen.'-) Falls aber der Garantie- 
vertrag durch eine Anzahl von Mächten als selbstständiger 
Vertrag zum Schutze eines völkerrechtlichen Rechtszustandes 
abgeschlossen worden ist, so kann diese Garantie nur durch 
Vereinbarung zwischen den Garanten aufgelöst werden.''^) In 
beiden Fällen erlischt die Garantie durch Ablauf der etwa 
stipulirten Geltungsfrist. '*) 



>*) Siehe Berner in Bluntschli's Staatswörterbuch, IV. S. 70 — 71. — 
In keinem Falle kann man von dem Garanten fordern, dass er seine Existenz 
der Vertheidigung fremder Unabhängigkeit aufopfere: »ultra posse nemo tenetur!« 
— Vergl. Martens, a. a. O., S. 423. 

'2) Soweit durch die Hauptcontrahenten ohne Zuziehung der Garanten Ab- 
änderungen des Hauptvertrages vorgenommen werden, erlöschen sofort die Ver- 
pflichtungen der Garanten. Siehe Berner in Bluntschli's Staatswörterbuch, 
IV. S. 71. 

•3) Vergl. Bluntschli, a. a. O., S. 246. 
**) Vergl. Martens, a. a. O., S. 423. 
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Dritter Abschnitt. 

Errüllung und Auslegung, sowie Ende oder Erlöschung der 

internationalen Verträge.^) 



Erstes Kapitel. 
Die Erfüllung der internationalen Verträge. >} 

§ 121. 

Der Grundsatz »pacta sunt servanda« bildet den obersten 
Grundsatz des Völkerrechtes, obwohl den internationalen Ver- 
trägen die Sanctionen des Privatrechtes nicht zukommen. Alle 
internationalen Verträge sind »bonae fidei contractus«. Wie 
Bynkershoek bemerkt: »Pacta privatorum tuetur jus civile, 
pacta principum bona fides.«^) 

Damit die Erfüllung als bona fide geschehen anzusehen 
sei, muss sie nicht nur mit dem Buchstaben, sondern auch mit 
dem Geiste des Vertrages übereinstimmen.*) 



*) Auch die hiemit bezeichneten drei Materien stehen in integrirendem 
Zusammenhange untereinander. Vergl. oben S. 172, Anmerkung i. 

») Vergl. Heffter, a. a. O., S. 202 — 204, sowie (über Anfechtung der 
Verträge und Beseitigung der Einreden) S. 210 — 213. — Siehe insbesondere 
Martens, a. a. O., S. 416 — 417. — Aus der älteren Literatur vergl. Neyron, 
De vi foederum inter gentes. Goetting. 1778. 

3) Siehe Bynkershoek, Quaest. jur. publ., II. 10. — Jellinek erklärt 
(a. a. O., S. 57): »Es ist das Interesse, welches die Treue schützt, — und die 
Treue, welche das Interesse schützt.« — Hiezu bemerkt Geffcken (bei Heffter, 
a. a. O., S. 180): »In der That hat keine noch so treulose Regierung die Ver- 
bindlichkeit der von ihr geschlossenen Verträge geleugnet: Russland unterzeich- 
nete bereitwillig das Protokoll vom 13. März 187 1, obwohl seine ganze Action 
in der Frage, welche zur Londoner Conferenz führte, dem dort ausgesprochenen 
Principe widersprach. 

*) Siehe Martens, a. a. O., S. 416. 
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Das vorstehend präcisirte Princip fand seine ausdrückliche 
und schriftliche Bekräftigung durch die europäischen Grossmächte 
auf der Londoner Conferenz von 1871 in der Erklärung: »Die 
zur Conferenz versammelten Bevollmächtigten des Norddeutschen 
Bundes, Oesterreich-Ungarns, Grossbritaniens, Italiens, Russlands 
und der Türkei erkennen als essentielles Princip des Völker- 
rechtes an, dass keine einzige Macht sich weder von ihren 
Pflichten aus einem Vertrage lossagen, noch dessen Bestimmun- 
gen von sich aus modificiren dürfe anders, als unter der mittelst 
gütlichen Uebereinkommens zu erzielenden Zustimmung der Ver- 
tragsparteien.« ^) 

§ 122. 

Weigert sich ein Theil, einzelne Artikel des Vertrages zu 
erfüllen, so kann der andere Theil sich von dem ganzen Ver- 
trage lossagen.^) 

Dieser Rechtssatz beruht auf dem Umstände, dass die 
Staaten nicht so, wie Private, den Richter anrufen können, um 
den anderen ContraTienten zur Erfüllung seiner Verbindlichkeiten 
anzuhalten: will daher ein Staat nicht zur Selbsthilfe schreiten 
so bleibt Demjenigen gegenüber, der sich widerrechtlich lossagt, 
nur Annullirung des Vertrages übrig.') 

Die Unterscheidung zwischen hauptsächlichen Vertrags- 
bestimmupgen oder »Principalartikeln« und nebensächlichen Ver- 
tragsbestimmungen oder »Nebenartikeln« ist hiebei unzulässig: 
die Verletzung einer selbst unwichtigen Bestimmung ist gleich- 
bedeutend mit der Verletzung des ganzen Vertrage^.^) 

•) Siehe den Zusatz zum Sitzungsprotokolle vom 5. — 17. Jänner. 

*) Im gewöhnlichen Vertragsrechte der Privatverträge findet sich diese 
Regel nur ausnahmsweise: die Nichterfüllung begründet dort zunächst eine Klage 
des Verletzten auf Erfüllung, aber nur in wenigen Vertragsacten den freien 
Rücktritt oder die Kündigung desselben. Siehe Bluntschli, a. a. O., S. 255. 

') Siehe Geffcken bei Heffter, a.. a. O, S. 213. 

•) Siehe Martens, a. a. S. 416. 
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§ 123. 

Die Mehrzahl der internationalen Verträge wird nominell 
fiir die Ewigkeit geschlossen, weil die Verträge für Staaten 
gelten sollen, welche als juristische Persönlichkeiten die einzelnen 
Generationen überdauern und sich in der Kette derselben stetig 
fortsetzen.^) 

Gleichwohl können die thatsächlichen Zustände, welche die 
ausdrückliche oder stillschweigende Voraussetzung und Grund- 
lage der übernommenen Vertragspflicht gewesen sind, im Zeit- 
verlaufe sich derart verändern, dass die Erflillung der Vertrags- 
verbindlichkeit unnatürlich oder sinnlos geworden ist.*°) 

Man nimmt daher im Völkerrechte an, dass jeder inter- 

< 

nationale Vertrag unter der stillschweigenden Voraussetzung 
»bei so be wandten Dingen« oder mit der »Clausula rebus sie 
stantibus« abgeschlossen werde. Mit anderen Worten: die Formel 
von der Giltigkeit »aut ewige Zeiten« bedeutet in den inter- 
nationalen Verträgen nur eine »Giltigkeit, so lange die Zeiten 
und Verhältnisse noch nicht völlig andere geworden sind«. Die 
eingetretene Veränderung der zur Zeit des Vertragsabschlusses 
»so bewandten Dinge« ist jedoch, wenn nicht alles internationale 
Vertragsrecht schlechthin unsicher gemacht werden soll, in jedem 
einzelnen Falle klar nachzuweisen.*') 



») Siehe Berner in Bluntschli's Staats wörterblich, IX. S. 640. 
w) Siehe Bluntschli, a. a. O., 3. 255 — 256. 
»') Vergl. Geffcken bei Ileffter, a. a. O., S. 213. 



I 
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ZweitesKapitel. 
Die Auslegung der intemationaleii Verträge.'] 

§ 124. 

Eine authentische, resp. vollkommen verbindliche, Aus- 
legung eines internationalen Vertrages kann — in Ermanglung 
einer über den Staaten stehenden Autorität — nur aus der über- 
einstimmenden Erklärung der Contrahenten selbst oder aus der 
Erklärung eines von ihnen eingesetzten Schiedsrichters hervor- 
gehen.2) 

Derartige Erklärungen fuhren mitunter zu besonderen Aus- 
legungs- und Ergänzungsverträgen. ^) 

Alle Interpretationsregeln der Verträge dienen daneben 
bloss zur einseitigen Unterstützung von Ansprüchen oder Ein- 
wendungen.*) 

§ 125. 

Im Uebrigen muss zwischen der Interpretation der Worte 
und der Interpretation des Inhaltes der internationalen Verträge 
unterschieden werden. 

Die Interpretation der Worte besteht in der Darlegung: 

1. des buchstäblichen Sinnes der Worte, 

2. der grammatischen Construction derselben, 

3. des logischen Zusammenhanges zwischen den Worten 
und Urtheilen. 



*) Vergl. im Allgemeinen Hcffter, a. a. O., S. 204 — 206, und Martens, 
a. a. O., S. 423 — 425, sowie Berner in Blnntschli's Staatswörterbiich, IX. 
S. 645—646. 

') Vergl. Berner, a. a. O., S. 465. 

3) Vergl. Moser, Versuch des Europäischen Völkerrechtes, VIII. S. 323 u. f. 

*) Vergl. Heffter, a. a, O., S. 205. 



I90 



Der Inhalt der Verträge wird gefunden durch nähere 
Prüfung: 

1. der historischen Entstehung des in Rede stehenden 
Vertrages, 

2. der Uebereinstimmung seiner Normen mit den Grund- 
sätzen des Völkerrechtes, 

3. der Motive, des Zweckes und des Geistes des Ver- 
trages.*) 

§ 126. 

In höherem Grade, als auf irgend welchem anderen Rechts- 
gebiete, muss gerade im Völkerrechte die Billigkeit, die Starr- 
heit der rein juristischen Folgerungen mildern und mit dem 
wahren materiellen Rechte ausgleichen.^) 

Wenn Unklarheiten oder Unvollständigkeiten in einem Ver- 
trage vorhanden sind, so ist auch im Völkerrechte an dem 
Grundsatze festzuhalten, dass diejenige Partei, welche sich klarer 
oder vollständiger ausdrücken konnte, den Schaden ihrer Unter- 
lassung zu tragen habe.') 

Bei Verträgen, welche nur zum Vortheile einer Partei 
geschlossen sind, erfolgt die Interpretation im Zweifel zu Gun- 
sten des Belasteten.^) 



*) Siehe die trefflichen Ausführungen von Martens (a. a. O., S. 424), 
an welche wir uns im Texte anschliessen. 

®) Siehe Berner, a. a. O., S. 645. 

') In diesem Falle gilt der Satz des römischen Rechtes: »Obscuritas pacti 
nocet ei, qui apertius loqui potuit!« 

®) Insbesondere wird ein Vertrag über die Uebergabe einer Festung oder 
eines Truppentheiles im Zweifel zu Gunsten der Ueberwundenen ausgelegt. Siehe 
Bern er, a. a. O., S. 646. 
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Drittes Kapitel. 
Das Ende oder die ErlOschnng der internationalen Verträge^) 

§ 127. 
Die Verbindlichkeit internationaler Verträge erlischt von 
Rechtswegen : 

1. wenn die verabredete Leistung abschliessend erfüllt ist, 

2. durch Eintritt einer Resolutivbedingung, 

3. durch Ablauf der vorbestimmten Zeit.^) 

§ 128. 
Das Vertragsverhältniss wird ausserdem beendigt: 

1. durch eine auflösende Willensübereinkunft der Vertrags- 
parteien, 

2. durch Verzichtleistung von Seiten des Berechtigten, 

3. durch einseitige Kündigung einer Vertragspartei, wenn 
eine solche Kündigung nach dem Vertrage statthaft ist. 3) 

Der internationale Vertrag verliert schliesslich seine rechte' 
liehe Geltung theils: 

a) durch den gänzlichen Untergang des Objectes, worüber 
contrahirt wurde, theils: 



*) Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 213 — 215, und Bluntschli, 
a. a. O., S. 254 — 258, sowie Martens, a. a. O., S. 425 — 427. — Siehe auch 
Berner, a. a. O., S. 646 — 647. — Aus der älteren Literatur sind namentlich 
hervorzuheben die Schriften von Leonh. v. Dresch (Ueber die Dauer der 
Völkerverträge. Landsh. 1808), und E. W. v. Tr ölt seh (Vers, einer Entw. 
der Grundsätze, nach welchen die Fortdauer der Völkerverträge zu beurthcilen. 
Landsh. 1809). 

*) Die Sätze des Textes entsprechen dem gewöhnlichen Vertragsrechte, 
wie solches auch in Privatverhältnissen angewendet wird. Siehe Bluntschli, 
a. a. O., S. 254. 

3) Vergl. Heffter, a. a O., S. 213—214. 
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b) durch das Erlöschen des berechtigten oder verpflichte- 
ten Subjectes.*) 

Absolut unhaltbar ist die Annahme und Behauptung, dass 
die Giltigkeit der Verträge an die Fortdauer des Friedens- 
zustandes gebunden sei und von Rechtswegen aufhöre, wenn 
zwischen den Vertragsparteien ein Krieg eintritt.*) 

§ 129. 

Jeder an sich erloschene und todte Vertrag kann durch 
übereinstimmenden Willen der Contrahenten erneuert und wieder 
in das Leben gerufen werden.^) 

Die Erneuerung (Renouvellement) ist jedoch nicht zu ver- 
wechseln mit der Bestätigung (Confirmation) und der Verlänge- 
rung (Prolongation) eines Vertrages.'') 

Die »Bestätigung« empfiehlt sich, sobald Zweifel über die 
Giltigkeit eines abgeschlossenen Vertrages entstanden oder doch 
zu befürchten sind. Die »Verlängerung« wird stets durch einen 
ausdrücklichen Act vor Ablauf des Vertrages erklärt und zwar 
entweder für das Ganze desselben oder aber nur für einzelne 
Punkte. Wendungen, wie z. B. »confirmer et renouveler«, sind 
daher unzutreffend und beirrend.^) 



*) Vergl. Martens, a. a. O., S. 425 — 426. 

*) Die nähere Prüfung und Entscheidung dieser Frage erfolgt im drit- 
ten Buche. 

•) Vergl. G. F. v. Martens, Ucbcr die Erneuerung der Verträge in den 
Friedensschlüssen der europäischen Mächte. Gott. 1797. 

') Der Sprachgebrauch ist bei den Ausdrücken »Confirmation, Renouvelle- 
ment, RAablissement des traites« weder in der Literatur noch in den Verträgen 
völlig übereinstimmend: in den Verträgen kommen mitunter zwei dieser Ausdrücke 
und selbst alle drei nebeneinander vor. Vergl. z. B. : Paix de Hubcrtsbourg de 
1763, art. 5 und 12; Paix d'Aix-la-Chapelle de 1748, art. 3. 

*) Vergl. namentlich Geffcken bei Heffter^ a. a. O., S. 215» imd 
Berner, a. a. O., S. 644 — 645. 
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Erster Theil. 
Die Streitigkeiten der Staaten im Allgemeinen. 



Erster Abschnitt. 
Die Entstehung von Streitigkeiten.*) 

§ 130. 

Die Streitigkeiten der Staaten oder völkerrechtliche Streitig- 
keiten entstehen, wenn es sich um Ansprüche handelt, »deren 
Erledigung dem verfassungsmässigen Rechtsgange eines be- 
stimmten Staates nicht angehört oder wegen willkürlicher von 
Seiten der dortigen Staatsgewalt entgegengestellter Hindernisse 
daselbst nicht erreicht werden kann« (Heffter). 

Privatansprüche eines Unterthanen an einen fremden Staat 
oder dessen Unterthanen führen unter dieser Voraussetzung zu 
völkerrechtlichem Streite, indem sich der Staat des betreffenden 
Unterthanen in Ausübung seines Vertretungsrechtes gegen den 
fremden Staat annimmt. 

Die fraglichen Privatansprüche erhalten dadurch den Cha- 
rakter von völkerrechtlichen Ansprüchen.-) 

§ 131- 

Die Erledigung der völkerrechtlichen Streitigkeiten erfolgt 
zunächst entweder durch friedliche Mittel, d. h. im Wege der 

') Siehe Heffter, a. a. O., S. 225 u. f. 

2) Man kann insoferne die Veranlassungen völkerrechtlicher Streitigkeiten 
mit den Verletzungen des Völkerrechtes identificiren. Vergl. Bluntschli, a. a. O., 
S. 259 u. f. 

13* 
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Verständigung (zweiter Abschnitt), oder aber durch minder ein- 
greifende gewaltsame Mittel, d. h. im Wege der Selbsthilfe 
ohne Krieg (dritter Abschnitt)."') 

§ 132. 

Können völkerrechtliche Streitigkeiten weder durch fried- 
liche noch durch minder eingreifende gewaltsame Mittel erledigt 
werden, so erübrigt zur Vertheidigung des Rechtes schliesslich 
nur mehr die Abwehr des Unrechtes mit bewaffneter Hand, 
d. h. der Krieg (zweiter Theil).*) 



3) Bluntschli unterscheidet (a. a. O., S. 270 u. f.): »Minne verfahren« 
und »schiedsrichterliches Verfahren« einerseits und »Zwangsmittel ohne Krieg« 
andererseits. 

*) Ueber das Unzutreffende der älteren Systematik (Gegensatz von »Kriegs- 
recht« und »Friedensrecht«) siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 9. 
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Zweiter Abschnitt. 
Die Erledigung von Streitigkeiten durch Verständigung J) 

§ 133. 

Der erste und nächstliegende Weg für die Erledigung von 
Streitigkeiten durch Verständigung besteht in entsprechenden 
Verhandlungen der unmittelbar betheiligten Parteien. 

Während dieser diplomatischen Verhandlungen oder selbst 
nach Abbruch der gegenseitigen Correspondenz kann durch die 
Verbreitung von Deductionen oder Memoirs auf die öffentliche 
Meinung eingewirkt werden. 

Noch wichtiger, als solche Anrufung der öffentlichen Mei- 
nung, ist jedoch die Anrufung der »guten Dienste« einer be- 
freundeten Macht, welche als Versöhnerin zu wirken hat. Im 
Pariser Frieden von 1856 ist ausdrücklich der Wunsch ausge- 
sprochen, jedoch nicht die Verpflichtung anerkannt worden, dass 
beim Ausbruche ernster Zwistigkeiten, bevor zu den Waffen 
gegriffen wird, die guten Dienste einer dritten Macht angerufen 
werden mögen.*) Die »guten Dienste« nehmen den Charakter 
der Vermittelung an, wenn die dritte Macht mit freiwilliger Zu- 
stimmung der Parteien die Verhandlungen leitet, die Streitpunkte 
in einer für beide Theile gleich wohlwollenden Gesinnung mit 
denselben bespricht und einen Ausgleichsvorschlag unterbreitet. 3) 



') Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 226 — 232, und die da- 
selbst verzeichnete Literatur (insbesondere die Arbeiten von Wurm, Berner 
und V. Kalten born). 

') Protokoll vom 14. April 1856: »Messieurs les Pl^nipotentiaires n'h^sitent 
pas h exprimer au nom de leurs gouvernemens le voeu, que les etats, entre lesquels 
s'eleverait un dissentiment s^rieuse, avant d'en appeler aux armes, eussent recours, 
tant que les circonstances l'admettraient, aux bons offices d'une puissance amicale«. 

3) Während die »guten Dienste« nur eine moralische Bedeutung haben, hat 
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§ 134- 

Einen zweiten Weg für die friedliche Erledigung' völker- 
rechtlicher Streitigkeiten bildet die Wahl einer Schiedsrichters, 
welcher nach Anhörung beider Theile einen förmlichen Spruch 
über die Rechtsfrage ertheilt*) Ueber die Bedingungen des 
Schiedsspruches haben sich die Betheiligten zu vereinbaren."*) 
Die Uebernahme des Schiedsrichteramtes ist in den freien Willen 
der gewählten Schiedsrichter gestellt.*^) 

Ein aus mehreren Personen bestehendes Schiedsgericht 
handelt gemeinsam als einheitlicher Körper: bei Meinungsver- 
schiedenheit entscheidet die Stimmenmehrheit. Das Schiedsgericht 
hat das Recht, die Frist festzustellen, innerhalb deren die beider- 
seitigen Ausfuhrungen und Beweise vorzulegen sind; nach Ab- 
lauf dieser Frist kann dasselbe ohne Weiteres zum Vollzuge 
seines Auftrages schreiten. Eine absolute oder unheilbare Un- 
fähigkeit des Schiedsrichters (z. B. wegen eigener Betheiligung) 
vernichtet dessen Zuständigkeit; ein auf nachweisbare Täu- 
schungen gestützter Ausspruch ist fiir den Benachtheiligten 
gerade so unverbindlich, wie der Spruch eines erwiesenermassen 
bestochenen oder sonst unehrlichen Richters; ein den verein- 
barten Zuständigkeitskreis des Schiedsgerichtes überschreitendes 



die »Vermittelung« die rechtliche Bedeutung, dass sie die Feindseligkeiten suspen- 
dirt. Siehe Heffter, a. a. O., S. 227. — Vergl. oben S. 178 — 179. 

*) Vergl. über die völkerrechtliche Institution der Schiedsgerichte neben 
den Ausführungen der Systeme (namentlich Heffter's, a. a. O., S. 229 — 231) 
insbesondere auch : H o b a r t , Lord, Is it desirable to estabHsh a general System 
of International arbitration? London 1867. — Ross, An international High 
Court. London 1867. — Bundesgerichte in Staatenbünden und Bundesstaaten 
haben einen nicht sowohl völkerrechtlichen , als vielmehr staatsrechtlichen 
Charakter. 

*) Das Schiedsgericht kann unmöglich seine eigene Competenz bestimmen. 
Siehe Heffter, a. a. O., S. 230, 

«) Sowohl Souveräne, als auch Privatpersonen können zu Schiedsrichtern 
gewählt werden. Siehe Heffter, a. a. O., S. 229 und 231, Anmerkung 7. 
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Verfahren desselben hat keine verpflichtende Kraft fiir die 
Parteien^) 

Der Schiedsspruch muss von den Parteien stricte ausge- 
führt werden. Eine Anfechtung desselben aus dem Grunde, dass 
er unrichtig oder für eine Partei unbillig sei, ist unzulässig. Der 
Schiedsrichter selbst hat jedoch weder die Pflicht noch das 
Recht, für die wirkliche Ausführung des gefällten Schiedsspru- 
ches zu sorgen, falls das Gegentheil nicht ausdrücklich verab- 
redet wurde.'') 

§ 135- 

Ein dritter Weg, auf welchem eine Verständigung erzielt 
werden kann, besteht darin, dass man die Entscheidung dem 
Zufalle, z. B. dem Lose, überlässt. 

Selbstverständlich ist dieser Ausweg von jeher nur in unter- 
geordneten Fällen, z. B. bei Rangstreitigkeiten, betreten worden. 

Eine auch in älteren Zeiten nur selten in Antrag gebrachte 
und keineswegs empfehlenswerthe Art des Loses ist das Waften- 
los in Form des Zweikampfes.®) 



') Siehe Heffter, a. a. O., S. 229 u. f. 

*) Vergl. Bluntschli, a. a. O., S. 275 und 276. 

») Siehe Heffter, a. a. O., S. 228. 
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Dritter Abschnitt. 
Die Erledigung von Streitigkeiten durch Selbsthilfe 

(Retorsion, Repressalien, Embargo und Blocade)J) 

§ 136. 

Unter den minder eingreifenden gewaltsamen Mitteln zur 
Erledigung völkerrechtlicher Streitigkeiten oder unter den ver- 
schiedenen Arten der entsprechenden Selbsthilfe ohne Krieg 
kommt zunächst die Anwendung von Retorsionen in Betracht. 

Das Wesen der »Retorsion« besteht darin, dass ein Staat 
gegenüber der unbilligen Ausübung fremden Rechtes zu der an 
sich unbilligen Ausübung eigenen Rechtes schreitet. 2) Die Retor- 
sion hat den Zweck, den Gegner auf die Unbilligkeit seiner 
Rechtsausübung aufmerksam zu machen und zur Zurücknahme 
der hiebei vorgekommenen Massregeln zu veranlassen.^) Der 
Gegenstand einer Retorsion kann jedes internationale Verhält- 
niss sein und braucht daher mit der vorausgegangenen be- 
schwerenden Handlung des Gegners in keinem sachlichen Zu- 
sammenhange zu stehen, d. h. der angegriffene Staat ist mit der 
Retorsion nicht auf das Angriffsgebiet beschränkt.^) 



») Siehe im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 232 — 238. 

2) Das Recht der Retorsion (retorsio juris) ist geheiligt in dem Rechtssatze : 
»quod quisque in alterum statuerit ut ipse eodem jure^utatur«. Siehe Heffter, 
a. a. O., S. 232 — 233. 

») Vergl. Bluntschli, a. a. O., S. 282—283. 

*) Als Beispiele von Retorsion können mit v. Mohl (Encyclopädie, S. 453) 
angeführt werden : Auflegung eines hohen Differentialzolles auf die Waaren des 
Gegners, falls er zuerst einem diesseitigen Gewerbeinteresse unbillig zu nahe ge- 
treten ist; die Zurücknahme freiwillig eingeräumter und nicht durch Vertrag ge- 
sicherter Bevorrechtigungen der Angehörigen des fremden Staates in diesseitigem 
Gebiete; die Aufkündigung von Verträgen zu gemeinschaftlicher Beschaffung von 
Vortheilen, deren grössere Hälfte dem Gegner zu Gute kam; eine Schifffahrts- 



20I 



Unter keinen Umständen darf man im Wege der Retor- 
sion ein förmliches Unrecht wider den Gegner begehen : wie der 
Anlass zur Retorsion nicht in einer Verletzung des Rechtes, 
sondern in einer Versagung des Billigen besteht, so hat sich die 
Retorsion selbst auf die Versagung des Billigen zu beschränken.*) 

■ § 137- 

Von der Retorsion ist wesentlich verschieden die » Repres- 
salie c, welche in der Zufiigung eines Unrechtes wegen zuerst 
erlittenen Unrechtes besteht. Während die Retorsion gegen eine 
Unbilligkeit (jus iniquum) reagirt, reagirt die Repressalie gegen 
eine Ungerechtigkeit. Die Repressalie hat daher den Charakter 
der > Wiedervergeltung zum Zwecke der Rechtshilfe und Rechts- 
nöthigungf.®) 

Die Anwendung von Repressalien hat zur völkerrechtlichen 
Voraussetzung: i. die Verletzung eines klaren Rechtes, 2. die For- 
derung von Remedur oder Genugthuung, 3. die Ablehnung dieser 
Forderung. Die Repressalien selbst zerfallen in zwei Arten, näm- 
lich in: a) positive Repressalien, welche in der Wegnahme von 
Personen oder Sachen bestehen ; b) negative Repressalien, welche 
sich in der Vorenthaltung von Rechten oder in der Nichterfül- 
lung vertragsmässiger Verbindlichkeiten äussern. Man unter- 
scheidet ausserdem : a) besondere Repressalien, welche — heute 
nicht mehr gebräuchlich — in der dem Beschädigten ertheilten 
Befugniss enthalten sind, auf Kosten der fremden Nation sich 



acte im Falle der Erschwerung des diesseitigen Handels mit den Colonieen des 
Gegners u. s. w. 

*) Vergl. hierüber, sowie über Retorsion überhaupt Berner's Art. »Re- 
torsion« in Bluntschli's Staatswörterbuch, VIII. S. 596 u. f. 

•) Ueber Repressalien (von reprehendere, nicht von reprimere abgeleitet) 
vergl. Heffter, a. a. O., S. 233 — 236, und Bluntschli, a. a. O., S. 278 
u. f., sowie Berner's Art. »Repressalie« in Bluntschli's Staatswörterbuch, 
VIII. S. 596 u. f. 
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selbst Schadensersatz zu verschaffen ; b) allgemeine Repressalien, 
welche eine vom Staate selbst geübte Massregel darstellen.*) 

Ihre Erledigung finden Repressalien mit Erlangung der 
Remedur oder Genugthuung, durch anderweitige gütliche Ver- 
einbarung oder durch Ausbruch des Krieges.^) 

§ 138. 

Als minder eingreifende gewaltsame Mittel zur Erledigung 
völkerrechtlicher Streitigkeiten oder als weitere Arten der Selbst- 
hilfe ohne Krieg sind schliesslich noch das »Embargo« und — 
unter Umständen — die »Blocade« zu verzeichnen.^) 

Unter »Embargo« versteht man die vorläufige Zurück- 
haltung oder Beschlagnahme der in den nationalen Gewässern 
eines Staates und namentlich in den Häfen desselben sich 
aufhaltenden fremden Kauffahrteischiffe. Ein derartiger Arrest 
kann übrigens nicht nur als Repressalie, sondern auch als Prä- 
ventivmassregel bei drohendem Kriegsausbruche oder auch im 
Kriegsverlaufe selbst angewendet werden. Gegenwärtig besteht 
jedoch das Embargo factisch nur mehr als eine Art der Re- 
pressalie. *^) 

Unter »Blocade« versteht man im Allgemeinen die Ab- 
sperrung einer fremden Küste oder eines Theiles derselben 



') Repressalien werden z. B. geübt, wenn wegen einer ungerechten Hin- 
richtung eines diesseitigen Angehörigen unschuldige Bürger des fremden Staates 
diesseits ebenfalls hingerichtet werden ; wenn wegen einer ungerechtfertigten Weg 
nähme diesseitigen Eigenthums durch den fremden Staat das Eigenthum seiner 
Bürger im diesseitigen Gebiete zerstört oder demselben definitiv entzogen wird; 
wenn als Wiedervergeltung für eine in diplomatischen Verhältnissen erzeugte 
Ungunst ein rechtsgiltig bestehender und vom Gegner nicht verletzter Vertrag 
einseitig gebrochen wird. Siehe v. Mohl, Encyclopädie, S. 453. 

») Vergl. Per eis, Seerecht, S. 157. 

0) Vergl. namentlich Heffter, a. a. O., S. 236 — 238. 

^0) Embargo von (span.) embargar = anhalten. — Vergl. Per eis, See- 
recht, S. 166. —Siehe Geffcken's Note bei Heffter, a. a. O., S. 237—238 



203 



gegen allen Verkehr von Aussen und nach Aussen durch be- 
waffnete Macht: man unterscheidet sodann die Blocade ohne 
Krieg oder die Friedensblocade und die Blocade als Kriegs- 
massregel oder die Kriegsblocade. ' *) Die hier ausschliesslich in 
Betracht gelangende Friedensblocade kann als Repressalie oder 
zur Verhütung von Rechtsverletzungen verhängt werden, führt 
jedoch im Falle des Biocadebruches zu keiner Confiscation von 
Schiffen und Gütern der Angehörigen dritter Staaten. '2) Die Zu- 
lässigkeit einer Friedensblocade kann nicht bestritten werden, 
wenn überhaupt Repressalien zugelassen werden J^) 



>') Blocus = Verkehrssperre. — Es gibt übrigens nicht nur eine Seeblocade 
sondern auch eine Landblocade; die Seeblocade ist nur practisch ungleich wichti- 
ger, als die Landblocade (blocus herm^tique). — Vergl. Bluntschli, a. a. O., 
S. 283. — Von der Kriegsblocade wird im zweiten und dritten Theile die 
Rede sein. 

") Siehe über die Friedensblocade und die daran sich anschliessende Con- 
troverse namentlich Pereis, Seerecht, S. 167 u. f. 

«3) Siehe Geffcken's Note bei Heffter, a. a. O., S. 238. 






Zweiter Theil. 
Das Recht des Krieges.') 

Erster Abschnitt. 
Das Kriegsrecht im Allgemeinen.-) 



Erstes Kapitel. 
Wesen and Arien des Krieges, sowie Begriff des Eriegsrechtes.^) 

§ 139. 
Der Krieg ist, wie derselbe schon oben definirt wurde, 
Abwehr des Unrechtes mit bewaffneter Hand von Staat gegen 
Staat und repräsentirt als solche die äusserste Selbsthilfe. Man 
hat den Krieg wohl auch schon »einen Rechtsstreit zwischen 
Staaten als Kriegsparteien über öffentliches Recht« genannt: 
hiebei hat man aber Anlass und Wesen des Krieges verwechselt. 
Ein Rechtsstreit kann die Veranlassung zum Kriege werden; 
der Krieg selbst ist aber ein physischer Kampf, »indem zwei 
Staaten versuchen, gewaltsam einen Gegensatz der Interessen 
und Ansprüche, der durch Mittel der Verständigung oder Acte 
einseitiger Selbsthilfe nicht auszugleichen schien, dadurch zu 
überwinden, dass jeder mit Anspannung aller Kräfte die Mittel 



») Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 239 u. f., und die da- 
selbst verzeichnete Literatur. 

2) Wir behandeln in der Hauptsache in drei Abschnitten: das Kriegsrecht 
im Allgemeinen, die Wirkungen des Krieges u. s. w. und die Kriegsbeendigung. 

3) Vergl. den trefflichen Art. » Kriegsrecht« von Berner inBluntschli's 
Staatswürterbuch, VI. S. 98 u. f. 
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zu vernichten strebt, durch welche der Gegner seinen Willen 
aufrecht hält«.^) 

Die Frage nach der Erlaubtheit des Krieges überhaupt 

* 

und nach den Voraussetzungen eines gerechten Krieges im Be- 
sonderen gehört nicht in die Lehre vonn positiven europäischen 
Völkerrechte."') 

Die europäische Staatenpraxis hat zu allen Zeiten die Er- 
laubtheit des Krieges anerkannt; und auch der moderne Cultur- 
staat hält an dem Satze fest, dass der Krieg unvermeidlich sei, 
wenn nicht schliesslich jedes Recht der Gewaltthat blossgestellt 
sein soU.^) 

§ HO- 

Zu den rechtlich erheblichen Eintheilungen des Krieges ge- 
hören die Eintheilung des Krieges in Angriffs- und Vertheidigungs- 
krieg, sowie die Eintheilung des Krieges in Land- und Seekrieg. 

Wenn mit der Unterscheidung zwischen Angriffs- und 
Vertheidigungskrieg oft die Annahme einer ausschliesslichen 
Gerechtigkeit des Vertheidigungskrieges und einer unbedingten 
Ungerechtigkeit des Angriffskrieges verbunden wird, so ist diese 
Annahme nur unter der Voraussetzung zutreffend, dass man 
unter dem Angreifer diejenige Partei versteht, welche zuerst das 
Recht verletzt hat. Versteht man aber unter dem Angreifer 
diejenige Partei, welche zuerst zu den Waffen greift, so gilt 
gegen den zuerst die Waffen ergreifenden Staat die Vermuthung 
der Rechtswidrigkeit ebenso wenig, als gegen einen bürgerlichen 

♦) Vergl. Heffter, a. a. O., S. 240. 

») Vergl. Pereis, Seerecht, S. 170 u. f. 

«) Mo hl bemerkt (Encyclopädie, S. 489): »Eine als verbindliche Rechts- 
anstalt aufgestellte völkerrechtliche Einrichtung zur Verhinderung eines Krieges 
besteht nicht. Es ist nur im Pariser Frieden von 1856 der Wunsch ausgesprochen 
worden, dass beim Ausbruche ernster Zvvistigkeiten, ehe zu den Waffen gegriffen 
wird, die guten Dienste einer befreundeten Macht angerufen werden mögen. Ein 
Wunsch, welcher bisher nicht einmal Erfüllung fand,« Siehe oben S. 197. 
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Kläger. Der in seinem Rechte bedrohte Staat darf angreifen im 
Interesse seiner Vertheidigung. 

Die Unterscheidung zwischen Land- und Seekrieg ist recht- 
lich erheblich, weil nach der Natur der Sache und nach Mass- 
gabe einer mehrhundertjährigen Praxis für den Seekrieg viele 
besondere, d. h. von der allgemeinen Kriegspraxis abweichende, 
Grundsätze und Uebungen bestehen, deren Eigenthümlichkeiten 
theils in den Beziehungen zwischen den Kriegsparteien selbst, 
theils in deren Verhältniss zu den neutralen Mächten zu Tage 
treten.') 

§ 141. 

Der Ausdruck »Kriegsrecht« wird in einem doppelten 
Sinne gebraucht, d. h. man hat das »jus belli im subjectiven Sinne« 
und das »jus belli im objectiven Sinne« zu unterscheiden. 

Das jus belli im subjectiven Sinne ist das Recht zur Krieg- 
führung, wobei es sich sohin um die später des Näheren zu 
erörternde Frage handelt, unter welchen Parteien ein Kriegs- 
zustand eintreten könne oder welche Parteien als Kriegsparteien 
angesehen werden dürfen und müssen. 

Das jus belli im objectiven Sinne ist der Inbegriff der- 
jenigen Normen, welche, feststehend auf dem Grunde gemein- 
samer Ueberzeugung, im Falle eines Krieges für das Verhältniss 
der Kriegsparteien zu einander und zu dritten Mächten gelten. '*) 



•) Ueber »Strafkrieg« und »Vernichtungskrieg« siehe Bern er, a. a. O., 
S. 99 — loi. 

*) Die Ueberschreitung dieses Kriegsrechtes gilt ab Barbarei. Die soge- 
nannte »Kriegsmanier« ist die »von der Sitte im Einzelnen bestimmte rechte 
Weise des Krieges, auf deren gleichmässige Beobachtung Jeder bei dem Anderen 
rechnet.« Der Kriegsmanier steht gegenüber die sogenante »Kriegsraison«, d. h. 
die Ueberschreitung der gewöhnlichen Sitte von Seiten einer Kriegspartei wegen 
Verletzung der Kriegsmanier durch die andere Kriegspartei oder auch in Folge 
der äussersten Noth und Gefahr. 
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Zweites Kapitel. 

Eriegsparteien, Hauptparteien und Nebenparteien, sowie Eriegsfeld 

oder Kriegsschauplatz.') 

§ 142. 

Als Parteien, denen das jus belli im subjectiven Sinne 
zukommt, d. h. als Kriegsparteien, gelten in unbedingter Weise 
nur die unabhängigen und selbstständigen Staaten. 

Staatenlose Personen, wie z. B. Freibeuter, Korsaren und 
Briganti, sind keine Kriegspartei, d. h. keine Feinde, welche' 
nach Kriegsrecht behandelt werden, sondern Uebelthäter, die 
bestraft werden müssen. 

Den Krieg zwischen unabhängigen und selbstständigen 
Staaten bezeichnet man wohl auch mitunter als »öffentlichen« 
Krieg im Gegensatze zum sogenannten »Kriege der Privat- 
personen« in Gestalt des Duelles und des Landfriedensbruches. 
Unter einem »gemischten Kriege« versteht man alsdann den 
Krieg der Staatsgewalt gegen die Unterthanen, weil hier Staat 
und Private einander gegenüberstehen.-) 



') Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 241-246. 

2) Heffter erklärt (a. a. O., S. 241): »Ein innerer Krieg politischer 
Parteien desselben Staates kann höchstens nur als ein Nothkrieg Anspruch auf 
Rechtmässigkeit haben; er kann auch keinen eigentlichen Kriegsstand, wie unter 
fremden Staatsgewalten, hervorbringen, so lange nicht die streitenden Theile einen 
getrennten territorialen Besitzstand gegen einander erlangt haben und behaupten.« 
Hiezu bemerkt Geffcken .(bei Heffter, a. a. O., S. 241 — 242): »Da der 
Kriegsstand zwischen unabhängigen Staaten von jedem Anderen anerkannt werden 
muss, so kommt es bei Bürgerkriegen lediglich auf die Thatsache an, ob es sich 
um einen vorübergehenden Aufstand handelt oder ob sich zwei Theile gegenüber 
stehen, die als staatlich organisirt gelten können. Eine Macht, die das Meer mit 
ihren Kreuzern bedeckt, muss entweder als kriegführende Macht oder als Seeräuber 
behandelt werden. Nichts war unbegründeter, als die Klage der Vereinigten 
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§ 143. 

In Ansehung der Kriegsparteien selbst sind die Haupt- 
parteien und die Nebenparteien zu unterscheiden. Die Neben- 
parteien leisten den mit einander in Krieg gerathenen Haupt- 
parteien nur Kriegshilfe. Von zwei Staaten, welche von Anfang 
an in Gemeinschaft einen Krieg unternehmen, gilt keiner als 
Nebenpartei» 

Die Kriegshilfe der Nebenparteien ist entweder eine all- 
gemeine oder eine partikuläre. 

Die allgemeine Kriegshilfe lässt alle der Hilfsmacht zu 
Gebote stehenden Kräfte und Mittel in Anspruch nehmen; die 
partikuläre Kriegshilfe besteht in der Gewährung qualitativ und 
quantitativ bestimmter Vortheile behufs Verstärkung des An- 
griffs- oder Vertheidigungssystemes einer kriegführenden Macht 
mit dauernder Verbindlichkeit zu den entsprechenden Leistungen 
oder Vergünstigungen bis zur Erreichung des feindseligen End- 
zweckes.^) 

§ H4- 

Der Krieg erstreckt sich auf das Gebiet, innerhalb dessen 
die Kriegsparteien sich ohne Rechtsverletzung Dritter bekämpfen 
können, d. h. auf das Territorium der Kriegsparteien einschliess- 
lich der Territorial- oder Eigenthumsmeere, sowie auf die hohe 
See oder das offene Meer. 

Dieses Gebiet, abgegrenzt durch die Schranken der Neu- 
tralität, wird als das Kriegfefeld oder als der Kriegsschauplatz 
bezeichnet. 



Staaten über die Anerkennung der Sudstaaten als kriegführender Macht durch 
England und Frankreich, während sie selbst die Blocade der südstaatlichen Häfen 
notiHzirten und also den de facto Kriegszustand anerkannten.« 

3) Ueber das Verhältniss unter den Verbündeten selbst, soferne es nicht 
genau in anderer Weise durch den Bundesvertrag bestimmt ist, sowie über das 
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Unter -den sogenannten Localisirungen des Krieges versteht 
man die durch Conventionen oder PoHtik herbeigeführten Be- 
schränkungen des Kriegsfeldes oder Kriegsschauplatzes auf einen 
Theil des beiderseitigen Staatsgebietes.*) 



Verhältniss des Feindes zu den Kriegsverbündeten seines Gegners vergl. im Ein- 
zelnen Heffter, a. a. O., S. 243 u. f. 

*) Siehe Heffter, a. a. O., S. 246. 



H 
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Drittes Kapitel. 
EriegBerOifnang. *) 

§ 145- 
Die Kriegseröffnung besteht in dem Beginne derjenigen 
Feindseligkeiten, durch welche die Integrität und Selbstständig- 
keit eines Staates mit Waffengewalt bedroht wird.^) 

§ 146. 

Der Kriegseröffnung gehen der Abbruch des diplomatischen 
Verkehres mit dem Gegner, sowie die Kriegserklärung durch 
sogenannte Kriegsmanifeste voraus.') 

Die Abbrechung des diplomatischen Verkehres kann jedoch 
auch nur zu dem Zwecke erfolgen, um einen Krieg zu verhin- 
dern, und gehört dann — geradeso wie z. B. das Embargo und 
die Friedensblocade — zu den minder eingreifenden gewaltsamen 
Mitteln der Selbsthilfe, resp. zu den entsprechenden Zwangsmitteln 
ohne Krieg/) 



*) Vcrgl. im Allgemeinen Ileffter, a. a. O., S. 249 — 252. 

2) Siehe Heffter, a. a. O., S. 251. 

3) Die antike Rechtsübung der Römer betrachtete die feierliche »Kriegs- 
andruhüDg« und sodann die nachfolgende »Kriegserklärung« als eine Bedingung 
des gerechten Krieges. Ueber die Kriegsandrohung vergl. Bluntschli, a. a. O., 
S. 292 u. f. 

*) Vergl. V. Mohl, Encyclopädie, S. 454 — 455. Mo hl erklärt mit 
Recht: »Die Einführung dieses gewaltsamen Schutzmittels im positiven europäi- 
schen Völkerrechte ist als ein Zeichen weiter fortschreitender Gesittung zu be- 
grüssen, indem in Fällen, welche früher zu einer unmittelbaren Eröffnung von 
Feindseligkeiten geführt hätten, jetzt doch noch ein letzter Zwischenversuch zur 
Wiederherstellung eines allen Theilen nützlichen Verhältnisses gemacht wird. Die 
Wissenschaft hat übrigens bis jetzt dem ganzen Verhältnisse ihre Aufmerksam- 
keit nggh nicht zugewendet. Selbst in den Systemen des Völkerrechtes findet sich 
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Die Kriegserklärung ist nach der Natur der Sache nur 
die Pflicht des angreifenden Theiles. Der angegriffene Theil 
mag nach eigenem Interesse und Ermessen über die Zweck- 
mässigkeit eines Manifestes entscheiden, worin die Verschuldung 
des Angriffes abgelehnt und zurückgewiesen wird. Unter einer 
sogenannten > bedingten c Kriegserklärung versteht man die einer 
ausgesprochenen Forderung beigefügte Erklärung, dass man im 
Falle der Weigerung zu den Waffen greifen werde. •'^) 

§ 147. 
Im Zusammenhange mit der Kriegseröffnung erfolgen die 
Dehortatorien, Inhibitorien (resp. Licenzen) und Avocatorien. 

Dehortatorien sind Ausschreibungen, wodurch der Staat 
seine Unterthanen ermahnt, sich während des Krieges und 
sogar bei einem erst drohenden Kriege gewisser Handlungen 
zu enthalten, welche im Falle des Krieges dem eigenen 
Staate einen Nachtheil verursachen oder dem gegnerischen 
Staate einen Vortheil bringen oder aber auch das Privat- 
interesse gefährden könnten. Inhibitorien sind Verbote des Han- 
dels mit dem gegnerischen Staate und mit dessen Unterthanen. 
Licenzen sind mehr oder minder ausgedehnte Erlaubnisse dieses 
Handels. 



keine Erörterung über das in der Wirklichkeit doch so häufig vorkommende Ab- 
brechen der diplomatischen Verhältnisse als über einen bestimmten völkerrechl- 
lichen Zustand.« 

*) Die Form der Kriegserklärung , welche von der Entscheidung über 
Krieg und Frieden zu trennen ist und stets vom Staatsoberhaupte ausgeht, ist 
nicht wesentlich. Die Kriegserklärung kann auch bedingt durch ein Ultimatum 
erfolgeh ; aber sie kann nicht entbehrt werden : sie ist schon deshalb nöthig, um 
das Datum des Kriegsanfanges festzustellen, welcher für die Unterthanen der 
Kriegführenden wie für die Neutralen bestimmte Verbindlichkeiten mit sich bringt. 
— Siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 250. — Un fait solennel doit 
constater l'etat de guerrel Calvo. 

14* 
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Unter Avocatorien versteht man Abberufungsbefehle oder 
Abberufungspatente an die im feindlichen Lande befindlichen 
Unterthanen.^) 



•) Massenhafte Austreibungen der Ausländer aus dem Staatsgebiete (Xene- 
lasien), welche früher selbst durch den Klang von Pauken und Trompeten ver- 
schönert wurden, kommen heute nicht mehr vor. Das Staatsoberhaupt darf die im 
Staate beim Ausbruche des Krieges befindlichen Unterthanen des Gegners weder 
zurückbehalten, noch sie plötzlich oder gar schimpflich ohne besondere Gründe 
verjagen: verlangt man ihre Abreise, so darf man dabei die Rücksichten der 
Humanität nicht verletzen. Siehe Berner 's Art. »Kriegsrecht« in Bluntschli's 
Staatswörterbuch, VI. S. 109. 
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Zweiter Abschnitt. 
Die Rechtsverhältnisse der Kriegführung im Einzelnen. 



Erstes Kapitel. 

Die unmittelbaren Wirkungen der Kriegseröffnnng, persdnUcher Kriegs- 
stand und erlaubte, respective unerlaubte, Kriegsmittel. 



/. Die unmittelbaren Wirkungen der Kriegseröffnung}) 

§ 148. 

Durch die Kriegseröffnung wird die Rechtsordnung nicht 
aufgehoben und zwar auch nicht im Verhältnisse der kriegfüh- 
renden Staaten zu einander. 

Die Kriegseröffnung hat jedoch Wirkungen, welche das 
bestehende Recht zum Theile suspendiren, zum Theile abändern, 
so dass nunmehr das regelmässige Friedensrecht durch ein eigen- 
thümliches Kriegsrecht als Ausnahmerecht modificirt wird. 

Man kann daher mit Heffter erklären, dass die nächste 
unmittelbare Wirkung der Kriegseröffnung >die thatsächliche 
Suspension des bisherigen friedlichen Verhältnisses und Ver- 
kehres unter den kriegführenden Mächten sei«; dass aber »der 
Krieg nicht jedes rechtliche Band unter den streitenden Parteien 
von Rechtswegen auflöse und ein solches erst durch den Frieden 
von Neuem entstehen lasse «.^) 



>) Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 252 — 257, und die da- 
selbst verzeichnete Literatur. 

2) Bluntschli bemerkt diesfalls (a. a. O., S. 296): »Die alten Natur* 
rechtslehrer meinten, nur durch Friedens- und Gesellschaftsverträge werde der 
Zustand eines bellum omnium contra omnes, des allgemeinen Krieges Aller mit 
einander, beschränkt und ein vertragsmässiger Rechtszustand eingeführt ; und sie 
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§ 149- 

Die Kriegserbffnung kann, da sie die Rechtsordnung über- 
haupt nicht vernichtet, insbesondere auch nicht alles Vertrags- 
recht zerstören. Die Ansicht mancher älteren Publicisten, dass 
der Krieg ipso facto die Verträge zwischen den kriegführenden 
Staaten aufhebe, erweist sich als unhaltbar schon aus dem 
Grunde, weil viele Verträge eigens für den Kriegszustand abge- 
schlossen werden und erst im Kriege zur Wirksamkeit gelangen. 
Es ist daher nicht einzusehen, warum die fortdauernde Rechtsgiltig- 
keit anderer Verträge, welche nicht eigens für den Kriegszustand 
abgeschlossen worden sind, principiell verneint werden soll. 

Mit der Rechtsgiltigkeit der Verträge ist jedoch die that- 
sächliche Wirksamkeit derselben nicht zu verwechseln: diese 
letztere wird allerdings während des Krieges insoweit suspendirt, 
als sie mit der Absicht und Nothwendigkeit der Kriegführung 
unvereinbar ist. 

Ausserdem liegt es in der Natur der Sache, dass die 
Unterthancn der Kriegsparteien den durch die kriegführenden 
Mächte vorgeschriebenen Beschränkungen des Verkehres und 
insbesondere des Handels mit dem Feinde oder mit Neutralen 
sich zu unterwerfen haben.'*) 

§ ISO. 

Eine nicht minder berühmte, als wichtige Streitfrage be- 
zieht sich darauf, ob der Krieg selbst schon ein Verbot des 
Handels mit den Angehörigen des feindlichen Staates in sich 



behaupteten, wenn nun die Staaten wider einander den Krieg erklären, so be- 
deute das die Rückkehr in jenen ursprünglichen völlig rechtlosen Kriegszustand. 
Sie nahmen in Folge dessen an, im Kriege werden keine Rechte mehr anerkannt, 
sondern herrsche nur die physische Gewalt. Diese ganze Ansicht wird von der 
heutigen Rechtswissenschaft als Irrthum verworfen.« 

') Vergl. die einschlagenden Erörterungen von Wurm in der Tübinger 
Zeitschrift für Staatswissenschaft, VII. S. 350 u. f. 
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schliesse und demgemäss die Licenzen als Ausnahme anzusehen 
seien, — oder ob umgekehrt die Freiheit des Handels die Regel 
bilde, welche erst durch Inhibitorien ihre Ausnahmen erfahre. 
Beide Ansichten finden ihre Vertretung nicht nur in der Staaten- 
praxis, sondern auch in der Völkerrechtsdoctrin. Heffter z. B. 
bekämpft die Annahme, dass eine absolute Handels- und Handels- 
geschäftssperre unter feindlichen Staaten die Selbstfolge der 
Kriegseröffnung sei; Geffcken erklärt sich dagegen für den 
Bynkershoek 'sehen Satz »quamvis autem nulla specialis sit 
commerciorum prohibitio, ipso tamen jure belli commercia sunt 
vetita«, weil die Natur des Krieges den friedlichen Verkehr auf- 
hören lasse und die Ausnahme ausdrücklich erlaubt, nicht das 
Verbot gegeben sein müsse.*) 

Allgemein anerkannt ist, dass jeder kriegführende Staat 
die Befugniss hat, einerseits: 

1. allen eigenen Unterthanen die gänzliche oder theil weise 
Unterlassung des Handelsverkehres mit den Unterthanen des 
feindlichen Staates zu verbieten, jeden feindlichen Unterthan von 
solchem Verkehre thatsächlich zurückzuweisen und feindlichen 
Handelsforderungen, z. B. den Versicherungen feindlicher Güter, 
die Klagbarkeit zu versagen; andererseits: 

2. durch Ertheilung specieller Licenzen einen bestimmten 
Handelsverkehr zu gestatten.^) 

Mit Rücksicht auf die oben bezeichnete Streitfrage leuchtet 
hienach ein, dass bei beiden Verfahrungswcisen das Recht des 
Staates zum Verbote gefährlichen Handels und das Recht der 
Einzelnen zum Betriebe ungefährlichen Handels gleichmässig 
zusammen bestehen können. Nicht minder einleuchtend ist zu- 
gleich, dass keine der beiden Verfahrungswcisen an sich frei- 
sinniger ist, als die andere: ausgehend von dem Grundsatze, 



^) Siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. ;J56. 
») Siehe Heffter, a. a. 0.,.S. 255. 
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dass der Krieg den Handel aufhebe, kann man durch Licenzen 
der Handelsfreiheit den weitesten Spielraum eröffnen; und von 
dem Grundsatze ausgehend, dass der Krieg den Handel fort- 
bestehen lasse, kann man durch Inhibitorien die Handelsfreiheit 
auf das engste Gebiet beschränken.^) 

//. Persönlicher Kriegsstand. ^) 

§ 151. 

Man unterscheidet .den activen und den passiven persön- 
lichen Kriegsstand, d. h. man unterscheidet feindliche Personen 
im eigentlichen activen Sinne oder active Feinde und feindliche 
Personen im weiteren passiven Sinne oder passive Feinde. Active 
Feinde sind nur die Staaten als die eigentlichen Kriegsparteien 
und sohin auch die Angehörigen der staatlichen Wehrkraft, welche 
im Auftrage des Staates die Feindschaft thatsächlich ausübt. 
Als passive Feinde erscheinen alle übrigen Angehörigen oder 
Unterthanen eines kriegführenden Staates, insoferne dieselben 
den Folgen der Feindschaft zwischen den Staaten ausgesetzt 
sind, resp. insoferne »ihr Zusammenhang mit dem Kriegsheere, 
sowie Art und Zweck des Krieges ihre Mitleidenschaft unent- 
behrlich macht «.2) 

Diese Unterscheidung zwischen activen und passiven Fein- 
den ist von einschneidender practischer Bedeutung.^) 

Die friedlichen Be v^ohner in Feindesland müssen zwar die 
nothwendigen Wirkungen des Krieges über sich ergehen lassen 



*) Vergl. Bern.er's Art. »Kriegsrecht« in Bluntschli's Staatswörter- 
bucli, VI. S. 109. 

') Vergl. im Allgemeinen Heffter, a, a. O., S. 257—26;. 

2) Vergl. Bliintschli, a. a. O., S. 317 u. f. 

3) Durch die Unterscheidung von activen und passiven Feinden, resp. durch 
die practische Anerkennung dieses Unterschiedes, ist die »Barbarei des Krieges« 
wesentlich humanisirt worden! 
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und sind der siegenden Kriegspartei zum Gehorsam verpflichtet; 
sie dürfen aber nicht als öffentliche Feinde angesehen und be- 
handelt werden.*) 

§ IS2. 

Als Angehörige der staatlichen Wehrkraft gelten: i. die 
sogenannten regulären Land- und Seemannschaften, 2. die in 
ausserordentlicher Weise aufgebotene irreguläre Land- und See- 
macht, 3. die sogenannten Nichtcombattanten, d. h. diejenigen 
Personen, welche nur zum Dienste der Combattanten angestellt 
und zur Ausübung activer Kriegsrechte nicht befugt sind."^) 

Freischaaren oder Freicorps werden als Feinde angesehen, 
wenn dieselben von einer Staatsmacht beauftragt oder autorisirt 
sind; im Unterschiede von diesen autorisirten Freicorps werden 
die nicht autorisirten Freicorps nur dann wie feindliche Truppen 
behandelt, wenn dieselben (mindestens auf Flintenschussweite) als 
Feinde erkennbar und militärisch organisirt, resp. insbesondere 
verantwortlichen Befehlshabern unterstellt sind. Falls diese dop- 
pelte Voraussetzung nicht zutrifft, befinden sich die nicht auto- 
risirten Freicorps gerade so, wie vereinzelte Freischützen (Franc- 
tireurs) und Freibeuter oder auf Schiffen vereinigte Corsaren 
ausserhalb des regulären Kriegsstandes.") 

Die von einer Kriegspartei mit Caper- oder Markebriefen 
ausgestatteten Privatcaper (Armateurs, Privateers) sind als Be- 
standtheile der staatlichen Seemacht zu betrachten und stehen 
als solche unter den Befehlen der Admiralität.^) 



*) Selbstverständlich erhält jeder Einzelne das Recht des activen Wider- 
standes, sobald der Feind selbst zu einem Vernichtungskriege sich entschliesst 
oder sobald einzelne Angehörige des feindlichen Staates in ihrem Verhalten die 
Kriegssitte verleugnen. 

*) Z. B. Feldgeistliche, Aerzte, Verpflegsbeamte, Marketender u. s. w. 

e) Siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 266. 

") Siehe insbesondere Pereis, Seerecht, S. 182 u. f. 
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§ 153- 

Was insbesondere die Caperei anbelangt, so stammt die 
Zulassung und Benützung dieser Institution aus dem Repressalien- 
gebrauche des Mittelalters. Bereits im vorigen Jahrhunderte sind 
verschiedene Versuche gemacht worden, um die Caperei zu unter- 
sagen. Allein erst auf dem Pariser Congresse von 1856 ist am 
16. April eine gemeinsame Erklärung der europäischen Mächte 
über das Seerecht in Kriegszeiten zu Stande gekommen, deren 
erster Artikel lautet: »La course est et demeure abolie«.^) 

Die Erklärung ist ursprünglich nur von den fünf europäi- 
schen Grossmächten England, Frankreich, Oesterreich, Preussen 
und Russland, sodann dem Königreiche Sardinien (Italien) und 
der Türkei unterzeichnet worden, — hat aber später auch 
die ausdrückliche Zustimmung der übrigen europäischen Staaten 
und mancher amerikanischen Staaten erhalten. Der Grundsatz 
ist in der Hauptsache nur deshalb noch nicht allgemein aner- 
kannt, weil die Vereinigten Staaten von Nordamerika ihre Zu- 
stimmung versagten und zwar nicht aus dem Grunde, weil sie 
die Caperei billigten, sondern aus dem Grunde, weil ihnen die 
Caperei so lange als Nothwehr unentbehrlich schien, als nicht 
die Kriegsmarine selbst auf die Seebeute gegen Handelsschiffe 
verzichtet.^) 

Soferne daher in den Seekriegen der Zukunft überhaupt 
noch die Ertheilung von Caperbriefen erfolgen sollte, behaupten 
auch noch ihre Geltung die Grundsätze der älteren Praxis r'^) 



*) »Die Caperei ist und bleibt abgeschafft!« 

• Von Seestaaten sind der Pariser Seerechts-Declaration nicht beigetreten 
in Europa — Spanien, in Amerika — abgesehen von den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika — Mexico. 

*o) Die Grundsätze der älteren Praxis gehen in Ansehung der Caperei 
wesentlich dahin: l. nur eine kriegführende Hauptpartei hat das Recht, Caper- 
briefe zu ertheilen und die näheren Modalitäten der Ertheilung zu reguliren ; 
2. auf völkerrechtliche Anerkennung und kriegsmässige Behandlung haben nur 
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mit der Ertheilung von Caperbriefen ist jedoch selbstverständ- 
lich nicht identisch und nicht zu verwechseln die der Autorisi- 
rung von Freicorps zu Lande analoge Herstellung einer frei- 
willigen Seewehr, deren Zweck nicht in der Wegnahme von feind- 
lichem Privateigenthume, sondern in der Wegnahme und Zer- 
störung feindlicher Kriegsschiflfe besteht") 



///. Erlaubte, resp. imerlauhte, Kriegsmitfel.^) 

§ IS4. 

Zu den erlaubten Mitteln der Kriegführung gehören theils 
die offene Gewalt, theils die List. 2) 

Gewalt darf jedoch weder nutzlos, noch barbarisch ange- 
wendet werden; die List, d. h. die Anwendung versteckter Mittel, 
ist nicht zu verwechseln mit Falschheit oder Treulosigkeit.') 

Manche an sich erlaubte List, wie insbesondere z. B. die 
Benützung der Kennzeichen der feindlichen Kriegsmacht (Uni 
formen, Fahnen und Flaggen), wird völkerrechtswidrig, sobald 
die Täuschung über die Vorbereitungen zum Kampfe hinaus- 
getrieben wird: im Kampfe, resp. unmittelbar vor und während 



diejenigen Caper einen Anspruch, welche sich in gehöriger Form durch den Be- 
sitz eines Caperbriefes legitimiren und sich selbst nach dem Kriegsgebrauche 
verhalten; 3. ein Caper, der von beiden Kriegsparteien Caperbriefe annimmt, 
gilt als Pirat. Vergl. Heffter, a. a. O., S. 259 — 260. 

»») Vergl. Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 261. 

^) Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 262 — 265. 

2) »Die List«, sagt Bluntschli (a. a. O., S. 315), »dient dazu, die phy- 
sische Ueberlegenheit des Feindes durch ein geistiges Gegengewicht zu vermin- 
dern oder zu überwinden.« 

3) Als erlaubt betrachtet man z. B. verdeckte Märsche, de Legung eines 
Hinterhaltes, die Anwendung von Spionen, die Täuschung des Feindes durch 
Anziehung der feindlichen Uniform oder — im vSeekriege — durch Aufsteckung 
einer falschen Flagge. 
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der Action, muss der Feind dem Feinde offen gegenüberstehen 
und unter seiner wahren Fahne und Flagge erscheinen.*) 

§ ISS. 

Völkerrechtswidrig ist der Gebrauch vergifteter Waffen 
und die Verbreitung von Giftstoffen und Contagien in Feindes- 
land. Verboten sind nicht minder solche Waffen, welche zweck- 
lose Schmerzen verursachen (z. B. Pfeile mit Widerhacken, ge- 
hacktes Blei oder Glassplitter anstatt der Flintenkugeln). Die 
Kriegssitte verwirft schliesslich die Kettenkugeln (boulets ä chaine) 
und die Stangenkugeln (boulets a bras), sowie die Beschiessung 
der Schiffe mit glühenden Kugeln und den Wurf von brennen- 
den Pechkränzen in das feindliche Schiff.^) 

Verboten ist jede nutzlose, durch keinen Nothstand ge- 
botene oder als Repressalie zulässige Zerstörung von Eigenthum 
in Feindesland. Dem Bombardement befestigter Plätze hat die 
Aufforderung zur Uebergabe und die Bedrohung mit demselben 
vorauszugehen, während die Anzeige des Beginnes der Beschies- 
sung so wenig verlangt werden kann, wie die Beschränkung der 
Beschiessung auf die F'estungs werke. *") 

Wünschenswerth wäre ein allgemeines Verbot der Ver- 
wendung von uncivilisirten Stämmen in Kriegen zwischen civili- 
sirten Staaten.') 



*) Siehe Geffcken bei Heffter, a. a O., S. 265. 

*) Gegenüber derartigen obsoleten Kriegsmitteln bemerkt allerdings tref- 
fend General Hartmann: »Kettenkugeln, glühende Kugeln und Pechkränze, 
die noch immer als verpönt selbst in den neuesten Bearbeitungen des Völker- 
rechtes figuriren, sind längst in die Rumpelkammern der Arsenale, resp. der 
Archive, gewandert. Die Projectile, welche die Artillerie der Gegenwart verschiesst, 
bringen da, wo sie treffen, viel grossartigere Verheerungen zu Stande, als jene 
veralteten Geschosse es jemals Vermochten; Torpedos räumen gründlicher auf, als 
irgendwelche früher angewendeten Zerstörungsmittel.« 

«) Siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 264. 

'J Da die civilisirte Kriegführung die Barbarei überhaupt nicht duldet, 
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§ IS6. 

Nicht erlaubte List, sondern völkerrechtswidrige Falschheit 
und Treulosigkeit ist zunächst der Bruch eines dem Feinde im 
Kriege gegebenen Versprechens.^) 

Das Völkerrecht verbietet sodann den Meuchelmord an 
feindlichen Individuen und die Anregung zu demselben, sowie 
überhaupt alle Anstiftung zu Verbrechen. Unerlaubt ist dem- 
gemäss insbesondere die Aufreizung feindlicher Officiere und 
Soldaten zu Desertion oder Verrath. Als erlaubt gilt dagegen 
die Aufforderung an andere Unterthanen des feindlichen Staates 
zu Handlungen, welche zwar nach den Gesetzen des feindlichen 
Staates verboten und strafbar, jedoch deshalb noch nicht schlecht- 
weg und nothwendig unehrenhaft sind.^) 

Zulässig ist der Gebrauch von Kundschaftern J^) 



so darf sie auch barbarische Stämme nicht zu Kriegsgenossen machen. — Siehe 
Bluntschli, a. a. O., S. 312. — Vergl. des Fürsten Bismarck Circulare 
vom 9. Jänner 187 1 über die von den Turcos verübten Grausamkeiten. 

•) Uralter Rechtssatz: »Etiam hosti lides servan(ia!« 

•) Siehe Geffcken bei Ileffter, a. a. O., S. 264. 

'0) Ueber den Gebrauch von Kundschaftern (l'Espionnage) werden wir uns, 
soweit nicht schon früher oben davon die Rede war, noch später des Näheren 
auszulassen haben. 
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Zweites Kapitel. 

Die Rechte der Eriegsparteien in Ansehung der feindlichen Personen 

und in Ansehung der Sachen des Feindest) 

/. Die Rechte^ der Kriegsparteien in Ansehung der feitidlichen 

Persofien.'^) 

A. Die Behandlung feindlicher Personen im Allgemeinen.^) 

§ 157- 
Das eigentliche »Kriegsrecht auf Leben und Tod« gilt 
nur gegen die zum Gebrauche der Waffen verpflichteten und 
berechtigten Personen des feindlichen Wehrstandes. ^) 



•) Bezüglich der nun folgenden Auseinandersetzungen des Textes sind der 
Berücksichtigung namentlich zu empfehlen: i. die »Instructions für the government 
uf armies of the United States in the field« von 1865, die erste Codification des 
Kriegsrechtes für den Landkrieg, entworfen von Professor Franz Lieber in 
New- York und, nach Prüfung durch eine militärische Commission, genehmigt von 
dem Präsidenten Lincoln; 2. das »Projet d'une d^claration internationale con- 
cernant les lois et coutumes de la guerre« in 56 Artikeln, aufgestellt auf dem 
internationalen Brüsseler Congresse von 1874 auf die Anregung Russlands, nebst 
den Vorverhandlungen und den Sitzungsprotokollen. — Die Lieber 'sehe Arbeit 
hat als Vorbild gedient für Bluntschli's Schrift über »Das moderne Kriegs- 
recht der civilisirten Staaten« (Nördlingen 1866). — Der Brüsseler Congress hat 
den von Russland vorgelegten Entwurf wesentlichen Modificationen unterworfen \ 
eine Ratification ist nicht eingetreten. Die Declaration enthält demnach keine 
autoritative Bedeutung, gewährt jedoch wichtiges Material für die Anschauungen 
des modernen Kriegsrechtes. Auf das Seekriegsrecht nimmt der Entwurf keine 
Rücksicht. 

*) Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 265 — 273. 

3) Siehe Heffter, a.a.O., S. 265 — 269; — vergl. Bluntschli , a. a. O., 
S. 317 u. f. 

*) Siehe Heffter, a. a. O., S. 2Ö2. — Vergl. dagegen Bluntschli, 
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Diese bewaffneten Feinde sind allen unvermeidlichen Ge- 
fahren des Kampfes ausgesetzt und können daher auch im 
Einzelkampfe mit Recht verwundet oder verstümmelt oder ge- 
tödtet werden. Im Uebrigen gilt jede unnöthige Tödtung selbst 
der bewaffneten Feinde für Unrecht. Insbesondere dürfen daher 
feindliche Personen, welche die Waffen strecken und sich ergeben, 
weder verwundet, noch getödtet werden.*) 

Die sogenannten Nichtcombattanten, welche zum Trosse 
oder zur Ausrüstung der Truppen gehören, sind nach guter 
Kriegssitte vereinzelt nicht anzugreifen oder zu verwunden oder 
zu tödten. Im Gemenge theilen dieselben allerdings das Schick- 
sal der Combattanten. Es ist unmöglich, (lie Nicht combattanten, 
insoferne sie sich innerhalb des Schussbereiches und unter den 
Combattanten befinden, vor der allgemeinen Gefahr der -Ver- 
wundung oder Tödtung zu bewahren.^) 

§ 158. 
Verwundete, welche selbst nicht mehr von den Waffen 
einen Gebrauch machen wollen oder können, sind jedem ferneren 
Angriffe auf ihre Person entzogen. Die verwundeten oder kran- 
ken Krieger haben ohne Rücksicht auf die Verschiedenheit der 
Volksangehörigkeit den gerechten Anspruch auf Aufhebung und 



a. a. O., S. 317, in der Anmerkung zu § 568. — Siehe auch Amerikanische 
Kriegsart. 23. 

») Der militärische Befehl, dem Feinde kein »Quartier« (keinen »Pardon«) 
zu geben, darf nur als Repressalie oder im äussersten Nothfalle und zwar insbe- 
sondere dann ertheilt werden, wenn einer Kriegspartei die Belastung mit Kriegs- 
gefangenen der eigenen Sicherheit wegen unmöglich ist. Feindliche Truppen, welche 
ihrerseits kein Quartier geben, verwirken hiedurch den Anspruch auf jenseitige 
Quartiergewährung. Selbst im Falle einer rechtmässigen Quartierverweigerung 
dürfen widerstandsunfähige Feinde oder solche Feinde, welche sich bereits in 
Kriegsgefangenschaft befinden, nicht getödtet werden. Am. Kriegsart. 60 — 62. 

«) Vergl. Heffter, a. a. O.. S, 265, und Bluntschli, a, a. O,, 
S. 322—324. 
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Verpflegung. Schlechthin unzulässig und barbarisch ist die Töd- 
tung der feindlichen Verwundeten und Kranken.^) 

Die Krankenwagen (Ambulancen) und Militärspitäler wer- 
den als neutral anerkannt und sind demgemäss von den Kriegs- 
parteien zu schützen und zu achten, so lange sich Verwundete 
oder Kranke in denselben befinden: das Personal der Kranken- 
wagen und Militärspitäler für die Aufsicht und den Gesundheits-, 
Verwaltungs- und Krankentransportdienst, sowie die Feldpredi- 
ger, participiren an der Wohlthat der Neutralität, so lange sie 
ihren Verrichtungen obliegen, und Verwundete aufzuheben oder 
Kranke zu verpflegen sind.^) 

Parlamentäre oder diejenigen Personen, welche im Auftrage 



^) Eine grossartige organisatorische Schöpfung bedeutet in solcher Beziehung 
die Genfer Convention vom 22. August 1864, betreffend die Linderung des 
Loses der im Felddienstc verwundeten Militärpersonen, nebst den Zusatzartikeln 
vom 20. October 1868. Diese Convention, ursprünglich zwischen zwölf Staaten 
vereinbart, zählt jetzt ausser den deutschen Staaten folgende formell verpflichtete 
Mächte: Belgien, Bolivia, Chile, Dänemark, Frankreich, Griechenland, Gross- 
britannien, Italien, die Niederlande, Oesterreich Ungarn, Peru, Portugal, Rumänien, 
Rassland, Schweden und Norwegen, die Türkei und die Vereinigten Staaten von 
Nordamerika. Die Zusatzartikel sind jedoch nicht ratilicirt und nicht einmal von 
allen Theilnehraern gutgeheissen. — Vergl. Lüder 's gekrönte l'reisschrift über 
die Genfer Convention (1876). — Die Brüsseler Conferenz hat die Genfer Con- 
vention nicht revidirt, sondern nur durch Art. 35 auf die Convention hingewiesen. 

*) Genfer Convention, Art. i und 2. — Die im Texte, resp. im Art. 2 
der Genfer Convention, bezeichneten Personen »können selbst nach der feind- 
lichen Besitznahme fortfahren, in den von ihnen bedienten leichten oder Haupt- 
feldlazarethen ihrem Amte zu obliegen, oder sich zurückziehen, um sich den Trup- 
pen anzuschliessen, zu denen sie gehören«. Genf. Conv., Art. 3. — Eine deutlich 
erkennbare und übereinstimmende Fahne soll bei den Feldlazarethen, den Ver- 
bindeplätzen und Depots aufgesteckt werden ; daneben muss unter allen Umständen 
die Nationalflagge aufgepflanzt werden. Ebenso soll für das unter dem Schutze 
der Neutralität stehende Personal eine Armbinde zulässig sein; die Verabfolgung 
einer solchen bleibt indessen der Militärbehörde überlassen. Die Fahne und Arm- 
binde sollen ein rothes Kreuz auf weissem Grunde tragen. Genf. Conv., Art. 7. 
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einer Kriegspartei bei den Truppen der anderen Kriegspartei 
behufs Unterhandlung über Kriegsverträge erscheinen, werden 
durch die Parlamentärflagge gekennzeichnet und beanspruchen 
den Schutz des Völkerrechtes. Kein Befehlshaber ist jedoch ver- 
pflichtet, Parlamentäre zu empfangen oder gar, sobald eine Par- 
lamentärflagge erscheint, das Gefecht einstellen zu lassen. Die 
Unverletzlichkeit des Parlamentärs und das freie Geleite zur 
Rückkehr treten erst dann in Wirksamkeit, wenn das Gefecht 
eingestellt wird, um dem Parlamentär die Annäherung zu ge- 
statten und zu ermöglichen.®) 

§ 159. 

Personen, welche nicht Angehörige der feindlichen Heeres- 
macht sind, bleiben vor persönlicher Vergewaltigung und dergl. 
geschützt, so lange sie selbst sich keine Feindseligkeiten zu 
Schulden kommen lassen: eine Theilnahme an Feindseligkeiten 
lässt dieser Privilegien verlustig gehen. *^) 

Jede Kriegspartei kann jedoch selbstverständlich beliebige 
Sicherungsmassregeln ergreifen und daher insbesondere z. B. 
Waffen oder Geiseln abfordern.*') 

Eine besondere Schonung lässt die Kriegssitte dem feind- 
lichen Souverän und den Mitgliedern seiner Familie angedeihen. 
Der Feind ist jedoch nicht verpflichtet, die Souveräne und ihre 
Prinzen von denjenigen Lasten zu befreien, welche den fried- 

9) Siehe Geffckea bei Heffter, a. a. O., S. 268. — Vergl. Am. 
Kriegsart. 113 — 116. — Wenn der Parlamentär seine privilegirte Stellung in er- 
wiesener Weise behufs Betreibung militärischer Spionage oder behufs Anstiftung 
von Verschwörungen oder Verrath missbraucht hat, so verliert er den Anspruch 
auf völkerrechtlichen Schutz und kann kriegsgerichtlich bestraft werden. Am. 
Kriegsart. 114. 

w) Siehe Heffter, a. a. O., S. 266, sowie Geffcken, a. a. O., S. 268. 

>^) Die Geiseln, welche von der Kriegsgewalt aus Sicherheitsgründen ge- 
nommen werden, sind ähnlich den Kriegsgefangenen in ihrer freien Bewegung 
gehemmt. Am. Kriegsart. 54. 

15 
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liehen Bürger treffen. Einen feindlichen Souverän, der sich selbst 
an der Kriegführung betheiligt, hat man nicht als unverletzlich 
zu betrachten : man darf insbesondere Geschütze auf ihn richten ; 
und Souveräne zu Kriegsgefangenen zu machen, gleichviel ob sie 
an den Kriegsoperationen sich betheiligen oder nicht, ist unbe- 
streitbar europäische Völkerrechtspraxis. *^) 

B. Insbesondere die Kriegsgefangenschaft.') 

§ i6o. 

Der Kriegsgefangenschaft unterliegen alle in Bezug auf den 
Krieg wirksam handelnden Personen und sohin insbesondere: 
I. der Souverän nebst den waffentragenden und waffenfähigen 
Mitgliedern seiner Familie, 2. alle zur bewaffneten activen Streit- 
macht gehörigen Individuen, 3. Minister, Diplomaten, Beamte, 
Couriere u. dgl. Personen. Dagegen sind friedliche Bewohner in 
Feindesland der Kriegsgefangenschaft nur ausnahmsweise und 
zwar dann ausgesetzt, wenn solche Massregel durch die Sicher- 
heit des kriegführenden Heeres oder Staates erfordert wird. 
Wei)n jedoch die Bevölkerung sich in Masse zur Vertheidigung 
ihres Landes erhebt, so kann dieselbe der Kriegsgefangenschaft 
unterworfen werden.*-) 

Die Nichtcombattanten und selbst solche Personen, welche 
sich dem Heereskörper anschliessen, ohne dessen Angehörige zu 



**) Vergl. Heffter, a. a. O., S. 266; — siehe jedoch dazu Bern er, 
a. a. O., S. 114 — 115. 

») Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 269—273. — Siehe 
auch Eichelmann, Die Kriegsgefangenschaft (1878). — Vergl. Brüsseler Ent- 
wurf, ^Art. 23 — 34; Am. Kriegsart. 49 u. f. 

2) Siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 271. — Vergl. Am. 
Kriegsart. 49 — 51. — Nach altem Völkerrechte verfielen der Kriegsgefangenschaft 
alle feindlichen Personen, welche in die Gewalt des Siegers kamen. Vergl. hier- 
über, sowie über das Recht der Kriegsgefangenschaft im Mittelalter Heffter, 
^, ^. O.j S. 26^, ^owic die daselbst verzeichnete Literatur, 



ddes 
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sein, können kriegsgefangen gemacht werden, wenn sich die 
Truppe ergibt, an die sie sich angeschlossen haben, oder wenn 
sie auf der Verfolgung ergriffen werden.^) 

Geistliche, Aerzte, Apotheker und Heilgehilfen verfallen, 
wenn sie sich der Antheilnahme am activen Kampfe enthalten, 
nicht der Kriegsgefangenschaft.*) 

§ i6i. 
Das Wesen der heutigen Kriegsgefangenschaft besteht 
darin, dass die Freiheit der Bewegung für die Gefangenen inso- 
weit beschränkt wird, als dies nothwendig ist, um die Rückkehr 
in den feindlichen Staat und die fernere Betheiligung am Kriege 
zu verhindern. > Kriegsgefangene sind Sicherheitsgefangene«. Es 
ist daher unzulässig, Kriegsgefangene wie Strafgefangene zu 
behandeln, resp. dieselben zu misshandeln oder zu unwürdigen 
Handlungen zu zwingen.*) 



3) Indem sich Personen dem Heere anschliessen, ohne dazu zu gehören 
(z. B. Berichterstatter, Correspondenten von Zeitungen, Lieferanten u. s. w.), 
werden dieselben in die Gefahren des Heerkörpers verwickelt und können sich 
nicht beschweren, wenn sie — wenigstens vorläufig — als feindliche Personen 
angesehen und kriegsgefangen gemacht werden. Am. Kriegsart. 50. Vergl. 
Bluntschli, a. a. O., S. 329 — 330. 

^) Am. Kriegsart. 53. — Obwohl hienach die Neutralisirung der betref- 
fenden Personen die Regel bildet, so findet dieselbe doch in den Bedürfnissen 
der Verwundeten und Kranken selbst eine Grenze. — Immerhin ist jedoch den 
fraglichen Personen im Falle der Kriegsgefangenschaft mit thunlichster Schonung 
zu begegnen und möglichst bald wieder die volle Freiheit zu gewähren! 

») Siehe Heffter, a.a.O., 8,271; vergl. Bluntschli, a.a.O., S. 332. 
— Am. Kriegsart. 56 und 75. — Treffend bemerkt Bluntschli: Der Grund- 
gedanke der antiken Kriegsgefangenschaft war die Sclaverei; das Mittelalter be- 
trachtete die Gefangenen entweder als ein Mittel zur Erpressung von Lösegeld 
oder geradezu als Gegenstand der persönlichen Rache; das moderne Kriegsrecht 
sieht in der Kriegsgefangenschaft vorzüglich ein Mittel, die feindliche Kriegs- 
macht zu schwächen und den Sieg zu sichern. 

«5* 
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Behufs Sicherung der Kriegsgefangenen erfolgt deren Ein- 
grenzung in eine Festung oder eine Stadt oder einen anderen 
Ortsumfang. Soweit die Kriegsgefangenen ihren Lebensunterhalt 
nicht aus eigenen Mitteln bestreiten können, ist der Staat, in 
dessen Gewalt sie sich befinden, zu ihrer Ernährung verpflichtet. 
Die Verwendung der Kriegsgefangenen zu angemessenen und 
verhältnissmässigen Arbeiten ist zulässig und dient als Ersatz 
der Staatsauslagen für den Unterhalt der Kriegsgefangenen; 
unzulässig ist jedoch unter allen Umständen der Zwang zum 
Eintritte in feindliche Militärverhältnisse.*) 

Ein Kriegsgefangener, welcher die Flucht ergreift, kann 
bei der Verfolgung auf der Flucht getödtet, darf aber nicht 
nach seiner Wiedereinbringung wegen des Fluchtversuches ge- 
straft werden; eine Verschwörung unter den Kriegsgefangenen 
zur allgemeinen Befreiung oder ein Complot derselben zum Auf- 
ruhr gegen die bestehenden Autoritäten unterliegt der kriegs- 
gerichtlichen Ahndung.') 

§ 162. 

Der Staat, in dessen Gewalt sich Kriegsgefangene befinden, 
ist berechtigt, jedoch nicht verpflichtet, Kriegsgefangene gegen 
Einsetzung des Ehrenwortes (parole) zu entlassen.®) 

Die Einsetzung des Ehrenwortes bedeutet, dass der auf 



•) Am. Kriegsart. 75, 76 und 80. — Zur Festhaltung in einem Gefang- 
nisse ist man in der Regel nur gegen solche Kriegsgefangene berechtigt, welche 
versucht hatten, sich der Kriegsgefangenschaft durch die Flucht zu entziehen. — 
Die Arbeit der Kriegsgefangenen ist nicht Strafarbeit, sondern Ersatzarbeit ! 

') Am. Kriegsart. 77. 

•) Am. Kriegsart. 119 u. f. — Soldaten können das Ehrenwort nur durch 
Vermittelung ihrer Officiere und letztere selbst nur mit Genehmigung ihres zur 
Stelle befindlichen obersten Ofüciers abgeben. Am. Kriegsart. 126 und 127. — 
Während der Schlacht ist die Entlassung auf Ehrenwort unzulässig und unwirk* 
§{^)P, Am. Kriegsart. 128. 
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Ehrenwort Entlassene während des Krieges nicht mehr gegen 
den entlassenden Staat kämpfen werde.^) 

Die Strafe eines Bruches des Ehrenwortes ist principiell 
der TodJo) 

C. Das Verfahren gegen Deserteure und Ueberläufer, Spione, 
KriegsVerräther und Wegeführer, Räuber, Marodeurs und 

Kriegsrebellen.*) 

§ 163. 

Eingebrachte Deserteure und Ueberläuter zum Feinde, 
welche wieder in Gefangenschaft gerathen, können nach Kriegs- 
recht mit dem Tode bestraft werden.^) 

Der gleichen Strafe setzen sich Spione oder diejenigen 
Personen aus, welche sich heimlich oder unter falschem Vor- 
wande in die Linien des Heeres einschleichen, um für den Feind 
und dessen Kriegführung wichtige Erkundigungen einzuziehen 
und an den Feind mitzutheilen.^) 



•) Das Versprechen bezieht sich nur auf den activen Felddienst gegen die 
entlassende Kriegspartei und deren Bundesgenossen. Am. Kriegsart. 130. 

»0) Siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 273. — Wenn die Regie- 
rung des auf Ehrenwort entlassenen Officiers das Versprechen nicht billigt, so 
hat dieser sich wieder zur Kriegsgefangenschaft zu stellen; wird er vom Feinde 
nicht mehr als Gefangener angenommen, so ist er von seinem Versprechen be- 
freit und des Ehrenwortes entbunden. — Am. Kriegsart. 131. 

») Vergl. Heffter, a. a. O., S. 266—267, «nd (bezüglich der Militär- 
spione) S. 481 — 482. Siehe insbesondere Bluntschli, a. a, O., S. 341 u. f., 
sowie die einschlagenden Am. Kriegsart. 

>) Streng genommen — ein Satz des einheimischen Strafrechtes! 

3) Zu den Spionen gehören nicht Militärpersonen, welche als erkennbare 
Feinde in feindliche Linien eindringen, wenn auch in der Absicht einer Erkun- 
digung über die Stellung und die Verhältnisse des Feindes: die Entsendung 
von Recognitionspatrouillen ist ohnedies ein erlaubtes und wech.selseitig geübtes 
Kriegsmittel. 
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Die Strafe des Spiones trifft unter Umständen, resp. in 
schweren Fällen, auch den Kriegs verräther, d. h. diejenige Per- 
son, welche entweder eine ihr auf erlaubte Weise zugegangene 
Erkundigung zum Nachtheile des Heeres, in dessen Bereich sie 
sich befindet, an den Feind gelangen lässt, — oder aber eine 
solche Erkundigung aus einem vom Feinde besetzten Orte be- 
hufs Gefahrdung dieser Streitmacht an das Heer oder die Re- 
gierung des eigenen Heimatstaates mittheilt.*) 

§ 164. 
Personen, welche sich dem feindlichen Heere freiwillig als 
Wegeführer anbieten und dem Feinde die Wege zeigen, werden 
als Kriegsverräther angesehen und bestraft. 

Wird Jemand durch den Feind gezwungen, als Wegeführer 
die Wege zu zeigen, so kann von einer Bestrafung nach Kriegs- 
recht nicht die Rede sein. 

Wegefiihrer, welche die Truppen in verrätherischer Absicht 
irreleiten, können wegen dieser Irreleitung mit dem Tode be- 
straft werden.') 



*) Am. Kriegsart. 89, 90 und 92. — Wenn ein Kriegs verräther (oder 
Spion) glücklich zu dem Heere zurückkehrt, dem er angehört oder das seinem 
Vaterlande dient, und später wieder vom Feinde gefangen wird, so kann er 
wegen seiner früheren kriegsgefährlichen Handlung nicht mehr bestraft, sondern 
nur einer sorgfältigeren Ueberwachung unterworfen werden. Am. Kriegsart. 104. 
— Couriere mit Depeschen oder Boten mit mündlichen Aufträgen werden, wenn 
sie heimlich und nicht als Soldaten erkennbar sich durchzuschleichen suchen, 
zwar nicht als Spione oder Kriegsverräther angesehen, aber doch einer den Um- 
ständen entsprechenden kriegsrechtlichen Bestrafung unterzogen. Am. Kriegsart. 99. 

*) Am. Kriegsart. 93 — 97. — Die militärische Strenge gegen Wegeführer 
im Falle der Irreleitung rechtfertigt sich in Anbetracht der grossen Gefahr, 
welcher die Truppen durch die Irreleitung ausgesetzt werden können. Die Be- 
strafung des Irreführers hat jedoch den erbrachten Beweis der bösen Absicht 
zur Vorausset;iung. — Vergl. Bluntschli, a. a. O., S. 345. 
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§ i6s. 

Bewaffnete Räuber oder andere Missethäter, welche auf 
eigene Faust morden, verwunden, rauben, plündern, brennen, Brü- 
cken oder Kanäle zerstören, Eisenbahnschienen aufreissen oder 
Telegrafendrähte abschneiden, um den Truppen zu schaden, kön- 
nen im Falle ihrer Ergreifung mit dem Tode bestraft werden.**) 

Auch die Marodeurs, welche den Truppen nachschleichen, 
um die Todten zu bestehlen oder die Verwundeten zu berauben, 
unterliegen der kriegsrechtlichen Bestrafung bis zur Todesstrafe.^) 

Die Stellung vor ein Kriegsgericht und die Bestrafung mit 
dem Tode trifft schliesslich auch die Kriegsrebellen, d. h. die- 
jenigen Personen, welche in einem von den Truppen besetzten 
Gebiete die Waffen gegen die Truppen oder gegen die von der 
Kriegsgewalt designirten Autoritäten ergreifen.^) 

//. Die Rechte der Kriegsparteien in Ansehung der Sachen des 

Feindes im Landkriege,^) 

§ i66. 

Nach heutigem Kriegsrechte-) ist die siegende Kriegspartei 
berechtigt, alle öffentliche Habe des Feindes sich als Beute an- 
zueignen. Gegenstände der Kriegsbeute sind daher insbesondere 

«) Am. Kriegsart. 84. 

') Bluntschli bemerkt (a. a. O., S. 347 — 348): »Den Truppen folgt im 
Kriege ein Schwärm frechen und diebischen Gesindels, welches sich auf die 
Schlachtfelder stürzt, wie die Raben, und unleidlichen Unfug treibt. Um diese 
Marodeurs zu verscheuchen und zu bändigen, hilft nur eine gute Feldpolizei 
(Gensdarmerie) und die äusserste Strenge einer raschen militärischen Justiz.« 

*) Am. Kriegsart. 85. — Die kriegsrechtliche Bestrafung der Kriegsrebellen 
erfolgt, weil derartige Aufstände nicht zur ordentlichen Kriegführung gehören 
und besonders gefährlich sind. — Die Berufung der Aufständischen auf Befehle 
ihrer rechtmässigen, jedoch zur Zeit ausser Besitz gesetzten Regierung begründet 
keine Rechtfertigung der Kriegsrebellen gegenüber der herrschenden Kriegsgewalt. 

') Vergl. Hefftcr, a. a. O., S. 273 — 287. — Siehe insbesondere aus der 
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die Kriegscassen, Waffen und Waffenvorräthe, Magazine mit 
Lebensmitteln, Transportmittel für das Heer und überhaupt alles 
der Kriegführung unmittelbar dienstbare Vermögen. Die siegende 
Kriegspartei hat ausserdem die Befugniss, sich der öffentlichen 
Gebäude und Grundstücke in Feindesland zu den Zwecken 
der Kriegführung und zur Verwaltung der einstweiligen Staats- 
gewalt zu bemächtigen und die entsprechenden Einkünfte zu 
benutzen.^) 

Der Sieger kann daher auch die Steuern, welche in dem 
eingenommenen Gebiete erhoben werden, für sich verwenden.*) 

Als befriedet gelten Archive, Bibliotheken, Kunstsammlun- 
gen, Kirchen und Wohlthätigkeitsanstalten. Da derartiges Eigen- 
thum nicht zum öffentlichen Eigenthume im Sinne des Kriegs- 
rechtes gehört, so muss namentlich jede muthwillige Schädigung 
desselben vermieden werden. Rechtswidrig ist insbesondere die 
Wegschleppung ganzer Sammlungen oder einzelner Gegenstände 
derselben.^) 



älteren Literatur Grotius, De jure praedae comm. (ed. Hamacker, Hagae l868), 
— und aus der neueren Literatur Tartarin, Trait^ de l'occupation suivant le 
droit naturel civil et internationale (Paris 1873). — Vergl. auch Bluntschli, 
Das Beuterecht im Kriege und das Seebeuterecht insbesondere (1878). 

') Nach der Ansicht der römischen Juristen waren die Feinde rechtlos? 
und deren Sachen res nullius. Unbewegliche Sachen wurden durch Eroberung 
Eigenthum des Staates; ebenso bewegliche Sachen, die man im Dienste des 
Staates erbeutet hatte. Ausserdem fiel die Beute Demjenigen zu, der sie machte. 
Beute zu machen war aber nicht nur ein Recht des Soldaten, sondern auch des 
friedlichen Bürgers^ — andererseits nicht nur gegen den feindlichen Soldaten, 
sondern gegen jeden Angehörigen des feindlichen Staates erlaubt. Vergl. B e r n e r, 
a. a. O., S. 115. 

3) Vergl. Am. Kriegsart. 31 u. f. 

*) Der Sieger muss jedoch aus den Steuern und den anderweitigen öffent* 
liehen Einkünften die regelmässigen und unvermeidlichen Verwaltungsausgaben 
fortbestreiten. 

*) Vergl. Geffcken bei.Heffter, a. a. O., S. 279 — 280. 
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§ i67. 

Im Gegensatze zu den nach dem vorigen Paragraphe der 
Erbeutung unzweifelhaft unterliegenden Objecten ist der Erbeutung 
unzweifelhaft nicht unterliegend das mit dem Kriegszwecke nicht 
zusammenhängende Privateigenthum feindlicher Unterthanen.*) 

Zwischen den Fällen der unzweifelhaft rechtmässigen und 
denjenigen der unzweifelhaft unrechtmässigen Kriegsbeute liegt 
in der Mitte »ein streitiges Gebiet, auf welchem die alte härtere 
Kriegspraxis und die moderne Idee des Völkerrechtes um Gel- 
tung ringen €. Zu den Fällen dieses streitigen Gebietes gehören 
namentlich: i. das bewegliche Eigenthum der kämpfenden Sol- 
daten, Kostbarkeiten und Geld ; 2. die Preisgabe des in erstürm- 
ten Plätzen befindlichen Mobiliareigenthums der Bürgerschaft an 
die Soldaten; 3. die Wegnahme von Naturalien, welche sowohl 
im Wege der Requisition gegen Empfangsbescheinigung, als 
auch von einzelnen Soldaten zu ihrem Unterhalte in Nothfallen 
geschehen kann.') 

Die sub i bezeichnete Wegnahme beweglichen Eigenthumes 
wird durch die neuere europäische Kriegspraxis missbilligt. Die 
sub 2 bezeichnete Preisgabe ist eine barbarische, jedoch durch 
Engländer und Franzosen noch im chinesischen Kriege von 1860 
geübte Sitte. Bei den sub 3 bezeichneten Gegenständen sind 
nicht sowohl die Grundsätze des Beuterechtes, als vielmehr die- 
jenigen des Nothstandes und der Expropriation unter Vorbehalt 
der Entschädigung anzuwenden.^) 

•) Vergl. Am. Kriegsart. 38. 

^) Ueber die Streitfrage, inwieferne unkörperliche Sachen in Feindesland 
ein Gegenstand der Kriegsoccupation seien und von dem Sieger als sein mit 
rechtlicher Wirkung behandelt werden dürfen, siehe Heffter, a. a. O., S. 280 — 282. 
— Vergl. auch die Abhandlungen von L. W. Pfeiffer über »Das Recht der 
Kriegseroberung in Beziehung auf Staatscapitalien« (1823) und F. C. Schweikart 
über »Napoleon und die Curhessischen Capitalschuldner« (1833). 

8) Siehe v. Holtzendorff's Art. »Beutet im Rechtslexikon. — Vergl. 
Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 284 — 285. 
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§ i68. 

Unter dem Gesichtspuncte, wonach nur die öffentliche Habe 
dem Beuterechte unterliegt, gilt der Grundsatz, dass dieselbe 
sofort nach der Wegnahme zum Eigenthume des Siegers wird.^) 

Was die Person des Erwerbers anbelangt, so wird Eigen- 
thümer der Kriegsbeute — von verzehrbaren Sachen abgesehen 
— nicht der einzelne apprehendirende Soldat, sondern dessen 
Kriegsherr, resp. der Staat. Die unterlassene Ablieferung recht- 
mässiger Kriegsbeute fällt daher unter den Begriff der Unter- 
schlagung. Der Kriegsherr kann jedoch im Vorhinein über die 
Vertheilung der Kriegsbeute unter die Mannschaft und Truppen- 
theile verfügen."') 

Die Landbeute bedarf im Unterschiede von der Seebeute 
keiner gerichtlichen Anerkennung. * ') 



ö) Siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 286. — B e r n e r bemerkt 

w 

bezüglich der Frage, mit welchem Zeitpunkte die Beute als erobert gelte (a. a. O., 
S. 117): »Nach der einfachen Natur der Sache kommt es bei der Beute wesent- 
lich auf die Thatsache an, ob man die Sache vollkommen in seiner Gewalt habe. 
Das römische Recht hält daher das Eigenthum erst dann für verloren, wenn der 
Beuterer die Sache in Sicherheit gebracht hat ; dies wurde nach dem^ Zeugnisse 
des G r o t i u s zur Praxis der europäischen Völker. G r o t i u s selbst berichtet aber 
schon daneben, dass das europäische Völkerrecht erbeutete Gegenstände als er- 
worben betrachte, sobald sie der Beuterer 24 Stunden in seiner Gewalt habe; 
und dieser Satz hat jedenfalls für den Landkrieg eine ziemlich weit verbreitete 
Anerkennung erlangt.« 

»") »Bello parta cedunt reipublicae !« — Vergl. v. Holtzend orff, a. a. O., 
S. 349 — 350. Siehe auch Heffter, a. a. O., S» 283 — 285. — Als Curiosum 
mag hier der frühere Kriegsgebrauch erwähnt werden, wonach die Glocken 
eines eroberten Platzes, wenn sie während der Belagerung in Benutzung ge- 
blieben waren, dem Chef der Belagerungs- Artillerie verfielen. Moser, Versuch, 
IX., 2. 109. 

^») Wildmann bezeugt in Ansehung der englischen Praxis, dass kein ein- 
ziger Fall gerichtlicher Verhandlung über Beute aus Landkriegen bekannt sei. 
Vergl. jedoch hiezu die Bemerkung v. Holtzend orff 's, a. a. O., S. 349. 
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///. Die Rechte der Kriegsparteien in Ansehung der Sachen des 

« 

Feindes im Seekriege."^) 

A. Das Recht der Appropriation im Seekriege oder das Recht 

der Seebeute im Allgemeinen.*) 

§ 169. 

Im Unterschiede vom Landkriege gilt für den Seekrieg 
der Grundsatz, dass Privateigenthum auf See der Wegnahme 
durch die feindliche Kriegsmacht unterworfen ist. Man bezeich- 
net das Recht der Wegnahme feindlichen Eigenthumes auf See 
als Seebeuterecht. Objecte dieses Seebeuterechtes sind di.e Kauf- 
fahrteischiffe der feindlichen Nation, resp. die an Bord von Kauf- 
fahrteischiffen geladenen und in Feindeseigenthum befindlichen 
Güter und Waaren. 

Das Seebeuterecht kann ausgeübt werden: i. durch Kriegs- 
schiffe; 2. durch Caper; 3. durch Landstreitkräfte mittelst Action 
vom Ufer aus. 

Das Gebiet, innerhalb dessen die Ausübung des Seebeute- 
rechtes zulässig ist, entspricht in seinem Umfange den Grenzen 
des Kriegsgebietes und dehnt sich demgemäss insbesondere 
nicht auf das Territorialmeer eines Neutralen aus.^) 



^) Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 287 — 295, sowie die daselbst 
verzeichneten Schriften . 

Aus der neueren Literatur sind namentlich hervorzuheben: A. de Pistoye 
et de C. Duverdy, Traite des prises maritimes, dans lequel on a refondu en 
partie le trait^ de Valin. 2 volumes (Paris 1855). — Ercole Vidari, Del 
rispetto della proprietä privata dei popoli belligerenti (Milano 1865). — H. Teck- 
lenborg, Die Freiheit des Meeres (Bremen 1870). 

Die Geschichte der Frage behandelt vorzüglich A e g i d i , Frei-Schifif unter 
Feindesflagge (1866). 

2) Siehe insbesondere Pereis, a. a. O., S. 202 — 214. 

5) Unter den Vertheidigern des Seebeuterechtes sind hervorzuheben: 
Phillimore, Twiss, Hautefeuille, Ortolan und Carron; unter den 
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§ I/o. 

Das Seebeuterecht oder das Prisenrecht beginnt mit dem 
Ausbruche des Krieges und zwar sogar gegen solche Schiffe, 
welche von der Eröffnung des Kriegszustandes noch nicht 
unterrichtet sind.*) 

Hinsichtlich des Zeitpunktes, mit welchem die Prise »als 
gemacht anzusehen ist«, d. h. in das Eigen thum des Nehme- 
staates — resp. des Captors — übergeht, knüpft die moderne 
Praxis den Eigenthumserwerb an die doppelte Voraussetzung 
einerseits : der geschehenen Verbringung des genommenen Schiffes 
oder Gutes in Sicherheit; andererseits: der erfolgten Adjudication 
desselben, d. h. der erfolgten Anerkennung der Rechtmässigkeit 
der Nehmung durch Urtheil des competenten Prisengerichtes. ^) 

Im Zusammenhange mit der Frage nach dem Zeitpunkte 
des Eigenthumserwerbes, resp. des Eigenthumsüberganges, steht 
das Recht der Reprise oder das unmittelbare Wiederaufleben 



Bekämpf ern des Seebeuterechtes sind hervorzuheben theils: Wheaton, de 
Cussy, Cauchy und Calvo, — theils: Heffter, Bluntschli, Gessner 
und V. Holtzendorff. 

Das »Institut de droit international« hat im Jahre 1877 die folgenden Reso* 
lutionen angenommen: i. das Privateigenthum, neutrales oder feindliches, ist 
unverletzlich unter neutraler oder feindlicher Flagge; 2. indessen sind der Be- 
schlagnahme unterworfen die für den Krieg unmittelbar dienlichen oder bestimm- 
ten Sachen und solche Handelsschiffe, welche an den Feindseligkeiten Antheil 
genommen haben oder für diese Theilnahme unmittelbar bestimmt sind oder die 
eine wirkliche Blocade verletzt haben. 

Siehe auch die scharfsinnigen Auseinandersetzungen von Geffcken bei 
Heffter, a. a. O., S. 293 — 295. 

*) Die sofortige Ausübung des Seebeyterechtes nach erfolgter Kriegs- 
erklärung ist seit der Mitte des laufenden Jahrhundertes nicht mehr üblich. Von 
besonderer Bedeutung waren diesfalls die beim Ausbruche des Krimkrieges er- 
gangenen französischen und englischen Erlässe. Vergl. z. B. die französische 
Declaration vom 27. März 1854. 

») Siehe Pereis, a. a. O., S. 209—210. 
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des ursprünglichen Rechtsverhältnisses nach Wiederwegnahme 
eines genommenen Schiffes oder genommener Güter. ^) 

§ 171- 

Was die Voraussetzung des Rechtes der Reprise anbelangt, 
so befolgt ohne Zweifel den richtigen Grundsatz die neueste 
Praxis der Vereinigten Staaten von Nordamerika, welche das 
Recht der Reprise in Unabhängigkeit von jeder Dauer des Be- 
sitzstandes bis zur erfolgten re^^htskräftigen Condemnirung in 
Wirksamkeit treten lässt. 

Durch die Wiederwegnahme eines genommenen Schiffes 
oder Gutes nach der für das Recht der Reprise festgesetzten 
Frist wird eine neue Prise begründet. 

Die neue Prise kommt dem Captor zu Gute und bedarf 
einer Adjudication; die Reprise wird dem bisherigen Eigenthümer 
zurückerworben und ist eiher Adjudication nicht bedürftig.^) 

B. Die Einschränkungen des seekriegsrechtlichen Appropria- 
tionsrechtes oder des Rechtes der Seebeute.') 

§ 172. 

Das Recht der Seebeute kann zunächst durch besondere 
Staatsverträge ausgeschlossen werden. Ein diesfallsiges Beispiel 

«) Heffter behandelt die Frage der Reprise oder das »Recht der Wieder- 
nahae bei Schiffen« im Zusammenhange mit der Lehre vom Postliminium. Siehe 
Heffter, a. a. O, S. 403 — 406. 

') Was die Voraussetzung des Rechtes der Reprise anbelangt, so bestand 
dieselbe bis in die neuere Zeit darin, dass das genommene feindliche Schiff oder 
Gut noch nicht derartig in Sicherheit gebracht war, um nicht unmittelbar wieder- 
genommen werden zu können. Später erblickte man das Recht der Reprise als 
ausgeschlossen mit einem 24stündigen Besitzstande auf Seiten des Nehmers. Die 
im Texte bezeichnete Praxis der Vereinigten Staaten von Nordamerika bedeutet 
denn auch noch nicht einen allgemein anerkannten Satz des positiven europäi- 
schen Völkerrechtes. Vergl. Pereis, a. a. O., S. 210 u. f. 

*) Sieh^ insbesondere Pereis, Seerecht, S, ziz u. U 
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aus neuester Zeit bietet der Vertrag zwischen den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika und Italien vom 26. Februar 1871, 
welcher im Art 12 den Grundsatz der Freiheit des feindlichen 
Privateigenthumes fiir den Fall eines Seekrieges sanctionirt.'^) 

Es kann sodann die Ausübung des Seebeuterechtes ein- 
seitig untersagt werden und zwar entweder unter der Voraus- 
setzung der Reciprocität oder ohne diese Voraussetzung. 

Die einseitige Untersagung der Ausübung des Seebeute- 
rechtes unter der Voraussetzung der Reciprocität erfolgte be- 
kanntlich in dem preussisch- italienisch -österreichischen Kriege 
von 1866;^) einen Fall der einseitigen Untersagung der Aus- 
übung des Seebeuterechtes ohne Voraussetzung der Reciprocität 
repräsentirt die Verordnung des Präsidiums des norddeutschen 
Bundes vom 18. Juli 1870, wonach »französische Handelsschiffe 
der Aufbringung und Wegnahme durch die Fahrzeuge der 
Bundes-Kriegsmarine nicht unterliegen sollen c.*) 



2) Art. 12 des Vertrages bestimmt: >Les hautes parties contractantes sti- 
pulent que, en cas de guerre entre elles, la propri^t^ priv^e de leurs citoycns 
ou Sujets respectifs, ä l'exception de la contrebande de guerre, ne pourra ^tre 
prise ni saisie, en pleine mer ou ailleurs, par les bätiments arm^s ou les forces 
militaires de l'autre partie, etant bien entendu que cette exemption ne s'etend 
pas aux bätiments et ä leur cargaison qui tenteraient d'entrer dans un port bloqu^ 
par le forces navales de Tautre partie. c 

3) Für Oesterreich erging unter dem 13. Mai 1866 eine entsprechende 
kaiserliche Verordnung. — Im Anschlüsse an diese Verordnung erfolgte ein 
gleichinhaltlicher Erlass der Krone Preussen vom 19. Mai 1866. — Für Italien 
hatten bereits die Art. 211 und 212 des Seegesetzbuches vom 21. Juli 1865 die 
Vorschrift eingeführt, dass, unter der Voraussetzung einer reciproken Behandlung, 
die Wegnahme feindlicher Handelsschiffe durch italienische Kriegsschiffe abge- 
schafft sein soll, ausgenommen wegen Kriegscontrebande und Biocadebruches. 

*) Die Verordnung vom 18. Juli 1870 ist allerdings durch die Verordnung 
vom 19. Januar 187 1 ausser Wirksamkeit gesetzt worden, — jedoch nur zu dem 
Zwecke, um Repressalien zu nehmen wegen Verletzungen des Völkerrechtes, 
welche von dem französischen Kriegsdampfer »Desaix« gegen deutsche Schilfe 
begangen worden waren, 
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§ 173- 

Die Bewilligung besonderer Licenzen ist von dem Ermessen 
der Kriegsparteien abhängig."^) 

Allgemein üblich war von jeher die Exemtion der auf 
wissenschaftlichen Reisen begriffenen Fahrzeuge, soferne und 
soweit diese sich nur mit ihrer friedlichen culturellen Aufgabe 
befassen/') 

Einer besonderen Exemtion von dem Seebeuterechte erfreut 
sich auch heute noch nach positivem europäischem Völkerrechte 
das Seefischereigewerbe; und zwar erstreckt sich die Exemtion: 
I. auf die Fischereifahrzeuge und die Fischereigeräthschaften 
jeder Art, 2. auf den Fang, 3. auf die mit dem Seefischerei- 
betriebe beschäftigten feindlichen Unterthanen. ') 

'§ 174- 

Zwar rechtlich gestattet, jedoch inhuman ist die Wegnahme 
und Aufbringung der in Seenoth befindlichen oder an der 
feindlichen Küste gescheiterten oder aus Noth in feindliche 
Häfen eingelaufenen Kauffahrteischiffe.^) 

Eine weitere Einschränkung des Seebeuterechtes ergibt sich 
aus dem Grundsatze: »Frei Schiff — frei Gut«.^) 



*) Vergl. Art. 3 der französischen Instruction vom 31. März 1854. 

•) Auch das russische Reglement von 1869 verfügt in § 16, dass die 
für wissenschaftliche Expeditionen bestimmten feindlichen Schiffe, falls sie die 
Gesetze der Neutralität beobachten, wie neutrale Schiffe angesehen und behandelt 
werden sollen. 

') Die Exemtion hat zur selbstverständlichen Voraussetzung die Nicht- 
betheiligung der Fischer an den Feindseligkeiten und hört demgemäss auf, sobald 
der Verdacht einer entsprechenden Betheiligung begründet erscheint. 

*) Die seerechtliche Praxis pflegt in neuerer Z,eit nicht mehr an dem 
starren Rechtsstandpunkte festzuhalten. 

») Hievon ist in den Auseinandersetzungen über die Stellung der NevUralen 
dw Näh?r« im erörtern, 
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Schliesslich sei noch erwähnt die Exemtion von Fahrzeugen 
in Gemässheit der Additional- Artikel zur Genfer Convention vom 
20. October i868.'o) 

C, Prisengerichtsbarkeit.*) 

§ 175- 

Der Nehmer eines Schiffes, gleichviel ob Caper oder Staats- 
kriegsschiff, ist verpflichtet, sich bei einem competenten Prisen- 
gerichte über die Rechtmässigkeit der gemachten Prise auszu- 
weisen: während die Landbeute, soweit sie überhaupt eine 
rechtmässige ist, durch Besitzergreifung erworben wird, erfolgt 
die Uebertragung des Eigenthumes an der Prise erst durch 
Urtheil des Gerichtes. 

Der Befehlshaber des Captors hat daher für die Erhaltung 
von Schiff und Ladung thunlichst Sorge zu tragen und jede 
willkürliche Verfügung darüber zu' unterlassen; er soll insbe- 
sondere (eventuell durch einen Officier mit der zureichenden 
Mannschaft) die Prise nach einem heimatlichen Hafen oder nach 
demjenigen einer verbündeten Macht dirigiren. 

Die Vernichtung der Prise ist nur im Nothfalle und sohin 
insbesondere dann gestattet, wenn die Ueberführung der Prise 
nach einem sicheren Platze nicht ohne erhebliche Gefahr sich 



***) Die Additional- Artikel zur Genfer Convention sind allerdings, wie 
schpn früher erwähnt, nicht ratificirt worden; gleichwohl haben z. B. bei Aus- 
bruch des deutsch-französischen Krieges im Jahre 1870 beide Theile sich bereit 
erklärt, die betreffenden Artikel für die Dauer des Krieges in Anwendung zu 
bringen. 

^) Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 289 u. f. 

Siehe insbesonders Per eis, Seerecht, S. 310 — 327. 

Vergl. auch : Soetbeer, Sammlung officieller Actenstücke in Bezug auf 
Schiftfahrt und Handel in Kriegszeiten (Hamburg 1855 u. f.). — G. F. v. Mär- 
te n s , Ueber Caper und feindliche Nehmungen und insonderheit Wiedcrnehiniingen 
(Göttingen 1795)- — Kalteaborn, Seereqht (Berlin 1851), 
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ermöglichen oder durch die Erhaltung der Prise die eigene Sicher- 
heit des Captors gefährdet würde.^) 

§ 176. 

Als zuständig gelten die Prisengerichte des Staates, zu 
dessen Seemacht der Nehmer gehört. Die Gerichtsbarkeit selbst 
wird nicht und nirgends einem gewöhnlichen bürgerlichen Ge- 
richtshofe überwiesen. Das Tribunal wird vielmehr ad hoc aus 
Männern gebildet, welche vermöge ihrer speciellen Kenntnisse 
und persönlichen Eigenschaften ein sachkundiges und unpartei- 
isches Urtheil verbürgen.^) 

Für die in der Wissenschaft neuzeitlich mehrfach empfohlene 
Einsetzung internationaler Prisengerichte bestehen nur verein- 
zelte Vorgänge der Praxis.^) 

Da die Einsetzung von Prisengerichten eine Handlung des 
Kriegsrechtes ist, so sind die neutralen Staaten nicht befugt, 
Prisengerichte einzusetzen oder zu gestatten, dass ein Kriegs- 
staat durch Consuln oder Gesandte auf ihrem neutralen Gebiete 
Prisengerichtsbarkeit ausübe.*) 

§ 177. 
Die Grundlage des gerichtlichen Verfahrens bildet die durch 
den Captor erstattete ausführliche Darstellung des Sachverhaltes, 



') Eine prisengerichtliche Entscheidung über die Rechtmässigkeit der Auf- 
bringung ist übrigens auch nach Vernichtung der Prise erforderlich, weil im Falle 
freisprechenden Urtheiles der Nehmestaat zur Schadloshaltung verpflichtet wird. 
Vergl. Pereis, Seerecht, S. 312. 

3) Siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 290. 

*) Vergl. namentlich die Ausführungen von Geffcken bei Heffter (mit 
specieller Rücksicht allerdings auf die Prisengerichtshöfe für Neutrale), a. a. O., 

s. 370-372. 

*/ Ueber eine Ausnahme von der Competenz des kriegführenden Staates, 
für welchen der Fang gemacht ist, wird in der Lehre von der Stellung der Neu- 
trale »i, resp. von der Prisen gerichtsbarkeit gegen Neutrale, die Rede sein. 

16 
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welcher der Aufbringung zu Grunde liegt. Aus dieser Darstel- 
lung sollen sich alle diejenigen Thatsachen ergeben, welche die 
Condemnirung der Prise zu rechtfertigen scheinen. Das Verfahren 
vor dem Prisengerichte selbst ist ein Reclameprocess, d. h. 
soweit die Unrechtmässigkeit der Aufbringung nicht klar zu 
Tage liegt und daher die freisprechende Entscheidung ohne 
weitere Verhandlung erfolgen muss, obliegt es den Interessenten, 
deren Eigenthum auf dem Spiele steht, die Unrechtmässigkeit 
der Aufbringung zu beweisen.^) 

Die Prisengerichte haben diejenigen prisenrechtlichen Grund- 
sätze in Anwendung zu bringen, welche von der Staatsgewalt 
festgesetzt sind, unter deren Autorität sie fungiren.') 

Der Spruch des Prisengerichtes lautet entweder: i. ledig- 
lich auf Lossprechung oder auf Lossprechung mit Schadlos- 
haltung oder aber: 2. auf Condemnirung des ganzen Objectes 
oder auf partielle Condemnirung. Die Vollstreckung eines con- 
demnirenden Urtheiles erfolgt durch öffentlichen Verkauf der 
Prise, resp. durch definitive Einziehung des Erlöses nach einem 
vor der ergangenen Entscheidung etwa stattgefundenen Ver- 
kaufe. Vom Erlöse der Prise fliesst ein Theil dem Staate und 
der andere Theil dem Captor zu.^) 



*) Aus dem Wesen des Reclameprocesscs folgt, dass für die Verurthei- 
lung der blosse Verdacht genügt; die als verdächtig aufgebrachten Schiffe werden 
für gute Prise erklärt, sobald der gegen sie vorliegende Verdacht nicht beseitigt 
wird. Dieser Folgesatz aus dem Wesen des Redameprocesses betrifft namentlich 
die neutralen Schiffe. Siehe Pereis, Seerecht, S. 321 — 322. 

') Gegen die Regel des Textes ist mit unzureichenden Gründen die An- 
sicht aufgestellt worden, dass der Prisenrichter an die von seiner Staatsgewalt 
erlassenen Vorschriften nicht gebunden sei, soweit die letzteren mit dem Völker- 
rechte im Widerspruche stehen. Siehe Pereis, Seerecht, S. 322 — 323. 

•) Ueber die Frage, ob der Verkauf von Prisen in neutralen Hafenplätzen 
zulässig sei, vcrgl. PereJs, Seerecht, S. 326 — 327. 
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Drittes Kapitel. 
Verkehr und Verhandlungen unter den Kriegsparteien.*) 

§ 178. 

Zur Regelung des nothwendigen Verkehres und der wün- 
schenswerthen Verhandlungen unter den Kriegsparteien dienen 
zunächst die für und auf den Fall des Krieges abgeschlossenen 
Cartels.-) 

Die Conventionen, welche im Kriege selbst noch vor- 
kommen, zerfallen in zwei Kategorieen, nämlich in allgemeine 
Kriegs-Conventionen und specielle Kriegs-Conventionen.^) 

Hauptarten der allgemeinen Kriegs-Conventionen sind theils: 

1. die Cartels bezüglich des Postverkehres, der Parlamentäre, 
der Couriere und Pässe, der Kriegsgefangenen u. s. w.; theils: 

2. die Neu tralitäts vertrage, durch welche gewisse Best and theile 
und Personen eines Territoriums aus dem Kriegsstande ausge- 
schieden und mit den Wirkungen der Neutralität ausgestattet 
werden. Hauptarten der speciellen Kriegs-Conventionen sind : 
Schutzbriefertheilungen, Contributionsverträge, Loslassungs- oder 
Ranzionirungsverträge, Auswechslungsverträge in Ansehung der 
Gefangenen, Capitulationen und Waffenstillstandsverträge.*) 



*) Vergl. Heffter, a. a. O., S. 297—302. 

*) Beispiele von Verträgen, welche eigens für den Kriegsfall geschlossen 
werdep, sind z. B. die Verträge über die Beschränkung der Contrebande, über 
die Gestattung des freien Handels während des Krieges, über die Neutralisi- 
rung eines Gebietstheiles, über den Schutz gewisser Anstalten gegen die Kriegs- 
gefahren, über die Prisengerichtsbarkeit. 

3) Die allgemeinen Conventionen enthalten die rechtliche Nonnirung eines 
dauernden Verhältnisses; die speciellen Conventionen regeln nur bestimmte vor- 
übergehende Leistungen. 

4) Vergl. Bluntschli, a. a. 0., S. 367 u. f. 

i6* 
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§ 179. 

Zu den Schutzbriefen gehören namentlich militärische Sicher- 
heitspässe für Personen und Geleitscheine für Waaren. Derartige 
von dem Befehlshaber der Truppen ausgestellte Pässe und Ge- 
leitscheine sichern das Recht der betreffenden Personen zu un- 
gefährdeter Passirung der militärischen Linien und das Recht 
der Frachtführer zu unbehinderter Durchfuhr der betreffenden 
Waaren. Während der Sicherheitspass unübertragbar und ledig- 
lich für die darin genannte Person giltig ist, sind Geleitscheine 
für den Waarentransport übertragbar, falls nicht die Person des 
Frachtführers zu Bedenken veranlasst.*) 

Contributionsverträge werden abgeschlossen mit den Unter- 
thanen des feindlichen Staates, welche sich hiedurch zur Zahlung 
bestimmter Summen oder zur Uebernahme gewisser Leistungen 
verpflichten.*^) 

Loslassungs- oder Ranzionirungsverträge (contrats de ra- 
chat) haben die Freilassung einer Prise gegen ein bestimmtes 
Lösegeld zum Inhalte. Ein Ranzionirungsvertrag begründet theils : 
I. die Verpflichtung zur Zahlung des Lösegeldes durch den 
Eigenthümer der Prise, theils: 2. den Anspruch des losgelassenen 
Schiffes gegen fernere Captur bis zum Ende der im Vertrage 
bezeichneten Reise. Der Abschluss von Ranzionirungsverträgen 
ist, soweit diesfalls kein ausdrückliches Verbot besteht, den 
Kreuzern und Capern gestattet.') 



5) Hieher gehören auch die sogenannten Licenzen (Erlaubnissscbeine) für 
Schiffe und Schiffsgut. 

®) Streng genommen müssen Contributionen und Requisitionen unterschie- 
den werden. Contributionen sind Auflagen von bestimmten Geldsummen auf 
locale Verbände. Requisitionen betreffen Lebensbedürfnisse, Gespanne u. s. w. 
oder deren Aequivalent. Vergl. Geffcken bei He ff t er, a. a. O., S. 277. 

') Ueber diese gegen das Ende des 1 7. Jahrhundertes in Gebrs^uch gekom- 
inenen Verträge vergl. Pereis, 9-, a, O., S. 512 rx, f, 
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§ i8o. 

Zur Gewährung einer Auswechslung von Gefangenen ist 
ein Staat nur im Grunde eines vorausgegangenen Vertrages 
verpflichtet. Derartige Auswechslungsverträge kamen erst in 
der zweiten Hälfte des 17. Jahrhundertes in lebendigeren Ge- 
brauch. Die Auswechslung erfolgt in der Regel Mann für 
Mann, Rang für Rang, Verwundete für Verwundete; für Ge- 
fangene eines höheren Ranges werden, falls gegnerische Gefan- 
gene des gleichen Ranges fehlen, Gefangene eines niedrigeren 
Ranges in jeweilig zu verabredender Anzahl ausgewechselt.^) 

Capitulation ist die Ergebung eines Truppenkörpers oder 
Waffenplatzes oder Kriegsschiffes. Dieselbe erfolgt entweder als 
eine bedingte oder als eine unbedingte; die bedingungslose 
Capitulation wird als »Uebergabe auf Gnade und Ungnade« 
bezeichnet. Die Absicht der Capitulation pflegt man dem Geg- 
ner anzuzeigen durch das Aufstecken einer weissen Fahne oder 
durch das Aufhissen einer weissen Flagge; die Vertragsform 
besteht meistens in der schriftlichen Proposition der Bedingun- 
gen von Seiten des Capitulirenwollenden und in der schriftlichen 
Erklärung des anderen Theiles auf jene Proposition. ^) 

Der Waffenstillstandsvertrag (treve) wird auf längere Zeit 
zur Einleitung des Friedens abgeschlossen und ist demgemäss 
von der Vereinbarung über eine örtliche und vorübergehende 
Waffenruhe zu unterscheiden. Der Waffenstillstand und die 
Waffenruhe hemmen die kriegerische Action, d. h. es muss 
inzwischen jeder Angriff unterlassen und jeder Vorwärtsmarsch 
auf feindlichem Gebiete eingestellt werden. Die Aufnahme und 



•) Am. Kriegsart. 105 u. f. 

») Zur Bewilligung der Capitulationsbedingungen ist der Befehlshaber der 
feindlichen Truppen, welche einen Platz bedrohen oder belagern, ermächtigt, so- 
weit die Zugeständnisse sich nicht auf die politische Verfassung und auf die Ver- 
waltung des Ortes beziehen. Vergl. Bluntschli, a. a. O., S. 379 — 380. 
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Fortsetzung der Feindseligkeiten kann sofort erfolgen, sobald 
die für Waffenstillstand und Waffenruhe vereinbarte Frist ohne 
Waffenstillstands - Erneuerung oder Friedensschluss, resp. ohne 
Stundung der Waffenruhe, abgelaufen istJ^^) 



'<*) Die längeren Waffenruhen werden wohl auch als »besondere« Waffen- 
stillstände bezeichnet und den »allgemeinen« Waffenstillständen gegenübergesetzt. 
Wie jedoch Bluntschli (a. a. O., S. 375) mit Recht bemerkt, so wäre es 
zweckmässiger, den Ausdruck »Waffenstillstand« auf diejenigen Acte zu beschrän- 
ken, welche die Fortsetzung der kriegerischen Action überhaupt von Staat zu 
Staat hemmen und nicht bloss an einzelnen Stellen und zwischen einzelnen 
Truppentheilen aufhalten. 
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Dritter Abschnitt. 
Die Beendigung des Krieges. 

Erstes Kapitel, 
Die Beendigung des Krieges im Allgemeinen.*) 

§ i8i. 
Der Krieg kann im Allgemeinen auf dreifache Weise be- 
endigt werden, nämlich: 

1. durch allseitige Einstellung der Feindseligkeiten und 
Neubeginn des friedlichen Verkehres; 

2. durch vollständige und unbedingte Unterwerfung des 
Besiegten unter den Sieger; 

3. durch Abschluss eines förmlichen Friedens unter den 
bisherigen Gegnern. 

Die Beendigung des Krieges durch Friedensschluss bildet 
die Regel. 

Hievon wird daher im zweiten Kapitel gesondert die 
Rede sein.-) 

§ 182. 

Beispiele einer Kriegsbeendigung ohne Friedensvertrag 
und sohin eines rein thatsächlichen Ueberganges in den Frie- 
denszustand hat auch unser Jahrhundert noch aufzuweisen. 

Als Grundlage des Friedenszustandes ist hiebei der Status 
anzusehen, bei welchem sich beide Theile seit Einstellung der 
Feindseligkeiten beruhigt haben. 



') Vergl. Heffter, a. a. O., S. 378 u. f. 

2) lieber das Postliminium (und die Usurpation) siehe die Ausführungen 
des dritten Kapitels. 
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Im Uebrigen behält sich jede Partei ihre ursprüngliche 
Rechtsbehauptung vor, soweit der Streit nicht durch die That- 
sachen des Krieges seine factische Erledigung gefunden hat.^) 

§ 183. 

Im Falle der Kriegsbeendigung durch vollständige und 
unbedingte Unterwerfung des Besiegten unter den Sieger geht 
auf den letzteren lediglich nur die Staatsgewalt über. 

Der Sieger erhält kein Recht auf die Person und das 
Eigenthum der Unterthanen des besiegten Staates. 

Die debellatio des heutigen Völkerrechtes oder die Ver- 
nichtung der politischen Existenz des Gegners ist nicht die 
deditio im römischen Sinne.*) 



3) Bluntschli erklärt (a. a. O., S. 381): Soweit eine thatsächliche 
Umgestaltung der Dinge unangefochten fortdauert, soweit gilt der »Status quo 
post bellum res sunt« ; abgesehen davon aber ist der »Status quo ante bellum res 
fuerunt« als massgebend zu betrachten. 

*) Siehe die altrömische Deditionsformel bei Livius (I, S^): »Rex inter- 
rogavit: Estisne vos legati oratoresque missi a populo CoUatino, ut vos popu- 
lumque CoUatinum dederetis? Sumus. Estne populus Collatinus in sua potestate? 
Est. Deditisne vos populumque CoUatinum , urbem, agros, aquam, terrainos, 
delubra, utensilia, divina humanaque omnia in meam populique Romani dicionem ? 
Dedimus. At ego recipio.« 
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Zweites Kapitel. 
Die Eriegsbeendignng durch FriedensschlnssJ) 

§ 184- 

Der Friedensschluss ist diejenige völkerrechtliche Rechts- 
handlung, durch welche der Kriegszustand abgeschlossen und 
der Friedenszustand erneuert wird. Der Friedensvertrag, neben 
den Bündnissen die älteste Art der Völker- und Staatenverträge, 
enthält demgemäss die Bedingungen des Kriegsabschlusses und 
der Friedenserneuerung. Nach seinem Inhalte kann derselbe 
entweder als reiner und einfacher Friedensschluss (paix pure et 
simple) auf die blosse Erneuerung des Friedenszustandes ge- 
richtet oder als bedingter Friedensschluss unter gewissen Clau- 
sein und Verpflichtungen eingegangen sein.*) 

Da der Friedensschluss den bisherigen Kriegszustand de- 
finitiv beseitigt, so ergibt sich hieraus von selbst und auch ohne 
besondere ausdrückliche Clausel die Nothwendigkeit einer gegen- 
seitigen Amnestie oder der Niederschlagung aller Klagen und 
Ansprüche wegen Unbill oder Schädigung, welche die Ange- 
hörigen der einen Kriegspartei durch Angehörige der anderen 
Kriegspartei während des Krieges erlitten haben.^) 



') Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 380 — 390. 

2) Ueber »besondere Friedensclauseln«, betreffend die Restitution einer 
Sache aus dem Besitze eines Theiles an den anderen Theil und die Abtretung 
eines bestimmten Landes oder Land estheiles, vergl. Heffter, a. a. O., 

s. 385—386. 

3) Da der Grund der Amnestie nur in der Rücksicht auf die exceptionelle 
Natur des Krieges und in den allgemeinen Friedensbedürfnissen liegt, so darf 
dieselbe nicht darüber hinaus auch auf die Zerstörung solcher Klagen wirken, 
welche mit dem Kriege Nichts zu schaffen haben und deren Durchführung den 
Frieden nicht gefährdet. Ueber die drei Classen der hieher gehörigen Klagen 
vergl. Heffter, a. a. O., S. 381, und Bluntschli, a a. O., S. 386. 
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Vorbehalte ermöglichen sich selbstverständlich bei jeder 
Amnestie für jede Partei.*) 

§ 185. 

Die Giltigkeit des Friedensschlusses wird durch die Ueber- 
macht des Siegers nicht tangirt, wohl aber behindert durch 
einen äusseren Zwang, welcher gegen die zu den Friedensunter- 
handlungen bevollmächtigten Vertreter der Kriegsparteien ausge- 
übt wird. Durch den Friedensschluss wird mit dem Kriege auch 
der bisherige Rechtsstreit unter den kriegführenden Staaten be- 
endigt. Nach dem Friedensschlüsse hat daher auch die Ausübung 
aller weiteren FeindseHgkeiten aufzuhören. '^)' 

Die Basis der erneuerten Friedensordnung bildet der öffent- 
liche Besitzstand zur Zeit des Friedensschlusses, soweit nicht in 
dem Friedensschlüsse abweichende Bestimmungen enthalten sind. 
Vertragsverhältnisse unter den Staaten, deren Wirksamkeit wäh- 
rend des Krieges suspendirt war, treten von Rechtswegen wieder 
in Wirksamkeit, soweit dieselben nicht entweder durch den 
Friedensschluss abgeändert werden oder Angelegenheiten be- 
treffen, welche durch den Krieg aufgelöst oder umgewandelt 
worden sind. Unberührt bleiben in der Regel, d. h. soweit ent- 
gegengesetzte Stipulationen nicht vereinbart werden, die Privat- 
rechte der Unterthanen und der Souveräne. '^j 



*) Siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 382. 

*) Mit dem Eintritte des Friedens dürfen in dem bisher feindlichen Lande 
insbesondere keine Kriegsbeiträge mehr eingefordert werden. Wenn einzelne 
Truppenkörper, ohne von dem Friedensschlüsse unterrichtet zu sein, noch eine 
Stadt oder eine Festung einnehmen, so müssen sie dieselbe wieder räumen. 
Ebenso sind Schiffe, welche nach Abschluss des Friedens genommen wurden, 
wieder frei zu lassen. 

•) Wird in dem Friedensvertrage die Rückgabe des im Kriege eingenom- 
menen Gebietes versprochen, so gilt als Annahme der Vertragsparteien, dass das 
Rechtsverhältniss der Gebietshoheit nach Massgabe seines Bestandes vor der «r- 
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Nebenwirkung^en eines Friedensschlusses betreffen die Unter- 
thanen der kriegführenden Staaten und die Neutralen. Die Unter- 
thanen der kriegführenden Staaten haben sich den Friedens- 
clauseln zu unterwerfen ungeachtet der damit verbundenen Opfer 
und Aenderungen von Privatrechten. Die Neutralen werden 
von den Beschränkungen entbunden, welche ihnen das Recht 
des fremden Krieges auferlegt hat; sie behalten jedoch, weil die 
Amnestie in ihren Rechtskreis nicht eingreift, alle Ansprüche 
wegen verletzter Neutralität.^) 

§ i86. 
Der Friedensvertrag tritt in Wirksamkeit mit dem Tage 
seiner Ratification durch die betreffenden Staatsgewalten. In 
der Regel wird jedoch verabredet, dass sofort nach Unterzeich- 
nung des Vertrages oder nach einem bestimmten demnächstigen 
Zeitpunkte die kriegerischen Operationen und alle Acte der 
Feindseligkeit überhaupt aufzuhören haben. ^) 

Ein Bruch des Friedensschlusses vor dessen wirklichem 
und vollständigem Vollzuge berechtigt die verletzte Partei, den 
ganzen Frieden als unverbindlich zu betrachten, den Krieg ohne 
Weiteres fortzusetzen und so zu handeln, wie wenn gar kein 
Friedensvertrag abgeschlossen worden wäre.^) 

Bezüglich der Gründe, aus welchen ein Friedensschluss 
angefochten oder aufgehoben werden mag, gelten die für die 



folgten feindlichen Besitznahme wieder anerkannt sei und dass das Land in dem 
thatsächlichen Zustande seiner Beschaffenheit zur Zeit des Friedensschkisses zurück- 
gegeben werde. Vergl. Bluntschli, a. a. O., S. 390 u. f. 

') Vergl. Heffter's Artikel »Friede« in Blun t seh li's Staatswörterbuch, 
III. S. 770. 

«) Erst die Ratification macht den Vertrag perfect, d. h. erst vom Tage 
der Ratification an kann der Vollzug rechtlich gefordert werden. 

») Siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 388. 
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Giltigkeit und Dauer der Staatenverträge überhaupt massgeben- 
den Sätze. '0) 



^^) Die unmögliche Erfüllung gilt nicht als Bruch des Friedensschlusses, 
d. h. auch von der Nichtausführung einzelner Friedensartikel gilt das »Ultra posse 
nemo tenetur«. 
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Drittes Kapitel. 
Das PostliminiiimJ) 

§ 187. 

Unter Postliminium versteht man die ohne Friedensschluss 
in Folge factischer Befreiung von der feindlichen Gewalt ein- 
tretende Wiederbelebung des durch die Kriegsgewalt gestörten 
Zustandes. 

Der Ausdruck »Postliminium« ist dem römischen Rechte 
entnommen, hat aber im heutigen Völkerrechte eine andere Be- 
deutung, als das antike Postliminium. 

Man unterscheidet das Postliminium der Völker- und Staats- 
gewalten und das Postliminium der Privatpersonen und Privat- 
verhältnisse.2) 

§ 188. 

Mit der freiwilligen Räumung eines von dem Feinde bis- 
lang besetzten Gebietstheiles oder mit der Verdrängung des- 
selben durch die befreundete Kriegsgewalt hört das feindliche 
Kriegsrecht sofort auf, das frühere Rechtsverhältniss wird er- 
neuert und die vormalige Staatsgewalt tritt wieder in ihre 
Rechte und Pflichten ein.^) 



') Vergl. im Allgemeinen H c f f t e r , a. a. O., S. 393 — 406, und Bluntschli, 
a. a. O., S. 394 — 401. 

2) Die Römer nahmen an, dass durch die feindliche Gefangenschaft für 
deren Dauer der römische Bürger seine bürgerlichen Rechte verliere, — dass er 
aber sofort sein früheres Recht wieder erlange, wenn er sich der Gefangenschaft 
zu entziehen vermöge; sie fingirten dann, dass der Bürger niemals gefangen 
worden sei und sein Recht fortwährend erhalten habe. Diese Fiction bezeichneten 
die Römer als » postliminium c — Vergl. namentlich: Hase, Das j. p. (Halle 185 1) 
und H. E. Young, De j. p. (Berol. 1854). 

3) Dk y«r4r&ngung des Fcinde§ durch dpeu Dritten ohne eigenes Zutbua 
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Wenn der Feind in der Zwischenzeit wirkliche Regierutigs- 
acte ausgeübt hat, so können solche nicht insgesammt und unter- 
schiedslos als ungeschehen angesehen werden; derartige Regie- 
rungsacte bleiben vielmehr in der Regel in Kraft, soweit dieselben 
blosse Verwaltungs- und Gerichtsacte sind oder eine privat- 
rechtliche Bedeutung haben.*) 

Die restaurirte Regierung ist nicht verpflichtet, die von 
der feindlichen Zwischenregierung vorgenommene Veräusserung 
von Staatsdomänen oder Renten oder die durch den feindlichen 
Usurpator für das besetzte Land contrahirten Staatsschulden 
als rechtsverbindlich anzuerkennen. Anders verhält sich aber 
die Sache, wenn die Eroberung durch die Anerkennung im 
Frieden vollzogen wird, resp. wenn einmal der Friede die Er- 
oberung bestätigt hat. Der Eroberer ist dann berechtigt, die 
Staatshoheit auszuüben und auch dritten Personen gegenüber 
für das Land zu handeln.*) 

§ 189. 
Das Postliminium der Privatpersonen bedeutet, dass die 
persönlichen Rechte, an deren Ausübung dieselben durch die 
Kriegsgefangenschaft gehindert waren, nunmehr von ihnen wieder 
ausgeübt werden können.^) 



gibt wider dessen Willen nicht von selbst die frühere staatliche Existenz zurück. 
Vergl. Heffter, a. a. O., S. 395 und 397. — Ueber den Fall, in welchem ein 
Volk ohne Zuthun der vom Feinde vertriebenen Regierung und ihrer Bundes- 
genossen sich durch eigene Kraft von der feindlichen Herrschaft befreit, vergl. 
Bluntschli, a. a. O., S. 395 — 396. 

*) Regierungsacte des Zwischenherrschers oder Usurpators, welche den 
Verfassungszustand des Landes ändern oder einen wesentlich politischen Charakter 
haben, können von der restaurirten Staatsgewalt für unwirksam erklärt werden. 

») Der Hauptstreitpunkt! Vergl. Heffter, a. a. O., S. 396 und 398; und 
Bluntschli, a. a. O., S. 397—398. 

•) Die für den Kriegsgefangenen bestellte Vormundschaft hört auL Die 
Ehe des Kriegsgefangenen dauert nach heutigem Rechte fort. Der Kriegsgefangene 
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kann über sein Vermögen gilt ig verfügen unter Lebenden und durch letzten 
Willen. 

') Die von der feindlichen Kriegsgewalt verausserten Häuser und Grund- 
stücke sind durch die Eigcnthümer vindicirbar, d. h. die geschehene und nicht 
im Frieden ausdrücklich oder stillschweigend bestätigte Veräusserung ist ungiltig. 

*) Ueber das Recht der Reprise ist schon in der Lehre vom Seebeute- 
rechte abgehandelt worden. 
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Das Postliminium lässt sodann das Grundeigenthum wieder 
wirksam werden, wenn letzteres dem Eigenthümer während des ] 

Krieges durch die feindliche Kriegsgewalt entzogen wurde und i 

jetzt wiederum unter die Autorität des befreundeten Staates i 

zurückgekommen ist.') ^ 

Nicht minder können die von dem Feinde weggenommenen 
beweglichen Sachen nach Verdrängung der feindlichen Gewalt ' 

bis zum Friedensschlüsse von dem verletzten Eigenthümer zurück- 
genommen werden.^) 



Dritter Theil. 
Die Stellung der Neutralen.') 



Erster Abschnitt. 
Die Neutralität im Allgemeinen.^) 

§ 190. 

Unter Neutralität versteht man die Nichtbetheiligung am 
Kriege Dritter, d. h. neutral sind diejenigen Staaten, welche 
weder selbst am Kampfe sich betheiligen, noch zum Vortheile 
oder Nachtheile eines der kämpfenden Theile sich bethätigen. 
Ein neutraler Staat ist, wie Klub er sagt, weder Richter, noch 
Partei. Der neutrale Staat behauptet den Frieden in Mitten des 
Kampfes der Kriegsparteien. 3) 

Es ist hienach unzutreffend, von einer Neutralität als einer 
sogenannten »unvollständigen« Neutralität dann zu reden,- wenn 



') Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 303 — 377, sowie die 
daselbst verzeichneten Schriften. — Aus der neueren Literatur sind, abgesehen 
von den allgemeinen Systemen des Völkerrechtes, namentlich hervorzuheben: 
Leschkof, Des principes de la neutralit<^ et du commerce neutre (Moscou 1841). 
— Hautefeu ille, Droit des nations neutres en temps de guerre maritime 
(Paris 1848). — Gessner, Le droit des neutres sur mere (2 ^d., Berlin 1876). 

2) Siehe Heffter, a. a. O., S. 303 — 307; und Bluntschli, a. a. O., 
S. 403 — 406. — Vergl. auch Berner's Artikel »Neutralität« in Bluntschli 's 
Staatswörterbuch, VII. S. 252. 

3) Der Begriff der Neutralität ist ein wesentlich moderner. Hugo Gro- 
tius bezeichnet die Neutralen noch als »medii«. Bynkershock erklärt; »Non 
hostes, cjui neutrarum partium sunt«, 
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ein Staat allen kriegführenden Theilen die gleichen Begünsti- 
gungen wirklich gewährt oder aber nur einen Theil begünstigt, 
jedoch vermöge früherer Verträge. Abgesehen davon, dass der 
Neutrale grundsätzlich gar keine Begünstigung des Krieges vor- 
nehmen soll, so ist eine vollkommen gleiche Begünstigung beider 
Parteien thatsächlich unmöglich in Folge der Verschiedenheit 
der geografischen Lage und der beiderseitigen Bedürfnisse. Die 
Begünstigung einer Kriegspartei mag spdann durch frühere Ver- 
träge rechtlich geboten sein, enthält jedoch nichtsdestoweniger 
thatsächlich eine Verletzung der Neutralität.*) 

Man unterscheidet eine nothwendige und eine freiwillige 
Neutralität: erstere wird durch völkerrechtliche Acte und Ver- 
träge garantirt; letztere beruht auf dem friedlichen Entschlüsse 
der Staaten. Die dauernde vertragsmässige Neutralität bezeich- 
net man gewöhnlich als »ewige« Neutralität. Die Neutralität 
heisst eine »bewaffnete«, wenn der neutrale Staat zum Schutze 
seiner Neutralität gewaffnet oder gerüstet auftritt.^) 

§ 191. 
Von den drei Bedingungen der Neutralität, auf deren Er- 
füllung sich alle einzelnen Pflichten der Neutralen zurückfuhren 
lassen, besteht die erste Bedingung in der Nichtduldung Dessen, 
dass eine Kriegspartei im Gebiete des neutralen Staates un- 
mittelbar feindselige Handlungen gegen die andere Kriegspartei 



*) Die vom Grafen Bernstorff 1870 in seiner Correspondenz mit Lord 
GranvilUe über den Waffenhandel gewünschte »neutralit^ bienveillante« ist 
keine Neutralität mehr. In dem Masse, in welchem eine solche Neutralität sich 
für den einen Theil als eine wohlwollende erweist, muss dieselbe für den anderen 
Theil eine übelwollende werden. Siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 304. 

^) Die blosse Rüstung und selbst die Truppenaufstellung des neutralen 
Staates bedeutet noch nicht Theilnahme am Kriege, sondern nur Schutz des 
Friedenszustandes gegen UebergrifFe einer Kriegspartei. Vergl. Bluntschli, 
a, a. O., S. 405 — 406, 

»7 
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vornehme. Wenn der neutrale Staat die Vornahme derartiger 
Handlungen nicht zu verhindern vermag, so hat er die Mass- 
regeln der geschädigten Kriegspartei zu tragen. Hiebei ist ins- 
besondere die Berufung des Neutralen auf die Unzulänglichkeit 
der Gesetze seines Staates zur Aufrechthaltung der Neutralität 
durchaus unzulässig.*^) 

Die zweite Bedingung der Neutralität besteht darin, dass 
der neutrale Staat jeder Störung einer Kriegspartei in deren 
rechtmässigen Kriegsoperationen ausserhalb des neutralen Ge- 
bietes sich enthalte und daher namentlich z. B. eine rechtmässige 
Blocade respectire.') 

Die dritte Bedingung der Neutralität besteht darin, dass 
der neutrale Staat jede positive Unterstützung einer Kriegspartei 
zu Kriegszwecken unterlasse. Der neutrale Staat soll daher ins- 
besondere einer Kriegspartei weder Truppen oder Kriegsschiffe 
oder anderweitiges Kriegsmateriale zur Verfügung stellen, noch 
Subsidien für die Kriegführung bezahlen oder ein Gelddarlehen 
für Kriegszwecke gewähren. Auch darf der neutrale Staat nicht 
gestatten, dass sein Gebiet von einer Kriegspartei auf irgend 
welche Weise zu Kriegszwecken benützt werde. ^) 



*) Ein Staat ist verpflichtet, seine Gesetzgebung in derjenigen Weise ein- 
zurichten, welche die Erfüllung der völkerrechtlichen Verbindlichkeiten gestattet. 
Die Landesgesetzgebung, d. h. der eigene Wille eines Staates, kann diesen von 
den allgemeinen im Völkerverkehre giltigen Sätzen nicht befreien. Siehe Geff- 
cken bei Heffter, a. a. O., S. 310 — 311. 

^) »Amici hello se non interponant!« Liv. bist. XXXV, 48. 

*) Ein neutraler Staat ist daher nicht befugt, einer Kriegspartei den Durch- 
marsch durch das neutrale Gebiet zu gestatten. Ebensowenig darf der neutrale 
Staat die Kriegsschiffe der Kriegsparteien in seine Seehäfen einlaufen oder über 
seine Ströme, Flüsse oder Kanäle hindurchfahren lassen (ausser zu offenbar fried- 
lichen Zwecken oder im Nothstande). Die Durchfahrt der Kriegsschiffe durch das 
neutrale Küstengewässer gilt dagegen als eine Verletzung der Neutralität nur 
dann, wenn der neutrale Staat die Durclifahrt den Kriegspartei^n untersagt hat, 
Vergl. Bluntschli, a. a. 0., 3. 416 u. f. 
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§ 192. 

Die Verletzung der Neutralitätsbedingungen durch einen 
neutralen Staat berechtigt die geschädigte Kriegspartei, die 
Neutralität des betreffenden Staates als erloschen anzusehen 
und entweder Repressalien anzuwenden oder zur Kriegserklärung 
zu schreiten. Von der Verletzung der Neutralitätsbedingungen 
durch den neutralen Staat ist jedoch die Verletzung der Neu- 
tralität durch Unterthanen des neutralen Staates wohl zu unter- 
scheiden. Ein neutraler Staat kann nicht unbedingt für alle dies- 
fallsigen Handlungen seiner Unterthanen, sondern nur für eine 
offenbare Vernachlässigung der Sorge um seine Neutralität und 
für jede absichtliche Begünstigung des Neutralitätsbruches ver- 
antwortlich gemacht werden.^) 

Als unzweifelhafte Verletzung der staatlichen Neutralitäts- 
pflicht gilt daher die Erlaubniss der neutralen Staatsregierung 
zu massenhafter Betheiligung ihrer Unterthanen an einem frem- 
den Kriege oder zur Annahme von Caperbriefen oder zur Aus- 
rüstung von Caperschiffen oder von Kriegsschiffen für eine 
Kriegspartei.") 



9) Vergl. Heffter, a. a. O., S. 313 — 318, und insbesondere die scharf- 
sinnigen Zusatznoten von Geffcken. 

w) In dem zwischen Grossbritannien und den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika am 8. Mai 1871 zu Washington abgeschlossenen Vertrage, insbe- 
sondere betreffend die Erledigung der »Alabama« -Angelegenheit durch ein Schieds- 
gericht, vrerden durch Artikel VI drei Regeln festgesetzt, welche der schieds- 
richterlichen Entscheidung als rechtliche Grundlage dienen und auch in Zukunft 
für die contrahirenden Theile verbindlich sein sollen. Eine neutrale Macht ist 
verbunden ; 

I. hinreichende Sorgfalt anzuwenden, um innerhalb ihrer Jurisdiction die 
Ausrüstung, Bewaffnung oder Equipirung irgend eines Schiffes zu verhindern, 
von dem sie mit ausreichendem Grunde glauben kann, dass es bestimmt sei, 
gegen eine Macht, mit der sie im Frieden lebt, zu kreuzen oder Krieg zu führen ; 
und ebenso gleiche Sorgfalt anzuwenden, um das Auslaufen eines solchen Schiffes 
aus seinem Jurisdictionsbezirke zu verhindern, sofern ein solches Schiff ausdrück- 

17* 
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Der neutrale Staat ist jedoch nicht verpflichtet zum Ver- 
bote der Eröffnung einer Privatanleihe von Seiten einer Kriegs- 
partei und zum Verbote der Waffenlieferungen neutraler Unter- 
thanen an Kriegführende.'') 



lieh ganz oder zum Theile innerhalb des neutralen Gebietes zu kriegerischem 
Zwecke hergestellt ist; 

2. nicht zu erlauben oder zu dulden, dass einer der Kriegführenden sich 
ihrer Häfen oder Gewässer als Basis maritimer Operationen gegen den anderen 
Kriegführenden bediene oder dazu benutze, seine Kriegs vorräthe und Waflfen zu 
erneuern oder zu vermehren,' oder dass einer der Kriegführenden innerhalb des 
neutralen Gebietes Mannschaften anwerbe ; 

3. hinreichende Sorgfalt in ihren eigenen Häfen und Gewässern, sowie in 
Bezug auf alle Personen innerhalb ihrer Jurisdiction zu verwenden, um jede Ver- 
letzung der vorbenannten Verpflichtungen zu verhindern. 

Vergl. Geffcken, Die Alabama-Frage. Stuttgart 1852. 

") Vergl. namentlich Geffcken bei Heffter, a. a. O,, S. 315 u. f. 



IM« 
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Zweiter Abschnitt. 
Die Rechte der 'Neutralen.') 



Erstes Kapitel. 
Allgemeine Grundsätze Über die Rechte der Neutralen.') 

§ 193. 
Der fiir die Ausmessung der Rechte der Neutralen mass- 
gebende Grundsatz greht dahin, dass der neutrale Staat alle jene 
Rechte anzusprechen hat, welche ihm sonst im Friedenszustande 
zukommen, soweit nicht Verträge oder die nothwendigen Bedin- 
gungen der Neutralität eine Ausnahme bewirken; — aus diesem 
massgebenden Grundsatze folgt aber mit Noth wendigkeit, dass jede 
Kriegspartei: i. das neutrale Gebiet und die inneren Verhältnisse 
des neutralen Staates, 2. die Rechte der Angehörigen des neu- 
tralen Staates, sowie die Verhältnisse des neutralen Staates und 
seiner Angehörigen zu den anderen neutralen Staaten und zu 
deren Angehörigen, 3. die Verhältnisse des neutralen Staates 
und seiner Angehörigen zu den kriegführenden Staaten und 
zu deren Angehörigen zu respectiren hat.^) 

§ 194. 

Das neutrale Gebiet darf in keiner Weise zum Kriegsfelde 
gemacht werden. 

Eine durch die gegnerische Kriegspartei verfolgte Streit- 
macht findet daher im neutralen Land- und Seegebiete ein Asyl, 
auf welchem die Fortsetzung der Verfolgung durch den Gegner 

») Siehe Heffter, a. a. O., S. 318 u. f. 
a) Siehe Heffter, a. a. O., S. 318—321. 

3) Vergl. Berner's Artikel »Neutralität« in Bluatschli's Staatswörter 
buch, VII. S. 260 — 261. 
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unstatthaft ist; die neutrale Staatsgewalt muss jedoch durch ge- 
eignete Massregeln dafür sorgen, dass das Asyl nicht zu einem 
Angriffspunkte missbraucht werde. 

Jede Handlung, durch welche das neutrale Gebiet in irgend 
welcher Weise zum Kriegsfelde gemacht würde, berechtigt die 
neutrale Staatsgewalt zum sofortigen thatsächlichen Einschreiten 
behufs Verhinderung der Gebietsverletzung.*) 

§ 195- 

Personen und Eigenthum der Unterthanen des neutralen 
Staates sind unantastbar. Grundstücke eines neutralen Staates 
oder seiner Unterthanen, welche im Gebiete einer Kriegspartei 
liegen, bleiben allerdings den Kriegslasten unterworfen. Dagegen 
darf eine Kriegspartei nur im äussersten Nothfalle und gegen 
volle Entschädigung neutrale Sachen, z. B. Schiffe, in Beschlag 
nehmen und für ihre Zwecke verwenden (jus angariae).') 

Der Verkehr der neutralen Staaten unter einander erleidet 
durch den Krieg an sich keine Beeinträchtigung: es darf ins- 
besondere der freie Handelsverkehr unter den Angehörigen der 
neutralen Staaten durch die Kriegsparteien nicht gestört werden.^) 

Ein gewaltiger Streit besteht jedoch seit Jahrhunderten in 
der Staatenpraxis wie in der Völkerrechtstheorie bezüglich der 



*) Ueber die Grundsätze der Seestaaten in Bezug auf »Kriegsschiffe auf 
neutralem Gebiete« vergl. die gleichnamige Schrift v. Kaltenborn's (Ham- 
burg 1850). 

*) Die Wegnahme neutraler Sachen und deren Verwendung für die Zwecke 
der Kriegsparteien rechtfertigt sich daher ausser dem Falle der Noth auch nicht 
gegen Vergütung des Werthes vermittelst eines sogenannten Vorkaufes (le droit 
de pr^emtion). 

«) Wie Heffter bemerkt (a. a. O., S. 322), so macht nur die Signalisi- 
rung eines solchen Verkehres und die Abwehrung einzelner Plackereien, welche 
der Kriegsstand unter anderen Nationen nach der bisherigen Praxis mit sich ge- 
bracht hat, noch die Feststellung gewisser Principien in der Zukunft nothwendig. 
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Frage nach Art und Ausmass der Beschränkungen des neutralen 
Handelsverkehres mit den Kriegsparteien selbst.^) 



^) Ueber die Geschichte des ganzen Verhältnisses siehe: J. Reddie, 
Researches in maritime international law. Edinb. 1844 — 1845. II. Vols. — 
L. B. Hautefeuille, Histoire du droit international maritime. Ed. 2. Par. 1869. 

Unter den Monographieen enthält die beste Vertheidigung der strengen 
Ansichten Englands: Ch. Jenkinson (nachmals Lord Liverpool), Discourse on 
the conduct of Great Britain in respect to neutral nations during the present 
war. Lond. 1757. — Von den Schriften für die Rechte der Neutralen sind nament* 
lieh zu erwähnen: M. Hübner, De la saisie des bätiments neutres etc. A la 
Haye 1759. — Totze, La libert^ de la navigation. Lond. et Amst. 1780. — 
J. G. Busch, Ueber das Bestreben der Völker, einander in ihrem Seehandel 
recht weh zu thun. Hamb. 1800. — Jouffroy, Le droit des gens maritime. 
Berl. 1806. — Biedermann, Manuel diplomatique sur le demier ^tat de la 
controverse concernant les droits des neutres. Leipz. 18 14. — L. B. Haute- 
feuille, Des droits et des devoirs des nations neutres en temps de guerre ma- 
ritime. Ed. 3. I— IV. Par. 1865. 

Vergl. insbesondere : E. W. As her, Beiträge zu einigen Fragen über die 
Verhältnisse des Seehandels in Kriegszeiten. Hamb. 1854. — L. Gessner, Das 
Recht des neutralen Seehandels. Bremen 1855. — Weiss, Code du droit mari- 
time international. Paris 1858. — Vergl. auch die Schriften von Cauchy (Le 
droit maritime international, 1862) und Attlmayr (Elemente des internationalen 
Seerechtes, 1873). 
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Zweites Kapitel. 

Die Rechte der Neutralen in Ansehung des Handels mit besonderer Rück- 
sicht auf die verbotene Zufuhr (Gontrebande) und auf die Beschränkungen 
des neutralen Frachtverkehres in Folge des Seebeuterechtes J) 

§ 196. 

Nach den Auseinandersetzungen im vorigen Paragraphe 
besteht ein Streit nicht über das Recht der Neutralen zum 
Handel im Kriege überhaupt, sondern nur über die Ausdehnung 
des betreffenden Rechtes und zwar insbesondere über Art und 
Ausmass der Beschränkungen des neutralen Handelsverkehres 
mit den Kriegsparteien selbst. 

Im Einzelnen handelt es sich aber hiebei um drei Haupt- 
punkte, nämlich: 

1. um die Frage der verbotenen Zufuhr (Kriegscontrebande); 

2. um die Frage nach den Beschränkungen des neutralen 
Frachtverkehres in Folge des den Kriegsparteien zustehenden 
Beuterechtes im Seekriege; 

3. um die Frage nach der Begrenzung des neutralen Ver- 
kehrsrechtes durch das Biocaderecht der Kriegsparteien. 

Wir erörtern hier zunächst die sub i und 2 verzeichneten 
und im nächsten Zusammenhange stehenden Fragen, während 
wir die Wirkungen des Biocaderechtes für die Neutralen ge- 
sondert im dritten Kapitel vorfuhren. 2) 

§ 197. 
Da sich das Verbot der Zufuhr von Kriegsbedarf an eine 
Kriegspartei durch die Neutralen aus dem Wesen der Neutralität 

') Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 321 u. f., sowie die in 
Note 7 zum vorigen Paragraphe verzeichnete Literatur. 

*) Vergl. die »Darlegung der einzelnen Fnagen« bei Heffter, a. a. O., 

s. 325—326. 
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von selbst ergibt, so ist auch das Recht der Kriegsparteien, 
gegen eine solche Zufuhr strafend einzuschreiten, nach positivem 
europäischem Völkerrechte über allen Zweifel erhaben. Die gegen 
das Verbot (contra bannum) zugeführten Gegenstände werden 
als »Kriegscontrebandec bezeichnet. Die Frage der verbotenen 
Zufuhr gliedert sich demgemäss in die Fragen nach den Artikeln, 
nach dem Thatbestande und nach den Folgen der Kriegs- 
contrebande.3) 

Eine allgemein massgebende Definition des Begriffes der 
Kriegscontrebande kann nicht aufgestellt werden. Soweit daher 
hierüber nicht giltige Verträge entscheiden, vermag nur Das- 
jenige als Kriegscontrebande zu gelten, was zu allen Zeiten von 
allen Völkern gleichmässig als Contrebande der Neutralen be- 
handelt worden ist, d. h. jede militärische Angriffs- und Schutz- 
waffe nebst Kriegsmunition. Von anderweitigen Artikeln, deren 
Eigenschaft als Kriegscontrebande in Theorie und Praxis bald 
behauptet und bald bestritten wird, sind namentlich hervor- 
zuheben: Materialien, welche zu Kriegsbedürfnissen verarbeitet 
werden können; Pferde; Dampfmaschinen für Kriegsschiffe und 
Theile derselben; Kohlen; Lebensmittel; baares Geld; Schifte, 
welche zu Kriegszwecken irgend welcher Art gebaut oder aus- 
gerüstet sind.*) — Der blosse Verkauf der verbotenen Gegen- 



') Ueber Kriegscontrebande siehe im Allgemeinen Heffter, a. a. O., 
S. 337 — 350, sowie Per eis, Seerecht, S. 253 — 271. — Vergl. auch H. Leh- 
mann, Die Zufuhr von Kriegscontrebande nach kriegführenden Ländern seitens 
Neutraler. Kiel 1877. — Moseley, What is contraband of war and what is 
not; comprising all the American and English authorities on the subject. Lon- 
don 1861. 

*) Ueber die Gegenstände der Kriegscontrebande siehe Heffter, a. a. O., 
S. 341 — 343, sowie Pereis, Seerecht, S. 255—259. — Auch die Pariser Decla- 
ration hat keinen Versuch gemacht, die Gegenstände der Kriegscontrebande in 
eine einheitliche Formel zusammenzufassen. — Während Lebensmittel und Geld, 
soweit nicht directe Zufuhr zu einer feindlichen Flotte stattfindet, jetzt kaum mehr 
}5ur möglichen Contrebande gerechnet werden, besteht noch immer eine schwan- 
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stände an eine Kriegspartei begründet jedoch für den Gegner 
noch kein Recht zur Bestrafung des Neutralen; zur Straffällig- 
keit gehört vielmehr ein Versuch der Zuführung an den Feind 
und die Ergreifung des Contrebandirers während der Zufuhr."*) — 
Liegt der Thatbestand der Kriegscontrebande vor, so bestehen 
im Betretungsfalle die Folgen in der Wegnahme und Confisca- 
tion des Objectes, beziehungsweise auch des Transportmittels 
und (nach partikulärer Praxis) auch der an Bord desselben 
Schiffes befindlichen unverfänglichen Waaren. Die Confiscation 
erfolgt entweder gegen Ersatz oder ohne solchen und zwar 
gegen Ersatz: a) soweit Solches durch Vertrag vereinbart ist; 
b) nach partikulärer Praxis, wenn angenommen wurde, dass der 
neutrale Eigenthümer der Contrebande-Artikel keine Kenntniss 
von deren Bestimmung für den Feind hatte.®) 



kende Theorie und Praxis bezüglich der Kohlen. Siehe namentlich Geffcken 
bei Heffter, a. a. O., S. 344 — 345. 

*) Für die Beurtheilung der Frage, ob ein Fall der Kriegscontrebande 
vorliege, ist neben dem Charakter des Objectes dessen Bestimmung massgebend. 
Für die Ermittelung dieser Bestimmung kommt zunächst der aus den Schiffspapie- 
ren sich ergebende Bestimmungsort in Betracht. Wenn jedoch der Verdacht der 
Kriegscontrebande angezeigt erscheint, so genügt zur Beseitigung desselben die 
Angabe eines unverfänglichen Bestimmungsortes in den Schiffspapieren wenigstens 
dann nicht, wenn der Curs des betreffenden Schiffes ein anderer ist, als er nach 
dem Inhalte der Ladungspapiere und zwar insbesondere der Connossemente sein 
müsste. Siehe Pereis, Seerecht, S. 259. 

•) Pereis bemerkt (Seerecht, S. 265) mit Recht: Die Wissentlichkeit der 
Beförderung von Kriegscontrebande rechtfertigt sicherlich die strengsten Repressiv- 
massregeln. Wer wissentlich Kriegscontrebande befördert oder befördern lässt und 
mithin die Unterstützung einer Kriegspartei unternimmt, begeht eine feindselige 
Handlung gegen die andere Partei und setzt sich selbst solcher Behandlung aus. 
Handelsinteressen müssen sich auf dem Kriegsgebiete den Interessen der Krieg- 
führung unterordnen; jeder neutrale Privatmann, der wissentlich den Feind be- 
günstigt, ist für seine Person nicht mehr neutral. — Strenge auf diesem Gebiete 
erscheint sogar als eine Pflicht der Humanität, weil dieselbe zur Abkürzung der 
Kriege beiträgt. — Vergl. Oppenheim, Völkerrecht, S. 247. 
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Die neuere Praxis hat den Begriff der Kriegscontrebande 
auch auf gewisse anderweitige Transporte der Neutralen ausge- 
dehnt, denen eine Beförderung oder Unterstützung der Absichten 
und Zwecke einer Kriegspartei gegen die andere unverkennbar zu 
Grunde liegt. Hauptfalle einer solchen » uneigentlichen c Kriegs- 
contrebande (contrebande par accident) sind: i. die Zufuhr von 
Mannschaften für den Land- oder Seekrieg; 2. die Beförderung von 
Depeschen an oder für eine Kriegspartei; 3. der Transport von 
Agenten der Kriegsparteien, wenn die Bestimmung derselben auf 
die Unterstützung der Kriegszwecke und die Beschaffung von 
Kriegsmitteln gerichtet ist. Die Folge des Thatbestandes der un- 
eigentlichen Kriegscontrebande ist die Wegnahme, resp. Gefangen- 
nahme, des Objectes und — je nach den Umständen — auch 
die Confiscation des Transportmittels.') 

§ 198. 
Die Frage nach den Beschränkungen des neutralen Fracht- 
verkehres in Folge des den Kriegsparteien zustehenden Beute- 
rechtes im Seekriege gliedert sich des Näheren in die Doppel- 
frage, inwieweit die Ausübung dieses Rechtes zulässig sei: 
I. wenn nur das Schiff feindlicher Nationalität, die Ladung aber 
neutrales Eigenthum ist; 2. wenn nur die Ladung feindliches 
Eigenthum, das Schiff aber ein neutrales ist. Die hiemit be- 
zeichnete Doppelfrage hat folgende Lösungen gefunden: a) neu- 
trales Gut auf feindlichem Schiffe ist der Wegnahme unterworfen 
(»unfrei Schiff — unfrei Gut«), resp. dasselbe ist der Wegnahme 
nicht unterworfen (»unfrei Schiff — frei Gut«); — b) feindliches 
Gut auf neutralem Schiffe ist der Wegnahme unterworfen (»frei 
Schiff — unfrei Gut«), resp. dasselbe ist der Wegnahme nicht 

^) Ueber die » uneigentliche c Kriegscontrebande oder über die »analogen 
Fälle der Contrebande« siehe Heffter, a. a. O., S. 348, sowie Pereis, Seerecbt, 
S. 267 — 271. Vergl. auch H. Marquardsen, Der Trcntfall. Zur Lehre von 
der Kriegscontrebande und dem Transportdienste der Neutralen. Erlangen 1862. 
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unterworfen (»frei Schiff — frei Gut«), beziehungsweise dasselbe 
ist nebst dem Schiffe der Wegnahme unterworfen (»unfrei Gut — 
unfrei Schiff«). Diese Lösungen haben sich in drei verschiedenen 
Systemen entwickelt.^) 

Das älteste System ist das System des Consolato del mare» 
welches die Regel aufstellt, dass feindliches Gut auf neutralem 
Schiffe der Wegnahme unterworfen, dagegen neutrales Gut auf 
feindlichem Schiffe der Wegnahme nicht unterworfen sei.^) Un- 
gleich weiter ging in der Begünstigung der Kriegsparteien das 
System Frankreichs, welches seit circa 1400 erklärte: »Feind- 
liches Schiff wird mit allen darauf befindlichen, selbst neutralen 
Gütern confiscirt« (mit der Parömie: »Unfrei Schiff — unfrei Gut«) 
und sogar nicht selten mit dem noch weiter gehenden Zusätze: 
»Neutrales Schiff verfällt, wenn es feindliches Gut geladen hat« 
(mit der Parömie: »Unfrei Gut — unfrei Schiff«).'^') 



^) Siehe über die Beschränkungen des neutralen Frachtverkehres Heff- 
ter, a. a. O., S. 350—355, sowie Per eis, Seerecht, S. 237 — 245. — Vergl. 
auch M. Furneaux, Abridged history of the principal treatises of peace with 
reference to the question of the neutral flag protecting the property of the 
Enemy. London 1837. — Ferd. Conte Lucchesi-Palli, Principi di diritto 
pubbl. inaritimo. Nap. 1841. — Aegidi und Kl au hold, Frei Schiff unter 
Feindes Flagge. Urkundliche Darstellung der Bestrebungen zur Fortbildung des 
Seerechtes seit 1856. Hamburg 1866. 

8) Wir schliessen uns im Texte wesentlich an die lichtvolle und gründliche 
Darstellung von Pereis an. 

>o) Erst im Utrechter Tractate gab Frankreich dieses harte Recht auf; 
der Vertrag mit den Hansastädten von 17 16 und 1769 führte jedoch zum Theile 
das alte strenge System zurück. Der Tractat mit Nordamerika von 1778 bewilligte 
den Neutralen den Satz: »Frei Schiff frei Gut«, wodurch aber an sich noch 
nicht der andere Satz: »Unfrei Schiff — unfrei Gut« aufgehoben wurde; gegen 
Ende des Jahrhundertes adoptirte dann Frankreich zeitweilig die Sätze des Con- 
solato del Mare. Im Jahre 18 12 proclamirte Napoleon I. den Grundsatz: »Frei 
Schiff — frei Gut« und zwar »als einen immer (!) von Frankreich befolgten Grund- 
satz«. Vergl. V. Kaltenborn's Artikel »Seekrieg« in Bluntschli's Staats- 
Wörterbuch, IX. S. 380. 
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Das dritte System begründet die Freiheit des feindlichen 
Gutes auf neutralem Schiffe und des neutralen Gutes auf feind- 
lichem Schiffe. Die Pariser Pacification von 1856 führte zu der 
gemeinsam vereinbarten Erklärung der Paciscenten: Die neutrale 
Flagge deckt die feindliche Waare mit Ausnahme von Kriegs- 
contrebande (Regel 2); die neutrale Waare, mit Ausnahme von 
Kriegscontrebande, ist nicht beschlagnehmbar unter feindlicher 
Flagge (Regel 3). Diese Grundsätze der Seerechtsdeclaration 
vom 16. April 1856 stellen das für die seekriegsrechtliche Praxis 
gegenwärtig geltende Recht dar.") 



*>) Pereis erklärt (Seerecht, S. 245): Da diese Grundsätze nicht nur fiir 
die Signaturmächte, sondern für die grosse Reihe von Staaten verbindlich sind, 
welche in der Folge der Seerech ts-Declaration beitraten, und da dieselben auch 
von Spanien und den Vereinigten Staaten von Nordamerika, welche mit Rück- 
sicht auf die Regel I (Abschaffung der Caperei) den Beitritt zur Declaration 
selbst abgelehnt hatten , sowie von vielen anderen aussereuropäischen Staaten, 
welche eine förmliche generelle Beitrittserklärung nicht abgegeben haben, in einer 
Zahl von Verträgen als massgebend für die contrahirenden Theile anerkannt 
wurden, so stellen sie das für die seekriegsrechtliche Praxis fast allgemein, 
in Gemässheit ausdrücklicher Annahme, geltende Recht dar. Russland erklärte 
demgemäss in dem Ukas vom 24. Mai 1877, betreifend die Regeln der Krieg- 
fährang, die Regeln als anwendbar auf alle Mächte »sans en excepter les Etats- 
Unis de TAm^rique du Nord et l'Espagne, qui jusqu'ä prdsent n'ont pas adh^r^ 
k cette ddclaration (de Paris)«. 
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Drittes Kapitel. 

Die Verkehrsi^eclite der Neutralen in ihrer Begrenzung durch das 

Biocaderecht der Kriegsparteien J) 

§ 199. 

Während das Recht der Friedensblocade vielfach, jedoch — 
wie wir früher nachgewiesen haben — mit unzureichenden Grün- 
den bestritten wird, ist das Recht der Kriegsblocade als ein 
unbestreitbares Recht der Kriegsparteien unter einander allge- 
mein anerkannt : der Blocadezustand hat daher den unbedingten 
Anspruch auf Anerkennung von Seiten der Neutralen, obwohl 
eine Schädigung der Handelsinteressen der Neutralen von der 
fraglichen Massregel unzertrennlich ist. 

Aus dem Rechte zur Verhängung einer Blocade durch die 
Kriegsparteien und aus dem Ansprüche auf Anerkennung des 
Blocadezustandes von Seiten der Neutralen ergibt sich, dass 
neutrale Schiffe, welche sich einer Störung der Blocade schuldig 
machen und sohin ein der Kriegspartei zustehendes Recht ver- 
letzen, wegen dieser Rechtsverletzung verantwortlich werden. 
Die hier fragliche Rechtsverletzung selbst wird als Biocadebruch 
bezeichnet. Die Folge des Biocadebruches besteht aber seit 
Jahrhunderten in der Confiscation des Schiffes und regelmässig 
auch der Ladung. 

Für den Thatbestand des Biocadebruches sind erforderlich : 



») Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 328 — 337, und die da- 
selbst S. 329 verzeichnete Literatur, sowie Pereis, Seerecht, S. 279 — 290. — 
Siehe auch J. G. Deane, The Law of Blockade as contained in the report of 
eight cases argued and detcrmined in the High Court of Admiralty on thc 
Blockade of the coast of Courland 1854, London 1855. — H. 13. Deane, Thc 
Law of Blockade: Its history, present conditiou and probable future. An inter- 
national Law Essay. London 1S70. 
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die effective Existenz der Blocade, das Bekanntsein derselben 
und der Versuch des Biocadebruches. ^) 

§ 2CX). 

Die Blocade muss zunächst eine ^ effective« sein, d. h. nach 
der Formulirung des Satzes durch die Pariser Declaration vom 
i6. April 1856: »die Blocaden, um verpflichtend zu sein, müssen 
wirklich bestehen, d. h. durch eine hinreichende Macht ausgeübt 
werden, um den Zugang zum feindlichen Küstengebiete thatsäch- 
lich zu verhindern«. Ueber die Frage, unter welchen Voraussetzun- 
gen die Absperrung als eine im Sinne der Pariser Declaration 
»effective« anzusehen sei, und insbesondere darüber, welche Zahl 
von Schiffen diesfalls erfordert werde und in welcher Entfernung 
von dem blokirten Districte die Schiffe stationirt sein müssen, kann 
nur jeweilig nach den besonderen Verhältnissen des einzelnen Falles 
geurtheilt werden. Den schroffsten Gegensatz zur Effectivität der 
Blocade und einen Act roher Willkür bedeutet die von England 
und Frankreich lange geübte Blocade auf dem Papiere (blocus 
sur papier), wobei eine Kriegspartei eine bestimmte Küste oder 
ganze Länder und Inseln ohne alle Mittel zur thatsächlichen 
Durchführung der Blocade als im Blocadezustande befindlich 



2) Obwohl die Schliessung an und für sich für neutrale Kriegs- und Handels- 
schiffe verbindlich ist, so werden doch die Kriegsschiffe nicht selten eximirt. — 
Gcffcken erklärt (bei Heffter, a. a. O., S. 336): Neutrale Staatsschiffe, 
welche ja eben keinen Handel treiben, gegen den die Blocade geht, können nie 
weggenommen werden und müssen frei ein- und ausgelassen werden, um eventuell 
den Verkehr ihrer Regierung mit ihrem dortigen Gesandten zu vermitteln oder 
ihre Unterthancn zu schützen. — Die französische Regierung decretirte übrigens, 
als ihre Flotte die Küsten der argentinischen Republik blokirte: »Les bätiments 
de guerre neutres se presentant devaiit un port bloqu^ doivent aussi 6tre invites 
ä s'^Iüigner; s'ils persistent, le commandant du blocus a le droit de s'opposer k 
Icur entree par la force ; et la responsabilit^ de tQUt ce <jui peut s'cnsuivre, pesern 
5ur les viokteurs du blocus.« 
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erklärt und gegen die Contravenienten, deren man habhaft wird, 
die Nachtheile der wirklichen Blocade eintreten lässt.^) 

Die blosse Thatsache der Absperrung eines Küstendistrictes 
vermag jedoch die Rechtsverbindlichkeit einer Blocade für die 
Neutralen noch nicht zu begründen; es muss vielmehr mit der 
Thatsache der Absperrung eine Benachrichtigung oder eine ent- 
sprechende Notification an die Neutralen verbunden werden. 
Die Benachrichtigung ergeht: i. auf diplomatischem Wege an 
die neutralen Mächte, 2. durch den Commandanten der blokiren- 
den Streitkräfte an die Repräsentanten der neutralen Staaten in 
dem Districte seiner Wirksamkeit und — je nach den Umstän- 
den — auch an die Localbehörden in den blokirten Hafenplätzen, 
3. nach neuerer Praxis ausserdem an diejenigen in See betrof- 
fenen neutralen Handelsschiffe, bei welchen man zu der Annahme 
der Unbekanntschaft mit der Existenz der Blocade berechtigt ist.*) 

Schiffe, welche vor der Blocade schon im Hafen lagen, 
müssen eine angemessene Frist erhalten, um frei aus dem Haf^n 
hinausgehen zu können. Schiffe, welche mit Licenz in den Hafen 
hineingelassen worden sind, haben auch freien Hinausgang. Schiffe, 
welche durch Noth in den blokirten Hafen getrieben wurden, ver- 
letzen die Blocade nicht und dürfen frei hinausgehen, haben sich 
aber jeder Handelsoperation im Hafen zu enthalten.*) 

§ 201. 

Für den Thatbestand des Biocadebruches wird schliess- 
lich erfordert, dass der Neutrale schon factisch in der Aus- 



•) Um die Eifectivität vor dem Prisengerichte zu beweisen, genügt nach 
neuerer englischer Praxis die dienstliche, resp. eidliche, Erklärung des comman- 
direnden Officiers der Biocadestation: »dass die Blocade durch eine hinreichende 
Macht ausgeübt worden sei.« — Vergl. jedoch diesfalls Pereis, Seerecht, S. 279. 

*) Ueber die Bekanntmachung der Blocade vergl. namentlich Per eis, 
Scerecht, S. 280 — 281. 

») Siehe Gcffckeu bei Heffter, a, a. 0., S. 335—336. 
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führung des Versuches betreten werde, die Blocadelinie zu durch- 
brechen.®) 

Es ist daher insbesondere ungerecht, ein neutrales Schiff 
schon deshalb des Biocadebruches anzuklagen, weil es sich auf 
dem Wege nach einem blokirten Orte befindet; in der Praxis 
wird freilich oft sogar das Recht behauptet, Schiffe, welche auf 
der Hinreise die Blocade gebrochen haben, auf der Rückreise 
zu nehmen.^) 

Nach factischer Aufhebung einer effectiven Blocade kann 
selbst ein beabsichtigter Biocadebruch nicht mehr bestraft 
werden.^) 



•) Der Thatbestand des Blocadebruches pflegt angenommen zu werden, 
wenn ein nach dem blokirten Platze bestimmtes Schiff ausserhalb der Blocade- 
linie in der Nähe zu Anker geht, beidreht oder kreuzt, weil in solchen Fällen 
sich die Vermuthung rechtfertigt, dass das Schiff die nächstbeste Gelegenheit be- 
nützen will, um die Linie zu durchbrechen. Vergl. Per eis, Seerecht, S. 284. 

') Ueber die Anwendung, der Theorie von der sogenannten »einheitlichen 
Reise« auf den Biocadebruch siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 335. — 
Vergl. auch Travers Twiss, The doctrine of continous voyages as applied to 
contraband of war and blockade contrasted with the declaration of Paris of 1856, 
in the Law Magazine and Review von 1877. 

^] Nach Aufhebung der Blocade ist auch die Wegnahme wegen früher 
begangenen Blocadebruches nicht mehr zulässig. Dieser Grundsatz beruht darauf, 
dass mit der Beendigung der Blocade alle aus dem Biocaderechte hervorgehenden 
Befugnisse der blokirenden Macht, soweit sie nicht bereits factisch geltend gemacht 
worden sind, von selbst wegfallen. Vergl. Pereis, Seerecht, S. 285. 
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Dritter Abschnitt, 

Die Massregelri der Kriegsparteien gegen den Missbraucli der 

Neutralitilt und die Vorlielirungen der Neutralen gegen miss- 

bräuchlictie Massregeln der KridgsparteienJ) 



Erstes Kapitel. 
. Das Dnrchsachongsrecht.') . 

§ 202. 

Die Hauptmassregel gegen den allfälligen Missbrauch der 
Neutralität bildet das sogenannte Durchsuchungsrecht oder das 
Heimsuchungs- und Untersuchungsrecht (Jus visitationis, Droit 
de visitCj Right öf visit and search), d. h. das Recht der Kriegs- 
parteien, Handelsschiffe auf See anhalten und visitiren zu lassen. 
Dieses Recht der Kriegsparteien ist von jeher ausgeübt und 
niemals mit Erfolg bestritten worden. Das Durchsuchungsrecht 
im Kriege bleibt, wie Geffcken hervorhebt, unentbehrlich, so 
lange man noch überhaupt eine Wegnahme von Privateigenthum 
zulässt (»also nicht blos noch heute, sondern auch wenn die 
Freiheit des Privateigenthumes principiell anerkannt wird; denn 
auch dann muss die Contrebande weggenommen werden können, 
welche erst die Durchsuchung feststellen kann«). 3) 

Beim Durchsuchungsrechte handelt es sich um einen dop- 
pelten Zweck, zunächst nämlich um die Feststellung der Natio- 

*) Hiebei sind namentlich in Betracht zu ziehen: i. das Durchsuchungs- 
recht, 2. die Prisengerichtsbarkeit |g[egen Neutrale, 3. die ausserordentlichen Mass- 
regeln der Kriegsparteien zum Nachtheile der Neutralen. 

2) Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 359 u. f., sowie Pereis, 
Seerecht, S. 290 — 309. — Vergl. auch v. Kaltenborn's Artikel »Durch- 
suchungsrecht« in Bluntschli's Staatswörterbuch, III. S. 183 u. f. 

3) Siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 360. 



<• . 



275 



nalität des angehaltenen Schiffes und sodann — nach Constati- 
rung der neutralen Qualität — um Vergewisserung darüber, ob 
das Schiff eine Verletzung der Neutralitätspflichten beabsichtige 
oder bereits verschuldet habe. Die speciellen Gegenstände der 
Ermittelung beziehen sich demgemäss insbesondere auf die drei 
Punkte : ob das neutrale Schiff Kriegscontrebande mit sich führe ; 
ob das neutrale Schiff nach einem blokirten Hafen zu gehen 
beabsichtige oder von einem blokirten Hafen herkomme; ob das 
neutrale Schiff, nachdem feindliches Privateigenthum durch die 
neutrale Flagge gedeckt wird, etwa feindliches Staätseigenthum 
an Bord habe.*) 

Zur Ausübung des Durchsuchungsrechtes sind Kriegsschiffe 
und Caper berechtigt, soweit Caper überhaupt noch vorkommen 
und für sie das fragliche Recht nicht ausdrücklich ausgeschlos- 
sen ist. Die Ausübung selbst darf auf offener See und in den 
Territorialgewässern der Kriegsparteien, jedoch nicht auf neutra- 
lem Seegebiete erfolgen. Das Verfahren bei der Durchsuchung 
zerfallt in der Regel in drei Acte, nämlich in: die Anhaltung, 
die Prüfung der Schiffspapiere und die eigentliche Durchsuchung.*) 

§ 203. 
Das Durchsuchungsrecht der Kriegsparteien erleidet eine 
Einschränkung durch die sogenannte Convoyirung, d. h. das 
Schutzgeleit neutraler Handelsschiffe durch neutrale Kriegsschiffe. 
Der Convoy neutraler Handelsschiffe soll den Kriegsparteien 
die Garantie dafür gewähren, dass auf den convoyirten Schiffen 
sich keine Contrebande-Artikel befinden und dass die Bestim- 



*) Vergl. Pereis, Seerecht, S. 290. 

») Das Verfahren bei der Durchsuchung ist vielfach vertragsmässig ge- 
regelt. Als Muster auch der neueren Vereinbarungen hat in der Regel Art. 17" 
des pyrenäischen Friedensvertrages vom 7. November 1659 zwischen Frankreich 
und Spanien gedient. Ueber die Einzelheiten des Verfahrens in dessen drei 
Acten vergl. namentlich P e r e 1 s , Seerecht, »S. 293 — 300. 

i8* 
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mung der Schiffe eine erlaubte sei. Mit der Gewährung solcher 
Garantie entfällt der Zweck der eigentlichen Durchsuchung.^) 

Der Commandant des Convoy's ist verpflichtet, vor Antritt 
der Reise von der Unverfänglichkeit der Ladung und der Be- 
stimmung der zu geleitenden Schiffe sich zu überzeugen. Die 
Ausübung des Durchsuchungsrechtes beschränkt sich dann auf 
die Entgegennahme einer Erklärung des Convoy-Commandanten 
darüber: ob die betreffenden Fahrzeuge wirklich zu seinem 
Convoy gehören; welche Nationalität und Bestimmung die Fahr- 
zeuge haben; ob die Fahrzeuge Kricgscontrebande an Bord 
führen. Zur Entgegennahme dieser Erklärung entsendet der 
Kreuzer einen Officier an Bord des Geleitschiffes.') 

Wenn die geforderte Erklärung befriedigend ausfällt, so 
muss von jeder weiteren Ausübung des Durchsuchungsrechtes 
Abstand genommen werden.®) 

§ 204. 
Falls ein neutrales Schiff der Durchsuchung sich thätlich 
widersetzt oder zu solcher Widersetzung die Veranstaltung trifft, 
kann die sofortige Beschlagnahme und Wegführung des Schiffes 
erfolgen.^ 



•) Nach Geffcken hat die Frage des Convoy wesentlich nur noch ge- 
schichtliches Interesse, weil heute kein Staat eine hinlängliche Kriegsmarine hat, 
um seine Handelsschiffe geleiten zu lassen. Siehe Geffcken bei Heffter, 
a. a. O., S. 365. 

') Siehe Pereis, Seerecht, S. 303 u. f. 

8) Eine Durchsuchung ist dagegen als gerechtfertigt anzusehen: i. wenn 
der Convoy-Befehlshaber es ablehnt, die erforderte Erklärung abzugeben; 2. wenn 
er erklärt, dass das eine oder andere von den Schiffen überhaupt nicht zu seinem 
Convoy gehöre; 3. wenn sich aus der Erklärung ergibt, dass ein Schift in einer 
Neutralitätsverletzung begriffen ist. Vergl. Pereis, Seerecht, S. 307. 

*) Ueber die 1 799 erfolgte Aufbringung convoyirter dänischer Schiffe durch 
englische Kreuzer wegen des durch den dänischen Convoy-Befehlshaber geleisteten 
Widerstandes gegen die Durchsuchung vergl. Percls, Seerecht, S. 302 u. f. 



277 



Beschlagnahme und Wegfuhrung eines Schiffes treten ausser- 
dem ein: 

1. wenn dasselbe sich nicht sofort als ein neutrales legiti- 
miren kann; 

2. wenn es sich im Falle einer offenbaren Verletzung der 
Rechte einer Kriegspartei (bezüglich einer Blocade oder ver- 
botenen Zufuhr) befindet; 

3. wenn sich der Verdacht einer Unrichtigkeit in der einen 
oder anderen Hinsicht ergibt (z. B. in Ermanglung oder bei 
UnVollständigkeit der Schiffspapiere). '°) 

Sobald die Beschlagnahme des neutralen Schiffes erfolgt 
ist, obliegt dem Nehmer die Verantwortlichkeit gegen den 
neutralen Schiffseigenthümer und Befrachter für Nachtheile einer 
ungerechten Beschlagnahme: in Ansehung der Wegführung der 
Prise gilt das gleiche Verfahren, welches bei den feindlichen 
Schiffen in Anwendung kommt.*') 



w) SicheHeffter, a. a. O., S. 365. — Vergl. Percls, Secrecht, S. 300— 301. 
11) Siehe unsere früheren Auseinandersetzungen über die Ausübung des 
Seebeuterechtes. 
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Zweites Kapitel. 
Die Prisengerichtsbarkeit gegen Neutrale J) 

§ 205. 

Auch die Rechtmässigkeit der Prise gegen den Neutralen 
unterliegt der Entscheidung eines Prisengerichtes.^) 

Die Ausübung dieser Gerichtsbarkeit steht jedem krieg- 
führenden Staate selbst zu.^) 

Eine Hauptausnahme von der Competenz des kriegführen- 
den Staates begründet der Fall, in welchem die Wegnahme auf 
neutralem Gebiete oder durch Missbrauch des neutralen Gebietes 
zu einem illegalen Angriffe erfolgt ist.*) 

§ 206. 

Auch der Neutrale hat den Beweis der Unrechtmässigkeit 
der Captur zu erbringen, d. h. das Verfahren bei den Prisen- 
gerichten der Kriegsparteien ist auch den Neutralen gegenüber 
ein sogenannter Reclameprocess. 



Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 367 — 372. 

2) Siebe Bluntschli, a. a. O., S. 435 u. f. 

3) Dieser Grundsatz wird in der Praxis auch im Falle der Wegnahme des 
neutralen Schiffes auf offener See angewendet, obwohl diese nicht einer beson- 
deren Gebietshoheit und sohin auch nicht derjenigen des Nehmestaates unter- 
worfen ist. 

*) Auch in dem hiebei vorausgesetzten Falle ist der neutrale Staat nur 
competent zur Prüfung der Frage, ob der kriegerische Act in der That in seinem 
maritimen Hoheitsgebiete erfolgt sei, — nicht aber competent zur Beurtheilung 
der Legalität der Prise von anderen Gesichtspunkten aus. Der neutrale Staat 
hat auch nicht das Recht zur Verurtheilung des Caplors im Falle • einer wirklichen 
Verletzung der Souveränetätsrechte des Neutralen, weil der Commandant eines 
Kriegsschiffes für seine Diensthandlungen nur dem eigenen Souveräne verant- 
wortlich ist. Vergl. Per eis, Seerecht, S. 315. 
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Die Form des Verfahrens, sowie die Grundsätze des Be- 
weises und das Materielle der zu fallenden Entscheidung richten 
sich nach den Gesetzen des Landfes, dessen Behörden mit der 
Prisengerichtsbarkeit beauftragt sind. 

Ein Anderes kann allerdings durch Verträge mit den Neu- 
tralen im concreten Falle vereinbart sein.') 

§ 207. 

Der Spruch des Prisengerichtes begründet auch für die 
Neutralen formelles Recht. 

Der Kriegsstaat, welcher das Prisengericht bestellt hat, 
ist jedoch dem neutralen Staate verantwortlich für jedes offen- 
bare Unrecht, welches das Prisengericht im Widerspruche mit 
dem Völkerrechte den neutralen Eigenthümern zugefügt hat. 

Falls hierüber zwischen dem Kriegsstaate und dem neu- 
tralen Staate ein völkerrechtlicher Streit entsteht, so ist dieser 
Streit nach völkerrechtlichen Grundsätzen und sohin zunächst 
durch Unterhandlung und friedliche Mittel zu ischlichten *^) 



^) Die bestehenden Verträge beschränken sich jedoch in der Regel dahiuf, 
eine unparteiische Justiz in Prisensachen und etwa auch die Mittheilung der be- 
tretenden Prisenurtheile zur gegenseitigen Pflicht zu machen. 

«) Vergl. Bluntschli, a. a. O., S. 460—471. — Pereis bemerkt (See- 
recht, S. 318): »Die ausschliessliche Zuständigkeit des Nehmestaates zur Unter- 
suchung und Aburtheilung in Prisensachen schliesst selbstverständlich . nicht aus, 
dass der neutrale Staat, wenn durch solche Aburtheilungen die Interessen seiner 
Angehörigen in rechtswidriger Weise verletzt sind, für die letzteren im Wege 
der Intervention, zunächst durch Reclamation auf diplomatischem Wege, eintritt.« 
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Drittes Kapitel. 

Ansserordentliche Massregeln der Kriegsparteien zum Nachtheile der 

NentralenJ) 

§ 208. 

Mitunter haben die Kriegsparteien wohl auch schon Mass- 
regeln getroffen, durch welche die sonst gemeinhin anerkannte 
Verkehrsrechtssphäre der Neutralen in ausserordentlicher Weise 
willkürlich und ohne zwingenden Grund eingeengt wird; der- 
artige Massregeln waren und sind z. B. die eigenmächtige un- 
gebührliche Vermehrung der Contrebandeartikel und das Ver- 
bot jeder Correspondenz mit dem Feinde und jeder Berühi-ung 
des feindlichen Gebietes. 2) 

§ 209. 
Beharrt eine Kriegspartei den Vorstellungen und Be- 
schwerden der Neutralen gegenüber bei der getroffenen ausser- 
ordentlichen Massregel, so stellt dieselbe den Neutralen die 
Wahl zwischen Nachgiebigkeit oder Kriegserklärung.^) 

§ 210. 

Keinem Zweifel unterliegt das Recht eines jeden neutralen 
Staates, in Vereinzelung oder in Verbindung mit anderen neu- 



«) Vcrgl. Heffter, a. a. O., S. 372 u. f. 

*) Man erinnere sich z. B. an das sogenannte Aushungerungssystem der 
Coalition gegen das revolutionäre Frankreich (1793) oder an das allgemeine 
Biocadesystem Englands gegen Frankreich und seine AUiirten ohne effectiven 
Blocadezustand (1806) oder an das Napoleonische Continental-System ! 

>) Insofeme hat Heffter Recht, wenn er (a. a. O., S. 374) behauptet, 
dass es im Felde des Völkerrechtes keine traurigere Gestalt gebe, als die eines 
Neutralen den grösseren Seemächten gegenüber. — Bluntschli's Wort, dass 
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tralen Staaten zur Handhabung der Grundsätze der Neutralität 
eine bewaffnete Macht aufzustellen.*) 

Bekanntlich ist z. B. die bewaffnete nordische Neutralität 
oder die bewaffnete Neutralität unter den nordischen Mächten 
zu dem Zwecke abgeschlossen worden, um die Rechte der 
Neutralen gegenüber einer zu weit getriebenen Beschränkung 
von Seiten der im Kriege befindlichen Parteien zu schützen und 
diese Beschränkung abzuweisen.^) 

Die bewaffnete Neutralität suchte sogar eine den Neu- 
tralen günstige Entscheidung über die sogenannten »zweifel- 
haften Fälle dnes erlaubten neutralen Handelsverkehres t durch- 
zusetzen und — beispielsweise — den Grundsatz der Erlaubtheit 
des neutralen Handels von Hafen zu Hafen oder längs den 
Küsten eines feindlichen Staates (Cabotage, coasting rade, 
Küstenhandel) als einen »sich von selbst verstehenden« Grund- 
satz in den Codex des Völkerrechtes einzuschreiben.**) 

an den Grenzen des neutralen Gebietes sich die Brandung der Kriegsfluth breche, 
findet daher wenigstens auf das neutrale Verkehrsrecht ausserhalb des neutralen 
Gebietes noch nicht die entsprechend ebenmässige Anwendung. 

*) Schon in diesem allgemein anerkannten Rechte der Neutralen und in 
dessen unbestrittener Ausübung liegt eine Bürgschaft für die dereinstige Erfüllung 
der von Heffter (a» a. O., S. 376 — 377) so schön ausgedrückten Hoffnung, 
dass das Rechtsgefühl aller Glieder des europäischen Staatenkreises sich überein- 
stimmend von dem morschen Kram selbstsüchtiger Maximen lossagen werde, 
welche noch im Anfange des Jahrhundertes das vermeintliche Seerecht der Neu- 
tralen bildeten, durch dessen Anwendung einst jene berühmten Prisenrichter — 
wie Sir Marriot, Jenkinson und Will. Scott — in patriotischem Eifer 
den Handel der Neutralen abschlachteten, jede andere Rechtsanforderung in das 
Reich der Chimäre eines goldenen Zeitalters verweisend! 

») Vergl. Heffter, a. a. O., S. 324 und S. 374. 

•) Siehe Heffter, a. a. O., S. 356; vergl. auch Bluntschli, a. a. O., 
S. 431. 
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Einverleibung 31 u. f. 

Embargo 202. 

Emissaires Caches ou secrets 117. 

Empfangsstaat 120. 

Entlassung aus dem Staatsverbande 
86 u. f. 

Entlassung der Kriegsgefangenen gegen 
Einsetzung des Ehrenwortes 228 u. f. 

Envoy^ confidentiel 117. 

Envoy^s 130. 

Ergänzungsverträge 189. 

Erneuerung der Verträge 192. 

Espionnage 221. 

Exequatur 155 und 158. 

Exterritorialität 104 u. f. 

Exterritorialitatsprivilegien der Gesand- 
ten 137 u. f. 

F. 

Familiengenossen eines Souveräns, völker- 
rechtliche Stellung derselben, 1 10 u. f. 
Familienmitglieder der Gesandten 145. 
Feinde, active und passive, 216. 
Feldprediger 224. 
Flüchtlinge, politische, 94 u. f. 
Flösse, Schifffahrt auf denselben, 79. 
Franchise de l'hAtel 140. 
Franctireurs 217. 
Freibeuter 207. 
Freicorps 217- 
Freiheit, personliche, 65. 
Frei Schiff — frei Gut 268. 
Frei Schiff — unfrei Gut 267. 
Freischützen 217. 
Fremdenvertreibungen 91. 
Friedensblocade 203. 
Friedensclauseln 249. 
Friedensschi uss 249 u. f. 



Friedensschluss, Beginn seiner Wirksam- 
keit, 251. 
Friedensschluss, Bruch desselben, 25 t. 
Fünf-Mächte-Bund 54- 
Fürsten, als Staatsoberhäupter, 99 u. f. 

G. 

Gabella emigrationis 87. 

Garantie 182 u. f. 

Garantie, einfache und zusammengeset7.te, 

183. 

Garantie, gegenseitige, 183. 

Garantie, vollständige, 184. 

Gebietshoheit 61 u. f., 68. 

Gebietshoheit, Erwerb und Verlust, so- 
wie Beschränkungen derselben, 72 u. f. 

Gehorsam diplomatischer Beamten 149. 

Geiseln im Kriege, 225. 

Geiseln, Ueberlieferung solcher behufs 
Verstärkung von Verträgen, 182. 

Generalconsuln 156 u. f. 

Genfer Convention 224. 

Gerichtsbarkeit, consularischc, 160 u. f. 

Gesandte II5 u. f. 

Gesandte, charakterisirte, 1 1 5. 

Gesandte, Functionen derselben, 145 u. f. 

Gesandtschaftsrecht 120 u. f. 

Gesandtschaftssecretäre 145. 

Geschäftsträger 130 und 132. 

Gesellschaftsverträge 167 u. f. 

Gewohnheitsrecht als Quelle des Vol- 
kerrechtes 5. 

Gleichgewicht unter den Staaten, 51 u. f. 

Glocken 234. 

Grenzen des Staatsgebietes 68 u. f. 

Grossmächte 46. 

Gubernatores, englische, 152. 

Gute Dienste, s. bons offices. 

H. 

Halbsouveränetät 40 u, f., 49 u. f. 
Handels- und Handelsgeschäftssperre 2 1 5. 
Hauptparteien, im Kriege, 208. 
Heimatlosigkeit 85 u. f. 

19 
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Heimsuchungsrecht 274 u. f. 
Hierarchie des diplomatischen Dienstes 

128 u. f. 
Hofceremoniel 109. 
Honores regii (honneurs royaux) 48. 

I. 

Illegitimität, des Ursprunges einer Staats- 
regierung, 102. 
Inhibitorien 211, 215 u. f. 
Inländer im Auslande 88 u. f. 
Insignien, der Staaten, 46. 
International law l. 
Internirung 95. 
Internuntien 132. 

Interpretationsregeln der Verträge 1 89 u. f. 
Interventionsrecht 42 u. f. 

J. 

Jus angariae 262. 

Jus avocandi 89. 

Jus belli, im objcctiven und subjectiven 

Sinne, 206. 
Jus fetiale 129. 

Jus franchisiae sive franchisiarum 140. 
Jus inter gentes l. 

Jus repraesentationis omnimodae 10 1. 
Jus territoriale 58. 
Jus obstagii l8i. 
Jus visitationis 274 u. f. 

E. 

Kapellenrecht des Gesandten 138 u. f. 
Kleinstaaten 46. 
Korsaren 207. 
Krankenwagen 224. 
Krieg, Begriff und Eintheilungen, 204 u. f. 
Kriegsbeendigung 247 u. f. 
Kriegsbeute, im Landkriege, 231 u. f. 
Kriegsbeute, im Seekriege, 235 u. f. 
Kriegsblocade, im Gegensatze zur Frie- 

densblocade, 203. 
Kriegscontrebande, s. Contrebande. 



Kriegsconventionen 243. 
Kriegserklärung 210 u. f. 
KriegserÖfihung 210, unmittelbare Wir* 

kungen derselben 213 u. f. 
Kriegsfeld 208 u. f. 
Kriegsgefangeaschaft 2^6 u. f. 
Kriegshilfe 208. 
Kriegsmanier 206. 
Kriegsmanifeste 210. 
Kriegsmittel, erlaubte und unerlaubte, 

219 u. f. 
Kriegsparteien 207 u. f. 
Kriegsraison 206. 
Kriegsrebellen 231. 
Kriegsrecht 204 u. f. 
Kriegsschauplats 208 u. f. 
Kriegsstand, persönlicher, activer und 

passiver, 2l6 u. f. 
Kriegsverräther 23a 
Kuli und Kulihandel 67. 
Kundschafter 221. 
KQstenhandel der Neutralen 281. 
KQstenmeer (Küstengewässer) 70. 

L. 

.L'air fait libre" 65. 

Landbeute 231 u. f. 

Landblocade 203. 

Landkrieg 206. 

Landseen 69. 

Legaten 129. 

Legaten a oder de latere 131. 

Legitimität des Ursprunges einer Staats- 
regierung 102. 

Lettre de provision 155, 

Lettre de rappel 134. 

Lettre de rteeance 134. 

Licenzen 211, 2 15 u. f. und 239. 

List 219 u. f. 

Literatur des Völkerrechtes 9 u. f. 

Localisirung des Krieges 209. 

Los, Entscheidung von Streitigkeiten 
durch dasselbe, 199. 

Loslassungsverträge 24^. 

»Luft macht frei" 65. 
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M. 

Majestät (Titel) 48. 

Marodeurs 231. 

Mediation 178 u. f. 

Meerbusen 70. 

Meerengen 71. 

Meere, geschlossene, 71. 

Meereseinbrüche 70. 

Meeresfreiheit 63 u. f. 

Meer, offenes, 63 u. f. 

Memoirs, deren Verbreitung vor dem 

Kriege, 197. 
Meuchelmord, an Feinden, 221. 
Militärspitäler 224. 
Minister, bevollmächtigte, 130, 132. 
Ministres de c^r^monie (d'^tiquelte) 116. 
Ministerium des Auswärtigen II5 und 

148. 
Ministres publics 115. 
Minister-Residenten (Ministres r^sidens) 

131 u. f. 
Minneverfahren 196. 
Mittelstaaten 46. 

N. 

Nachsteuer 87. 

Nebenartikel (und Principalartikel) in 

Verträgen 187. 
Nebenparteien, im Kriege, 208. 
Nebenwirkungen eines Friedensschlusses 

251. 
Negerhandel 66. 

Negociateur secret 1 1 7. 

Neutrale, deren Rechte, 261 u. f. 

Neutrale, deren Vorkehrungen gegen 
missbräuchliche Massregeln der Kriegs- 
parteien 274 u. f. 

Neutrales Gebiet 257 u. f., 261 u. f. 

Neutrale Staaten, Personen und Eigen- 
thura ihrer Unterthanen, 262. 

Neutrale Staaten, deren Verkehr unter 
einander, 262. 

Neutralität, Begriff derselben, 256. 

Neutralität, deren Bedingungen, 257 u. f. 






Neutralität, bewaffnete, 257 und 281. . 
Neutralität, ewige, 257. 
Neutralität, freiwillige, 257. 
Neutralität, noth wendige, 257. 
Neutralität, unvollständige, 256 u. f. 
Neutralitätsbruch, durch den neutralen 
Staat und durch dessen Unterthanen, 

259. 
Neutralitö bienveillante 257. 

Nichtcombattanten 223. 
NomadenvAlker 26. 
Nuntien 130 u. f. 



Obedienzgesandtschaflen 103. 
Oberherrliche Staaten 40. 
Occupatio (Occupation) 72 u. f. 
Oeffentlicher Krieg (im Unterschiede vom 

, Kriege der Privatpersonen" und vom 

„gemischten Kriege") 207. 
Offenes Meer 63 u. f. 
Offensivkrieg, s. Angriffiskrieg. 
Organe des Staatenverkehres 99 u. f. 
Ortspflichten 32. 
Ortsrechte 32. 

p. 

Paix, pure et simple, 249. 

Papst, dessen völkerrechtliche Stellung, 

112 u. f. 
Pardon 223. 

Pariser Pacification 21 8 und 269. 
Pariser Seerechtsdeclaration 269. 
Parlamentäre 224 u. f. 
Parlamentärflagge 225. 
Pentarchie 54. 
Personalunion 38. 

Personen, völkerrechtliche, 25 u. f. 
Perpetual allegiance 87. 
Piraten 81. 
Pleonarchie 100. 
Postliminium 253 u. f. 
Präsidenten, in der Republik, 99 u. f. 
Primat, des Papstes, 11 3. 

•9* 
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Principalartikel (und Nebenartikel) in 

Verträgen 187. 
Priiengericht 236. 
Prisengerichtsbarkeit 240 u. f. 
Prisengerichtsbarkeit, gegen Neutrale, 

278 u. f. 
Prisenrecht 236 u» f. 
Privateers 217. 
Privatanleiheu der Kriegsparleien bei 

Neutralen 260. 
Privateigenthum, im Landkriege, 231 u. f. 
Privateigenthum, im Seekriege, 235 u. f. 
Privatrecht, internationales, 91. 
Prolongation der Verträge 192. 
Proxenen 150 u. f. 

Q 

Quartier (Pardon) 223. 
Quartierfreiheit der Gesandten 140. 
Quellen, des europäischen Völkerrechtes, 
4 u. f. 

B. 

Räuber 23 1. 

Kangclasse der Gesandten 128. 

Rang der Gesandten im diplomatischen 
Corps 133 f. 

Rang, der Staaten, 46 u. f. 

Rauzionirungsverträge 244. 

Ratification 175 u. f. 

Realunion 38, 

Rechtsgleichheit, der Staaten, 45 u. f. 

Reclameprocess, vor den Prisengerich- 
ten, 242 und 278. 

Regulatorische Verträge 167. 

Reich 38. 

Renouvellement der Verträge 192. 

Repressalien, Begriff und Zweck, 201 u. f. 

Reprise 236 u. f. 

Requisitionen 244. 

Residenzpflicht 149. 

Responsales 129. 

Retorsion, Begriff und Zweck, 2CX) u. f. 

Rheden 70. 

Right of Visit and search 274 u. f. 



Salut 82 u. f. 

Schiedsgericht 198 u. f. 

Schiedsrichter 198 u. f. 

Schiedsspruch 198 u. f. 

Schißisgruss 82 u. f. 

Schiffsrecht 78 u. f. 

Schutzbriefertheilungen 244. 

Schutzgeleit neutraler Handelsschiffe 
27s u. f. 

Schutzgenossen, consularische, 162. 

Schutzpflicht, gegenüber den Inländern 
im Auslande, 89 u. f. 

Schutzstaaten 40 und 49. 

Sclaven, flüchtige, fremde, 65 u. f. 

Sclavenhandel 66. 

Sclavenmärkte 66. 

Sclaverei, deren Aufhebung, 66 u. f. 

Seebeute 235 u. f. 

Seeblocade 203. 

Seeceremoniel 82 u. f. 
Seefischereigewerbe , dessen Exemtion 

vom Seebeuterechte, 239. 
Seekrieg 206. 
Seewehr, freiwillige, 219. 
Selbsterhaltungsrecht der Staaten 57 u. f. 
Selbstgerichtsbarkeit d. Gesandten 139 u. f. 
Servituten, internationale, 75 u. f. 
Servituten, conventioneile, 75. 
Servituten, herkömmliche, 75 u. f. 
Servitutes juris gentium naturales 75. 
Servitutes juris gentium voluntarlae 75. 
Souveräne und deren Familienmitglieder, 

ihre Stellung im Kriege, 225 u. f. 
Souveränetät, persönliche, 100 u. f. 
Souveränetät, der Staaten, 34 u. f. 
Souveränetät, Träger derselben, 100. 
Souzeränetät 40. 

Sicherheitspässe, militärische, 244. 
Souveräne, Ehrenprädicate und Titula- 
turen derselben, iio. 
Spione 229. 
Sponsion 174. 

Staaten, als Subjtcte des Völkerrechtes 
oder als Völkerrecht!. Personen, 25 u. f. 
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Staatenbund 37 u. f. 

Staatenconferenzen 54 u. f. 

Staatencongresse 54 u. f. 

Staatenkategorieen 37 u. f. 

Staaten, neue, deren Entstehung und 
Anerkennung, 28 u. f. 

Staatensysteme 51 u. f. 

Staaten, Untergang derselben, 31 u. f. 

Staaten vertrage 166 u. f. 

Staaten, zusammengesetzte, 37 u. f. 

Staatsangehörigkeit 84 u. f. 

Staatsburgerrecht 84. 

Staatsdienstbarkeiten, internationale, 
75 u. f. 

Staatsehre 58. 

Staatsgalanterie 109. 

«Staatsgebiet, dessen Begriff und Grenzen, 
68 u. f. 

Staatsgebiet, dessen Erwerb und Verlust, 
72 u. f. • 

Staatsgenossenschaft 84 u. f. 

Staatsoberhäupter, Exterritorialität der- 
selben, 104 u. f. 

Staatsoberhäupter, als Organe staatlichen 
Verkehres, 100 u. f. 

Staatsoberhäupter, deren Repräsenta- 
tionsrecht, 100 u. f. 

Staatsoberhäupter, als souveräne Per- 
sonen, 109 u. f. 

Staatsverträge 166 u. f. 

Strafkrieg 206. 

Strafrecht, internationales, 91. 

Strandrecht 80. 

Streit, der Staaten, 193 u. f. 

Streitigkeiten der Staaten, Entstehung, 
195 u. f. 

Streitigkeiten der Staaten, Erledigung 
durch Verständigung, 197 u. f. 

Streitigkeiten der Staaten, Erledigung 
durch Selbsthilfe ohne Krieg, 200 u. f. 

Ströme und Flösse 79. 

Subditi temporarii 91. 



Telonarii 151. 

Territoria clausa et non clausa 68. 

Territoria subordinata 68. 

Territorium principale 68. 

Territorial hoheit 61 u. f., 68. 

Territorialmeer 70. 

Territorialprincip 88. 

Territorial waters 70. 

Thal weg 69. 

Titel, der Staaten, 46 u. f. 

Tractate 170. 

Tr^ve, s. WaiTeostillstand. 

u. 

Uebergabe auf Gnade und Ungnade 245. 
Ueberläufer zum Feinde 229. 
Unfrei Gut — unfrei Schiff 268. 
Unfrei Schiff — frei Gut 267. 
Unfrei Schiff — unfrei Gut 267. 
Untergang der Staaten 31 u. f. 
Unterpfänder, Bestellung derselben, 181. 
Untersuchungsrecht 274 u. f. 
Usucapio 72 u. f. 
Usurpator, Giltigkeit seiner Acte, 33. 



Vasallenstaaten 40 und 49. 

Verbindlichkeiten ohne Vertrag (qua.si 
ex contractu und ex delicto) 167. 

Verfassungs- Veränderungen, deren völ- 
kerrechtliche Bedeutung, 32. 

Verjährung 72 u. f. 

Verkauf von Staatsgebiet 74 u. f. 

Verkehrsrecht, internationales, 59. 

Verlängerung der Verträge 192. 

Verlust von Staatsgebiet 74 u. f. 

Vermittelung 197. 

Vernichtungskrieg 206. 

Vernichtung von Prisen 240 u. f. 

Verschwörung unter Kriegsgefangenen 
228. 

Versicherungen feindlicher Güter 215. 
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Verständigung. Erledigung von Streitig- 
keiten durch solche, 197. 

Vertheidigungskrieg 205 u. f. 

VertnHge 166 u. f. 

Verträge, Abschluss derselben, 172 u. f. 

Verträge, Auslegung derselben, 189 u. f. 

Verträge, Bestätigung (Confirmation) der- 
selben, 192. 

Verträge, Betheiligung dritter Staaten 
an denselben, 178 u. f. 

Verträge, diplomatische, 169. 

Verträge, Einwirkung des Krieges auf 
dieselben, 214. 

Verträge, Ende oder Erlöschung der- 
selben, 191 u. f. 

Verträge, Erfüllung derselben, 186 u. f. 

Verträge, Form derselben, 170. 

Verträije, Inhalt derselben, 173. 

Verträge, kosmopolitische, 169. 

Verträge, politische, 169. 

Verträge, Prolongation derselben, 192. 

Verträge, Quellen des Völkerrechtes, 
5 u. f. 

Verträge, Ratification derselben, 175 u. f. 

Verträge, Sicherung derselben, 181 u. f. 

Verträge, sociale, 169. 

Verträge, Subjecte derselben, 172 u. f. 

Verträge. Verlängerung derselben, 192. 

Verträge, Verstärkung derselben, 181 u. f. 

Vertragsverhällnisse, internationale, 166 
u. f. 

Verwendung, gütliche, 178. 

Viceconsuln 156 u. f. 

Visdomini de Fontico de! Tedeschi 151. 

Völkerrecht, Begriff, i. 

Völkerrecht, europäisches oder positives 
und philosophisches, 2 u. f. 



Völkerrecht, Geschichte und Literatur 

9 u. f. 
Völkerrecht, Quellen, 4 u. f. 
Vorkaufsrecht (droit de priemt ion) 262 

w. 

Waffenlieferungen an Kriegführende, Ver- 
bot derselben durch den neutralen 
Staat 260. 

Waffenlos 199. 

Waffenruhe 245 u. f. 

Waffenstillstand und Waffenstillstands- 
vertrag 245 u. f. 

Wahlconsuln 154 und 157 u. f. 

Wegeföhrer 230. 

Wegweisung von Gesandten 134. 

Wehrkraft, staatliche, und deren Ange- 
hörige 217. 

Wiener Congress und Protokoll 130. 

Wiener Rangreglement 133 u. f. 



X. 



Xenelasien 212. 



z. 

Zeugnisspflicht der Gesandten 141. 
Zollconferenzen 117. 
Zollvereinsbevollmächtigte 117. 
Zollvereinscommissarien 117. 
Zufuhr, verbotene, s. Contrebande. 
Zwang 250. 
Zweikampf 199. 
Zwischenregierung 254. 
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Von dem Verfasser des vorliegenden Buches erschienen 
ferner: 

Das 

Moderne Kriegsrecht 

der 

civilisirten Staatenwelt. 



Verlag von Ulr, Mosers Buchhandlung (J. Meyerhoff) 

in Graz, 

Brosch. I fl. = 2 Rm. 



Das 



Oesterreichische Wechselrecht. 



Zum Gebrauche 
an höheren Handels- und Gewerbeschulen, 

sowie auch für den 

Handels- und Gewerbestand und znm Selbstanterrichte 

leicht fasslich erläutert. 
Verlag von Carl Gerolds Sohn in Wien. 

Brosch. 3 fl. =r 6 Rm. 
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